
 

 
 

 
 Ausschuss für Umwelt, 

Klimaschutz, Mobilität und 
Planung 

 

 
 
 

 

An die 
Mitglieder des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung 
des Kreises Warendorf 
 
nachrichtlich: 
allen übrigen Kreistagsmitgliedern 
 

 
 
 Warendorf, den 09.05.2025 

 
 
 

Einladung 
 

zur Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität 
und Planung  

am Donnerstag, dem 22.05.2025, um 09:00 Uhr 
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
hiermit lade ich Sie ein zur nächsten Sitzung des Ausschusses für Umwelt, 
Klimaschutz, Mobilität und Planung 
 

am Donnerstag, dem 22.05.2025, um 09:00 Uhr, 
 

im Großen Ausschusszimmer des Kreishauses Warendorf (4. OG, Raum C 
4.26). 

 
 
 

Tagesordnung: 

    I. Öffentlicher Teil  
   
 1   Fragestunde für Einwohnerinnen und Einwohner  
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 2   Bericht der Verwaltung  
   
 3   Bericht über die strukturelle Weiterentwicklung des NWL 

und über die SPNV-Reform in NRW 
093/2025 

   
 4   Fortführung der Öko-Modellregion Münsterland 067/2025 
   
 5   Aktualisierung des Kreisentwicklungsprogramms 

WAF2030plus 
084/2025 

   
 6   Förderantrag zum MobiTicket 2026 085/2025 
   
 7   Fortführung des DeutschlandTickets 086/2025 
   
 8   Gründung eines „ZukunftsWald Kreis Warendorf e.V.“ 099/2025 
   
 9   Kauf- und Abtretungsvertrag über Geschäftsanteile 

zwischen Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH 
(WVG) und Verkehrsgesellschaft Kreis Unna (VKU), 
Änderung Gesellschaftsvertrag WVG 

066/2025 

   
 10   Aufnahme der Verkehrsgesellschaft der Grevener 

Verkehrs GmbH (GVG) 
069/2025 

   
 11   Änderung der Gesellschaftsverträge des ECOWEST 

VERBUNDES und des MVA HAMM VERBUNDES 
057/2025 

   
 12   Fortführung des Entsorgungsvertrages der AWG 

KOMMUNAL mit dem Kreis Warendorf 
058/2025 

   
 13   Fortführung des Entsorgungsvertrages der AWG mit 

dem Kreis Warendorf 
065/2025 

   
    II. Nichtöffentlicher Teil  
   
 1   Bericht der Verwaltung  
   
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
gez. 

beglaubigt: 
 
gez.  
 

 
Guido Gutsche 
Vorsitzender 
 

Michael Ottmann 
Dezernent für Bauen, Planung und 
Umwelt 
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Berichtsvorlage öffentlich 

 
 

Federführendes Amt Nr. 

Amt für Planung und Naturschutz 093/2025 
 
 
Betreff: 
 
Bericht über die strukturelle Weiterentwicklung des NWL und über die SPNV-Reform in 
NRW 
 
 

Beratungsfolge Termin 

 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung 22.05.2025 
Berichterstattung: KLD Martin Terwey   

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Zur Kenntnis 
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Erläuterungen: 
 
Über die aktuellen Entwicklungen der Reform des Schienenpersonennahverkehrs in 
NRW und der strukturellen Weiterentwicklung des Zweckverbandes Nahverkehr 
Westfalen-Lippe (NWL) wird die stellvertretende Geschäftsführerin des NWL, Frau 
Christiane Auffermann, in der Sitzung berichten. 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
 

 
Beschlussvorlage öffentlich 

 
 

Federführendes Amt Nr. 

Amt für Planung und Naturschutz 067/2025 
 
Betreff: 
 
Fortführung der Öko-Modellregion Münsterland 
 

Beratungsfolge Termin 

 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung 22.05.2025 
Berichterstattung: KLD Martin Terwey   

Kreisausschuss 27.06.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

Kreistag 04.07.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

 
 

Finanzielle Auswirkungen:  ja  nein 
    
Falls ja:    
Im Haushaltsplan vorgesehen:  ja  nein 
   
Produkt  Nr. 090110 Bez. Räumliche Planung und Entwicklung 
     
Ergebnisplanposition oder Investition  Nr. 13 Bez. Aufwendungen für Sach- und 

Dienstleistungen  
     
Betrag  a) für den Zweck veranschlagt und  a) 11.500 EUR 

b) ab 2026 erforderlich b) 12.633 EUR 
   

 
Beschlussvorschlag: 

 
 1. Die Verwaltung wird beauftragt, in Abstimmung mit den weiteren Münsterland- 

     kreisen und der Stadt Münster auf eine Fortführung der Öko-Modellregion 

     Münsterland in einer zweiten Förderphase ab dem 01.12.2025 hinzuwirken. 

 

2.  Das Konzept zur Fortsetzung der Öko-Modellregion Münsterland wird vom  

     Münsterland e. V., den Münsterlandkreisen und der Stadt Münster erarbeitet. 

 

3.  Im Falle einer erfolgreichen Bewerbung werden die geförderten Personalstellen 

     weiterhin beim Münsterland e. V. angesiedelt. 
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Erläuterungen: 
 
Seit über zwei Jahren fördert die Öko-Modellregion Münsterland den Absatz 

bioregionaler Lebensmittel. Die Schwerpunkte liegen auf der Stärkung bioregionaler 

Zutaten in der Gemeinschaftsverpflegung, der Förderung im Einzel- und Großhandel 

sowie der Schließung von Lücken in der Wertschöpfungskette. Das Projekt unterstützt 

Unternehmen bei der Erschließung des lokalen Bio-Marktes und trägt zur 

Nachhaltigkeitsstrategie 2030 in Nordrhein-Westfalen bei. 

 

Die Finanzierung erfolgt zu 80 % durch das Ministerium für Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz. Der Kreis Warendorf beteiligt sich mit einem jährlichen Zuschuss von 

11.333 Euro. Die Finanzierung deckt anteilig das koordinierende Projektmanagement mit 

1,75 Personalstellen sowie die Sachkosten. 

 

Das in den vergangenen beiden Jahren etablierte Netzwerk mit rund 700 Akteuren bildet 

die Basis der Aktivitäten der Öko-Modellregion Münsterland. Dazu gehören etwa 160 

landwirtschaftliche Betriebe, 120 Unternehmen aus der Verarbeitung, 90 Akteure aus 

dem Lebensmittelhandel, 250 Betriebe der Außer-Haus-Verpflegung sowie 80 weitere 

Multiplikatoren. Durch diese Vernetzung konnten zahlreiche Initiativen umgesetzt 

werden. Allein 80 Unternehmen kommen aus dem Kreis Warendorf, womit wirtschaftliche 

Synergieeffekte auch in unserer Region verbunden sind. In einem zweiten Schritt wurden 

münsterlandweit rund 50 Unternehmen in der Außer-Haus-Verpflegung identifiziert, die 

am Projekt interessiert sind und auf die sich die Zusammenarbeit in Zukunft 

konzentrieren soll - davon allein 12 Kantinen und Küchen im Kreis Warendorf. Im 

direkten Austausch wurden gleichzeitig über 35 Bedarfe an bioregionalen Produkten und 

damit neue Absatzmöglichkeiten im Münsterland identifiziert. Davon sind rund zehn 

Bedarfe allein im Kreis Warendorf verzeichnet worden. Im Ergebnis sind so vielfältige 

Potentiale zur Absatzsteigerung durch eine proaktive Wirtschaftsförderung entstanden. 

Hervorzuheben ist auch die im Rahmen der Öko-Modellregion Münsterland unterstützte 

Umstellung eines konventionellen Schweinemastbetriebs in Ahlen auf Öko-Landbau. 

Parallel dazu wurden Fördermittel für eine Konzeptstudie zum bioregionalen Teller in der 

Gemeinschaftsverpflegung sowie für einen Genussführer Münsterland und 

Bildungsmaterial zum Ökolandbau eingeworben. Die Umsetzung der Konzeptstudie ist 

ab Herbst 2025 vorgesehen. 

 

Für die Zukunft soll insbesondere das Netzwerk zum Handel und die 

Sichtbarkeitbioregionaler Produkte weiter ausgebaut werden. Angebote für Dorf- und 

Hofläden sollen entwickelt werden, um die Direktvermarktung und Wertschöpfung zu 

fördern. 

 

Die aktuelle Förderung endet am 30.11.2025. Drei der vier weiteren Öko-Modellregionen 

in NRW haben bereits eine Verlängerung beantragt und bewilligt bekommen. Eine 

Antragstellung für die Öko-Modellregion Münsterland ist bis spätestens Sommer 2025 

erforderlich. 
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Der Lenkungskreis (Kreisverwaltungen des Münsterlandes, Stadtverwaltung Münster und 

Münsterland e. V.) empfiehlt eine Fortführung des Projekts, um bestehende Strukturen 

weiterzuentwickeln. Geplante Schwerpunkte sind die Unterstützung umstellungswilliger 

Unternehmen durch Workshops zur Biozertifizierung, die Umsetzung des Konzepts 

„bioregionaler Teller“ und die Weiterführung der Matching-Plattform. Gleichzeitig soll der 

Dialog mit der konventionellen Landwirtschaft intensiviert werden, u. a. durch 

Kooperationen mit dem Münsterland-Siegel und der Landwirtschaftskammer. 

 

Im Falle einer erfolgreichen Verlängerung der Öko-Modellregion Münsterland geht die 

Kreisverwaltung von einer Förderquote von 80 Prozent aus. Bisher betrug die 

Anteilsfinanzierung des Kreises Warendorfs über drei Jahre jährlich 11.333 Euro, die sich 

aus 3.333 Euro Eigenteil sowie 8.000 Euro als Zuschuss für eine halbe Personalstelle 

zusammensetzen. Für die kommenden drei Jahre wird sich die Anteilsfinanzierung von 

11.333 EUR pro Jahr auf voraussichtlich 12.633 Euro pro Jahr verändern. Ursächlich 

dafür sind die - aufgrund der regulären Tariferhöhungen des öffentlichen Dienstes 2025 – 

gestiegenen Personalkosten des Münsterland e. V. Diese steigen von 8.000 Euro auf 

9.300 Euro pro Jahr.  

 
Als Anlage ist ein Sachstandsbericht mit weiteren Hintergrundinformationen zur Öko-
Modellregion Münsterland beigefügt. 
 
Die Kreise Steinfurt und Coesfeld haben der Beschlussvorlage bereits zugestimmt. 
 
In der Sitzung des Ausschusses für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung wird 
Frau Juliane Rabe, Projektleiterin Öko-Modellregion Münsterland vom Münsterland e. V., 
berichten.  
 
Anlage: 
Sachstand_Öko_Modellregion_WAF 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Sachstandsbericht der Öko-Modellregion Münsterland | Kreis Warendorf (Stand: 02.2025) 
 

 

 Einführung 

 

Darum kümmert sich die Öko-Modellregion im Münsterland:  

Wir kümmern uns um die Steigerung der ökologisch bewirtschafteten, landwirtschaftlichen Fläche im 

Münsterland. Das möchten wir durch die Steigerung des Absatzes von regionalen Bio-Produkten mit 

Hilfe des Aufbaus und der Pflege eines aktiven Unternehmens-Netzwerkes schaffen. 

 

 

Das steht bei uns im Mittelpunkt: 

 
• mehr bioregionale Zutaten in der Außer-Haus-Verpflegung (Gemeinschaftsverpflegung) 

• mehr bioregionale Produkte im Lebensmitteleinzelhandel und Großhandel 

• Lücken in den bioregionalen Wertschöpfungsketten suchen, finden und schließen 

 

Warum braucht das Münsterland die Öko-Modellregion? 

 

 Wir unterstützen die Betriebe entlang der bioregionalen Wertschöpfung bei der Erschließung 

des wachsenden Bio-Marktsegmentes. 

 Wir unterstützen verschiedene, kreis- oder stadteigene Nachhaltigkeits-Maßnahmen. Hierzu 

zählen die Nachhaltigkeitsstrategie Münster 2030 (Stadt Münster), Fortschreibung 

Klimaschutzkonzept 3.0 (Kreis Borken), allg. Nachhaltigkeitsbemühungen des Kreises 

Warendorfs, Projekt „KlimaTisch Kreis Warendorf - Bündnis für Klimaschutz und 

Klimaanpassung“ und das Klimafolgenanpassungskonzept des Kreises Warendorfs. 

 Unsere Maßnahme ist notwendig, um einen wesentlichen Beitrag zur NRW 

Nachhaltigkeitsstrategie, der From Farm-to-Fork-Strategie der Europäischen Kommission und 

der bundesweiten Ernährungsstrategie zu leisten.  

 Im Rahmen der Nachhaltigkeitsstrategie NRW hat die Landesregierung sich zum Ziel gesetzt 

den Anteil des ökologischen Landbaus an der landwirtschaftlich genutzten Fläche auf 20% bis 

2030 zu erhöhen. Ein Instrument um die Erreichung dieses Ziels zu unterstützen ist die Öko-

Modellregion Münsterland. Im Münsterland liegt die Bio-Quote aktuell bei ca. 2%. Gemäß der 

EU-Zahlstelle gab es im ersten Projektjahr (von 2022 zu 2023) eine Steigerung der ökologisch 

bewirtschafteten, landwirtschaftlichen Flächen. Die folgenden Zahlen stehen für Betriebe, die 

einen Antrag auf Ökolandbau-Förderung gestellt haben. Der Flächenzuwachs in Hektar (ha) ist: 

o Stadt Münster: 64,0 

o Kreis Borken: 85,3 

o Kreis Coesfeld: 78,1 

o Kreis Steinfurt: 11,3 

o Kreis Warendorf: 116,4 
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Erfolge | Erreichtes im Kreis Warendorf 

 

• Umfassender münsterlandweiter Netzwerkaufbau für Lückenschluss der 

Wertschöpfungsketten über alle Kreise und Stadt Münster:  

o ca. 160 Unternehmen aus der Landwirtschaft 

o ca. 120 Unternehmen aus der Verarbeitung 

o ca. 90 Unternehmen aus Lebensmitteleinzel- und Großhandel 

o ca. 250 Unternehmen der Außer-Haus-Verpflegung   

o ca. 80 Multiplikatoren 

o in Summe: Verteilernetzwerk mit rund 700 Kontakten aus bspw. Unternehmen 

entlang bioregionaler Wertschöpfungsketten, Multiplikatoren, davon 240 im direkten 

Austausch mit Öko-Modellregion-Projektleitern 

 

 davon allein 80 Unternehmen aus dem Kreis Warendorf 

 

= damit sind zahlreiche wirtschaftliche Synergieeffekte auch in den Kreis Warendorf 

verbunden. 

 

• In einem zweiten Schritt wurden ca. 50 Unternehmen in der Außer-Haus-Verpflegung 

identifiziert, die am Projekt interessiert sind und auf die sich die Zusammenarbeit in Zukunft 

konzentrieren soll. 

 

 davon allein 12 im Kreis Warendorf 

 

• Im direkten Austausch wurden gleichzeitig über 35 Bedarfe an bioregionalen Produkten und 

damit neue Absatzmöglichkeiten im Münsterland identifiziert. 

 

 davon rund 10 im Kreis Warendorf  

 

= im Ergebnis vielfältige Potentiale zur Absatzsteigerung durch proaktive 

Wirtschaftsförderung 

 

o 3 Beispiele aus Kreis Warendorf:  

o 1. Therese Münsterteicher-Gesamschule (Ahlen): Bedarf an regionalen Bio-Backwaren  

o 2. technotrans (Sassenberg): Bedarf an bioregionalen Zutaten 

o 3. Regionale Edeka-Märkte und Dorfladenbox (Oelde): Bedarf an bioregionalen 

Produkten 

 

 

• Leuchtturmprojekt im Münsterland aus dem Kreis Warendorf: 

 

o Im Rahmen der Öko-Modellregion hat der konventionelle Schweinemastbetrieb 

Johannes Bühlmeyer (Ahlen) seine Umstellung auf Öko-Landbau beschlossen. 



Sachstandsbericht der Öko-Modellregion Münsterland | Kreis Warendorf (Stand: 02.2025) 
 

 

 Projektstatus: Baugenehmigung beantragt, Begleitung durch Öko-

Modellregion 

 

• Reichweitenstarke Netzwerkveranstaltungen zur regionsweiten Vernetzung und 

Commitment mit über 140 Gästen aus Praxis, Verbänden, Institutionen, Politik und 

Verwaltung. Darunter Silke Gorißen, Ministerin für Landwirtschaft und Verbraucherschutz des 

Landes NRW, sowie die Landräte der Münsterlandkreise, der Oberbürgermeister der Stadt 

Münster und weitere MdLs und MdBs. Herr Dr. Gericke sprach das Grußwort für das 

Münsterland. 

 

 

Fördermittelgewinnung: 

 

o Einwerbung von Fördermitteln zum Start einer bioregionalen Konzeptstudie in der 

Gemeinschaftsverpflegung. 

 durch einen Antrag auf Förderung von Informations-, Qualitäts- und 

Absatzförderungsmaßnahmen land- und ernährungswirtschaftlicher 

Erzeugnisse (82.572,70 €). Titel: Konzeptstudie für einen bioregionalen Teller 

in der Gemeinschaftsverpflegung in den Öko-Modellregionen in Nordrhein-

Westfalen 

 

o Einwerbung Zusatzförderung in Kooperation mit der Landesvereinigung 

Ökologischer Landbau NRW e.V. (LVÖ). Aus dem Zusatzbudget entstehen u.a. ein 

Genussführer Münsterland, Bildungsmaterial aus der „Was ist was“-Reihe, das 

kostenlose BNE-Bildungsangebot „Farm to Future“. Beteiligung aus dem Kreis 

Warendorf:  

 

 Emshof (Telgte) 

 Hof Berkhoff-Beumer (Ahlen) 

 Therese-Münsterteicher-Gesamtschule (Ahlen) 

 

 sowie ein Weiterbildungsangebot für landwirtschaftliche. Das 

Bildungsmaterial und der Genussführer werden interessierten Betrieben 

kostenlos zur Verfügung gestellt und ergänzen deren Angebot als 

außerschulischer Lernort. 

 

 

• Kontinuierlicher Aufbau von Erzeuger-Verarbeiter-Lieferketten:  

 

o Biohof Fockenbrock (Telgte) und Foodservice Manss (Hamm) 

o Ährenbrüder (Telgte) und Foodservice Manss (Hamm) 

 

 



Sachstandsbericht der Öko-Modellregion Münsterland | Kreis Warendorf (Stand: 02.2025) 
 

 

• Steigerung der Sichtbarkeit bioregionaler Zutaten durch die Erstellung einer neuen digitalen 

Plattform für Lieferanten an die Außer-Haus-Verpflegung, davon zwei Lieferanten aus dem 

Kreis Warendorf: 

 

o Hof Schulze Nahrup (Telgte) 

o Natürlich Schwienhorst (Hoetmar) 

 

• Aufbau von Kooperationen zu Groß- und Zwischenhändlern  

 

o Biohof Fockenbrock (Telgte)  

o Ährenbrüder (beide Telgte) 

 

 

Nächster Schritt:   

Geplanter Ausbau des Bio-Anteils im Kreis Warendorf 
 

o 1. Schritt: Alle kreiseigenen Liegenschaften bzw. Berufskollegs 

o 2. Schritt:  Ausweitung auf kreisweite Schul- und Kita-Verpflegung 
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Weitere Umsetzungen im Zuge der Öko-Modellregion: 

 

• Angebot eines Webinars zum öffentlichen Vergaberecht: In diesem Webinar nahmen über 20 

Interessierte aus dem Münsterland aus den Bereichen Nachhaltigkeit und Klimaschutz, 

Gesundheit, Kreisentwicklung, Schule und Vergabe teil. (Anmeldungen Kreis WAF: 4) 

• Regionale Präsentation der bioregionalen Land- und Lebensmittelwirtschaft: Seit 

Projektstart wurde das Thema in zehn Pressemitteilungen, zwei Radiobeiträge, sowie in über 

30 Vorträgen und Informationsständen auf Veranstaltungen wie z.B. Bio kann jeder 

(Freckenhorst), NRW kocht mit Bio (Freckenhorst), Tag der Landwirtschaft (Telgte).  

• Überregionale Präsentation der bioregionalen Land- und Lebensmittelwirtschaft: 

Repräsentation bioregionaler Produkte des Münsterlandes z.B. auf dem Sommerfest 

Landesvertretung NRW (Brüssel) (davon Kreis WAF: Hofgut Ashege (Rinkerode), Natürlich 

Schwienhorst (Hoetmar), Biohof Fockenbrock (Telgte)), auf der Bio-Messe BioWest, der 

Pflanzenbau-Fachmesse DLG-Feldtage, sowie in einem öffentlichen Fachgespräch im 

Deutschen Bundestag. 

• Organisation und Durchführung von innovativen Aktionen zur Absatzsteigerung beim 

Radsportevent Sparkassen Münsterland Giro 2023 und 2024. Das Rennen ist das erste Event, 

das den Sportlerinnen und Sportlern eine bioregionale Nachzielverpflegung anbietet. Es 

wurden jeweils 1.000 Tüten ausgegeben. (mit dabei aus Kreis WAF: Biohof Fockenbrock 

(Telgte)) 

• Erweiterung der Absatzwege bioregionaler Produkte durch vier neue Verkaufsstellen der 

bioregionalen Picknickkiste im Lebensmitteleinzelhandel (in Kooperation mit der Münsterland 

e.V.-Initiative picknick3). Davon eine Picknickkiste mit bioregionalen Produkten aus dem Kreis 

Warendorf (vertrieben durch Ökullus (Münster-Handorf)) 

• Vermittlung interessierter Unternehmen der Gemeinschaftsverpflegung in Coaching-

Programm: Zwei von neun Coaching-Plätze bei „NRW kocht mit Bio“ gingen an Betriebe aus 

der ÖMR Münsterland. ABH Event- und Gastroservice (Bocholt) ist seit 12.2024 bio-zertifiziert, 

die Mathilde Anneke-Gesamtschule (Münster) bereit ihre Biozertifizierung aktuell vor. 

• Öffentliche Sichtbarkeit für bioregionale Produkte: Ausstellung von fünf Schauregalen mit 

einer Produktauswahl an öffentlichen Orten in allen Kreisen und der Stadt Münster. Die 

Schauregale besitzen zusätzlich QR-Codes zu den Hersteller-Webseiten. (Standort WAF: 

Kreishaus) 
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Warum bleibt die Öko-Modellregion ein unverzichtbarer Teil der 

Region? 

 

 Stärkung bioregionaler Wertschöpfungsketten: Der Aufbau von neuen Lieferketten und die 

wachsende Zusammenarbeit mit Groß- und Zwischenhändlern zeigen, dass die bioregionale 

Landwirtschaft im Münsterland zunehmend integriert und effizienter wird. Gleichzeitig 

werden mit den Bio-Zertifizierungen der Kreishauskantine Kreis Borken und der Mathilde 

Anneke Gesamtschule in Münster erste Erfolge sichtbar, die bei den 50 identifizierten Küchen 

nun fortgesetzt werden sollen. Dies stärkt nicht nur die regionale Wirtschaft, sondern fördert 

auch nachhaltigere Liefermodelle, die langfristig bestehen können. 

 Wachsendes Netzwerk und stärkere Synergien: Mit einem Netzwerk von über 700 Kontakten 

und der aktiven Einbindung von 240 Unternehmen und Organisationen wird eine solide Basis 

für zukünftige Kooperationen geschaffen. Die regelmäßig organisierten Veranstaltungen 

fördern die Kommunikation und den Austausch innerhalb des Unternehmens-Netzwerkes, 

aber auch in die Politik und Gesellschaft, was Innovationen und neue Projekte begünstigt. 

 Erhöhte Sichtbarkeit und Akzeptanz bioregionaler Produkte: Die Schauregale, Pressearbeit 

und öffentliche Veranstaltungen haben dazu beigetragen, dass bioregionale Produkte 

präsenter und bekannter werden. Mit wachsender Aufmerksamkeit und gesteigertem 

Interesse der Verbraucher wird die Nachfrage nach solchen Produkten weiter zunehmen. 

 Innovative Projekte mit Modellcharakter: Die bioregionale Nachzielverpflegung beim 

Münsterland Giro und die „bioregionale Picknickkiste“ sind kreative Ansätze, die neue Wege 

für Absatzsteigerung und Verbraucherbindung aufzeigen. Diese Leuchtturmprojekte haben 

das Potenzial, auch überregional Nachahmer zu finden und damit das Münsterland als 

Vorreiter in der Bioregionalität zu positionieren. 

 



 

 
 

 
Beschlussvorlage öffentlich 

 
 

Federführendes Amt Nr. 

Amt für Planung und Naturschutz 084/2025 
 
 
Betreff: 
 
Aktualisierung des Kreisentwicklungsprogramms WAF2030plus 
 
 

Beratungsfolge Termin 

 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung 22.05.2025 
Berichterstattung: Leiter des Amtes für Planung und Naturschutz Martin Terwey   

Ausschuss für Bildung, Integration, Kultur und Sport 26.05.2025 

Berichterstattung: Leiterin des Amtes für Jugend und Bildung Frau Anke Frölich   

Ausschuss für Kinder, Jugendliche und Familien 26.05.2025 

Berichterstattung: Leiterin des Amtes für Jugend und Bildung Frau Anke Frölich   

Ausschuss für öffentliche Ordnung und Bevölkerungsschutz 27.05.2025 

Berichterstattung: stv. Leiter des Amtes für öffentliche Sicherheit, Ordnung und 
Straßenverkehr Herr Michael Frerich  

 

Ausschuss für Arbeit, Wirtschaft und Gleichstellung 28.05.2025 

Berichterstattung: Frau Petra Michalczak-Hülsmann, Geschäftsführerin der gfw   

Ausschuss für Soziales und Gesundheit 05.06.2025 

Berichterstattung: Leiterin des Sozialamtes Frau Kirsten Röttger   

Kreisausschuss 27.06.2025 

Berichterstattung: Landrat Dr. Gericke   

Kreistag 04.07.2025 

Berichterstattung: Landrat Dr. Gericke   

 
Finanzielle Auswirkungen:  ja  nein 
    
    

 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Aktualisierung und Fortschreibung des Kreisentwicklungsprogramms „WAF2030plus 

– Mit Sicherheit Zukunft“ wird in der vorliegenden Fassung zugestimmt. 
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Erläuterungen: 
 
Der Kreistag des Kreises Warendorf hat am 14.06.2024 mit großer Mehrheit 

beschlossen, das Kreisentwicklungsprogramm WAF2030plus zu aktualisieren und damit 

fortzuschreiben. Mit der Durchführung ist die Prognos AG beauftragt worden.  

 

Die Aktualisierung des Kreisentwicklungsprogramms stellt sicher, dass die Strategie den 

aktuellen Herausforderungen gerecht wird, da sich seit der Verabschiedung des letzten 

Programms in 2019 deutschlandweit und global Entwicklungen überholt haben und sich 

auch auf den Kreis Warendorf auswirken. 

Die Positionsbestimmung ist auf Basis neuer Daten für die vier Bereiche des 

Kreisentwicklungsprogramms 2019 aktualisiert worden. Das Handlungsfeld Klimaschutz 

und Umwelt wurde um den Bereich Mobilität ergänzt sowie das neue Handlungsfeld 

Sicherheit aufgenommen. Die fünf aktuellen Handlungsfelder lauten nun 

 

1. Wirtschaft & Arbeit 

2. Bildung & Wissenschaft 

3. Familien & Lebensqualität 

4. Klimaschutz, Mobilität & Umwelt 

5. Sicherheit 

 

Auf dieser Grundlage wurden fünf Leitprojekte identifiziert, die in digitalen 

Expertenkreisen auf der Fachebene mit Beteiligung der Politik ausgestaltet und 

abgestimmt wurden. Die Prognos AG hat die Vorschläge final ausgearbeitet und in 

Steckbriefen aufbereitet. Abschließend wurden die Steckbriefe im Rahmen einer Online-

Beteiligung zur Stellungnahme und Kommentierung noch einmal zur Verfügung gestellt.  

 

Die entwickelten Leitprojekte sind: 

 Zukunft der Arbeitswelt im Kreis Warendorf 

 Fachkräfteinitiative im Strukturwandel 

 Generationenübergreifend gut leben im Kreis Warendorf 

 Klimaschutz und -anpassung im Kreis Warendorf als integrierte Aufgabe 

 Resilienter Kreis Warendorf - gut vorbereitet und informiert in die Zukunft 
 

Diese Projekte einschließlich erster Teilprojekte bündeln Maßnahmen, die dem Kreis 

Warendorf neue Weichenstellungen ermöglichen, um für die aktuellen und zukünftigen 

Herausforderungen gut aufgestellt zu sein. Einige Teilprojekte, die schon 2019 im 

Programm enthalten waren und weiterhin aktuell sind, werden fortgeführt und 

entsprechend den jetzigen Herausforderungen weiterentwickelt. Das Programm sowie 

eine Synopse der eingegangenen Hinweise sind als Anlagen beigefügt. 

 

Die Aktualisierung wird im federführenden Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität 

und Planung durch die Prognos AG und in den anderen Fachausschüssen durch 

Vertreter der Verwaltung mit Schwerpunkt auf die fach-/ausschussspezifischen 

Leitprojekte vorgestellt. 
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Anlagen: 

2025-05-08_WAF2030plus_Bericht_Prognos 
Synopse Beteiligungsverfahren 
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1 Hintergrund und Prozess 

Seit 2012 gibt das Kreisentwicklungsprogramm WAF2030plus die Leitlinien der Entwicklung des 

Kreises Warendorf vor. Dazu wurden von Beginn an Leitprojekte und Maßnahmen in einem kolla-

borativen Beteiligungsprozess erarbeitet, die sicherstellen, dass die Stärken des Kreises genutzt 

werden, um die in einer vorangestellten Positionsbestimmung identifizierten Herausforderungen 

zu bewältigen. Die erfolgreiche Umsetzung der Maßnahmen ist einer der Grundpfeiler für die posi-

tive Entwicklung des Kreises Warendorf in den vergangenen Jahren. 

Das Kreisentwicklungsprogramm wurde im Jahr 2019 aktualisiert, um die Positionsbestimmung 

auf den aktuellen Stand zu bringen und sicherzustellen, dass das Maßnahmenprogramm auf sich 

verändernde Herausforderungen angepasst wird. Seit der Aktualisierung im Jahr 2019 haben 

sich viele Ereignisse überlagert, die zu massiven Veränderungen in beinahe allen gesellschaftli-

chen und wirtschaftlichen Bereichen geführt haben bzw. führen werden.  

Besonders bedeutsame Einschnitte der letzten Jahre sind die Corona-Pandemie und der Angriffs-

krieg Russlands auf die Ukraine. Die Pandemie und die damit verbundenen Einschränkungen wir-

ken heute noch nach: Auf der einen Seite profitiert die Arbeitswelt von den Digitalisierungsschü-

ben, auf der anderen Seite hat vor allem bei Kindern und Jugendlichen die psychische Belastung 

zugenommen. Der Krieg in Europa hat einen neuen Fokus auf äußere und innere Sicherheit ge-

legt, gleichzeitig haben viele Geflüchtete in Deutschland Schutz gesucht, so auch im Kreis Waren-

dorf. Auch die Folgen des Klimawandels werden im Kreis Warendorf immer deutlicher spürbar, 

wodurch Themen wir Hochwasser- oder Hitzeschutz stärker in den Fokus rücken. 

Um die Auswirkungen dieser tiefgreifenden Ereignisse auf den Kreis Warendorf einzuschätzen 

und ein neues, an diesen Herausforderungen ausgerichtetes Maßnahmenprogramm zu entwi-

ckeln, wurde im Jahr 2024 eine erneute Aktualisierung des Kreisentwicklungsprogramms be-

schlossen. Mit der Aktualisierung wird das bestehende Konzept auf fünf schlagkräftige Leitprojek-

ten konzentriert, die die entstandenen Herausforderungen gezielt adressieren. Die Leitprojekte 

fokussieren auf die folgenden fünf Zukunftsthemen: 

■ Wirtschaft & Arbeit 

■ Bildung & Wissenschaft 

■ Familienfreundlichkeit & Lebensqualität 

■ Klimaschutz, Mobilität & Umwelt 

■ Sicherheit 

Die Fortschreibung des Kreisentwicklungsprogramms WAF2030plus zielt darauf ab, den Kreis kri-

senfest zu machen und die Attraktivität des Kreises als lebenswerte und dynamische ländliche 

Region weiter zu stärken.  
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1.1 Prozess 

Bei der Weiterentwicklung des Kreisentwicklungsprogramms setzt der Kreis auf die Zusammenar-

beit mit den Menschen vor Ort – den Vertreterinnen und Vertretern aus Wirtschaft, Politik, Verwal-

tung sowie weiteren gesellschaftlichen Interessenvertretern. Um eine erfolgreiche Zusammenar-

beit und Umsetzung der Leitprojekte zu ermöglichen, wurde auch für die Aktualisierung ein parti-

zipativer Ansatz gewählt. 

Der Aktualisierungsprozess begann im Herbst 2024 und bestand aus drei Stufen: 

1. Aktualisierung der Positionsbestimmung und Ableitung zentraler Herausforderungen 

Für die Aktualisierung der Positionsbestimmung wurden wesentliche Kennzahlen und 

Dokumente ausgewertet, die für die Kreisentwicklung relevant sind. Mit der aktualisier-

ten Positionsbestimmung (siehe Kapitel 2) konnten veränderte kreisspezifische Chan-

cen und Risiken identifiziert werden und Handlungsbedarfe aufgezeigt werden. Die Da-

tenbasis diente als Grundlage für die Identifizierung der Leitprojekte. 

2. Entwicklung von Leitprojekten  

Die Entwicklung der Leitprojekte geschah in Zusammenarbeit mit den Dezernaten der 

Kreisverwaltung sowie der Wirtschaftsförderung (gfw) und unter Beteiligung verschiede-

ner fachlicher Interessenvertreterinnen und -vertreter. Dafür wurden anstehende bzw. 

avisierte Projektvorschläge aus der Kreisverwaltung und der gfw eingeholt und mit den 

Ergebnissen der Positionsbestimmung abgeglichen. Gemeinsam mit den jeweilig zu-

ständigen Ämtern wurden die Projektvorschläge zu passenden Leitprojekten zusam-

mengeführt, die den Kreis an entscheidenden Stellen auf die Zukunft vorbereiten.  

 

3. Vertiefung und Validierung der Leitprojekte 

In digitalen Expertenkreisen wurden die Leitprojekte im Dialog mit Interessens- und Um-

setzungsakteuren aus Verwaltung, Politik und weiteren Fachleuten ausgearbeitet. Die 

Leitprojekte sind anschließend grafisch im Steckbriefformat aufbereitet worden. 

4. Online-Beteiligung zu den Leitprojekten  

Vom 14. März 2025 bis zum 4. April 2025 konnten die interessierte Fachöffentlichkeit 

sowie beteiligte Umsetzungspartner die Projektsteckbriefe auf der Website 

www.waf2030.de einsehen und kommentieren. Die Ergänzungen und Hinweise wurden 

in Abstimmung mit den jeweiligen Dezernaten eingearbeitet.  

 

 

 

  

http://www.waf2030.de/
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1.2 Handlungsfelder des Kreisentwicklungsprogramms 

Bislang strukturierten mit Wirtschaft & Arbeit, Bildung & Wissenschaft, Familien & Lebensqualität 

sowie Klimaschutz, Mobilität & Umwelt vier Handlungsfelder das Kreisentwicklungsprogramms. 

Mit der Ergänzung des Aspekts „Mobilität“ im bisher „Klimaschutz & Umwelt“ genannten Hand-

lungsfeld, soll der Bedeutung einer integrierten Betrachtung der Mobilität sowohl für das tägliche 

Leben der Bürgerinnen und Bürger im Kreis aber auch für die Erreichung der Klimaziele gerecht 

werden. Im Zuge der Aktualisierung des Kreisentwicklungsprogramms wurde zudem mit „Sicher-

heit“ ein zusätzliches Handlungsfeld identifiziert. 

Abbildung 1: Handlungsfelder des Kreisentwicklungsprogramms 

Neu ergänzt wurde das Handlungsfeld „Sicherheit“ 

 

Abbildung: Prognos AG, 2025 

Wirtschaft & Arbeit 

Die Wirtschaft im Kreis Warendorf ist durch mittelständische Strukturen und eine hohe Innovati-

onsorientierung geprägt. Der wirtschaftliche Erfolg des Kreises hängt von den hier ansässigen Un-

ternehmen ab. Daher gilt es, die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen im Kreis zu fördern und 

sich in den Zukunftsmärkten gut aufzustellen.  

Folgende Leitbildsätze aus dem bestehenden Kreisentwicklungsprogramm haben weiterhin Be-

stand: 

■ Ein Kreis mit einer starken wirtschaftlichen Basis 

■ Ein Kreis der Digitalisierung als Chance für gute Lebensverhältnisse und Standortattraktivität 

Bildung & Wissenschaft 

Bildung ist eine wichtige Voraussetzung für die Zukunftsfähigkeit des Kreises Warendorf. Als at-

traktiver Standort benötigt der Kreis gut qualifizierte Menschen, um auch in Zukunft erfolgreich 

agieren zu können. Durch den demografischen Wandel nimmt die Bevölkerung ab. Für Jung und 
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Alt werden in diesem Kontext Bildungsangebote geschaffen und weiterentwickelt, um eine gute 

Perspektive in der Arbeitswelt und im Lebensalltag bieten zu können. 

Folgende Leitbildsätze aus dem bestehenden Kreisentwicklungsprogramm haben weiterhin Be-

stand: 

■ Ein Kreis mit besten Startbedingungen in Bildung und Wissenschaft 

■ Ein Kreis der ausgebildeten Fachkräfte und guten Beschäftigungsmöglichkeiten 

Familienfreundlichkeit & Lebensqualität 

Die Teilhabe aller Menschen am gesellschaftlichen Leben und ein gemeinschaftliches Zusam-

menleben der Generationen sichert die Zukunftsfähigkeit des Kreises Warendorf. Der Kreis 

möchte ein lebenswertes und gesundes Umfeld für die Menschen vor Ort sichern. Dazu gehören 

neben der Vereinbarkeit von Familie und Beruf auch ein vielfältiges Angebot für Familien (Jung 

und Alt) sowie ein ausgewogenes Freizeit-, Sport- und Kulturangebot. 

Folgende Leitbildsätze aus dem bestehenden Kreisentwicklungsprogramm haben weiterhin Be-

stand: 

■ Ein Kreis zum Wohnen und Arbeiten – Lebensqualität für Alle 

■ Ein Kreis für Familien – lebenswert für Jung und Alt 

Klimaschutz, Mobilität & Umwelt 

Klimaschutz und Umwelt betreffen alle Bürgerinnen und Bürger. Ein bewusster Umgang mit den 

natürlichen Ressourcen und die Minimierung der Emissionen kann zur Schonung von Natur und 

Umwelt beitragen. Erneuerbare Energien spielen eine tragende Rolle für die Sicherung einer lang-

fristigen Energieversorgung. Mit der vermehrten Nutzung von Erneuerbaren Energien und einem 

effizienten Einsatz von Energie in Haushalt, Gewerbe und Industrie kann der Kreis einen Beitrag 

für das Klima und die Umwelt leisten. 

Folgende Leitbildsätze aus dem bestehenden Kreisentwicklungsprogramm haben weiterhin Be-

stand: 

■ Ein Kreis mit bedarfsgerechter Mobilität und zukunftsorientierter Verkehrsinfrastruktur 

■ Ein Kreis mit verantwortungsvollem Umgang mit Natur, Umwelt und natürlichen Ressourcen 

■ Ein Kreis des Klimaschutzes und der Nachhaltigkeit 

Sicherheit 

Die sicherheitsrelevanten Herausforderungen haben in den vergangenen Jahren stark zugenom-

men: Die Folgen des Angriffskriegs Russlands auf die Ukraine, globale Pandemien, Extremwetter-

ereignisse und Naturkatastrophen, Störungen kritischer Infrastrukturen sowie antidemokratische 

Beeinflussungsversuche. All das sind Szenarien, auf die sich der Kreis Warendorf und die hier le-

bende Bevölkerung gleichermaßen einstellen müssen. 

Für das Handlungsfeld Sicherheit gilt folgender Leitbildsatz: 

■ Ein sicherer und resilienter Kreis  
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2 Aktualisierung der Positionsbestimmung 

Bei der Aktualisierung der Positionsbestimmung des Kreises steht die Analyse regionalstatisti-

scher Daten sowie Veröffentlichungen und Handlungsprogramme des Kreises Warendorf in den 

fünf Handlungsfeldern Wirtschaft & Arbeit, Bildung & Wissenschaft, Familienfreundlichkeit & Le-

bensqualität, Klimaschutz, Mobilität & Umwelt sowie Sicherheit im Fokus. Zudem wird einleitend 

ein handlungsfeldübergreifender Überblick über die zentralen demografischen Dynamiken gege-

ben. Es werden zentrale Entwicklungen und Herausforderungen in den Themenfeldern identifi-

ziert, die sich seit der letzten Aktualisierung des Kreisentwicklungsprogramms im Jahr 2019 erge-

ben haben.  

2.1 Demografie 

Der Zensus 2022 ergab für den Kreis Warendorf eine Gesamtbevölkerung von 279.209 Einwoh-

nerinnen und Einwohnern und weicht damit leicht von der Bevölkerungsvorausberechnung des 

Statistischen Bundesamtes ab, das für 2023 283.295 Einwohnerinnen und Einwohner1 zählte. 

Mit Blick auf die vergangenen zehn Jahre (2013 bis 2023) ist auf Grundlage der Daten des Statis-

tischen Bundesamtes ein leichtes Bevölkerungswachstum von knapp 4 Prozent zu verzeichnen.  

Ein großer Teil des Kreisgebiets ist durch eine vergleichsweise geringe Bevölkerungsdichte und 

einen hohen Anteil landwirtschaftlicher Nutzfläche gekennzeichnet. Der ländliche Raum ist prä-

gend für den Kreis und daher in der Kreisentwicklung besonders zu berücksichtigen.  

Die Haushaltsstruktur im Kreis Warendorf unterscheidet sich vom Bundes- und Landesschnitt, 

insbesondere Familien haben hier einen höheren Anteil, wohingegen es vergleichsweise weniger 

Single-Haushalte gibt: Laut Zensus 2022 sind 36 Prozent der Haushalte Einpersonenhaushalte 

 
1 IT.NRW (Stand 06/2024, Basis Zensus 2011) weist für den Kreis Warendorf eine Zahl von 283.265 Personen aus. 

Demografie auf einen Blick 

■ Leicht wachsende Gesamtbevölkerung im Kreis Warendorf (2013 bis 2023:  

+4 Prozent) 

■ Das Bevölkerungswachstum ist insbesondere auf Zuzüge zurückzuführen, v.a. aus 

dem Ausland 

■ Vergleichsweise hoher Anteil an Mehrpersonenhaushalten 

■ Zunehmendes Bevölkerungsalter: Mehr als 45 Prozent der Warendorferinnen und 

Warendorfer sind älter als 50 Jahre 

■ Junge Erwachsene aus dem Kreis zieht es im Rahmen der Bildungsmobilität häufig 

in andere Regionen  
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(NRW: 44 Prozent). 28 Prozent sind Zweipersonenhaushalte (NRW: 25 Prozent) und weitere 27 

Prozent Paare mit mindestens einem Kind (NRW: 21 Prozent).  

Die Bevölkerung im Kreis Warendorf ist relativ alt. Insgesamt 45,7 Prozent der Menschen sind 50 

Jahre oder älter. 18 Prozent der Einwohnerinnen und Einwohner waren 2022 jünger als 18 Jahre, 

22 Prozent älter als 65. Die jungen Erwachsenen zwischen 18 und 30 Jahren machten 12,7 Pro-

zent der Bevölkerung aus, 30 bis 65-Jährigen 47,3 Prozent. Verstärkt wird diese Tendenz durch 

Wanderungsbewegungen. In den vergangenen Jahren verließen insbesondere viele junge Erwach-

sene zwischen 18 und 25 Jahren den Kreis, vermutlich um Studium oder Ausbildung an anderen 

Orten zu beginnen. In Summe ergibt sich in den vergangenen fünf Jahren jedoch immer ein positi-

ves Wanderungssaldo, das im Jahr 2022 einen Höchstwert von fast 5.000 Zuzügen erreichte (vgl. 

Abbildung 2). Wesentlicher Treiber des positiven Wanderungssaldos sind dabei die Zuzüge von 

Menschen mit ausländischer Staatsbürgerschaft. Zwischen 2013 und 2023 hat sich die Zahl der 

ausländischen Einwohnerinnen und Einwohner so mehr als verdoppelt, während die Zahl der 

deutschen um etwa 3 Prozent zurückging.  

Abbildung 2: Wanderungssaldo nach Nationalität 

Differenziert nach Ausländern und Deutschen 

 

Abbildung: Prognos AG, 2024. Datengrundlage: Destatis (2024) 

  

1.519

5.016

1.719

679

1.326 1.194

290

1.187

4.761

2.103

-420
-733

-1013

-490 -501 -595

-128

69
236

-53

-1.500

-500

500

1.500

2.500

3.500

4.500

5.500

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022 2023

Ausländer Deutsche



Kreisentwicklungsprogramm Warendorf 2030plus | Aktualisierung der Positionsbestimmung 

7 

 

2.2 Handlungsfeld Wirtschaft & Arbeit 

Wirtschaftlich zeigt der Kreis Warendorf eine positive Entwicklung, die auch durch die Corona-

Pandemie nicht nachhaltig gestört wurde. Gleichzeitig zeigen sich mit der Steigerung der Produk-

tivität, dem Bedarf zum verstärkten Einsatz digitaler Technologien sowie dem sich immer deutli-

cher abzeichnenden Fachkräftemangel Herausforderungen für eine weiterhin erfolgreiche zukünf-

tige Entwicklung. 

Abbildung 3: Entwicklung Erwerbstätige (Index 2013 = 100) 

Kreis Warendorf, Nordrhein-Westfalen und Deutschland im Vergleich 

 

Abbildung: Prognos AG, 2024. Datengrundlage: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung der Länder (2024) 
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Wirtschaft & Arbeit auf einen Blick 

■ Positive Gesamtentwicklung: Arbeitslosigkeit auf niedrigem Niveau,  

Erwerbstätigkeit und Bruttowertschöpfung steigen 

■ Herausforderungen: 

■ Langsam steigende gesamtwirtschaftliche Produktivität im Kreis WAF, abneh-

mende Produktivität im verarbeitenden Gewerbe 

■ Fachkräftemangel verstärkt sich absehbar: Mehr als ein Viertel der Beschäftig-

ten im Kreis sind älter als 55 Jahre. 

■ Neue innovative und digitale Technologien müssen laufend in Produkte und 

Prozesse eingebunden werden – die dafür notwendigen Kompetenzen müssen 

entwickelt werden 
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Sowohl Erwerbstätigkeit (vgl. Abbildung 3) als auch Bruttowertschöpfung sind in den vergangenen 

Jahren gestiegen: Die Zahl der Erwerbstätigen konnte zwischen 2013 und 2022 um 11,3 Prozent 

gesteigert werden, was einem Wachstum über Landes- und Bundesschnitt entspricht (NRW: +7,4 

Prozent). Die Bruttowertschöpfung konnte im gleichen Zeitraum ebenfalls kontinuierlich um 30,4 

Prozent gesteigert werden, was leicht unter dem Landes- bzw. Bundesschnitt liegt (NRW: +34,5 

Prozent, D: +38,8 Prozent).  

Bei Betrachtung der gesamtwirtschaftlichen Produktivität, also der pro Erwerbstätigen generier-

ten Bruttowertschöpfung zeigt sich eine leicht positive Dynamik, die jedoch insbesondere seit 

2021 hinter den Zuwächsen auf Landes- und Bundesniveau zurückbleibt. Ausgehend von einem 

ohnehin niedrigeren Niveau im Kreis Warendorf (BWS je Erwerbstätige 2013: 54.500€ (NRW: 

59.000€), 2022: 63.900€ (NRW: 73.900€)) vergrößert sich dadurch der Abstand zum Landes- 

und Bundesniveau. 

Noch deutlich ausgeprägter wächst der Produktivitätsabstand im verarbeitenden Gewerbe. Hier 

ging die Bruttowertschöpfung je Erwerbstätigen im Kreis Warendorf zwischen 2013 und 2022 so-

gar um 12 Prozent zurück, während sie in NRW um 21 Prozent stieg (D: +27 Prozent). Neben der 

starken industriellen Prägung sind die Landwirtschaft sowie Ernährungswirtschaft von großer Be-

deutung für den Kreis Warendorf.  

Digitalisierung und Automatisierung sowie in den letzten Jahren auch zunehmend der Einsatz 

künstlicher Intelligenz sind wichtige Stellschrauben zur Steigerung der Produktivität bzw. Effizienz. 

Bedingung für den zielgerichteten Einsatz neuer digitaler Technologien sind Fachkräfte mit den 

notwendigen Kompetenzen, die sog. Digitalen Impulsgeber. Ihr Anteil an den Beschäftigten lag 

2023 im Kreis Warendorf bei 5,6 Prozent und damit deutlich unter dem Bundes- und Landes-

schnitt (NRW: 7,9 Prozent, D: 8,8 Prozent). Zwar konnte der Anteil seit 2013 um 17 Prozent ge-

steigert werden, das Wachstum bleibt aber dennoch hinter der Entwicklung auf Bundesebene zu-

rück.  

Abbildung 4: Entwicklung der Arbeitslosenquote 

Arbeitslosenquote in Prozent 

 

Abbildung: Prognos AG, 2025. Datengrundlage: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2025) 
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Entsprechend der gesamtwirtschaftlich positiven Entwicklung zeigt sich auch die Arbeitslosen-

quote stabil auf einem niedrigen Niveau (vgl. Abbildung 4. 2024: 5,5 Prozent, NRW: 7,5 Prozent). 

Eine Herausforderung bleibt die Integration von Menschen mit ausländischer Staatsbürgerschaft 

in den Arbeitsmarkt. Die Arbeitslosenquote der ausländischen Bevölkerung lag 2024 mit 17,1 

Prozent leicht über dem Bundesschnitt von 15,1 Prozent.  

Die Entwicklung der letzten Jahre zeigt aber auch: Hier konnten Fortschritte erzielt werden. Die 

Beschäftigungsquote der erwerbsfähigen Ausländer konnte deutlich gesteigert werden. Während 

sie im Jahr 2013 bei etwa 36 Prozent lag, konnte sie bis 2022 auf 52,5 Prozent erhöht werden 

und liegt damit über dem Landes- und Bundesschnitt (vgl. Abbildung 5). Die Zahl der Menschen 

mit ausländischer Staatsbürgerschaft, die in sozialversicherungspflichtig beschäftigt sind und so 

einerseits einen Beitrag zur Solidargemeinschaft leisten, andererseits aber auch vor den Risiken 

eines unvorhergesehenen Einkommensverlustes geschützt sind, steigt also kontinuierlich. 

Abbildung 5: Beschäftigungsquote der Ausländerinnen und Ausländer 

Prozentualer Anteil der erwerbsfähigen Menschen mit ausländischer Staatsbürgerschaft, die in einem 

sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis stehen. Nicht berücksichtigt sind Selbstständige. 

 

Abbildung: Prognos AG, 2025. Datengrundlage: Statistik der Bundesagentur für Arbeit (2025) 

Die gute Entwicklung der Beschäftigung in den letzten Jahren zeigt sich auch auf dem Jobmarkt. 

Die Gesellschaft für Wirtschaftsförderung (gfw) lässt regelmäßig Zahlen zu der im Kreis Waren-

dorf ausgeschriebenen Stellen erheben. Im Jahr 2024 hatten die Warendorfer Unternehmen 

27.828 Stellen zu besetzen. Das entspricht einem Wachstum von 27 Prozent seit 2021.  

Gleichzeitig verschärft sich mit der demografischen Entwicklung in den letzten Jahren der Fach-

kräftemangel. Während 2018 noch 21,2 Prozent der Beschäftigten im Kreis Warendorf 55 Jahre 

oder älter waren, beträgt der Anteil dieser Altersgruppe im Jahr 2023 bereits 25,6 Prozent. Diese 

Entwicklung schlägt sich wiederum auf dem Stellenmarkt nieder. Zahlen der Bundesagentur für 

Arbeit zeigen, dass die Zahl der unbesetzten Stellen zwischen September 2019 und September 

2023 moderat um 11 Prozent gestiegen ist, während die Zahl der davon langfristig unbesetzten 

Stellen rapide um 79 Prozent zugenommen hat. 
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Die gfw erkennt in ihrem Geschäftsbericht aus dem Jahr 2024 den Fachkräftemangel sowie die 

weitere Förderung neuer digitaler Technologien in der Wirtschaft als zentrale Handlungsfelder für 

die zukünftige Entwicklung. Ein besonderes Augenmerkt liegt dabei auf dem Standortmarketing, 

das gezielt als Instrument genutzt wird, um den Kreis Warendorf bei Fachkräften als attraktiven 

Arbeits- und Wohnstandort zu positionieren2. Mit der bisherigen Umsetzung des Kreisentwick-

lungsprogramms WAF2030 konnten in den letzten Jahren schon zahlreiche Aktivitäten zur Fach-

kräftesicherung und der Förderung von Aus- und Weiterbildung angestoßen werden. 

  

 
2 gfw, (2024): Geschäftsbericht 2023/24 
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2.3 Handlungsfeld Bildung & Wissenschaft 

Im Handlungsfeld Bildung & Wissenschaft werden die Grundlagen für die erfolgreiche persönliche 

und berufliche Entwicklung junger Menschen im Kreis Warendorf gelegt. In den vergangenen Jah-

ren konnten dabei bereits viele erfolgreiche Projekte umgesetzt werden, es zeigen sich jedoch 

auch neue und verschärfte Herausforderungen, denen begegnet werden muss. 

Zu den größten Herausforderungen zählt die Integration von Kindern und Jugendlichen mit Migra-

tionshintergrund bzw. nicht-deutscher Familiensprache. Die Entwicklung der vergangenen Jahre 

zeigt: In allen Altersgruppen ist ihr Anteil deutlich gestiegen. Stammten 2016 noch 20 Prozent der 

Kinder zwischen 3 und 6 Jahren aus Familien mit nicht-deutscher Muttersprache, waren es 2022 

schon knapp 23 Prozent (vgl. Abbildung 6).  

Abbildung 6: Kinder (3 bis 6 Jahre) mit nicht-deutscher Familiensprache in Kitas 

Anteil in Prozent 

 

Abbildung: Prognos AG, 2024. Datengrundlage: Ländermonitor Frühkindliche Bildungssysteme der Bertelsmann Stiftung 2024 
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Bildung & Wissenschaft auf einen Blick 

■ Stabiles Niveau schulpflichtiger Kinder und Jugendlicher, der Anteil der  

Schülerinnen und Schüler mit Migrationshintergrund nimmt entgegen  

diesem Trend zu 

■ Die Ausbildungsquote im Kreis ist rückläufig, liegt aber noch deutlich über dem 

Bundes- und Landesschnitt 

■ Ausbildung und Bindung des Fachkräftenachwuchses in pflegerischen, sozialen 

und medizinischen Berufen wird zur Zukunftsaufgabe 
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Ähnliche Entwicklungen zeigen sich bei den Einwohnerinnen und Einwohnern im schulpflichtigen 

Alter zwischen 6 und 18 Jahren. 2019 hatten knapp 10 Prozent von ihnen keine deutsche Staats-

bürgerschaft, 2022 waren es knapp 14,5 Prozent. In den Einrichtungen der frühkindlichen und 

schulischen Bildung können diese Gruppen gut unterstützt und ihre sprachlichen Kompetenzen 

als Grundlage für eine erfolgreiche Entwicklung gefördert werden.  

Der Kreis Warendorf hat 2021 ein kommunales Integrationsmanagement eingeführt, das die be-

stehenden Hilfe- und Förderstrukturen koordiniert und ehrenamtliche Akteure im Bereich Integra-

tion unterstützt und vernetzt. So konnten unter dem Dach des Kreisentwicklungsprogramms ver-

schiedene Programme zur Sprachförderung und Bildungsberatung angeboten werden, die im 

Rahmen der Aktualisierung nun gezielt ergänzt werden sollen. 

Erfolgreiche Bildung ist auch ein Schlüssel zur Qualifikation des Fachkräftenachwuchses. Hier rü-

cken im Kreis Warendorf v.a. die Auszubildenden in den Fokus. Die Auszubildendenquote, die das 

Verhältnis von Auszubildenden zu Beschäftigten misst, lag 2022 im Kreis Warendorf mit knapp 

47 Azubis je 1.000 Beschäftigen deutlich über dem Landesschnitt (40). Allerding sinkt die Quote 

seit längerer Zeit kontinuierlich. So lag sie 2013 im Kreis Warendorf noch bei knapp 56 (vgl. Ab-

bildung 7).  

Abbildung 7: Entwicklung der Auszubildendenquote 

Auszubildende je 1.000 sozialversicherungspflichtig Beschäftigten  

 

Abbildung: Prognos AG, 2024. Datengrundlage: BBSR INKAR, 2024 

In vielen, insbesondere sozialen und pflegerischen, Berufen macht sich der Mangel an qualifizier-

tem Nachwuchs bereits bemerkbar. Verschärfte Herausforderungen zeigen sich auch bei der ärzt-

lichen Versorgung: Die Ärztedichte ist, wie es für einen ländlich geprägten Kreis typisch ist, ver-

gleichsweise niedrig. (2022: 11,85 Ärztinnen und Ärzte je 10.000 Einwohner im Kreis WAF, NRW: 

14). Durch vermehrte Renteneintritte in den kommenden Jahren besteht jedoch die Gefahr, dass 

die Versorgungsquote weiter zurückgeht. 
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Im Rahmen des Kreisentwicklungsprogramms wurden in den vergangenen Jahren bereits einige 

Projekte zur Förderung der beruflichen Orientierung und Ausbildung angeboten. Mit den Aktivitä-

ten des Hochschul-Kompetenzzentrums konnten darüber hinaus Angebote zum Aufbau digitaler 

Kompetenzen geschaffen werden. Mit der Aktualisierung des Kreisentwicklungsprogramms soll 

auf diesen Grundlagen aufgebaut und den neuen Herausforderungen entsprochen werden. 
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2.4 Handlungsfeld Familienfreundlichkeit & Lebensqualität 

Die hohe Lebensqualität im Kreis Warendorf ist ein Schlüssel für die erfolgreiche Entwicklung in 

den vergangenen Jahren. Nur wenn Menschen aller Altersgruppen, Familien, junge Menschen, 

Seniorinnen und Senioren sich hier wohlfühlen und die Voraussetzungen finden, die sie für ihr Le-

ben brauchen, kann der Kreis sich erfolgreich entwickeln. In den vergangenen Jahren konnten 

auch im Bereich der Lebensqualität weitere Fortschritte erreicht werden. 

Die Situation für die jüngsten Mitglieder der Gesellschaft konnte weiter verbessert werden. So 

konnte zwischen 2016 und 2022 ein deutlicher Rückgang der Kinderarmut verzeichnet werden. 

Lebten 2016 noch fast 11 Prozent der Kinder unter 15 Jahren in Haushalten, die Leistungen 

nach dem SGBII beziehen, waren es 2022 nurmehr 9,3 Prozent. Zum Vergleich: In Deutschland 

insgesamt lag der Anteil 2022 bei 12,1 Prozent (vgl. Abbildung 8).  

Abbildung 8: Entwicklung der Kinderarmut im Vergleich 

Nicht erwerbsfähige SGBII-Leistungsberechtigte unter 15 Jahren je 100 Einwohner unter 15 Jahren 

 

Abbildung: Prognos AG, 2024. Datengrundlage: BBSR INKAR, 2024 
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Familienfreundlichkeit & Lebensqualität auf einen Blick 

■ Gute Lebensbedingungen im Kreis Warendorf:  

■ Die Kinderarmut ist rückläufig 

■ Die Kitaplatzversorgung ist gut, dennoch nehmen viele Familien die Betreu-

ungsangebote noch nicht in Anspruch 

■ Der Wohnungs- und Grundstücksmarkt wird zunehmend zur Herausforderung für 

viele Familien: Baulandpreise und Mieten steigen, das Einkommenswachstum hält 

nicht Schritt 
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Das Thema Kita-Versorgung hat im Kreis Warendorf einen besonders hohen Stellenwert. Seit 

2017 kann ein Anstieg der Betreuungsquoten verzeichnet werden. Die bedarfsgerechte Versor-

gung konnte zurückliegend stets erfüllt werden und ist auch aktuell gegeben. Der Anteil der Kin-

der unter 3 Jahren, die in Betreuung waren, stieg von 29 Prozent im Jahr 2017 auf 32 Prozent im 

Jahr 2022 und liegt über dem Durchschnitt in NRW (vgl. Abbildung 9). Der Anteil der Kinder unter 

sechs Jahren, die in Ganztagsbetreuung waren, ist ebenfalls angestiegen – von 25 Prozent im 

Jahr 2017 auf 31 Prozent im Jahr 2022. So ermöglicht das Betreuungsangebot im Kreis Waren-

dorf, immer mehr Eltern auch schon kurz nach der Geburt ihrer Kinder wieder ins Erwerbsleben 

zurückzukehren. 

Abbildung 9: Betreuungsquote der unter 3-Jährigen im Vergleich 

Anteil der Kinder bis 3 Jahren in Betreuung 

 

Abbildung: Prognos AG, 2024. Datengrundlage: Destatis, 2024 

Der Kreis Warendorf verfolgt die Schaffung eines bedarfsgerechten Angebots der Betreuungsum-

fänge in den Kindertageseinrichtungen. Das bedeutet, dass der gewünschte Betreuungsumfang 

der Eltern berücksichtigt wird und somit Eltern, die z.B. einen Ganztagsbetreuungsplatz benöti-

gen, diesen auch erhalten. Außerdem können so die vorhandenen Betreuungskräfte zielgerichtet 

eingesetzt werden und Träger können den Personaleinsatz in Zeiten des Fachkräftemangels bes-

ser realisieren. Das trägt auch zu einem verlässlicheren Betreuungsangebot bei. Mit der Schaf-

fung eines bedarfsgerechten Betreuungsangebotes sorgt der Kreis Warendorf insgesamt für eine 

kostenbewusste Kindergartenbedarfsplanung. 

Die Zufriedenheit mit dem Kinderbetreuungsangebot im Kreis Warendorf ist gut. Das zeigen die 

Ergebnisse des Gleichwertigkeitsberichts der Bunderegierung.3 

Gleichzeitig wirken sich die geopolitischen Entwicklungen auf die Unterstützung von Kindern und 

Jugendlichen im Kreis Warendorf aus. Die Folgen der Corona-Pandemie (z.B. vermehrte Stress-

symptome) und des Kriegs in der Ukraine äußern sich in einem verstärkten 

 
3 Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (2024): Gleichwertigkeitsbericht 2024 
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Unterstützungsbedarf: Unterbringungsmöglichkeiten, Kinderschutz und die Schaffung von weite-

ren sozialen und pädagogischen Angeboten fordern die Jugendhilfe.4 

Die in Kapitel 2.1 dargestellten demografischen Entwicklungen bedeuten auch neue Anforderun-

gen an die pflegerische Infrastruktur: Absehbar steigt die Zahl der Pflegebedürftigen im Kreis Wa-

rendorf. Mit dem Konzept „Älter werden im Kreis Warendorf“ sowie Informationsangeboten („Auf-

suchende Pflegeberatung“) schafft der Kreis Ansätze und Angebote, um eine bestmögliche Ver-

sorgung zu gewährleisten.5 

Wichtige Voraussetzung, um Zuzug in den Kreis Warendorf weiter zu ermöglichen, ist die Schaf-

fung von ausreichendem Wohnraum, der unterschiedlichen qualitativen Ansprüchen gerecht wird. 

Die Zahl der Wohnungsfertigstellungen konnte in den vergangenen Jahren zwar leicht gesteigert 

werden (2018: 37 Wohnungen je 10.000 Einwohnerinnen und Einwohner,  

2022: 41).  

Abbildung 10: Entwicklung der Baulandpreise 

Index, 2013 = 100 

 

Abbildung: Prognos AG, 2024. Datengrundlage: BBSR INKAR, 2024 

Gleichzeitig zeigen sich aber auch Schwierigkeiten: Die Zahl der Bauüberhänge, die beschreibt, 

für wie viele genehmigte Bauprojekte noch keine Fertigstellungsmeldung vorliegt, war erreichte 

2022 einen Höchstwert. Schwierigkeiten bereiten insbesondere signifikant steigende Preise. So 

stiegen die Preise für Bauland im Kreis Warendorf zwischen 2013 und 2022 um 72 Prozent. 

Nach der Stadt Münster (+158 Prozent) ist dies der zweithöchste Wert im Münsterland (vgl. Abbil-

dung 10). 

 
4 Kreis Warendorf (2023): Jahresbericht 2023 der Jugendhilfe des Amtes für Jugend und Bildung; Kreis Warendorf (2024): 

Jahresbericht 2024 der Jugendhilfe des Amtes für Jugend und Bildung 
5 Kreis Warendorf (2024): Kommunale Pflegeplanung 
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Abbildung 11: Entwicklung von Medianeinkommen und Angebotsmieten im Vergleich 

Index, 2014 = 100. Angebotsmieten sind Wiedervermietungsmieten inserierter Wohnungen (keine Bestandsmieten). 

 

Abbildung: Prognos AG, 2024. Datengrundlage: BBSR INKAR (Angebotsmieten), Statistik der Bundesagentur für Arbeit (Medianein-

kommen) 

Auch bei den Mieten zeigt sich eine ähnliche Entwicklung: Zwischen 2014 und 2022 stiegen die 

Angebotsmieten im Kreis Warendorf um 44 Prozent, was das stärkste Wachstum im Münsterland 

darstellte (Stadt Münster: +35 Prozent). Im Vergleich mit der Entwicklung der Einkommen wird 

hier besonderer Handlungsbedarf deutlich. Im gleichen Zeitraum stieg das Medianeinkommen 

der Beschäftigten im Kreis Warendorf um 17 Prozent (vgl. Abbildung 11).   

 

  

117,1

144,2

120,6

136,6

119,5

135,3

90

100

110

120

130

140

150

2014 2015 2016 2017 2018 2019 2020 2021 2022

WAF: Medianeinkommen WAF: Angebotsmieten

DE: Medianeinkommen DE: Angebotsmieten

MS: Medianeinkommen MS: Angebotsmieten



Kreisentwicklungsprogramm Warendorf 2030plus | Aktualisierung der Positionsbestimmung 

18 

 

2.5 Handlungsfeld Klimaschutz, Mobilität & Umwelt 

Der Kreis Warendorf hat sich zum Ziel gesetzt bis 2040 klimaneutral zu sein. Dazu sind umfas-

sende Maßnahmen notwendig, insbesondere im Bereich Wärme- und Energieversorgung. Bei der 

Energieerzeugung aus regenerativen Quellen, wie Sonnen- oder Windenergie sind in den letzten 

Jahren Fortschritte zu verzeichnen. Der Ausbaustand Erneuerbarer Energien ist im Zeitraum von 

2019 bis 2023 um 40 Prozent gestiegen. In absoluten Zahlen ausgedrückt, bedeutet dies einen 

Leistungszubau von 196 MW. So lag die gesamte installierte erneuerbare Energieerzeugungska-

pazität im Kreis Warendorf 2023 bei 698,3 MW (Kreis Coesfeld: 650,5 MW). Bis 2030 soll laut 

Kreistagsbeschluss der gesamte verbrauchte Strom im Kreis aus erneuerbaren Energien stam-

men.6  

Abbildung 12: Ausbaustand Erneuerbarer Energien in den Flächenkreisen des Münsterlandes 

Entwicklung der im Kreis installierten Leistung in MW (Index mit 2019 = 100), betrachtet werden Photovoltaik, Wind, 

Wasserkraft und Biomasse 

 
Abbildung: Prognos AG 2024. Datengrundlage: Eigene Definition der Prognos AG auf Basis des Markstammdatenregisters (März 

2024)  

 
6 siehe https://www.kreis-warendorf.de/unsere-themen/umwelt/energie-und-klimaschutz/erneuerbare-energien 

138,6

160,4

130,7

139,0

137,5

90

100

110

120

130

140

150

160

170

2019 2020 2021 2022 2023

Borken Coesfeld Steinfurt Warendorf Deutschland

Klimaschutz, Mobilität & Umwelt auf einen Blick 

■ Der Kreis Warendorf will bis 2040 klimaneutral werden: Die Energiewende  

schreitet voran, dennoch sind weiterhin zielgerichtete Maßnahmen erforderlich 

■ Im Kreis Warendorf können Flächen wiedervernässt und Bäume gepflanzt werden, 

um CO₂ zu binden und die Biodiversität zu erhalten 

■ Maßnahmen zur Klimaanpassung gewinnen an Bedeutung 



Kreisentwicklungsprogramm Warendorf 2030plus | Aktualisierung der Positionsbestimmung 

19 

 

Seit der „Wind-an-Land-Gesetzgebung“ 2023 ist der Ausbau der Windenergie im Kreis Warendorf 

noch einmal deutlich vorangeschritten. Die Kreisverwaltung hat dazu – durch die vielen und zügig 

abgeschlossenen Genehmigungsverfahren bei gleichzeitig hoher Rechts- und damit Investitionssi-

cherheit – einen wesentlichen Beitrag geleistet. Umgerechnet auf die Größe des Kreisgebietes 

werden mit den seit 2023 bisher genehmigten 130 neuen Windenergieanlagen und den rund 

200 Windenergieanlagen im Betrieb die gesetzlichen Ausbauziele zu Flächenbeiträgen und instal-

lierter elektrischer Leistung bereits jetzt deutlich übererfüllt. Mit dem aktuellen Regionalplan 

Münsterland und mit zusätzlichen Flächenausweisungen für Windenergie durch die Kommunen 

wird ein gesteuerter Ausbau der Windenergie sichergestellt und eine zukunftsfähige und klima-

neutrale Energieversorgung im Kreis weiter unterstützt. Die Erzeugung der erneuerbaren Ener-

gien, insbesondere Strom, findet hauptsächlich im ländlichen Raum statt. Mit einer verbesserten 

Netzstruktur kann dafür gesorgt werden, vor Ort mehr Strom aufnehmen zu können. 

Neben der Stromversorgung spielt auch die Wärmeversorgung eine wichtige Rolle bei der Reduk-

tion von Treibhausgasen. Solar, Fernwärme, der Einsatz von Wärmepumpen und Biomasse als 

Heiztechnologien, können demnach erheblich dazu beitragen, den Energieverbrauch, und somit 

die CO2-Emissionen im Gebäudebereich zu reduzieren. Der Anteil erneuerbarer Heizenergie im 

Wohnungsneubau ist im Kreis Warendorf von 19 Prozent in 2017 auf 56 Prozent in 2022 gestie-

gen.  

Abbildung 13: Anteil erneuerbarer Heizenergie im Wohnungsneubau 

 

Abbildung: Prognos AG 2024. Datengrundlage: Inkar, BBSR 2024 

Feuchtgebiete wie z.B. Moore und Grünlandflächen sind zentral für Klimaschutz und den Erhalt 

der Biodiversität, da sie CO₂ binden und Lebensraum für Tiere und Pflanzen bieten. Darüber hin-

aus können Feuchtgebiete bei Hochwasser überschüssiges Wasser aufnehmen und in Trocken-

perioden Erosion verhindern und damit die Resilienz gegenüber den Folgen des Klimawandels 

erhöhen. Im Kreis Warendorf bestehen Potenziale zur Wiedervernässung von Flächen. 
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Abbildung 14: Moorflächenanteil an Gebietsfläche 2023 (in %)7 

 

Abbildung: Prognos AG 2024. Datengrundlage: IÖR-Monitor des Leibniz-Instituts für ökologische Raumentwicklung (IÖR) 2024 

Im Rahmen des Kreisentwicklungsprogramms wurden in den vergangenen Jahren bereits einige 

Projekte im Bereich Klima, Mobilität und Umwelt in Angriff genommen. Das im Jahr 2020 gestar-

tete „Aktionsbündnis für Artenvielfalt – der Kreis Warendorf summt und blüht“ führt verschiedene 

Natur- und Artenschutzprojekte durch, um den Verlust der Artenvielfalt im Kreis einzudämmen.  

Etwa ein Viertel der CO2-Emissionen im Kreis Warendorf entfällt auf den Verkehrssektor. Das kli-

mafreundliche Mobilitätsangebot konnte im Kreis Warendorf u.a. durch Angebotsverbesserungen 

und die geplante Optimierung der Schnellbusachsen in den letzten Jahren Fortschritte erzielt wer-

den. Dennoch bleiben der Ausbau des ÖPNVs und die Attraktivierung des Radverkehrs wichtige 

verkehrspolitische Ziele, die mit dem integrierten Mobilitätskonzept verfolgt werden sollen. Ein 

kreisweit leistungsfähiger ÖPNV ist insbesondere für Bevölkerungsgruppen wie Kinder, Jugendli-

che, Pendlerinnen und Pendler sowie Seniorinnen und Senioren von großer Bedeutung und spielt 

für die Attraktivität des Kreises eine zentrale Rolle. Ein besonderes Augenmerk liegt darüber hin-

aus auf der Unterhaltung und dem Ausbau der Wegenetze im ländlichen Raum.  

Da die Auswirkungen des Klimawandels auch im Kreis Warendorf bereits spürbar sind, gewinnt 

neben dem Klimaschutz die Anpassung an die Folgen des Klimawandels an Bedeutung. Hitzetage 

und Starkregenereignisse sowie Hochwasser haben in den letzten Jahren deutlich zugenommen. 

Aktuell entwickelt der Kreis daher ein integriertes Klimaanpassungskonzept, in welchem die Fol-

gen des Klimawandels für den Kreis analysiert werden und besonders betroffene Gebiete identifi-

ziert werden. Mit zielgerichteten und passgenauen Maßnahmen kann daraufhin die Anpassungs-

fähigkeit der Region verbessert werden und die Lebensqualität erhalten werden. Die Herausforde-

rungen durch zunehmende Extremwetterereignisse wie Überschwemmungen werden im Rahmen 

der Weiterentwicklung des Kreisentwicklungskonzepts auch im Handlungsfeld Sicherheit adres-

siert. 

  

 
7 Die vorhandene Fläche befindet sich in Ahlen. 
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2.6 Handlungsfeld Sicherheit 

Im Kreis Warendorf lebt es sich sicher – während landesweit im Jahr 2022 75 Straftaten je 1.000 

Einwohnende verzeichnet wurden, sind es im Kreis Warendorf lediglich 50. Die Kreispolizeibe-

hörde Warendorf vermeldet für 2023 einen weiteren Rückgang der Straftaten gegenüber 2022. 

Mehr als die Hälfte aller Straftaten im Kreis konnten aufgeklärt werden.8 Auch die Zahl der Ver-

kehrstoten konnte gegenüber dem Jahr 2013 (5,1 je 100.000 Einwohnende) reduziert werden 

(3,9). Der Wert bleibt damit dennoch höher als der NRW-Schnitt, der bei 2,5 liegt.9 

Abbildung 15: Straftaten je 1.000 Einwohnende 

 

Abbildung: Prognos AG, 2024. Datengrundlage: Polizeistatistik (PKS) des BKA 2024 (Straftaten) 

 
8 Kreispolizeibehörde Warendorf (2023): Polizeiliche Kriminalstatistik 2023 
9 Quelle: Inkar, BBSR 2024 (Getötete Straßenverkehr) 
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Sicherheit auf einen Blick 

■ Geringe Zahl an Straftaten im Kreis Warendorf 

■ Extremwetterereignisse (z.B. Hochwasser) bergen zunehmende Risiken,  

z.B. durch Überschwemmungen oder starke Hitzeperioden  

■ Bevölkerungs- und Katastrophenschutz, sowie die Eigenvorsorge der Bürgerinnen 

und Bürger geraten in den Blickpunkt 
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Sicherheitsrisiken birgt jedoch die zunehmende Gefahr von Extremwetterereignissen infolge des 

Klimawandels. Bestimmte Teile des Kreises, wie Beelen, Warendorf und Sendenhorst weisen ei-

nen vergleichsweise hohen Siedlungsflächenanteil in Überschwemmungsgebieten auf. Da Ext-

remniederschläge landesweit signifikant zunehmen, kann dies zur Bedrohung werden. Gleichzei-

tig erfordert auch die vermehrte Anzahl an Hitzetagen und Tropennächten entsprechende Vor-

sorge. Im Kreis Warendorf wurde dazu bspw. bereits ein Leitfaden zur Unterstützung von Unter-

nehmen bei der Klimafolgenanpassung entwickelt10, aktuell entsteht außerdem ein integriertes 

Klimaanpassungskonzept. 

Abbildung 16: Siedlungsflächenanteil im Überschwemmungsgebiet 2023 (in Prozent) 

 

Abbildung: Prognos AG, 2024. Datengrundlage: IÖR Monitor der Siedlungs- und Freiraumentwicklung (2024). 

Auch wenn es sich im Kreis Warendorf insgesamt sicher lebt, ist eine gute Eigenvorsorge der Bür-

gerinnen und Bürger im Krisenfall von zentraler Bedeutung. Wenn die Bevölkerung für Gefahren 

sensibilisiert ist und darüber Bescheid weiß, was in akuten Gefahrensituationen zu tun ist, kön-

nen bspw. Extremwetter und andere Akutereignisse wesentlich einfacher bewältigt werden. 

In den letzten Jahren konnte außerdem beobachtet werden, dass die Grundpfeiler unserer Demo-

kratie mit steigender Intensität durch Demokratiefeinde und Extremisten in Frage gestellt werden. 

Eine besondere Bedrohung stellen dabei Falschinformationen dar, die im Netz verbreitet werden. 

Auch diesen Sicherheitsbedrohungen wird im Handlungsfeld Sicherheit begegnet. 

  

 
10 TU Dortmund, RWTH Aachen, Kreis Warendorf und Kreis Siegen-Wittgenstein (2022): KlimaSicher werden! Klimafolgenanpassung 

an Gewerbestandorten 
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3 Leitprojekte 
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Zukunft der Arbeitswelt im Kreis Warendorf

Beschreibung des Gesamtprojekts

Mit dem Leitprojekt möchten der Kreis Warendorf und die 

Gesellschaft für Wirtschaftsförderung (gfw) dazu beitragen, 

dass der Kreis auch in Zukunft ein starker Wirtschafts-

standort bleibt und die Unternehmen aktiv unterstützen, 

die Arbeitswelt der Zukunft zu gestalten. Die Anstrengung-

en von Unternehmerinnen und Unternehmern, unterstützt 

durch die Arbeit der gfw, haben in den letzten Jahren 

Früchte getragen: Digitalisierte Arbeitsprozesse sind aus 

der Unternehmenswelt nicht mehr wegzudenken. Die 

Erfahrungen aus dem Projekt Digitalpilot zeigen: die 

Warendorfer Unternehmen sind innovativ und nehmen 

sich gerne neuer Technologien an. Dennoch: die technolo-

gische Entwicklung ist in den letzten Jahren, nicht zuletzt 

durch die rasanten Fortschritte im Bereich Künstlicher 

Intelligenz (KI), weiter vorangegangen. Um den bestmög-

lichen Nutzen aus diesen Technologien zu ziehen, bedarf 

es neuer Kompetenzen, gleichzeitig verändern sich die 

zukünftigen Anforderungen an Arbeitskräfte und Arbeits-

plätze.

Der Fachkräftemangel und der demografische Wandel 

stellen die Unternehmen vor weitere Herausforderungen: 

Führungskräfte sind immer schwerer zu finden, die Bedeu-

tung der Anwerbung und Integration internationaler Fach-

kräfte steigt. Gleichzeitig verändern sich auch die An-

sprüche der Arbeitskräfte: Gerade die junge Generation 

bemisst einer ausgewogenen Work-Life-Balance eine hohe 

Bedeutung bei, die Nahbarkeit von Arbeitgebern wird 

wichtiger.

In der Summe bedeuten diese Veränderungen: Die Arbeits-

welt der Zukunft wird sich von der heutigen deutlich unter-

scheiden. Im Rahmen des Leitprojekts unterstützt die gfw 

in ihrer Servicerolle Unternehmen bei der Bewältigung 

dieser Herausforderungen und dem damit verbundenen 

Kulturwandel. Der Kreis Warendorf möchte mit dem 

Leitprojekt vorangehen und die Arbeitswelt der Zukunft 

gestalten.

Die Herausforderungen und Bedarfe im Handlungsfeld 

basieren auf einer aktualisierten Positionsbestimmung. 

Durch die Auswertung der Daten- und Studienlage konnte 

gezeigt werden, wo im Kreis Fortschritte erzielt wurden und 

wo neue Handlungsbedarfe entstanden sind. 

Teilprojekte

Diese Handlungsbedarfe werden mit vier Teilprojekten 

adressiert, die Unternehmen bei der Digitalisierung und 

Einbindung neuer Technologien wie Künstlicher Intelligenz, 

Change Management und der Suche nach qualifizierten 

Arbeitskräften unterstützen sollen. Die bisherigen Erfolge 

und die Attraktivität des Standorts Warendorf sollen zudem 

noch stärker nach außen gezeigt werden. Folgende drei 

Teilprojekte bilden den Kern des Leitprojekts:

Mit der Fortführung des Programms Digitalpilot zum 

       p     „ready for future“ werden die starken 

Initiativen der Warendorfer Unternehmen auch in Zukunft 

sichtbar gemacht sowie das gegenseitige Lernen unter-

stützt. 

Berufsbilder ändern sich, bestimmte Berufe gewinnen 

andere verlieren an Bedeutung. Mit der geplanten Initia-

tive „ZukunftsweltArbeit“ erfolgt eine Reaktion auf diese 

Entwicklungen. 

Über die Ergänzung des schon jetzt erfolgreichen Standort-

marketings um das Thema „Zukunft der Arbeitswelt“ 

möchte der Kreis Warendorf noch mehr Arbeitskräfte von 

den Vorteilen des Lebens und Arbeitens in Warendorf 

überzeugen. Alle Bestandteile des Leitprojekts greifen 

beim Standortmarketing ineinander.

Darüber hinaus führen der Kreis Warendorf und die gfw 

erfolgreiche Maßnahmen weiter, die die drei Teilprojekte 

ergänzen:

Im bestehenden Hochschul-Kompetenz-Zentrum (HOKO) 

sollen die oben genannten Themen aufgegriffen und damit 

die digitalen Skills der Nachwuchsfachkräfte gefördert 

werden. Das HOKO vernetzt Hochschulen, Unternehmen 

und Jugendliche im Kreis Warendorf und ist weiterhin 

wichtiger Bestandteil des Kreisentwicklungsprogramms. 
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Übersicht der Teilprojekte

       p     „ready for future“

I          „ZukunftsweltArbeit“

                  „Z                      “

Hochschul-Kompetenz-Zentrum (HOKO)
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       p     „ready for 
future“

Zielgruppen:

• Kleine und mittlere Unternehmen (KMU)

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• gfw

Zentrale Umsetzungspartner:

• Teilnehmende Unternehmen

Finanzierung:

• Das Teilprojekt wird durch die Zuwendungen vom 

Kreis Warendorf an die gfw finanziert

Zeitrahmen und Meilensteine:

• 2025: Reaktivierung der Community

• Ab 2026: Veranstaltungen & Peer-2-Peer-Beratung

Beschreibung: 

Ziel ist es, die Digitalisierung in Unternehmen im 

Kreis Warendorf zu stärken und neue Themen 

und Entwicklungen gezielt aufzugreifen. 

Insbesondere die Auseinandersetzung mit den 

Chancen und Möglichkeiten von Künstlicher 

Intelligenz (KI) werden gestärkt, um die 

Potenziale der Technologie im Kreis Warendorf 

noch erfolgreicher einzusetzen. Unternehmen 

aus dem Kreis Warendorf werden mit erfahrenen 

KI-Expertinnen und –Experten vernetzt, erhalten 

die Möglichkeit zum Austausch von Wissen, 

Erfahrungen und Ressourcen und können so 

Anwendungsmöglichkeiten von künstlicher 

Intelligenz in ihren Produkten und Prozessen 

besser verstehen und nutzen.

Projektbausteine:

• Community von Unternehmen, die die 

Digitalisierung in besonderem Maße 

vorantreiben

• Peer-2-Peer-Beratung: Unternehmen unter-

stützen sich gegenseitig mit Beratung und 

Erfahrungsaustauschen

• Regelmäßige Veranstaltungen zu den 

Entwicklungen im Bereich Digitalisierung

• Für die Zukunft noch stärkere Fokussierung 

auf die Nutzung Künstlicher Intelligenz
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Initiative 
„ZukunftsweltArbeit“

Zielgruppen:

• Alle Unternehmen im Kreis Warendorf, insb. 

kleine und mittlere Unternehmen (KMU)

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• gfw

Zentrale Umsetzungspartner:

• Kreis Warendorf

• Agentur für Arbeit Ahlen-Münster

• Wirtschaftsverbände und Wirtschaftsförderungen der 

kreisangehörigen Städte und Gemeinden

• Münsterlandweites Netzwerk der gfw

Finanzierung:

• Das Teilprojekt wird durch die Zuwendungen vom 

Kreis Warendorf an die gfw finanziert

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Ab Q1 2025: Strategieentwicklung & 

Potenzialanalyse

• Q3 2025: Start des Projekts mit einer Veranstaltung

• Laufzeit bis Ende 2027

Beschreibung: 

Ziel ist es, die Unternehmen im Kreis Warendorf 

beim Change Management zu unterstützen. Das 

Programm sensibilisiert zudem zu Themen wie 

Führung bzw. Leadership, Künstliche Intelligenz 

sowie Wissens- und Lernkultur. Leadership 

nimmt in der Zukunft der Arbeitswelt eine ent-

scheidende Rolle ein, um Teams effektiv zu 

führen und durch die sich schnell ändernden 

Anforderungen und Technologien zu navigieren. 

Künstliche Intelligenz wird bei der 

Automatisierung von Prozessen und der 

Bereitstellung datenbasierter Einblicke zentral, 

um die Effizienz und Innovationskraft von 

Unternehmen zu steigern. Damit 

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit diesen sich 

ständig weiterentwickelnden Fähigkeiten und 

Technologien Schritt halten können, wird eine 

starke Lernkultur unerlässlich sein, um 

kontinuierliches Lernen und Anpassungsfähigkeit 

zu fördern.

Projektbausteine:

Das Projekt wird im Rahmen einer 

Strategiephase weiter konkretisiert. Mögliche 

Projektbausteine sind zum jetzigen Zeitpunkt:

• Anwendungsmöglichkeiten Künstlicher 

Intelligenz

• Auswirkungen Künstlicher Intelligenz und 

Digitalisierung auf Arbeit, Organisation, 

Leadership, usw.

• Förderung einer Wissens- und Lernkultur: 

Kompetenzaufbau

• Zertifizierung bzw. Auszeichnung für 

Unternehmen, die sich als besonders 

innovative und attraktive Arbeitgeber 

positionieren
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Standortmarketing 
„Z                      “

Zielgruppen:

• Fachkräfte branchenübergreifend

• Führungskräfte

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• gfw

Zentrale Umsetzungspartner:

• Verschiedene Unternehmen aus dem Kreis Warendorf

• Kommunen im Kreis Warendorf

Partner:

• Handwerkskammer Münster

• IHK Nord Westfalen

• Kreishandwerkerschaft Steinfurt Warendorf

• Fachhochschule Münster Kreis Warendorf

Finanzierung:

• Das Teilprojekt wird durch die Zuwendungen vom 

Kreis Warendorf an die gfw finanziert

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Januar 2025: Start der Kampagne

• Mai 2025: Wettbewerb und Prämierung

• Sommer 2025: Zusatzkampagne

• 2026: Markenkonvent

• 2026/2027: Neuer Wettbewerb „Attraktiver 

Arbeitgeber“

Beschreibung: 

Ziel ist es, den Kreis Warendorf als attraktiven 

Standort für Fach- und Führungskräfte zu 

positionieren. Dabei sollen verschiedene Ansätze 

miteinander kombiniert werden, um 

unterschiedliche Zielgruppen anzusprechen. 

Verbindendes Element zwischen den 

Kampagnenbestandteilen ist der Fokus auf die 

Möglichkeiten der Mitgestaltung der Arbeitswelt 

der Zukunft: Zukunft entsteht im Kreis 

Warendorf, die hier lebenden Fach- und 

Führungskräfte prägen sie aktiv.

Projektbausteine:

• Umsetzung der neuen Marketingkampagne 

mit Fokus auf „people and culture“

• Weiterentwicklung des Wettbewerbs 

„Attraktive Arbeitgeber“

• Company Adventure: Schülerinnen und 

Schüler lernen Impact-fokussierte Unter-

nehmen im Kreis Warendorf kennen
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Hochschul-Kompetenz-
Zentrum (HOKO)

Zielgruppen:

• Jugendliche

• Unternehmen

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• gfw

• HOKO e.V.

Zentrale Umsetzungspartner:

• REACH Euregio (Start-up Center)

• Coding for tomorrow

• Fachhochschule Münster

• Handwerkskammer und Kreishandwerkerschaft Steinfurt 

Warendorf

• IHK Nord Westfalen

• Mitgliedshochschulen und -unternehmen

Finanzierung:

• Das Teilprojekt wird durch die Mitgliedsbeiträge 

finanziert

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Zu klären: Fortführung und laufende Evaluation des 

bestehenden Programms oder Erweiterung in 

Richtung Unternehmen

Beschreibung: 

Das Hochschul-Kompetenz-Zentrum dient als 

Schnittstelle zwischen Wirtschaft, Wissenschaft 

und jungen Menschen. Im Mittelpunkt der 

Aktivitäten stehen die Zusammenarbeit von 

Wirtschaft und Hochschulen und insbesondere 

die Förderung von dualen Studiengängen. 

Bestehende Angebote sollen durch das Zentrum 

transparent gemacht werden. Dazu findet ein 

Matching mit den über 1.000 Unternehmen in 

verschiedenen Branchen und 

Wirtschaftszweigen, die potenziell für das 

Angebot eines dualen Studiums zur Verfügung 

stehen, statt. Ein zentrales Ziel ist zudem, 

Jugendliche für digitale Technologien zu 

begeistern.

Projektbausteine:

• Förderung digitaler Skills in Workshops und 

anderen Veranstaltungsformaten

• Sensibilisierung für die Vorteile eines Dualen 

Studiums

B
il
d

: 
A

d
o

b
e

 S
to

c
k

 K
u

m
C

u
p



30

Fachkräfteinitiative im Strukturwandel

Beschreibung des Gesamtprojekts

Mit dem Leitprojekt wirkt der Kreis Warendorf gezielt 

dem Fachkräftemangel in spezifischen Bereichen 

entgegen. Wie auch andere Regionen in Deutschland ist 

der Kreis Warendorf von sinkenden Ausbildungszahlen 

und von den Herausforderungen des demografischen 

Wandels betroffen. In den nächsten Jahren steht der 

Renteneintritt einer großen Alterskohorte bevor, 

wodurch sich die Fachkräftebedarfe noch weiter 

erhöhen. In Bereichen wie Gesundheitsversorgung und 

Pflege ist der Handlungsbedarf besonders groß.

Teilprojekte

Die Herausforderungen und Bedarfe im Handlungsfeld 

basieren auf einer aktualisierten Positionsbestimmung. 

Durch die Auswertung der Daten- und Studienlage 

konnte gezeigt werden, wo im Kreis Fortschritte erzielt 

wurden und wo neue Handlungsbedarfe entstanden 

sind. Diese Handlungsbedarfe werden mit fünf 

Teilprojekten adressiert. Folgende drei Teilprojekte 

bilden den Kern des Leitprojekts:

Das vom Bundesministerium für Bildung und Forschung 

und die Europäische Union über den Europäischen 

Sozialfonds Plus (ESF Plus) geförderte Programm 

Bildungskommune fokussiert in diesem Rahmen als 

Teilprojekt die Verbesserung der Bildungschancen für 

alle im Kreis lebenden Personen mit Schwerpunkt auf 

der Fachkräftesicherung und Bildung im Strukturwan-

del. Mit der Teilnahme an dem durch das Bundes-

ministerium für Bildung und Forschung geförderten 

Programm werden Bildungsthemen bereichsüber-

greifend und entlang der gesamten Bildungskette 

koordiniert und bearbeitet. 

Mit dem Teilprojekt Azubi-Sprachförderung+ werden 

Sprachbarrieren in der Ausbildung verringert. Auszubil-

dende, deren Herkunftssprache nicht Deutsch ist, 

erhalten gezielt Unterstützung, sodass ein Abbruch der 

Ausbildung aufgrund von Sprachbarrieren vermieden 

wird und die Ausbildung erfolgreich abgeschlossen 

werden kann.

Der Fachkräftemangel in der Pflege stellt ein großes 

Risiko für die lückenlose Versorgung und Betreuung 

pflegebedürftiger Menschen dar. Mit dem Teilprojekt 

care4future sollen gezielt Nachwuchskräfte für die 

Pflege gewonnen werden. Schülerinnen und Schüler 

erhalten dabei Einblicke in den Pflegeberuf, die als 

Orientierung in der Berufsfindungsphase dienen. Durch 

das „Hineinschnuppern“ soll das Image des 

Pflegeberufs verbessert werden.

Darüber hinaus führt der Kreis Warendorf zwei 

erfolgreiche Maßnahmen weiter, die die drei 

Teilprojekte ergänzen:

Die abgestimmte Kooperation zwischen Schulen & 

Unternehmen zur Fachkräftesicherung im Rahmen der 

Landesinitiative „Kein Abschluss ohne Anschluss – 

Übergang Schule–Beruf“ (KAoA) hat sich bereits als 

Maßnahme bewährt und wird ständig weiterentwickelt, 

um Berufswahlorientierung zu fördern und jungen 

Menschen den Berufseinstieg zu erleichtern und dabei 

Strukturwandelprozesse für den Arbeitsmarkt der 

Zukunft mit einzubeziehen. Das bestehende Projekt 

wird weiterhin im Rahmen des Leitprojekts um bedarfs-

orientierte Maßnahmen und weitere Vernetzungen 

ergänzt werden – v.a. mit dem bestehenden Fokus auf 

die Fachkräftegewinnung im Bereich Erziehung und 

Soziales, Landwirtschaft, Natur und Umwelt sowie 

Pflege und Gesundheit.

Durch vermehrte Renteneintritte verschärft sich die 

Herausforderung der ärztlichen Versorgung, 

insbesondere in den ländlicheren Gebieten des Kreises. 

Um eine gute ärztliche Versorgung auch in Zukunft 

sicherzustellen, setzt der Kreis weiterhin auf die aktive 

Ansprache von Medizinstudierenden im Rahmen des 

Projekts Zukunft der ärztlichen Versorgung im Kreis 

Warendorf. 
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Übersicht der Teilprojekte

Bildungskommune

Azubi-Sprachförderung+

care4future

KAoA: Kooperation zwischen Schulen & 

Unternehmen zur Fachkräftesicherung

Zukunft der ärztlichen Versorgung im Kreis 

Warendorf
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Bildungskommune

Zielgruppen:

• Menschen in den Städten und Gemeinden des 

Kreises Warendorf, insb. Bildungsakteure

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Amt für Jugend und Bildung

Zentrale Umsetzungspartner:

• Städte und Gemeinden

• Regionales Bildungsnetzwerk (dort ist das Programm 

angesiedelt)

• Agentur für Arbeit

• Jobcenter

• Träger im Bereich Kinder- und Jugendhilfe

• Kita-, Schul- und Bildungsträger

• Volkshochschulen

• Wohlfahrtsverbände und Kammern

• Zusammenarbeit mit dem Arbeitskreis KAoA und mit dem 

Kommunalen Integrationszentrum

Finanzierung:

• Finanzierung gesichert

• Anteilige Förderung in Höhe von 40 % durch das BMBF 

und den Europäischen Sozialfonds

Zeitrahmen und Meilensteine:

• 2025: Leitbild- und Strategieentwicklung und Aufbau 

des kommunalen Bildungsmanagements

• Ab 2026: Umsetzung der kommunalen 

Bildungsstrategie

• 2027: Ende der Förderperiode

Beschreibung: 

Mit dem Programm werden die Bildungschancen 

für die im Kreisgebiet lebenden Personen verbes-

sert und das regionale Bildungssystem mit dem 

Schwerpunktthema Fachkräftesicherung und 

Bildung im Strukturwandel gestärkt.

Durch den Aufbau eines datenbasierten 

kommunalen Bildungsmanagements wird das 

regionale Bildungssystem bedarfs- und sozial-

raumorientiert gestärkt. Mit der partizipativen 

Entwicklung und Umsetzung einer ganzheitlichen 

kommunalen Bildungsstrategie werden außer-

dem analog-digitale Vernetzungsstrukturen 

aufgebaut und ausgeweitet. Mit Blick auf den 

Arbeitsmarkt steht zunächst das Feld der Sozial- 

und Erziehungsberufe im Mittelpunkt, mit Bezug 

auf die Bedarfslage im Kreis werden im 

Anschluss weitere Berufsgruppen im Sinne der 

Fachkräftesicherung fokussiert.

Projektbausteine:

• Aufbau eines datenbasierten kommunalen Bil-

dungsmanagements: sozialräumliche Analyse 

und Aufdeckung von Bedarfen

• Bereichsübergreifende Koordinierung und 

Bearbeitung von Bildungsthemen entlang der 

gesamten Bildungskette

• Partizipative Entwicklung und Umsetzung 

einer ganzheitlichen kommunalen Bildungs-

strategie 

• Etablierung einer regelmäßigen und auf die 

Bedarfe des Kreises zugeschnittenen 

Bildungsberichterstattung
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Azubi-Sprachförderung+

Zielgruppen:

• Alle Auszubildenden mit nichtdeutscher 

Herkunftssprache im Kreis Warendorf

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Amt für Jugend und Bildung

Zentrale Umsetzungspartner:

• Ausbildungsbetriebe

• Unterricht erfolgt durch Träger (Arbeiterwohlfahrt, Arbeiter-

Samariter-Bund, SBH West als Bildungsdienstleister)

Finanzierung:

• Finanzierung gesichert

• Die Kosten werden anteilig vom Ausbildungsbetrieb und 

vom Kommunalen Integrationszentrum getragen. 

Zudem wird ein geringer Eigenanteil von den 

Teilnehmerinnen und Teilnehmern erhoben. 

Zeitrahmen und Meilensteine:

• 2025 bis 2027: Inhaltliche Ausweitung, um weiteren 

Bedarfen der Auszubildenden gerecht zu werden

Beschreibung: 

Auszubildende mit nichtdeutscher Herkunfts-

sprache bekommen im Rahmen des Teilprojekts 

bedarfsorientierten Einzelunterricht.

Neben der allgemeinen Sprachkompetenz liegt 

der Fokus vor allem auf der berufsspezifischen 

Fachsprache. Die Ansprache der Auszubildenden 

erfolgt insb. über Berufsschulen, Presse und 

Handwerkskammer.

Die Unterrichtszeiten (bis zu acht Zeitstunden im 

Monat) und die Lernorte können individuell 

vereinbart werden. Der Unterricht findet meist in 

den Ausbildungsbetrieben, den Berufsschulen 

oder in den Räumlichkeiten der durchführenden 

Träger statt. 

Die Umsetzung des Programms erfolgt durch das 

Kommunale Integrationszentrum in enger 

Kooperation mit Bildungsträgern.

Das Programm ist im Februar 2024 gestartet.
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care4future

Zielgruppen:

• Schülerinnen und Schüler, 

insb. der Klassenstufen 9

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Sozialamt

Zentrale Umsetzungspartner:

• Schulen

• Träger von ambulanten, teilstationären und 

vollstationären Angeboten

Finanzierung:

• Finanzierung ist gesichert

• Für die bestehenden Netzwerke in Ahlen und Warendorf 

fallen keine Kosten an. Die Begleitung erfolgt durch die 

Sozialplanung. 

• Für die Initiierung neuer Netzwerke müssen Kosten von 

ca. 20.000 € kalkuliert und im Haushalt eingeplant 

werden.

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Ab 2025: Ausweitung des Programms in weiteren 

Gemeinden

Beschreibung: 

Schülerinnen und Schüler erhalten im Rahmen 

des Teilprojekts praktische Einblicke in den 

Pflegeberuf, die als Orientierung in der Berufs-

findungsphase dienen.

Das Projekt wurde bereits in Warendorf und in 

Ahlen durchgeführt und wird dort fortgeführt. 

Eine Ausweitung auf weitere Standorte ist 

angedacht.

Projektbausteine:

• Freiwilliger bzw. Wahlpflichtkurs in 

Klassenstufe 9

• Darüber hinaus Information aller Schülerinnen 

und Schüler in der jeweiligen Schule über 

Aktionstage, Wanderausstellung und Eltern-

informationen

• Bildung von regionalen Netzwerken aus 

Schulen, Pflegeschulen sowie Kranken- und 

Pflegeeinrichtungen und die Fachschule für 

Heilerziehungspflege
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KAoA: Kooperation zwischen 
Schulen & Unternehmen zur 
Fachkräftesicherung

Zielgruppen:

• Bildungseinrichtungen: insb. Schülerinnen und 

Schüler die kurz vor dem Abschluss stehen

• Unternehmen mit Fachkräftebedarf

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Amt für Jugend und Bildung

Zentrale Umsetzungspartner:

• Netzwerk im Rahmen von KAoA aus Lehrkräften für 

Berufsorientierung an den Schulen (StuBOs), Berufs-

schulen, Industrie- und Handelskammer und 

Handwerkskammer

• Städte und Gemeinden

• Wirtschaftsförderung gfw

• Agentur für Arbeit

• Kammern

Finanzierung:

• Finanzierung gesichert

• Für das Programm KAoA werden 1,75 Stellen über Lan-

desmittel finanziert

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Weiterführung des Projekts

Beschreibung: 

Der Übergang von Schule in Beruf wird durch die 

Kooperation zwischen Schulen und Unternehmen 

zur Fachkräftesicherung und Attraktivitätssteiger-

ung der dualen Ausbildung gestaltet.

Das bestehende Projekt aus dem Kreisentwick-

lungsprogramm ermöglicht berufspraktische 

Einblicke und es werden Schulabgängerinnen 

und Schulabgänger über bestehende Angebote 

und Möglichkeiten informiert (bspw. Eltern-

abende, Broschüren). Daneben bestehen 

zielgruppenspezifische Angebote für 

verschiedene Altersgruppen zur Fachkräfte-

förderung in den oben genannten Fokus-

bereichen (bspw. Projektwochen oder Fach- und 

Aktionstage).
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Zukunft der ärztlichen 
Versorgung im Kreis 
Warendorf

Zielgruppen:

• Medizinstudierende und junge Ärztinnen und Ärzte, 

die einen Bezug zum Kreis Warendorf haben

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Gesundheitsamt

Zentrale Umsetzungspartner:

• Bestehende Arbeitsgruppe aus Vertreterinnen und 

Vertretern der Kliniken im Kreis Warendorf, der 

Praxisnetze der Ärzte, des Ärztevereins Warendorf, des 

Gesundheitsamtes sowie der Ärztekammer und der 

Kassenärztlichen Vereinigung Westfalen-Lippe

• Universitäten (medizinische Fakultäten), v.a. Münster und 

Bielefeld

Finanzierung:

• Finanzierung gesichert

• Es werden keine Mittel aus dem Haushalt benötigt

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Weiterführung des Projekts

Beschreibung: 

Die Sicherstellung einer guten ärztlichen 

Versorgung, auch in den ländlichen Gebieten, 

nimmt in Zukunft Priorität ein. Über das 

bestehende Projekt aus dem 

Kreisentwicklungsprogramm erfolgt die aktive 

Ansprache von Medizinstudierenden und ein 

frühzeitiges in Kontakt treten mit jungen 

Ärztinnen und Ärzten, um ihnen den Kreis 

Warendorf als attraktiven Arbeits- und Wohnort 

näherzubringen.

Projektbausteine:

• 2x jährliches Medizinstudierendentreffen z. B. 

in Kliniken oder Hausarztpraxen

• Versand von Infopost zur ärztlichen Versor-

gung im Kreis über Email-Verteiler

• Grundlage bildet die gleichnamige Arbeits-

gruppe „Zukunft der ärztlichen Versorgung im 

Kreis Warendorf“
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Generationenübergreifend gut leben im 
Kreis Warendorf

Beschreibung des Gesamtprojekts

Im Kreis Warendorf lebt es sich gut. Damit das auch in 

Zukunft so bleibt, soll mit dem Leitprojekt „Generatio-

nenübergreifend gut leben im Kreis Warendorf“ dafür 

gesorgt werden, die Lebensqualität für alle Generatio-

nen weiter gezielt zu verbessern und den Kreis Waren-

dorf zu einem noch lebenswerteren Ort zu machen. Mit 

dem Leitprojekt fördert der Kreis das gute und gesunde 

Aufwachsen von Kindern, ermöglicht gutes und bezahl-

bares Wohnen, unterstützt im Alter und stärkt den 

sozialen Zusammenhalt.

Teilprojekte

Die Herausforderungen und Bedarfe im Handlungsfeld 

basieren auf einer aktualisierten Positionsbestimmung. 

Durch die Auswertung der Daten- und Studienlage 

konnte gezeigt werden, wo im Kreis Fortschritte erzielt 

wurden und wo neue Handlungsbedarfe entstanden 

sind. Diese Handlungsbedarfe werden mit den 

folgenden fünf Teilprojekten adressiert:

Die derzeitigen Krisen haben Auswirkungen auf die 

seelische Gesundheit. Insbesondere bei Kindern und 

Jugendlichen haben psychische Auffälligkeiten seit der 

Corona-Pandemie zugenommen. Das Teilprojekt stär-

kende Lebenswelten für die seelische Gesundheit von 

Kindern sensibilisiert Eltern sowie Erzieherinnen und 

Erzieher für die Bedürfnisse von Kindern und trans-

portiert das Thema seelische Gesundheit in die Netz-

werkstrukturen der Kommunen.

Mit der Bewegungsförderung von Kita-Kindern fördert 

der Kreis Warendorf das gesunde Aufwachsen. Die Kita-

Kinder lernen einen bewegungsfreudigen Alltag kennen 

und werden zum lebenslangen Bewegen und Sport-

treiben motiviert.

Um der zunehmenden Digitalisierung in allen 

Lebensbereichen gerecht zu werden, ist der Aufbau von 

Medienkompetenz unerlässlich. Dafür ist es notwendig, 

dass pädagogische Fachkräfte kontinuierlich weiter-

gebildet werden, die dann die Medienkompetenz von 

Schülerinnen und Schülern stärken können. Das ist 

Aufgabe des Medienkompetenzzentrums und Ziel des 

Teilprojekts Stärkung der Medienkompetenz. 

Statistiken zeigen, dass die Mieten im Kreis Warendorf 

deutlich stärker ansteigen als die Einkommen. Die 

Nachfrage nach preisgünstigem Wohnen für einkom-

mensschwächere Haushalte hat daher stark zugenom-

men. Der Kreis Warendorf will vor diesem Hintergrund 

die Schaffung von öffentlich gefördertem Wohnraum 

besonders in Hinblick auf Wohnungsbauförderung 

intensivieren.

Der Kreis Warendorf bietet schon seit einigen Jahren 

eine persönliche und telefonische Pflegeberatung an. 

Um der Nachfrage nach digitaler Beratung zu begegnen, 

soll ein zusätzliches digitales Beratungsangebot 

aufgesetzt werden. Die digitale Pflegeberatung bietet 

verschiedene Vorteile: Sie ist flexibel und nieder-

schwellig und ermöglicht darüber hinaus den Kontakt zu 

entfernt lebenden Angehörigen.
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Übersicht der Teilprojekte

Stärkende Lebenswelten für die seelische 

Gesundheit von Kindern

Bewegungsförderung von Kita-Kindern

Stärkung der Medienkompetenz 

Wohnungsbauförderung

Digitale Pflegeberatung
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Stärkende Lebenswelten für 
die seelische Gesundheit 
von Kindern

Zielgruppen:

• Kinder von 0-6 Jahren und deren Eltern

• Erzieherinnen und Erzieher

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Gesundheitsamt

Zentrale Umsetzungspartner:

• Gesamtkoordination durch Landeszentrum für Gesundheit 

NRW

• Kitaträger

• Kitaleitungen 

• Fachkräfte in den Kitas

• Jugendämter

• Kinder- und Jugendgesundheitsdienst des 

Kreisgesundheitsamtes

Finanzierung:

• Finanzierung über eine Förderung durch die 

gesetzlichen Krankenkassen/-verbände (GKV NRW) und 

das Landeszentrum für Gesundheit NRW

Zeitrahmen und Meilensteine:

• März 2025: Auswahl und Schulung weiterer sechs 

Kitas

• Ab 2026: Kreisweite Ausweitung des Programms

Beschreibung: 

Es handelt sich um ein Kooperationsprojekt mit 

dem Landeszentrum für Gesundheit NRW, um 

Erzieherinnen und Erzieher sowie Eltern für die 

Bedürfnisse der Kinder zu sensibilisieren.

Warendorf ist seit dem Frühjahr 2024 eine von 

sieben Modellkommunen in NRW, es wurden 

bereits sechs Kitas geschult. In 2025 werden 

weitere sechs Kitas geschult Danach ist geplant, 

das Projekt kreisweit auszuweiten.

Im Fokus des Teilprojekts stehen die nach der 

Schulung als „Schatzsuche-Einrichtung“ 

zertifizierten Kitas (in 2024: Ahlen, Beckum, 

Ennigerloh, Oelde, Wadersloh; in 2025: Ahlen, 

Beckum, Drensteinfurt, Oelde, Sendenhorst)

Projektbausteine:

• Elternprogramm „Schatzsuche“: Schulung von 

Kitas

• Nutzen von etablierten Netzwerken, um das 

Thema seelische Gesundheit von Kindern 

kreisweit zu bearbeiten
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Bewegungsförderung von 
Kita-Kindern

Zielgruppen:

• Kita-Kinder

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Gesundheitsamt

Zentrale Umsetzungspartner:

• Kitaträger

• Kita-Team

• Kreissportbund Warendorf e.V.

Finanzierung:

• Finanzierung gesichert

• Haushaltsmittel 

Zeitrahmen und Meilensteine:

• 2025: Durchführung der Schulung in jeweils drei 

Kitas

• Ab 2026: jedes Jahr können weitere drei Kitas 

geschult werden

Beschreibung: 

Die Kita-Kinder lernen einen bewegungsfreudig-

en Alltag kennen und werden zum lebenslangen 

Bewegen und Sporttreiben motiviert.

Es handelt sich um eine Schulung von Erzieher-

innen und Erziehern im Rahmen einer Inhouse-

Schulung. In Kooperation mit dem Kreissport-

bund Warendorf e.V. werden jährlich drei Kitas 

geschult.

2025 werden Kitas in Beckum, Warendorf und 

Sendenhorst geschult.
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Stärkung der 
Medienkompetenz 

Zielgruppen:

• Schulen: Lehrkräfte sowie Schülerinnen und Schüler

• Kindertageseinrichtungen: Erzieherinnen und Erzieher

• Erziehungsberechtigte

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Amt für Jugend und Bildung

• Medienkompetenzzentrum

Zentrale Umsetzungspartner:

• Schulträger, Schulen

• Sonstige Bildungseinrichtungen

• Kindertageseinrichtungen

Finanzierung:

• Finanzierung gesichert

• Haushaltsmittel

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Ab 2025: Verstetigung und Ausbau der drei 

Projektbausteine

Beschreibung: 

Ziel ist die Verstetigung und der Ausbau des 

Angebots des Medienkompetenzzentrums 

entlang der gesamten Bildungskette.

Zentraler Akteur ist dabei das Medienkompetenz-

zentrum in Warendorf.

Projektbausteine:

• Präventionsarbeit: Information zu Rechts-

fragen, Suchtprävention, Umgang mit 

Falschnachrichten etc.

• Fort- und Weiterbildung für Lehrkräfte, 

Erzieherinnen und Erzieher und Sozialar-

beitende im Umgang und in der Anwendung 

verschiedener Medien

• Bereitstellung und Entwicklung von 

Materialien für den Fachunterricht zur 

Medienbildung
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Wohnungsbauförderung

Zielgruppen:

• Wohnungssuchende einkommensschwächere 

Haushalte

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Kämmerei, Sachgebiet Wohnungsbauförderung

Zentrale Umsetzungspartner:

• Investoren und Architekten

• Kreisangehörige Städte und Gemeinden

• NRW.BANK

• Wohnungsbaugesellschaften/-genossenschaften

Finanzierung:

• Finanzierung der Fördermittel bis zunächst 2027 

gesichert

• Finanzierung über vorgesehene Fördersummen für die 

Wohnungsbauförderung

• Gebühreneinnahmen

• Haushaltsmittel

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Ab 2025: verstärkte Fokussierung der Projekt-

bausteine in Hinblick auf die 

Mietwohnraumförderung

Beschreibung: 

Ziel ist es, die Wohnungsbauförderung mit 

Schwerpunkt auf Mietwohnraumförderung zu 

verstärken.

Projektbausteine:

• Bewilligung von Fördermitteln des Landes 

NRW zur Unterstützung von Bauvorhaben 

zwecks Schaffung von preisgünstigem Miet-

wohnraum

• Verstärkte Vernetzung mit den kreisangehör-

igen Kommunen im Rahmen der Bauleitplan-

ung und Baureifmachung entsprechender 

Flächen

• Beratung von Investoren und Kommunen

• Bebauung eines großen Baufelds in Telgte mit 

öffentlich gefördertem Wohnraum

• Regelmäßige Informations- und Austausch-

veranstaltung für Investoren, Architekten und 

Bauplanungsbüros und für Bauplanungsämter 

der kreisangehörigen Städte und Gemeinden

• Mehrere kreisangehörige Kommunen planen 

die Gründung einer interkommunalen 

Wohnungsbaugesellschaft, dieses Vorhaben 

wird durch die Wohnungsbauförderung 

unterstützt
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Digitale Pflegeberatung

Zielgruppen:

• Pflegebedürftige Menschen

• Angehörige und Ratsuchende

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Sozialamt

Zentrale Umsetzungspartner:

• Abstimmung mit der IT (Amt 12) für die Schaffung der 

notwendigen technischen Voraussetzungen

Finanzierung:

• Finanzierung in Klärung

• Haushaltsmittel

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Ab 2025: Start der digitalen Pflegeberatung

Beschreibung: 

Zusätzlich zur analogen und telefonischen 

Beratung zu Pflegebedürftigkeit, Leistungen und 

Entlastungsangeboten in der Region, werden 

digitale Beratungen per Email, Chat oder Video-

konferenz für Ratsuchende angeboten.

Das digitale Angebot ermöglicht so eine 

ortsunabhängige Beratung, die auch für entfernt 

lebende Angehörige niederschwellig zugänglich 

ist.
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Klimaschutz und -anpassung im Kreis 
Warendorf als integrierte Aufgabe

Beschreibung des Gesamtprojekts

Der Kreis Warendorf hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2040 

klimaneutral zu werden. Dazu sind entscheidende 

Weichen gestellt worden: Im Vordergrund steht eine 

Potenzialstudie zur Erreichung der Klimaneutralität des 

Kreises. 

Klimaschutz ist darüber hinaus seit vielen Jahren in der 

Kreisverwaltung verankert und wird als Querschnitts-

aufgabe verstanden. Im Jahr 2022 wurde ein Antrag zur 

Förderung von Maßnahmen zur Anpassung an den 

Klimawandel gestellt. In diesem Zusammenhang wird 

für den Kreis Warendorf und neun kreisangehörige 

Kommunen ein integriertes Klimaanpassungskonzept 

erstellt. In den letzten Jahren ist der Kreis Warendorf 

zudem beim Ausbau der Windenergie engagiert voran-

geschritten und hat entsprechende Zielvorgaben bereits 

vorzeitig mehr als erfüllt. Der Kreis setzt sich zum Ziel, 

den Ausbau als Genehmigungsbehörde weiterhin voran-

zutreiben. Über eine zuverlässig gesteuerte Ausweitung 

der Windenergie kann eine zukunftsfähige und klima-

neutrale Energieversorgung im Kreis unterstützt 

werden.   

Mit dem Leitprojekt „Klimaschutz und -anpassung im 

Kreis Warendorf als integrierte Aufgabe“ unterstützt der 

Kreis Warendorf die Ziele des Klimaschutzes und der 

Klimaanpassung und möchte neben den genannten 

Initiativen weitere Projekte voranbringen. Dadurch 

sollen wichtige Impulse für Klimaschutz und -anpassung 

gesetzt werden sowie eine zügige und flexible Reaktion 

auf neue Entwicklungen und veränderte Rahmenbeding-

ungen wie bspw. Extremwetterereignisse ermöglicht 

werden.

Teilprojekte

Die Herausforderungen und Bedarfe im Handlungsfeld 

basieren auf einer aktualisierten Positionsbestimmung. 

Durch die Auswertung der Daten- und Studienlage 

konnte gezeigt werden, wo im Kreis Fortschritte erzielt 

wurden und wo neue Handlungsbedarfe entstanden 

sind. 

Diese Handlungsbedarfe werden mit den folgenden 

sechs Teilprojekten adressiert: 

Mit dem Teilprojekt KlimaTisch Kreis Warendorf - 

Bündnis für Klimaschutz und Klimaanpassung wird der 

Weg zur rechnerischen Klimaneutralität bis 2040 unter-

stützt. Das Bündnis arbeitet in den vier Handlungsfeld-

ern Erneuerbare Energien (Strom), Nachhaltige 

Mobilität, Gebäude- und Wärmeversorgung sowie 

Klimaanpassung. Als Vorbild für dieses Format dient das 

„Aktionsbündnis für Arten-vielfalt – der Kreis Warendorf 

summt und blüht“.

Mit dem Teilprojekt Interkommunales Hochwasser-

Monitoring soll gemeinsam mit den Städten und 

Gemeinden ein ganzheitliches Hochwasser-Monitoring 

aufgebaut werden. 

Mit dem Teilprojekt Wiedervernässung von Flächen 

wird ein Beitrag zum Klimaschutz und der Klimaan-

passung im Kreis Warendorf geleistet. Die Wiederver-

nässung dient der CO2-Bindung, dem Naturschutz sowie 

dem Erhalt und der Wiederherstellung von Lebens-

räumen für Pflanzen und Tiere.  

Im Teilprojekt Integriertes Mobilitätskonzept werden 

u. a. die bisher (sektoral) erarbeiteten Mobilitäts-

planungen des Kreises (z.B. Radverkehr, ÖPNV und 

SPNV) zusammengeführt und bestehende Konzepte der 

Kommunen bei der Erarbeitung miteinbezogen. Das 

Mobilitätskonzept beinhaltet unterschiedliche Hand-

lungsfelder und es werden Maßnahmen für eine 

effizientere und klimafreundlichere Mobilität dargestellt.

Im Teilprojekt Förderung von Berufszweigen zur 

Umsetzung von Klimaschutz und -anpassung sollen 

spezifische Fachkräftelücken identifiziert und 

geschlossen werden.

Das Teilprojekt ZukunftsWald zielt auf die Aufforstung 

des Kreisgebiets ab. Über einen gemeinnützigen Verein 

soll der Baumbestand in Wäldern und weiteren Flächen 

gestärkt werden und so ein konkreter Beitrag zum 

Klimaschutz geleistet werden.

B
il
d

: 
A

d
o

b
e

 S
to

c
k

 R
S

.F
o

to



45

Übersicht der Teilprojekte

Interkommunales Hochwasser-Monitoring

Wiedervernässung von Flächen

KlimaTisch Kreis Warendorf - Bündnis für 

Klimaschutz und Klimaanpassung 

Integriertes Mobilitätskonzept

Förderung von Berufszweigen zur Umsetzung 

von Klimaschutz und -anpassung

02

03

01

04

05

ZukunftsWald 06
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Beschreibung: 

Ziel ist es, Multiplikatoren und Zielgruppenver-

treter zusammenzubringen, um gemeinsam die 

Strategie zur Treibhausgasneutralität festzulegen 

und die Handlungsstränge für den Weg dorthin 

mit konkreten Maßnahmen auszugestalten. Das 

gilt auch für den Zweig der Klimafolgenanpass-

ung. Entwickelte Projekte sollen direkt an die 

Potenzialanalyse zur Erreichung der Klima-

neutralität anknüpfen.

Das Teilprojekt soll seine Wirkung kreisweit 

entfalten.

Projektbausteine:

• Informationsveranstaltung mit potenziellen 

Partnern hat stattgefunden. Die Gründung des 

Bündnisses steht noch aus.

• Organisation, Koordination und Errichtung von 

regelmäßigen Kommunikationskanälen sowie 

Bündnistreffen als Hauptaufgabe.

• Berichterstattung an Politik sowie 

Koordinierung der Öffentlichkeitsarbeit.

• Kontinuierliche Überprüfung und ggfs. 

Nachjustierung der Vorgehensweise in 

Reaktion auf veränderte Rahmenbedingungen 

(z. B. Gesetze, technologische Entwicklungen).

• Nutzung etablierter Technologien bei der 

Maßnahmenumsetzung. Zudem Innovationen 

(Digitalisierung, Smart City, Internet of Things, 

Künstliche Intelligenz), Sektorenkopplung/ 

Wasserstoff/Power-to-X etc.) zur Erreichung 

der Klimaschutzziele.

KlimaTisch Kreis Warendorf 
- Bündnis für Klimaschutz 
und Klimaanpassung 

Zielgruppen:

• Verschiedene Verbände und Multiplikatoren im Kreis

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Amt für Umweltschutz und Straßenbau

Zentrale Umsetzungspartner:

• Städte und Gemeinden

• Kreishandwerkerschaft

• Westfälisch Lippischer Landwirtschaftsverband (WLV)

• NABU-Naturschutzstation Münsterland

• Stadtwerke

• Abfallwirtschaftsgesellschaft (AWG)

• Gesellschaft für Wirtschaftsförderung  (gfw)

Finanzierung:

• Mittel für den „KlimaTisch“ sind im Haushaltsplan 

veranschlagt

• Kommunaler Haushalt

• Projektbezogene Fördermittelakquise

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Q2 2025: Gründungssitzung vom „KlimaTisch“

• Ab Q2 2025: Bündnistreffen mit Erarbeitung von 

Projektideen
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Interkommunales 
Hochwassermonitoring

Zielgruppen:

• Bürgerinnen und Bürger im Kreis Warendorf

• Städte und Gemeinden

• Behörden und Organisationen des Katastrophenschutzes 

und der Gefahrenabwehr

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Amt für Umweltschutz und Straßenbau

Zentrale Umsetzungspartner:

• Städte und Gemeinden

• Herstellerunternehmen

• Katastrophenschutz

• Einbindung benachbarter Kreise

Finanzierung:

• Finanzierung in Klärung

• Kommunaler Haushalt sowie Fördermittel (über die 

Richtlinie zur Interkommunalen Zusammenarbeit)

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Ab Q1 2025: Förderantrag für Pilotprojekt Axtbach 

(Richtlinie zur Interkommunalen Zusammenarbeit)

• Ab Q1 2026: Kreisweite Ausweitung
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*Der Begriff LoRaWAN bezeichnet eine Funktechnik. Ausgeschrieben bedeutet LoRaWAN Long Range Wide Area Network

Beschreibung: 

Ziel ist eine Erhöhung der Daten- und Informa-

tionsdichte über das Kreisgebiet. Es sollen exakt-

ere regionale Vorhersagen durch ein dichtes 

Sensornetzwerk bestehend aus Pegel- und 

Bodenfeuchtesensoren ermöglicht werden. 

Es geht sowohl um eine verbesserte Vorsorge als 

auch eine akute Risikobewertung. Für eine erfolg-

reiche Implementierung sollen Synergien genutzt, 

Akteure vernetzt sowie Aktivitäten gebündelt 

werden. Eine Verzahnung mit den Initiativen im 

Smart-Region-Prozess ist vorgesehen.

Im Fokus des Teilprojekts stehen die Gewässer 

im Kreis Warendorf. Zu beachten sind die 

unterschiedlichen Gegebenheiten im Nord- und 

Südkreis.

Projektbausteine:

• Suche nach einem geeigneten System. 

FloodWaive wird als präferierte Lösung 

angestrebt.

• Koordinierung von automatisierten 

Alarmierungen (SMS, Mail) an einen 

definierten Benutzerkreis.

• Nutzung neuer Möglichkeiten durch den 

Fortschritt der Technik und bessere Modellier-

ungsmöglichkeiten (u.a. KI-Algorithmus) sowie 

Einbezug zusätzlicher Datenquellen (u.a. 

LoRaWAN-Sensoren* etc.).
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Beschreibung: 

Ziel ist eine gezielte Anhebung des Wasserpegels 

in bestimmten Gebieten, um natürliche Feucht-

gebiete wiederherzustellen. Ehemalige Moore 

und Feuchtwiesenstandorte können dadurch 

wieder ökologisch aufgewertet und die 

Speicherung von CO₂ gefördert werden. 

Wiedervernässte Flächen bieten Raum für Tiere 

und Pflanzen – Klimaschutz und Biodiversität 

gehen bei diesem Vorhaben Hand in Hand. 

Gleichzeitig wirkt die Wiedervernässung der 

Austrocknung von Böden entgegen und hilft, die 

Landschaft an den Klimawandel anzupassen.

Die Wiedervernässung der Brüskenheide diente 

als erster Schritt. Anschließend sollen weitere 

Potenzialflächen im Kreis ermittelt werden. Im 

Fokus stehen dabei Flächen in öffentlichem 

Eigentum oder Nutzungsverträge mit privaten 

Eigentümerinnen und Eigentümern.

Projektbausteine:

• Wiedervernässung des Naturschutzgebietes 

Brüskenheide erfolgte bereits als erster 

Schritt. Der Kreis ist mit potenziellen 

Flächenanbietern im Gespräch und sondiert 

den Markt, um weitere Wiedervernässungs-

potenziale zu identifizieren. 

• Soweit möglich, soll der Aufbau eines 

Flächenpools erfolgen.

• Es soll synergetisch versucht werden, über 

den primär ökologischen und klimatischen 

Mehrwert hinaus ökonomischen Mehrwert zu 

schaffen. 

• Kontrolle der Auswirkungen von 

Wiedervernässung auf benachbarte Flächen

Wiedervernässung von 
Flächen

Zielgruppen:

• Bürgerinnen und Bürger im Kreis Warendorf

• Naturschutzverbände und weitere Verbände

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Amt für Planung und Naturschutz

Zentrale Umsetzungspartner:

• Naturschutzverbände

• Landwirtschaft

• Städte und Gemeinden im Kreis Warendorf 

Finanzierung:

• Bedingter Einsatz Ersatzgeld

• Nutzung verschiedener Fördertöpfe

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Abhängig von der Flächenverfügbarkeit
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Beschreibung: 

Ziel des Teilprojekts ist die Verbesserung der 

Erreichbarkeit als Wirtschaftsstandort, die 

Gewährleistung von klimafreundlicher Mobilität 

sowie weiterer Optimierung des ÖPNVs als 

Standortfaktor. Der Ausbau von Radwegen und 

des öffentlichen Personennahverkehrs spielt 

besonders im ländlichen Raum eine wichtige 

Rolle. Die Erreichbarkeit innerhalb des gesamten 

Kreises Warendorf soll erhöht werden sowie der 

entstehende Verkehr unter Beachtung der 

Umweltverträglichkeit optimiert werden.

Die einzelnen Maßnahmen sollen möglichst den 

Bedarfen der Bürgerinnen und Bürger entsprech-

en und Verkehrsteilnehmende nicht gegeneinan-

der ausspielen. 

Im Fokus des Teilprojekts steht die kreisweite 

Vermeidung, Verlagerung sowie Verbesserung 

des Verkehrs.

Projektbausteine:

• Inhaltliche Befüllung des Konzepts hat 

gestartet

• Orientierung an vergleichbaren Konzepten 

(auf kommunaler, Kreis- und Landesebene)

• Einbezug von Mobilitätstrends, um ein 

möglichst zukunftsfähiges Konzept zu 

erstellen

• Langfristig: Schaffung konkreter 

Positivbeispiele und Entwicklung von 

Erfolgsgeschichten 

Integriertes 
Mobilitätskonzept

Zielgruppen:

• Bürgerinnen und Bürger im Kreis Warendorf 

• Unternehmen

• Städte und Gemeinden im Kreis Warendorf

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Amt für Planung und Naturschutz

Zentrale Umsetzungspartner:

• Arbeitsgemeinschaft fußgänger- und fahrradfreundlicher 

Städte, Gemeinden und Kreise in NRW 

• Zukunftsnetz Mobilität NRW

• Kreisangehörige Städte und Gemeinden sowie angrenzende 

Kreise oder Kommunen 

• Verschiedene Baulastträger

• Verkehrsunternehmen (Bus und Schiene u.a. RVM)

• Zweckverbände (z. B. Zweckverband Mobilität Münsterland, 

Zweckverband Nahverkehr Westfalen-Lippe)

• Mögliche weitere Partner: Schulen, lokale Wirtschaft, 

Industrie- und Handelskammer, Energieversorger, 

Mobilitätsdienstleiter, Allgemeiner Deutscher Fahrrad-Club 

(ADFC) und weitere

Finanzierung:

• Konzepterstellung erfolgt im Wesentlichen durch die 

Verwaltung (Finanzierung durch Haushaltsmittel)

• Für die Finanzierung der Umsetzung der Maßnahmen sind 

weitere Finanzierungsmöglichkeiten (Fördermittel) zu prüfen

Zeitrahmen und Meilensteine:

• März 2025: Vorstellung der inhaltlichen Gliederung 

des Konzepts in Ausschusssitzung. Konzept soll bis Ende 

des Jahres vorliegen

• Ab 2026: Umsetzung der Maßnahmen
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Beschreibung: 

Ziel ist eine umfassende Betrachtung von Berufs-

gruppen, die für Klimaschutz und Klimaanpass-

ung relevant sind. Im Fokus stehen nicht nur 

Berufe im Handwerk oder ÖPNV, sondern auch 

Fachkräfte in der Verwaltung, dem Bau, 

Ingenieurwesen und ähnlichem. 

Das Teilprojekt soll seine Wirkung kreisweit 

entfalten.

Projektbausteine:

• Konkrete Ausarbeitung relevanter Fragen: Wo 

gibt es welche Engpässe? Wie können 

entsprechende Berufszweige gestärkt 

werden? Welche Kompetenzen müssen 

gefördert werden?

• Einbezug von weiteren Initiativen und Über-

schneidungen zu anderen Leitprojekten (so ist 

bspw. eine Unterrichtseinheit zu Berufen im 

Bereich Klimaschutz kostenlos über 

NRW.Energy4climate buchbar.)

Förderung von 
Berufszweigen zur 
Umsetzung von Klimaschutz 
und -anpassung

Zielgruppen:

• Schülerinnen und Schüler sowie junge Erwachsene 

im Kreis Warendorf

• Beschäftigte

• Unternehmen

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Amt für Umweltschutz und Straßenbau

Zentrale Umsetzungspartner:

• Gesellschaft für Wirtschaftsförderung im Kreis Warendorf 

mbH (gfw)

• Kreishandwerkerschaft 

• Industrie- und Handelskammer (IHK)

• Bildungseinrichtungen

Finanzierung:

• Finanzierung offen

• Mittelherkunft offen

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Ab Q1 2026: Einbindung von Partnern und erste 

Konzeptionen
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Beschreibung: 

Die Bekämpfung des Klimawandels und der 

Verlust von Biodiversität stellen zentrale Heraus-

forderungen unserer Zeit dar. 

Baumpflanzprojekte sind eine effektive Maß-

nahme, um sowohl CO₂ zu binden als auch die 

biologische Vielfalt zu fördern und den örtlichen 

Wasserhaushalt zu stabilisieren.

Mit der Gründung eines gemeinnützigen Vereins 

können mit Unterstützung von freiwilligen Helfer-

innen und Helfern Aufforstungsprojekte lang-

fristig vorangetrieben werden.

Der Verein soll allen Bürgerinnen und Bürgern die 

Möglichkeit eröffnen, Geld explizit für das Pflanz-

en von Jungbäumen zu spenden. Durch die 

Spenden und dem anschließenden Pflanzen 

neuer Bäume können die hiesigen Wälder und 

sonstigen Flächen sukzessive im Baumbestand 

gestärkt werden. Spenderinnen und Spender 

können dadurch einen aktiven und vor allem 

konkreten Beitrag zum Klimaschutz leisten.

Das Teilprojekt soll seine Wirkung kreisweit 

entfalten.

Projektbausteine:

• Gründung des Vereins: Akquise von Mitglied-

ern, Abstimmung des Satzungsentwurfs mit 

dem Finanzamt, Gründungssitzung und 

Eintragung im Vereinsregister

• Bestehende Initiativen, wie das „280.000 

Bäume-Programm“, „Ran an die Schaufel“, 

„Obstbaumverteilaktion“, „ELER-Programme 

zur Pflanzung von Obstwiesen, Gehölzen und 

Hecken“ sollen erhalten bleiben.

ZukunftsWald

Zielgruppen:

• Bürgerinnen und Bürger im Kreis Warendorf

• Vereine

• Verbände

• Unternehmen

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Amt für Umweltschutz und Straßenbau

Zentrale Umsetzungspartner:

• Kreis Warendorf

• Bund für Umwelt und Naturschutz (BUND)

• Naturschutzbund (NABU)

• Westfälisch Lippischer Landwirtschaftsverbande (WLV)

• Waldbauernverband – Region Warendorf

Finanzierung:

• Mitgliedsbeiträge

• Spenden

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Ab Q2 2025: Gewinnung von Vereinsmitgliedern

• Q3 2025: Vereinsgründung und Eintragung im 

Vereinsregister
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Resilienter Kreis Warendorf – gut 
vorbereitet und informiert in die Zukunft

Beschreibung des Gesamtprojekts

Mit dem Leitprojekt möchte der Kreis Warendorf den 

Schutz und die Resilienz der Bevölkerung proaktiv stärken. 

Damit reagiert der Kreis auf die in den vergangenen Jahren 

immer offensichtlicher gewordenen Herausforderungen 

unserer Zeit: Globale Pandemien, Extremwetterereignisse 

und Naturkatastrophen, Störungen kritischer Infrastruk-

turen und antidemokratische Beeinflussungsversuche sind 

Szenarien, auf die sich der Kreis Warendorf und die hier 

lebende Bevölkerung gleichermaßen einstellen müssen.

Die Möglichkeit in Krisensituationen schnell und 

zielgerichtet reagieren zu können, ist einerseits von einer 

professionellen Vorbereitung, andererseits von einer 

widerstandsfähigen Bevölkerung abhängig. Ein resilienter 

Kreis Warendorf ist auf Gefahrensituationen vorbereitet 

und dadurch weniger schadenanfällig. 

Das Leitprojekt sieht daher drei zentrale Maßnahmen vor, 

die einerseits die Vorbereitung des Katastrophenschutzes 

auf eine Vielzahl unterschiedlicher Szenarien und anderer-

seits den Selbstschutz der Bevölkerung verbessern sollen. 

Der Kreis Warendorf reagiert damit auf Erfahrungen aus 

vergangenen Krisensituationen wie der Corona-Pandemie 

oder den Fluchtbewegungen in Folge des Angriffskriegs auf 

die Ukraine. Zudem erfolgt damit eine Reaktion auf 

aktuelle Herausforderungen wie den Raummangel beim 

Katastrophenschutz, um die Reaktionsfähigkeit in 

unterschiedlichen Szenarien sichern zu können. Vor dem 

Hintergrund der aktuellen Krisen wird der Selbstschutz der 

Bevölkerung immer wichtiger. Gleichzeitig werden die 

Grundpfeiler unserer Demokratie regelmäßig und mit 

steigender Intensität durch Demokratiefeinde und 

Extremisten getestet.

Teilprojekte

Die Herausforderungen und Bedarfe im Handlungsfeld 

basieren auf einer aktualisierten Positionsbestimmung. 

Durch die Auswertung der Daten- und Studienlage konnte 

gezeigt werden, wo im Kreis Fortschritte erzielt wurden und 

wo neue Handlungsbedarfe entstanden sind. Diese 

Handlungsbedarfe werden mit den folgenden drei 

Teilprojekten adressiert:

Das Zentrum für Bevölkerungsschutz besteht aus drei 

Teilobjekten (Logistik-, Fahrzeug- und Multifunktionshalle). 

Mit dem Zentrum soll primär die Handlungsfähigkeit in 

Krisensituationen gesichert werden. Durch die flexible 

Gestaltung ergeben sich aber auch außerhalb von Krisen-

situationen viele Nutzungsmöglichkeiten. So kann die 

Multifunktionshalle auch für Schulungszwecke, Informa-

tionsveranstaltungen und vieles mehr genutzt werden.   

Mit einer Aufklärungskampagne zur Selbsthilfe soll die 

Bevölkerung für die Bedeutung der Krisenvorsorge 

sensibilisiert und so in die Lage versetzt werden, sich in 

Krisensituationen auch eigenständig zu schützen. Zugleich 

würden die Sicherheitsbehörden im Notfall entlastet, deren 

knappe Ressourcen dann dort eingesetzt werden können, 

wo sie am dringendsten gebraucht werden. 

Das Jugendprogramm zur Demokratieförderung zielt 

darauf ab, Schülerinnen und Schülern resilienter gegen-

über Extremismus, Antisemitismus und antidemokratischer 

Einflussnahme zu machen. Ziel ist es, Schülerinnen und 

Schülern neue Einblicke und Perspektiven zu gewähren, 

die Sensibilisierung für Gefährdungen sowie das Hervor-

rufen von Begeisterung für die Werte der freiheitlich 

demokratischen Grundordnung. Die Medienkompetenz der 

Jugendlichen soll erhöht werden, dazu zählen die 

Erkennung von Falschinformationen und die Resilienz 

gegen extremistische Propaganda. Insgesamt kann so die 

Wehrhaftigkeit unserer Demokratie gestärkt werden.
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Übersicht der Teilprojekte

Zentrum für Bevölkerungsschutz

Aufklärungskampagne zur Selbsthilfe

Jugendprogramm zur Demokratieförderung

01

02

03
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Zentrum für 
Bevölkerungsschutz

Zielgruppen:

• Gesamte Bevölkerung im Kreis Warendorf

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Bauphase: Amt für Hochbau und Immobilienmanagement

• Betrieb: Amt für öffentliche Sicherheit, Ordnung und 

Straßenverkehr

Zentrale Umsetzungspartner:

• Städte und Gemeinden im Kreis Warendorf

• Hilfsorganisationen, Rettungsdienste, Feuerwehren, 

Technisches Hilfswerk (THW)

• Kreisverbindungskommando

• Schulen im Kreis Warendorf etc.

Finanzierung:

• Finanzierung gesichert (Haushaltsmittel)

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Januar 2025: Start der Planungsphase:

• Q2 2026: Frühester Baubeginn

• Ende 2028: Frühester Fertigstellungstermin

Beschreibung: 

Das Ziel des ersten Bauabschnitts ist der Bau 

einer Multifunktionshalle am Kreishaus 

Warendorf. Die Multifunktionshalle wird auf 

einem kreiseigenen Grundstück in räumlicher 

Nähe zum Kreishaus realisiert. 

Nutzungsmöglichkeiten:

• Impfzentrum oder andere medizinische 

Zwecke

• Durchführung von Informations- und 

Schulungsveranstaltungen

• Rettungsdienstschulungen

• Brandschutzunterweisungen

• Jagd- und Fischereiprüfungen

• Notsendebetrieb Lokalradio

Als Ergänzung könnten eine Logistikhalle mit 

Hochregallager und eine Fahrzeughalle als 

weitere Bestandteile des Schutzzentrums 

entstehen. Beides wird derzeit im Kreisgebiet 

angemietet.
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Aufklärungskampagne zur 
Selbsthilfe

Zielgruppen:

• Gesamte Bevölkerung im Kreis Warendorf

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Amt für öffentliche Sicherheit, Ordnung und 

Straßenverkehr

Zentrale Umsetzungspartner:

• Hilfsorganisationen, Rettungsdienste, Feuerwehren, 

Technisches Hilfswerk (THW)

• Vereine

• Städte und Gemeinden im Kreis Warendorf

Finanzierung:

• Finanzierung gesichert (Haushaltsmittel)

Zeitrahmen und Meilensteine:

• Ab Q1 2025: Start des Infomobils

• Weiterführung der Social Media Kampagne

• Ab 2029: Bevölkerungsschulungen

Beschreibung: 

Ziel ist die Sensibilisierung der Bevölkerung für 

die eigenständige Krisenvorsorge.

Projektbausteine:

Bevölkerungsschutzmobil für 

Informationsveranstaltungen:

• Infomobil kann von kreisangehörigen Städten 

und Gemeinden, von Vereinen, Schulen etc. 

für Veranstaltungen angefordert werden

• Betrieb und Durchführung wird primär durch 

die Entleiher sichergestellt. Gegebenenfalls 

könnte der Betrieb vor Ort auch durch Hilfs-

organisationen, Freiwillige Feuerwehren oder 

eigene Ordnungskräfte sichergestellt werden 

Social Media Infokampagne:

• Aufbauend auf bereits durchgeführter 

Kampagne

• Produktion von informativen Videos zum 

Thema Krisenvorsorge und Selbsthilfe

Schulungen in der Multifunktionshalle:

• Durchführung von Übungen

• Veranstaltungen für alle 

Bevölkerungsgruppen (Vereine, Schulklassen, 

Kindergärten etc.) 
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Jugendprogramm zur 
Demokratieförderung

Zielgruppen:

• Schülerinnen und Schüler an weiterführenden 

Schulen im Kreis Warendorf

Zuständigkeiten und Partner:

Verantwortung: 

• Kreisarchiv

• Amt für Jugend und Bildung

Zentrale Umsetzungspartner:

• Medienkompetenzzentrum

• Kommunales Integrationszentrum

• Schulamt und Schulpsychologie

• Schulen und Lehrkräfte als Multiplikatoren

• Volkshochschulen

• Gedenkstätten (z.B. Villa ten Hompel in Münster)

Finanzierung:

• Finanzierung gesichert (Haushaltsmittel)

Zeitrahmen und Meilensteine:

• 2025: Planungsphase

• Ab 2026: Implementierungsphase

• Ab 2028: Evaluierungsphase

Beschreibung: 

Ziel ist es, Schülerinnen und Schüler zu 

befähigen, aktiv an der demokratischen Gesell-

schaft teilzunehmen und sich gegen jede Form 

von Extremismus und Antisemitismus zu stellen. 

Im Fokus stehen dabei die weiterführenden 

Schulen im Kreis.

Projektbausteine:

Zusammenarbeit mit externen Partnerinnen 

und Partnern

• z.B. Besuch von Gedenkstätten

• Einbindung von Expertinnen und Experten zu 

Diskussionsrunden

Projekte und Workshops

• Extremismusprävention

• Interkultureller Dialog

• Medien- und Digitalkompetenz

Unterstützung und Fortbildung für Lehrkräfte

• Bereitstellung von Ressourcen und Material

• Fortbildung Demokratiebildung

• Unterstützung bei Förderantragsstellung
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Quellenverzeichnis 

Überblick über die im Rahmen der Aktualisierung der Positionsbestimmung betrachteten 

Konzepte und Studien: 

■ Bundesministerium für Wirtschaft und Klimaschutz (2024). Gleichwertigkeitsbericht 2024 

■ gfw, 2024. Geschäftsbericht 2023/24. 

■ Kreis Warendorf und AWG, 2024. Abfallwirtschaftskonzept des Kreises Warendorf. 

■ Kreis Warendorf, 2019. Kreisentwicklungskonzept WAF2030plus. 

■ Kreis Warendorf, 2022. Energiebericht für die Liegenschaften des Kreises Warendorf 1992-

2021. 

■ Kreis Warendorf, 2022. Rettungsdienstbedarfsplan für den Kreis Warendorf 2022. 

■ Kreis Warendorf, 2023. Jahresbericht 2023 der Jugendhilfe des Amtes für Jugend und 

Bildung 

■ Kreis Warendorf, 2023. Konzept Freiflächen-PV. 

■ Kreis Warendorf, 2023. Sachstandsbericht der Digitalisierungsstrategie. 

■ Kreis Warendorf, 2024. Jahresbericht 2024 der Jugendhilfe des Amtes für Jugend und 

Bildung. 

■ Kreis Warendorf, 2024. Kommunale Pflegeplanung. 

■ Kreis Warendorf, 2024. Zahlenspiegel 2024. 

■ Kreispolizeibehörde Warendorf, 2023. Polizeiliche Kriminalstatistik 2023. 

■ Prognos AG, 2022. Zukunftsatlas. 

■ TU Dortmund, RWTH Aachen, Kreis Warendorf und Kreis Siegen-Wittgenstein, 2022. 

KlimaSicher werden! Klimafolgenanpassung an Gewerbestandorten. 

  



 

V 

 

Impressum 

Kreisentwicklungsprogramm Warendorf 2030plus 

Mit Sicherheit Zukunft 

Herausgeber 

Prognos AG 

Domshof 21 

28195 Bremen 

Telefon: +49 421 845 16-410 

Fax: +49 421 845 16-428 

E-Mail: info@prognos.com  

www.prognos.com 

www.linkedin.com/company/prognos-ag 

Autoren 

Dr. Olaf Arndt 

Edina Knabe 

Lukas Röbke 

Bernhard Wankmüller 

Kontakt 

Herr Bernhard Wankmüller (Projektleitung) 

Telefon: +49 30 52 00 59-241  

E-Mail: bernhard.wankmueller@prognos.com  

Satz und Layout: Prognos AG  

Grafikdesign: Miriam Lovis  

Bildnachweise: Sind auf den entsprechenden Bildern zu finden 

 

Stand: April 2025  

Copyright: 2025, Prognos AG 

Alle Inhalte dieses Werkes, insbesondere Texte, Abbildungen und Grafiken, sind urheberrechtlich geschützt. Das 

Urheberrecht liegt, soweit nicht ausdrücklich anders gekennzeichnet, bei der Prognos AG bzw. dem Kreis Warendorf. 

Jede Art der Vervielfältigung, Verbreitung, öffentlichen Zugänglichmachung oder andere Nutzung bedarf der 

ausdrücklichen, schriftlichen Zustimmung der Prognos AG/des Kreises Warendorf. 

Zitate im Sinne von § 51 UrhG sollen mit folgender Quellenangabe versehen sein: Prognos AG/Kreis Warendorf (2024): 

Kreisentwicklungsprogramm Warendorf 2030plus Mit Sicherheit Zukunft. 



Ö
  5

Ö
  5















 

 
 

 
Beschlussvorlage öffentlich 

 
 

Federführendes Amt Nr. 

Amt für Planung und Naturschutz 085/2025 
 
 
Betreff: 
 
Förderantrag zum MobiTicket 2026 
 
 

Beratungsfolge Termin 

 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung 22.05.2025 
Berichterstattung: KLD Martin Terwey   

Kreisausschuss 27.06.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

 
 
 

Finanzielle Auswirkungen:  ja  nein 
    
Falls ja:    
Im Haushaltsplan vorgesehen:  ja  nein 
   
Produkt  Nr. 120210 Bez. ÖPNV 
     
Ergebnisplanposition oder Investition  Nr. 02 Bez. Zuwendungen u. allg. Umlagen 

 
     
Betrag  a) für den Zweck veranschlagt und  a) für 2025 Pos. 02 400.000 EUR 

b) nunmehr erforderlich b) für 2025 Pos. 13 500 000 EUR 
 
für das Jahr 2026 sollen in den Haushalt eingestellt werden: 
Pos. 02: 400.000 EUR 
Pos. 13: 400.000 EUR 
 

   

 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Dem Förderantrag für das MobiTicket für das Jahr 2026 wird für den Fall der 
Fortsetzung der Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung 
des Sozialtickets im Öffentlichen Personennahverkehr Nordrhein-Westfalen 
zugestimmt. 
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2. Der Kreis der Anspruchsberechtigten wird im Jahr 2026 auf die Bezieherinnen und 
Bezieher von Wohngeld ausgeweitet. 

3. Die Verwaltung wird beauftragt, den Förderantrag für das MobiTicket 
entsprechend der weiteren Entwicklung in den nächsten Monaten anzupassen, 
wenn hierdurch keine finanziellen Mehrbelastungen für den Kreishaushalt 
entstehen. 
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Erläuterungen: 
 
Die Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung des Sozialtickets 
im Öffentlichen Personennahverkehr Nordrhein-Westfalen (Richtlinien Sozialticket 2011) 
werden voraussichtlich über den 31.12.2025 hinaus verlängert. Daher soll, für den Fall 
der Verlängerung der Richtlinie, wie in den vergangenen Jahren, auch für das Jahr 2026 
ein entsprechender Antrag gestellt werden. Der Antrag für das Jahr 2026 muss bis zum 
15.09.2025 gestellt werden. Die derzeitige Richtlinie sieht vor, dass die Landesförderung 
vollständig Preis senkend bzw. zur Deckung der Mindereinnahmen gegenüber dem 
Regeltarif verwendet werden. 
 
Das „MobiTicket“ wurde als vergünstigte Fahrkarte für Bezieher von Sozialleistungen 
münsterlandweit zum 01.01.2016 eingeführt. Zum 01.02.2018 erfolgte durch Beschluss 
des Kreisausschusses vom 08.12.2017 eine Anpassung der Rabattierung auf 50 % für 
alle zur Auswahl stehenden Tickets. Dies wurde zum 01.02.2018 umgesetzt. Seit 
Dezember 2023 kann auch ein Deutschlandticket-Abo als MobiTicket bestellt werden. 
Der Kreis bezuschusst das Abo mit 10 Euro pro Monat. 
 
Im Jahr 2026 soll der Kreis der Anspruchsberechtigten auf Wohngeldbezieher und 
Wohngeldbezieherinnen ausgeweitet werden, da die Förderung 2025 voraussichtlich 
nicht ausgeschöpft wird und die Mittel auch im ersten Halbjahr 2026 verwendet werden 
können. Bis zur Entscheidung über die Antragstellung für das Jahr 2027 soll evaluiert 
werden, wie sich die Ausweitung der Gruppe der Anspruchsberechtigten finanziell 
auswirkt. Aufgrund dieser Daten soll dann entschieden werden, ob der Kreis der 
Anspruchsberechtigten beibehalten werden kann.  
 
Förderjahr 2026 
Ab dem 01.01.2026 sollen wie in den letzten Jahren wieder folgende Tickets angeboten 
werden: 
 

FunAbo 
 für Kinder und Jugendliche von 6 – 20 Jahren 

 gilt montags bis freitags an Schultagen in NRW ab 14 Uhr und am Samstag, Sonntag und 
Feiertag ohne Zeiteinschränkung 

 Fahrtmöglichkeit im gesamten Münsterland  

 Preis: 19,20 € / Monat (Anteil Kreis: 9,60 €) 

Abo 
 ohne zeitliche Einschränkung 

 Preisstufe Umwelt (A): 44,00 €/Monat (Anteil Kreis: 22,00 €) Städte Ahlen und Warendorf 

 Preisstufe 1M: 59,50 €/Monat (Anteil Kreis: 29,75 €) 

 Preisstufe 2M: 75,10 €/Monat (Anteil Kreis: 37,55 €) 

 Preisstufe 3M: 100,70 €/Monat (Anteil Kreis: 50,35 €) 

9 Uhr Abo 
 gilt montags – freitags ab 9 Uhr, am Samstag, Sonntag und Feiertag ohne Zeiteinschränkung 

 Preisstufe Umwelt (A): 49,90 €/Monat (Anteil Kreis: 24,95 €) Städte Ahlen und Warendorf 

 Preisstufe 1M: 47,50 €/Monat (Anteil Kreis: 23,75 €) 

 Preisstufe 2M: 60,50 €/Monat (Anteil Kreis: 30,25 €) 

 Preisstufe 3M: 71,80 €/Monat (Anteil Kreis: 35,90 €) 

60plus Abo 
 für Personen ab 60 Jahren 

 gilt montags – freitags ab 8 Uhr, am Samstag, Sonntag und Feiertag ohne Zeiteinschränkung 

 Preis: 53,70 €/Monat (Kreis Warendorf) – (Anteil Kreis: 26,85 €) 
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 Preis: 66,80 €/Monat (Netz Münsterland) – (Anteil Kreis: 33,40 €) 

Deutschlandticket sozial 
 für Personen ab 6 Jahren 

 gilt täglich ohne Zeiteinschränkung 

 Preis: 58 €/Monat (deutschlandweit) – (Anteil Kreis: 10,00 €) 

Mit den Zeitkarten FunAbo, Abo, 9 Uhr Abo und 60plus Abo kann man günstige Anschlusstickets 
erwerben.  
Den Preisen liegt der WestfalenTarif (gültig ab 01.08.2025) zugrunde. 

 
 
Das Angebot des Deutschlandtickets als MobiTicket steht unter dem Vorbehalt, dass 
Aufgabenträger und Verkehrsunternehmen im Kreis Warendorf dieses weiterhin 
anerkennen, was wiederum abhängig ist von der vollständigen Finanzierung der zu 
erwartenden Mindereinnahmen durch Land und Bund. Die Fortführung des 
Deutschlandtickets im WestfalenTarif wird im WestfalenTarif-Ausschuss von allen 
Gesellschaftern beschlossen. 
 
Das Land NRW hat das MobiTicket im Kreis Warendorf im Jahr 2024 mit 384.872,62 € 
gefördert. Eigene Haushaltsmittel mussten entsprechend nicht in Anspruch genommen 
werden. 
 
Im Vor-Corona-Jahr 2019 wurden rund 1.597 Abos pro Monat von den 
Anspruchsberechtigten abgeschlossen. Pandemiebedingt sank die durchschnittliche 
Anzahl im Jahr 2020 und 2021 bis auf durchschnittlich ca. 1.200 Abos. Im Jahr 2023 
sank die Zahl der Abos ab Mai mit der Einführung des Deutschlandtickets auf rund 600. 
Im Jahr 2024 waren es durchschnittlich 800 Tickets, welche mtl. Kosten in Höhe von ca. 
14.000 € verursachten 
 
Die Gesamtkosten (Erstattungsbetrag) beliefen sich in den letzten Jahren wie folgt: 
 
2019: 550.000 € 
2020: 427.000 € 
2021: 337.000 € 
2022: 299.000 € (in den Monaten Mai – Juni 2022 sind aufgrund der Einführung des 9- 
        Euro-Tickets keine Kosten für das Sozialticket entstanden) 
2023: 328.000 € (Deutschlandticket-Abo rabattiert möglich seit Dezember) 
2024: 169.000 €  
2025: 180.000 € (Prognose) 
 
Die Höhe des Erstattungsbetrages für den Kreis Warendorf ist auch abhängig davon, wie 
sich der Preis für das Deutschlandticket-Abo entwickelt und welcher Erstattungsbetrag 
auf NRW-Ebene empfohlen wird. Der geplante Aufwand orientiert sich deshalb derzeit 
noch an den vergangenen Jahren. Da in den vergangenen Jahren kein Eigenanteil zu 
leisten war und die verbleibende Förderung für das Jahr 2025 voraussichtlich auch in der 
ersten Jahreshälfte 2026 verwendet werden kann, ist davon auszugehen, dass der Kreis 
Warendorf auch im Jahr 2026 keinen Eigenanteil aufwenden muss.  
 
Da der Beschluss zum Förderantrag zur Fristwahrung in diesem Gremienlauf erfolgen 
muss, während die Fortsetzung der Richtlinien über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung des Sozialtickets im Öffentlichen Personennahverkehr Nordrhein-
Westfalen noch nicht geklärt ist, kann es erforderlich werden, bis zum Versand des 
Förderantrages (voraussichtl. Frist 15.09.2025) notwendige Anpassungen vorzunehmen. 



 

 
 

 
Beschlussvorlage öffentlich 

 
 

Federführendes Amt Nr. 

Amt für Planung und Naturschutz 086/2025 
 
 
Betreff: 
 
Fortführung des DeutschlandTickets 
 
 

Beratungsfolge Termin 

 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung 22.05.2025 
Berichterstattung: KLD Martin Terwey   

Kreisausschuss 27.06.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

Kreistag 04.07.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Das Deutschlandticket wird weiter bis zum 31.12.2025 anerkannt, als Höchsttarif 
festgelegt und die Allgemeine Vorschrift entsprechend verlängert. Die 1. 
Änderungssatzung zur Allgemeinen Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der 
Verordnung (EG) Nr. 1370 des Kreises Warendorf über die Festsetzung des 
DeutschlandTickets als Höchsttarif im allgemeinen ÖPNV vom 04.07.2025“ wird in 
der Fassung, wie sie als Anlage 1 zur Vorlage beigefügt ist, beschlossen. Über 
eine evtl. Verlängerung über den 31.12.2025 hinaus wird zu einem späteren 
Zeitpunkt beraten und beschlossen. 

2. Die Vertreter des Kreises Warendorf in den Tarifgremien der Westfalen Tarif 
GmbH werden mandatiert, die zur Fortführung des DT notwendigen Beschlüsse 
zu fassen, sofern diese den Vorgaben des Kreises als Aufgabenträger nicht 
entgegenstehen. 
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Erläuterungen: 
 
Zum Sachverhalt wird auf die Vorlagen Nr. 233/2023, Nr. 105/2024, Nr. 159/2024 und 
185/2024/1 verwiesen, mit denen die allgemeine Vorschrift erstmals eingeführt und 
dreimal verlängert wurde. 
 
Es ist nach wie vor festzustellen, dass bisher keine verlässlichen Angaben bzw. 
Aussagen zur Auskömmlichkeit der vom Bund und Land zur Verfügung gestellten Mittel 
für eventuelle Schäden aus Mindereinnahmen des DeutschlandTickets in den Jahren 
2023 bis 2025 vorliegen.  
 
Seit den letzten Beratungen des Kreistages im Dezember 2024 haben Bundestag und 
Bundesrat die Zehnte Änderung des Regionalisierungsgesetzes (RegG) beschlossen. 
Hierdurch wird die überjährige Verwendung der Ausgleichsmittel 2023 bis 2025 möglich.  
 
Nicht aufgebrachte Bundesmittel aus den Jahren 2023 und 2024 dürfen nach der 
Gesetzesänderung nun auch in 2025 verwendet werden – dieses war bisher 
ausgeschlossen. In Verbindung mit der Erhöhung des Preises für das Deutschlandticket 
auf 58 Euro pro Monat soll die Finanzierung des Deutschlandtickets bis Ende 2025 
abgesichert sein.  
 
Eine Finanzierung des Deutschlandtickets über das Jahr 2025 hinaus sieht das Gesetz 
weiterhin nicht vor.  
 
Über die Fortführung und weitere Finanzierung des Deutschlandtickets ab 2026 auf 
Bundes- und Landesebene wird in der neuen Legislaturperiode zu befinden sein. Die 
Verwaltung wird die Entwicklungen beobachten und den Kreistag in der zweiten 
Jahreshälfte über den Sachstand in Kenntnis setzen, um die Weiterführung des 
Deutschlandtickets zu beraten.  
 
Die Anwendung des DeutschlandTickets ist zuletzt vom Kreistag des Kreises Warendorf 
mit Beschluss vom 13.12.2024 bis zum 30.06.2025 verlängert worden. Die 
Kreisverwaltung schlägt aufgrund der weiterhin nicht auszuschließenden 
Finanzierungsrisiken vor, einer Verlängerung des DeutschlandTickets, für 58 € zunächst 
bis zum 31.12.2025 zuzustimmen. Sollte sich abzeichnen, dass die Bundes- und 
Landesmittel zur Finanzierung des Deutschlandtickets nicht ausreichen wäre die Satzung 
vorzeitig vom Kreistag aufzuheben.  
 
 
 
 
 
Anlagen: 

Änderungssatzung Deutschlandticket 
 
 
 
 



 

 

1. Änderungssatzung vom 04.07.2025 zur Satzung „Allgemeine Vorschrift 
im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1379/2007 des Kreises 
Warendorf für die Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im 

allgemeinen ÖPNV“ 
 
Auf Grundlage von § 8 Abs. 3 und § 8 Abs. 1 Sätze 2 und 3 des 
Personenbeförderungsgesetzes (PBefG), § 3 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über den 
öffentlichen Personennahverkehr in Nordrhein-Westfalen (ÖPNVG NRW), § 5 
Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (KrO NRW sowie Art. 3 Abs. 2 in 
Verbindung mit Art. 2 Buchst. I) der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 hat der 
Kreistag des Kreises Warendorf in seiner Sitzung am 04.07.2025 die 
nachfolgende 1. Änderungssatzung zur Satzung „Allgemeine Vorschrift im Sinne 
von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung (EG) Nr. 1370 des Kreises Warendorf über die 
Festsetzung des Deutschlandtickets als Höchsttarif im allgemeinen ÖPNV vom 
18.12.2024“ beschlossen:  
   

§1 
Die Satzung „Allgemeine Vorschrift im Sinne von Art. 3 Abs. 2 der Verordnung 
(EG) Nr. 1370/2007 des Kreises Steinfurt über die Festsetzung des 
Deutschlandtickets als Höchsttarif im allgemeinen ÖPNV“ wird wie folgt geändert: 
 

1. In § 3 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „Juni“ durch das Wort „Dezember“ 
ersetzt. 

2. In § 4 Abs. 4 Nr. 1 Satz 1 wird das Wort „Juni“ durch das Wort „Dezember“ 
ersetzt. 

3. In § 4 Abs. 4 Nr. 1 Buchst. b Satz 2 wird das Wort „Juni“ durch das Wort 
„Dezember“ ersetzt. 

4. In § 4 Abs. 4 Nr. 1 Buchst. c Satz 1 wird das Wort „Juni“ durch das Wort 
„Dezember“ ersetzt. 

5. In § 4 Abs. 4 Nr. 1 Buchst. d Satz 1 werden die Worte „Juni 2019“ durch die 
Worte „Dezember 2019“ und die Worte „Juni 2025“ durch die Worte 
„Dezember 2025“ ersetzt. 

6. In § 4 Abs. 4 Nr. 2 Satz 1 wird das Wort „Juni“ durch das Wort „Dezember“ 
ersetzt.  

7. In § 4 Abs. 4 Nr. 2 Buchst. a Satz 1 wird das Wort „Juni“ durch  das Wort 
„Dezember“ ersetzt.  

8. In § 4 Abs. 4 Nr. 2 Buchst. e Satz 1 werden die Worte „Juni 2019“ durch die 
Worte „Dezember 2019“ und die Worte „Juni 2025“ durch die Worte 
„Dezember 2025“ ersetzt. In § 4 Abs. 4 Nr. 3 Satz 1 wird das Wort „Juni“ 
durch das Wort „Dezember“ ersetzt.  

10. In § 4 Abs. 4 Nr. 3 Buchst. a Satz 1 wird das Wort „Juni“ durch das Wort 
„Dezember“ ersetzt.  

11. In § 4 Abs. 4 Nr. 3 Buchst. c Satz 1 wird das „Juni“ durch das Wort 
„Dezember“ ersetzt.  

12. In § 7 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „30. Juni“ durch die Worte „31. 
Dezember“ ersetzt.  

13. In § 7 Abs. 2 Satz 2 wird das Wort „Juni“ durch das Wort „Dezember“ 
ersetzt.  

 
§ 2 

Diese Änderungssatzung tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung rückwirkend 
zum 01.07.2025 in Kraft.  
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Beschlussvorlage öffentlich 

 
 

Federführendes Amt Nr. 

Amt für Umweltschutz und Straßenbau 099/2025 
 
 
Betreff: 
 
Gründung eines „ZukunftsWald Kreis Warendorf e.V.„ 
 
 

Beratungsfolge Termin 

 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung 22.05.2025 
Berichterstattung: Ltd. KBD André Hackelbusch   

Kreisausschuss 27.06.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

Kreistag 04.07.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Die Verwaltung wird beauftragt, einen gemeinnützigen Verein auf Grundlage des 
beigefügten Satzungsentwurfs zu gründen, dessen vornehmlicher Zweck das Pflanzen 
neuer Bäume und somit die Aufforstung des Kreisgebiets ist. Die Verwaltung wird 
ermächtigt, auf potentielle Vereinsmitglieder zuzugehen.  
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Erläuterungen: 
 

Die Bekämpfung des Klimawandels und der Verlust von Biodiversität stellen zentrale 
Herausforderungen unserer Zeit dar. Laut Waldzustandsbericht des Landes NRW stellt 
der Umbau zu vielfältigen, klimaanpassungsfähigen Mischwäldern die wichtigste Aufgabe 
dar. Baumpflanzprojekte sind eine effektive Maßnahme, um sowohl CO₂ zu binden als 
auch die biologische Vielfalt zu fördern und den örtlichen Wasserhaushalt zu 
stabilisieren. 

Die Kreisverwaltung kann dabei auf eine Vielzahl von Maßnahmen zurückblicken, durch 
die bereits viele Bäume gepflanzt wurden: 
 

- 280.000 Bäume-Programm (80.000 bisher in Kooperation mit Wald und Holz 
gepflanzt) 

- Ran an die Schaufel 
- Obstbaumverteilaktion 
- ELER-Programme zur Pflanzung von Obstwiesen, Gehölzen und Hecken 

 
Neben der Förderung der biologischen Vielfalt dieser Maßnahmen werden allein durch 
das geplante Pflanzen der 280.000 Bäume aus dem entsprechenden Programm 
kumuliert über 40 Jahre rund 50.400 Tonnen CO₂ der Atmosphäre entzogen und in 
Biomasse gespeichert. (Annahme: Bindung von 180 kg CO₂ je Baum über 40 Jahre1). 
 
Die vorgenannten Initiativen soll es daher auch weiterhin geben. 
 
Mit der Gründung eines gemeinnützigen Vereins möchte die Kreisverwaltung aber noch 
einen Schritt weiter gehen. Es soll ein zusätzliches, attraktives Angebot für die 
Bürgerinnen und Bürger geschaffen werden:  
 
Bürgerinnen und Bürgern wird die Möglichkeit eröffnet, Geld explizit für das Pflanzen von 
Jungbäumen zu spenden. Durch diese zusätzlichen Spenden und dem anschließenden 
Pflanzen neuer Bäume können die hiesigen Wälder und sonstigen Flächen sukzessive 
im Baumbestand mit Bürgerbeteiligung noch weiter gestärkt werden. Spenderinnen und 
Spender können dadurch einen aktiven und vor allem konkreten Beitrag zum 
Klimaschutz und zur Förderung der Biodiversität leisten. Die finanziellen Mittel, die für 
das 280.000 Bäume-Programm im Haushalt veranschlagt sind, sollen dann künftig durch 
diesen Verein bewirtschaftet werden. 

 

Ein gemeinnütziger Verein bietet aus Sicht der Verwaltung mehrere Vorteile: 

1. Steuerliche Begünstigungen und Fördermöglichkeiten: Die Abgabenordnung 
eröffnet gemeinnützigen Vereinen steuerliche Vorteile, insbesondere die 
Möglichkeit Spendenquittungen auszustellen. Dies trägt dazu bei, Spenden 
leichter zu akquirieren. 

2. Zugang zu freiwilligen Helfern und Fachwissen: Ein gemeinnütziger Verein zieht 
nicht nur private Spender an, sondern auch engagierte Freiwillige, die sich für 
Naturschutz und Aufforstung einsetzen möchten. 

                                            
1 Abgeleitet aus dem Merkblatt 27 „Kohlenstoffspeicherung von Bäumen“ der Bayerischen Landesanstalt für Wald 

und Frostwirtschaft 
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3. Vertrauenswürdigkeit und Transparenz: Die Wahl der Rechtsform als 
gemeinnützger Verein schafft Vertrauen in die Seriosität und den langfristigen 
Erfolg des Projekts. 

4. Nachhaltigkeit und langfristige Perspektive: Ein gemeinnütziger Verein hat eine 
langfristige Vision und kann Aufforstungsprojekte über Jahre und Jahrzehnte 
vorantreiben. 

 
Mit dem Rechtsamt des Kreises ist der beigefügte Satzungsentwurf erarbeitet worden. 
Der Entwurf entspricht inhaltlich den formalen Voraussetzungen des Bürgerlichen 
Gesetzbuches, hinsichtlich der Gemeinnützigkeit ist ein Bezug zur Abgabenordnung 
hergestellt (§§ 51-68 AO).  
 
Da die Eintragung ins Vereinsregister nur dann erfolgen kann, wenn die Zahl der 
Mitglieder mindestens sieben beträgt, soll mit der Gewinnung von Mitgliedern zeitnah 
begonnen werden. Ordentliche Mitglieder gem. § 3 Abs. 2 des Satzungsentwurfs können 
Naturschutzvereine, Heimatvereine sowie Vereinigungen aus der Land- und 
Forstwirtschaft und andere sein. 
 
Im Weiteren ist der Satzungsentwurf dem Finanzamt Warendorf vorzulegen, dieses 
entscheidet darüber, ob die formellen Anforderungen der Gemeinnützigkeit vorliegen und 
stellt sodann den sogenannten Feststellungsbescheid aus (§ 60a AO). 
 
Nach Gründung und Eintragung des Vereins beim zuständigen Amtsgericht ist beim 
Finanzamt weiterhin der sogenannte Freistellungsbescheid zu beantragen. Dieser stellt 
den eigentlichen Bescheid über die steuerliche Anerkennung als gemeinnütziger Verein 
dar und dient u.a. als Grundlage für die Ausstellung von Spendenquittungen. 
 
Mit der Bezirksregierung Münster als zuständige Kommunalaufsicht konnte geklärt 
werden, dass eine Anzeigepflicht nach § 115 Gemeindeordnung NRW nicht besteht. 
 
Über die Tätigkeiten des Vereins wird die Verwaltung im Fachausschuss regelmäßig 
berichten. 
 
 
 
Anlagen: 

Satzungsentwurf ZukunftsWald 
 
 
 
 



 

 

Satzung 

in der Fassung vom XX.XX.XXXX 

 

§ 1 Name und Sitz des Vereins, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen „ZukunftsWald Kreis Warendorf“. Er soll in das 

Vereinsregister eingetragen werden und führt danach den Zusatz „e.V.". 

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Warendorf. 

(3) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 Zweck, Gemeinnützigkeit des Vereins 

(1) Der Verein mit Sitz in Warendorf verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige 

Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung. 

(2) Der Zweck des Vereins ist die Förderung, der Schutz und die Pflege der Natur und der 

Landschaft im Kreis Warendorf und hierzu die Beschaffung von Mitteln (insbesondere 

Spenden). Der Satzungszweck wird insbesondere verwirklicht durch das Pflanzen von 

Bäumen. 

(3) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 

(4) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. 

(5) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 

§ 3 Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Der Verein kann ordentliche und fördernde Mitglieder haben.  

(2) Ordentliche Mitglieder des Vereins können nur sein: 

a. Naturschutzvereine,  

b. Heimatvereine,  

c. Vereinigungen aus dem Bereich der Landwirtschaft, Forstwirtschaft, dem 

Gartenbau, Jagdwesen, Fischereiwesen, Imkerwesen, 

sofern sie im Kreis Warendorf tätig sind. 
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d. Kreis Warendorf 

e. Städte und Gemeinden des Kreises Warendorf 

(3) Als förderndes Mitglied kommt jede natürliche oder juristische Person in Betracht, die 

den Verein ideell oder materiell unterstützen möchte. 

(4) Die Aufnahme in den Verein ist schriftlich (zumindest in Textform) beim Vorstand zu 

beantragen. Bei Minderjährigen ist der Aufnahmeantrag durch die gesetzlichen Vertreter 

zu stellen. Der Vorstand entscheidet über den Aufnahmeantrag nach freiem Ermessen. 

Eine Ablehnung des Antrags muss er gegenüber dem Antragsteller nicht begründen. 

 

§ 4 Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft im Verein endet durch Tod (bei juristischen Personen mit deren 

Erlöschen), Austritt oder Ausschluss. 

(2) Der Austritt ist schriftlich (zumindest in Textform) gegenüber dem Vorstand zu erklären. 

Der Austritt kann nur mit einer Frist von drei Monaten zum Ende des Geschäftsjahres 

erklärt werden. 

(3) Ein Mitglied kann durch Beschluss der Mitgliederversammlung aus dem Verein 

ausgeschlossen werden, wenn es a) schuldhaft das Ansehen oder die Interessen des 

Vereins in schwerwiegender Weise schädigt oder b) mehr als drei Monate mit der Zahlung 

seines Mitgliedsbeitrags im Rückstand ist und trotz schriftlicher Mahnung unter 

Androhung des Ausschlusses den Rückstand nicht eingezahlt hat. Dem Mitglied ist 

Gelegenheit zu geben, in der Mitgliederversammlung zu den Gründen des Ausschlusses 

Stellung zu nehmen. Diese sind ihm mindestens zwei Wochen vorher mitzuteilen. 

 

§ 5  Rechte und Pflichten der Mitglieder 

(1) Die ordentlichen Mitglieder und die fördernden Mitglieder (sofern keine natürliche 

Person) nehmen ihre Rechte durch jeweils einen Vertreter wahr. 

(2) Jedes ordentliche Mitglied hat gleiches Stimm- und Wahlrecht in der 

Mitgliederversammlung. Das fördernde Mitglied hat beratende Funktion, aber kein 

Stimm- und Wahlrecht in der Mitgliederversammlung. 

(3) Jedes Mitglied hat die Pflicht, die Interessen des Vereins zu fördern, insbesondere 

regelmäßig seine Mitgliedsbeiträge zu leisten und, soweit es in seinen Kräften steht, das 

Vereinsleben durch seine Mitarbeit zu unterstützen. 

 
 



 

 

 

§ 6 Aufnahmegebühr und Mitgliedsbeiträge 

(1) Jedes Mitglied hat einen im Voraus fällig werdenden jährlichen Mitgliedsbeitrag zu 

entrichten, dessen Höhe der Selbsteinschätzung eines jeden Mitglieds überlassen bleibt, 

der jedoch nicht unter dem von der Mitgliederversammlung festzulegenden 

Mindestbeitrag liegen darf. Für das Jahr des Vereinsbeitritts ist der volle Beitrag zu 

leisten. 

(2) Die Höhe des jährlich mindestens zu entrichtenden Mitgliedsbeitrags sowie der Zeitpunkt 

des Inkrafttretens einer etwaigen Änderung wird von der Mitgliederversammlung durch 

Beschlussfassung mindestens drei Monate vor Beginn des kommenden Geschäftsjahres 

festgelegt.  

 

§ 7 Organe des Vereins 

Organe des Vereins sind der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

 

§ 8 Vorstand 

(1) Der Vorstand besteht aus einer Person. 

(2) Der Vorstand erhält keine Vergütung.  

 

§ 9 Aufgaben des Vorstands 

Dem Vorstand des Vereins obliegen die Vertretung des Vereins nach § 26 BGB und die Führung 

seiner Geschäfte, soweit sie nicht durch Satzung oder zwingende gesetzliche Vorschriften einem 

anderen Vereinsorgan zugewiesen sind. Er hat insbesondere folgende Aufgaben: a) die 

Einberufung und Vorbereitung der Mitgliederversammlungen einschließlich der Aufstellung der 

Tagesordnung, b) die Ausführung von Beschlüssen der Mitgliederversammlung, c) die Verwaltung 

des Vereinsvermögens und die Anfertigung des Jahresberichts, d) die Aufnahme neuer Mitglieder. 

 

§ 10 Besetzung des Vorstands 

Das Amt des Vorstands wird stets besetzt mit der Amtsleitung des Amtes für Umweltschutz und 

Straßenbau (Amt 66) des Kreises Warendorf als geborenem Vorstandsmitglied.  

 



 

 

§ 11 Beratung und Beschlussfassung des Vorstands 

Vorstandssitzungen werden nach Bedarf abgehalten. Die Beschlüsse des Vorstands sind zu 

protokollieren. Das Protokoll ist durch den Vorstand zu unterschreiben.  

 

§ 12 Zusammensetzung und Aufgaben der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung besteht aus den (Vertretern der) ordentlichen und 

fördernden Mitgliedern.  

(2) Die Mitgliederversammlung ist zuständig für die Entscheidungen in folgenden 

Angelegenheiten: a) Änderungen der Satzung, b) die Festsetzung der Aufnahmegebühr 

und der Mitgliedsbeiträge, c) den Ausschluss von Mitgliedern aus dem Verein, d) die 

Entgegennahme des Jahresberichts und die Entlastung des Vorstands, e) die Auflösung 

des Vereins. 

 

§ 13 Einberufung der Mitgliederversammlung 

(1) Mindestens einmal im Jahr, möglichst im ersten Quartal, ist vom Vorstand eine 

ordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen. Die Einberufung erfolgt schriftlich 

oder per E-Mail unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen und unter Angabe der 

Tagesordnung. Die Ladung ist an das jeweilige Mitglied (bei natürlichen Personen) bzw. 

an den jeweiligen Vertreter des Mitglieds (bei juristischen Personen) zu senden. Die Frist 

beginnt mit dem auf die Absendung der Einberufung folgenden Tag.  

(2) Der Vorstand kann nach seinem Ermessen beschließen und in der Einladung mitteilen, 

dass die Mitglieder an der Mitgliederversammlung ohne Anwesenheit am 

Versammlungsort teilnehmen und ihre Mitgliederrechte im Wege der elektronischen 

Kommunikation ausüben können (hybride Mitgliederversammlung). Die 

Mitgliederversammlung kann auch ohne physischen Versammlungsort in ausschließlich 

virtueller Form stattfinden (virtuelle Mitgliederversammlung). 

(3) Die Tagesordnung setzt der Vorstand fest. Jedes Vereinsmitglied kann bis spätestens eine 

Woche vor der Mitgliederversammlung beim Vorstand schriftlich (zumindest in Textform) 

eine Ergänzung der Tagesordnung beantragen; dies gilt nicht für Anträge, die eine 

Änderung der Satzung, Änderungen der Mitgliedsbeiträge oder die Auflösung des Vereins 

zum Gegenstand haben. Über den Antrag entscheidet der Vorstand. Über Anträge zur 

Tagesordnung, die vom Vorstand nicht aufgenommen wurden oder die erstmals in der 

Mitgliederversammlung gestellt werden, entscheidet die Mitgliederversammlung mit der 

Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder. 



 

 

(4) Der Vorstand hat eine außerordentliche Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn es 

das Interesse des Vereins erfordert oder wenn mindestens ein Zehntel der Mitglieder dies 

schriftlich (zumindest in Textform) unter Angabe des Zwecks und der Gründe beantragt. 

 

§ 14 Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung wird vom Vorstand geleitet. Ist der Vorstand verhindert, wird 

die Mitgliederversammlung durch einen durch die Mitgliederversammlung zu wählenden 

Versammlungsleiter geleitet. 

(2) Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens ein Drittel aller 

ordentlichen Vereinsmitglieder vertreten ist. Bei Beschlussunfähigkeit ist der Vorstand 

verpflichtet, innerhalb von vier Wochen eine zweite Mitgliederversammlung mit der 

gleichen Tagesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf die Zahl der 

erschienenen Mitglieder beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

(3) Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen, soweit durch Gesetz oder diese Satzung keine abweichenden Mehrheiten 

vorgeschrieben sind. Enthaltungen werden als nicht erschienene Stimmen gewertet. Bei 

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Versammlungsleiters. Die 

Abstimmungsart bestimmt der Versammlungsleiter. Für Beschlüsse über eine Änderung 

der Satzung gilt § 15 dieser Satzung. 

(4) Das Stimmrecht muss grundsätzlich persönlich ausgeübt werden, darf aber, bei Vorlage 

einer entsprechenden Vollmacht, durch ein anderes stimmberechtigtes Mitglied 

ausgeübt werden. 

(5) Über den Ablauf der Mitgliederversammlung und die gefassten Beschlüsse ist ein 

Protokoll zu fertigen, das vom Protokollführer und vom Versammlungsleiter zu 

unterschreiben ist. 

 

§ 15 Beschlussfassung über Satzungsänderung / Auflösung des Vereins 

(1) Eine geplante Änderung der Satzung / Auflösung des Vereins muss als 

Tagesordnungspunkt in der Einladung der Mitgliederversammlung bekannt gemacht 

werden. Über die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens mit dieser Tagesordnung 

einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden. Beschlüsse über 

Satzungsänderungen oder die Auflösung des Vereins bedürfen einer Mehrheit von drei 

Vierteln der abgegebenen gültigen Stimmen. 

(2) Im Übrigen gilt § 14 entsprechend. 



 

 

(3) Jede Satzungsänderung ist dem zuständigen Finanzamt unter Übersendung der 

geänderten Satzung anzuzeigen. Änderungen oder Ergänzungen der Satzung, die von der 

zuständigen Registerbehörde oder vom Finanzamt vorgeschrieben werden, werden vom 

Vorstand umgesetzt und bedürfen keiner Beschlussfassung durch die 

Mitgliederversammlung. Sie sind den Mitgliedern spätestens mit der Einladung zur 

nächsten Mitgliederversammlung mitzuteilen. 

 

§ 16 Vetorecht 

(1) Den Mitgliedern nach § 3 Abs. 2 d. und e. wird nach Maßgabe dieses Paragraphen ein 

Vetorecht eingeräumt. 

(2) Das Vetorecht gilt für die nach § 12 Abs. 2 durch die Mitgliederversammlung zu fassenden 

Beschlüsse. 

(3) Jedes Mitglied nach § 3 Abs. 2 d. und e. kann die Abstimmung über die Ausübung des 

Vetorechts verlangen. Das Vetorecht kann nur ausgeübt werden, wenn der Beschluss 

über die Ausübung des Vetorechts mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 

der Mitglieder nach § 3 Abs. 2 d. und e. gefasst wurde, wobei die Stimme des Mitglieds 

nach § 3 Abs. 2 d.  doppeltes, die Stimmen der Mitglieder nach § 3 Abs. 2 e. jeweils 

einfaches Gewicht haben. Enthaltungen werden als nicht erschienene Stimmen gewertet. 

Bei Stimmengleichheit muss erneut abgestimmt werden. Nach zweimaliger Abstimmung 

mit dem Ergebnis der Stimmgleichheit entscheidet der Kreis Warendorf (Mitglied nach § 

3 Abs. 2 d.) über die Ausübung des Vetorechts. 

(4) Die Ausübung des Vetorechts hat schriftlich (jedenfalls in Textform) zu erfolgen und muss 

dem Vorstand mindestens drei Tage vor der geplanten Durchführung der 

Mitgliederversammlung zugehen, in welcher über den dem eingelegten Veto 

gegenständlichen Tagesordnungspunkt/Antrag die Mitgliederversammlung hätte 

Beschluss fassen sollen. Wird das Vetorecht ausgeübt, darf die Mitgliederversammlung 

über den jeweilig betroffenen Tagesordnungspunkt/Antrag in der jeweilig betroffenen 

Fassung nicht Beschluss fassen. 

(5) Wird nach § 13 Abs. 3 nachträglich ein Punkt auf die Tagesordnung der jeweiligen 

Mitgliederversammlung genommen, so darf die Beschlussfassung darüber erst in der 

darauffolgenden Mitgliederversammlung bzw. in einer eigens dafür einzuberufenden 

Mitgliederversammlung erfolgen, um das Vetorecht nicht auszuhöhlen. 

 

 



 

 

§ 17 Haftungsbeschränkung 

(1) Die Haftung des Vereins ist grundsätzlich auf das Vereinsvermögen beschränkt. Dies 

bedeutet insbesondere, dass die Mitglieder des Vereins nicht persönlich für die 

Verbindlichkeiten des Vereins haften. Für Verbindlichkeiten des Vereins haftet 

ausschließlich das Vereinsvermögen. 

(2) Der Vorstand und die Mitglieder haften gegenüber dem Verein und den Mitgliedern nur 

für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

 

§ 18 Rechnungsprüfung 

Die Kasse des Vereins wird jedes Jahr durch das Amt für Rechnungsprüfung und Beratung (Amt 

14) des Kreises Warendorf geprüft. Dieses prüft, ob die Verwendung der Vereinsmittel den 

Haushaltsansätzen entsprach und die Buchführung des Vereins ordnungsgemäß erfolgte. 

Hierüber hat es der Mitgliederversammlung Bericht zu erstatten. 

 

§ 19 Abwicklung bei Auflösung des Vereins, Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 

(1) Im Falle der Auflösung des Vereins ist der Vorstand der Liquidator, falls die 

Mitgliederversammlung keine andere(n) Person(en) beruft. 

(2) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 

fällt das Vermögen des Vereins an eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder 

eine andere steuerbegünstigte Körperschaft, zwecks Verwendung für einen 

gemeinnützigen, mildtätigen oder kirchlichen Zweck. Der Zweck bzw. die juristische 

Person des öffentlichen Rechts oder eine andere steuerbegünstigte Körperschaft ist im 

Falle der Liquidation durch den Vorstand bzw., falls die Mitgliederversammlung eine 

(bzw. mehrere) andere Person(en) als Liquidator(en) berufen hat, diese, zu bestimmen. 

 

§ 20 Gleichstellung von Frauen und Männern 

Der Verein beachtet die Vorschriften des Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und Männern 

für das Land Nordrhein-Westfalen (§ 2 Abs. 2 S. 1 LGG NRW). 

 

Die Satzung wurde in der Gründungsversammlung vom       …       errichtet.  

Unterschriften von mindestens sieben Mitgliedern 



 

 
 

 
Beschlussvorlage öffentlich 

 
 

Federführendes Amt Nr. 

Amt für Planung und Naturschutz 066/2025 
 
 
Betreff: 
 
Kauf- und Abtretungsvertrag über Geschäftsanteile zwischen Westfälische 
Verkehrsgesellschaft mbH (WVG) und Verkehrsgesellschaft Kreis Unna (VKU), 
Änderung Gesellschaftsvertrag WVG 
 
 

Beratungsfolge Termin 

 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung 22.05.2025 
Berichterstattung: KLD Martin Terwey   

Finanzausschuss 06.06.2025 

Berichterstattung: Kreisdirektor Dr. Stefan Funke   

Kreisausschuss 27.06.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

Kreistag 04.07.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Kreistag stimmt dem Abschluss des Kauf- und Abtretungsvertrages über 
Geschäftsanteile der VKU an WVG und damit der Veräußerung und des Erwerbs 
der Geschäftsanteile von VKU auf WVG selbst zu und weist den Vertreter des 
Kreises Warendorf in den Gesellschafterversammlungen der Regionalverkehr 
Münsterland GmbH und der Westfälischen Landes-Eisenbahn GmbH, 
entsprechenden Beschlüssen zuzustimmen.  

2. Der Kreistag stimmt den in der Anlage 2 vorgeschlagenen Änderungen des 
Gesellschaftsvertrages der Westfälischen Verkehrsgesellschaft mbH, ggf. mit noch 
erforderlichen Änderungen, zu. 

3. Der Kreistag weist die Vertretungen des Kreises Warendorf in den 
Gesellschafterversammlungen der Regionalverkehr Münsterland GmbH, der 
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Westfälischen Landes-Eisenbahn und der Westfälischen Verkehrsgesellschaft 
mbH an, den zur Änderung des Gesellschaftsvertrages der Westfälischen 
Verkehrsgesellschaft mbH erforderlichen Beschlüssen, ggf. mit noch 
erforderlichen redaktionellen Änderungen, zuzustimmen. 

4. Etwaigen Änderungen an dem Gesellschaftsvertrag, die sich im Rahmen des 
Anzeigeverfahrens bei der Bezirksregierung nach § 115 GO NRW ergeben, wird 
zugestimmt.  
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  Erläuterungen: 

 
Der Kreis Warendorf ist mittelbar an der WVG über das Verkehrsunternehmen 
Regionalverkehr Münsterland mbH beteiligt. 

 
Zwischen der WVG und der VKU besteht ein Betriebs- und Geschäftsführungsvertrag vom 
11.08.2006. Gemäß diesem Vertrag übernimmt die WVG betriebliche Dienstleistungen für 
Betriebs- und Geschäftsführungsaufgaben, vor allem in den Bereich Betriebsführung und 
Fahrdienst der VKU.  
 
Die VKU hat mit Datum vom 15.12.2023 den Betriebs- und Geschäftsführungsvertrag 
fristwahrend zum 31.12.2025 gekündigt. Der Vertrag sieht in § 5 Abs. 2 vor, dass die VKU auch 
nach Beendigung dieses Vertrages für eventuell anfallende Aufwendungen (Personal- und 
Sachkosten) haftet, welche die WVG nach sorgfältiger Prüfung der ihr bekannten Umstände 
vernünftigerweise aufzuwenden hat. Hierzu zählen neben Sachkosten insbesondere 
Remanenzkosten durch nicht vermeidbare Personalüberhänge.  
 
Zwischen der WVG und der VKU konnte unter Zuhilfenahme der EversheimStuible Treuberater 
GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerberatungsgesellschaft Einigung hinsichtlich der 
finalen und abgeltenden Zahlung etwaiger Kosten in Anbetracht der Kündigung des Betriebs- 
und Geschäftsführungsvertrages erzielt werden.  
 
In Anbetracht der Kündigung des Betriebs- und Geschäftsführungsvertrages durch die VKU 
wurde im Rahmen von Verhandlungen zur weiteren Rolle der VKU als Gesellschafterin der 
WVG beiderseits bestätigt, dass eine weitere Beteiligung von der VKU an der WVG nach 
Beendigung des Betriebs- und Geschäftsführungsvertrags nicht zielführend ist.  

 
Es wurden diverse Szenarien untersucht, welcher Gesellschafter von der WVG die 
Geschäftsanteile von der VKU übernehmen kann. Vor allem aus Gründen der perspektivischen 
Veräußerung und Abtretung an einen zukünftigen weiteren neuen Gesellschafter sowie der 
noch abzuklärenden Verteilung der Geschäftsanteile auf die bestehenden Gesellschafter 
werden die Geschäftsanteile von der VKU in einem ersten Schritt von der WVG selbst 
übernommen.  
 
Die VKU wird ihre Geschäftsanteile (Gesellschafterliste WVG vom 01.01.2011, lfd. Nr. 1c und 
Nr. 7) im Nennbetrag von € 316.360 zu insgesamt 14,29 % an die WVG veräußern und 
abtreten. Die WVG erwirbt damit selbst die Geschäftsanteile von der VKU und hält eigene 
Anteile in Höhe von 14,29 %. Die Abtretung der Geschäftsanteile ist aufschiebend bedingt 
durch die Einhaltung organschaftlicher Erfordernisse der Parteien, die Einhaltung 
kommunalrechtlicher Erfordernisse sowie der vollständigen Entrichtung des Kaufpreises durch 
die WVG. Der Kaufpreis der Geschäftsanteile soll laut Beschluss aus der gemeinsamen Sitzung 
der Gesellschafterversammlung und des Aufsichtsrates vom 18.12.2024     1 € betragen.  
 
Durch den Erwerb der Geschäftsanteile der VKU durch die WVG werden die damit 
verbundenen Stimmrechte ruhend gestellt. Dies bedeutet, dass das Stimmrecht weder 
ausgeübt noch bei der Berechnung einer Stimmenmehrheit berücksichtigt wird. Dadurch 
verändern sich die Mehrheitsverhältnisse der Stimmrechte an der WVG in der 
Gesellschafterversammlung wie folgt: 
 
Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH  28,57 % -> 33,33 % 
Regionalverkehr Münsterland GmbH  47,14 % -> 55,00 % 
Westfälische Landes-Eisenbahn GmbH  10,00 % -> 11,67 % 
Verkehrsgesellschaft Kreis Unna mbH 14,29 % -> 0,00 % 
 



 4 

Gemäß § 10 Abs. 4 Ges.V. WVG fasst die Gesellschafterversammlung ihre Beschlüsse 
grundsätzlich mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen. Allerdings sieht § 11 Abs. 1 
Ges.V. WVG für nahezu alle wesentlichen Entscheidungen – mit Ausnahme der Entlastung der 
Aufsichtsratsmitglieder – eine Zustimmung von 90 % vor. Daher ergeben sich für die 
Stimmrechte der Regionalverkehr Münsterland GmbH keine wesentlichen Veränderungen. Die 
verbleibenden Gesellschafter der WVG werden jedoch weiterhin erörtern, wie die durch die 
WVG erworbenen Geschäftsanteile künftig aufgeteilt werden sollen. 

 
Der Verkauf und die Abtretung der Geschäftsanteile erfolgen zum 01.01.2026 und umfassen 
alle mit den Geschäftsanteilen verbundenen Ansprüche und sonstigen Rechte, einschließlich 
der Gewinnbezugsrechte. VKU und WVG sind sich darüber einig, dass der VKU noch nicht 
verteilte Gewinne vorangegangener Geschäftsjahre sowie der Gewinn des laufenden 
Geschäftsjahres anteilig zustehen. 
 
Außerdem sind sich WVG und VKU einig, dass in Bezug auf die ursprüngliche 
Gesellschafterstellung der VKU mit dem Verkauf und der Abtretung der Geschäftsanteile alle 
Ansprüche zwischen VKU und WVG abgegolten sind, sofern rechtlich möglich. Davon 
ausgenommen sind etwaig im Kauf- und Abtretungsvertrag geregelte Ansprüche sowie in 
weiteren bestehenden Vereinbarungen geregelte Ansprüche der Parteien, wie z.B. der 
Vereinbarung über Kosten nach § 5 Abs. 2 des zwischen den Parteien bestehenden Betriebs- 
und Geschäftsführungsvertrages.  
 
Die Einzelheiten des Kauf- und Abtretungsvertrags sind in Anlage 1 aufgeführt, während die 
Anpassungen des Gesellschaftsvertrags der WVG in Anlage 2 dargelegt sind. 

 
 
Die Verwaltung wird der Bezirksregierung Münster den Vorgang anzeigen. 

 
 
 
Anlagen: 

Anlage 1 Entwurf_Kauf und Abtretungsvertrag Geschäftsanteil WVG_VKU 
Anlage 2 - Synopse Gesellschaftsvertrag Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH 
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Bedarf der notariellen Beurkundung 

 

- Notarielle Eingangsformel  -1 

 

 

 

Kauf- und Abtretungsvertrag über Geschäftsanteile 

zwischen  

 

der Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH, Krögerweg 11, 48155 Münster, eingetragen im 

Handelsregister des Amtsgerichts Münster, HRB 461, 

- im Folgenden „Käuferin“ genannt - 

und 

der Verkehrsgesellschaft Kreis Unna mbH, Lünener Straße 13, 59174 Kamen, eingetragen im 

Handelsregister des Amtsgerichts Hamm, HRB 4491, 

- im Folgenden „Verkäuferin“ genannt - 

- gemeinsam im Folgenden „Parteien“ genannt - 

 

Präambel 

1. Die Verkäuferin ist Gesellschafterin der Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH (nachfol-

gend: „WVG“). Die Parteien beabsichtigten nach Maßgabe der nachfolgenden Bestim-

mungen den Verkauf und die Abtretung von Geschäftsanteilen der Verkäuferin an der 

WVG an die Käuferin. Damit wird die Käuferin zukünftig auch an der WVG selbst beteiligt 

sein. 

 

2. Dies vorausgeschickt vereinbaren die Parteien das Folgende: 

 

 

 

 

 

 
1 Die notarielle Eingangsformel wird vom Notar ergänzt. 

Ö  9Ö  9



 

2 

§ 1 Gesellschaftsrechtliche Verhältnisse 

1. Die WVG ist eine Gesellschaft mit beschränkter Haftung nach deutschem Recht mit Sitz 

in Münster. Sie ist in das Handelsregister des Amtsgerichts Münster unter HRB 461 ein-

getragen. 

2. Unternehmensgegenstand der WVG ist nach § 2 Abs. 1 des Gesellschaftsvertrages die 

Förderung und Verbesserung des öffentlichen Verkehrs im Sinne des § 107 Abs. 1 GO 

NRW in den Verkehrsgebieten der Gesellschafter sowie die Koordinierung und Rationali-

sierung der operativ tätigen Verkehrsunternehmen. Hierzu übernimmt das Unternehmen 

als Servicegesellschaft die Geschäftsbesorgung für kaufmännische und betriebliche Ma-

nagementaufgaben für die Verkehrsunternehmen, derzeit die Regionalverkehr Münster-

land GmbH, die Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH, die Verkehrsgesellschaft Kreis Unna 

mbH, die Westfälische Landes-Eisenbahn GmbH sowie sämtliche Tochtergesellschaften, 

mit allen Rechten und Pflichten im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen und Anord-

nungen der Aufsichtsbehörden sowie im Namen und auf Rechnung eines jeden Unter-

nehmens. Darüber hinaus kann sie jene Geschäftsbesorgung für weitere Verkehrsunter-

nehmen übernehmen. 

3. Das Stammkapital der WVG beträgt € 2.214.500 und ist in voller Höhe einbezahlt. An 

diesem Stammkapital sind ausweislich der zuletzt im Handelsregister aufgenommenen 

Gesellschafterliste vom 01.01.2011 beteiligt: 

a. Regionalverkehr Münsterland GmbH mit einem Geschäftsanteil im Nennbetrag von 

€ 1.043.980 (Geschäftsanteil lfd. Nr. 9a) zu insgesamt 47,14 %, 

b. Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH mit einem Geschäftsanteil im Nennbetrag von 

€ 632.710 (Geschäftsanteil lfd. Nr. 1b, Nr. 4, Nr. 5) zu insgesamt 28,57 %, 

c. Verkäuferin mit einem Geschäftsanteil im Nennbetrag von € 316.360 (Geschäftsan-

teil lfd. Nr. 1c, Nr. 7) zu insgesamt 14,29 % und  

d. Westfälische Landes-Eisenbahn GmbH mit einem Geschäftsanteil im Nennbetrag 

von € 221.450 (Geschäftsanteil lfd. Nr. 9b) zu insgesamt 10 %. 

4. Nach § 11 Abs. 1 lit. i) des Gesellschaftsvertrages der WVG ist die Gesellschafterver-

sammlung insbesondere hinsichtlich des Erwerbs und der Veräußerung von Geschäfts-

anteilen zuständig. Mit Gesellschafterbeschluss vom 18.12.2024 haben die Gesellschaf-

ter dem Verkauf und der Abtretung über die Geschäftsanteile der Verkäuferin an die Käu-

ferin zugestimmt. Das Original dieses Beschlusses wird dieser Urkunde informatorisch 

als Anlage beigefügt.  
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§ 2 Vertragsgegenstand 

Vertragsgegenstand ist der Verkauf und die Abtretung des Geschäftsanteils Nr. 1c) und Nr. 7) 

der Verkäuferin im Nennwert von € 316.360 an der WVG, sodass danach die Käuferin sowohl 

den Geschäftsanteil Nr. 1c) als auch den Geschäftsanteil Nr. 7) an der WVG selbst hält. Die 

Geschäftsanteile sind voll eingezahlt. Der Erwerb erfolgt unter Beachtung der Vorschriften zum 

Erwerb eigener Geschäftsanteile.  

 

§ 3 Verkauf und Abtretung der Geschäftsanteile 

1. Die Verkäuferin verkauft die in § 2 bezeichneten Geschäftsanteile an der WVG im Nenn-

betrag von € 316.360 an die Käuferin und tritt diese mit dinglicher Wirkung vorbehaltlich 

des Eintritts aller aufschiebenden Bedingungen nach § 3 Abs. 3 an die Käuferin ab. Die 

Käuferin nimmt den Verkauf und die Abtretung hiermit an.  

2. Der Verkauf und die Abtretung des Vertragsgegenstandes erfolgen zum 31.12.2025 

(nachfolgend „Stichtag“) und umfassen alle mit dem Vertragsgegenstand verbundenen 

Ansprüche und sonstigen Rechte, einschließlich der Gewinnbezugsrechte. Die Parteien 

sind sich darüber einig, dass der Verkäuferin noch nicht verteilte Gewinne vorangegan-

gener Geschäftsjahre sowie der Gewinn des laufenden Geschäftsjahres anteilig zustehen 

und an diese vor Abtretung der Geschäftsanteile abgetreten werden. Die Verkäuferin 

nimmt die Abtretung an. 

3. Die Abtretung des Vertragsgegenstandes ist aufschiebend bedingt auf den Zeitpunkt, an 

dem sämtliche nachfolgende aufschiebende Bedingungen eingetreten sind. Die Parteien 

werden sich nach besten Kräften bemühen, die Erfüllung der aufschiebenden Bedingun-

gen so schnell wie möglich herbeizuführen. Die Parteien werden sich unverzüglich nach 

Kenntniserlangung über den Eintritt oder die Erfüllung der jeweiligen, folgenden auf-

schiebenden Bedingungen unterrichten: 

a) Einhaltung organschaftlicher Erfordernisse der Parteien. 

b) Einhaltung kommunalrechtlicher Erfordernisse. 

c) Die Verkäuferin hat den Kaufpreis nach § 4 vollständig erhalten. 

4. Die Parteien sind sich einig, dass in Bezug auf die ursprüngliche Gesellschafterstellung 

der Verkäuferin mit dem Verkauf und der Abtretung der Geschäftsanteile alle Ansprüche 

zwischen der Käuferin und der Verkäuferin abgegolten sind, sofern rechtlich möglich. Da-

von ausgenommen sind etwaig in diesem Vertrag geregelte Ansprüche sowie in weiteren 

bestehenden Vereinbarungen geregelte Ansprüche der Parteien, wie z.B. der Vereinba-

rung über Kosten nach § 5 Abs. 2 des zwischen den Parteien bestehenden Betriebs- und 

Geschäftsführungsvertrages. 
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5. Jede der Parteien ist berechtigt, von diesem Vertrag zurückzutreten, sofern die in § 3 Abs. 

3 aufgeführten aufschiebenden Bedingungen nicht innerhalb von 12 Monaten nach Un-

terzeichnung dieses Vertrages eingetreten sind. Der Rücktritt hat durch schriftliche Erklä-

rung gegenüber der anderen Partei zu erfolgen. Sofern eine Partei den Eintritt einer auf-

schiebenden Bedingung wider Treu und Glauben verhindert hat, ist sie nicht zum Rücktritt 

von diesem Vertrag berechtigt. 

 

§ 4 Kaufpreis 

1. Der Kaufpreis für die in § 2 bezeichneten Geschäftsanteile beträgt 1 € (in Worten: Ein 

Euro). 

2. Der Kaufpreis ist innerhalb von 10 Tagen nach dem Tag der Beurkundung dieses Vertra-

ges zur Zahlung fällig und in Euro per Überweisung frei von Kosten und Gebühren auf 

das folgende Konto der Verkäuferin zu überweisen: 

Kontoinhaber: Verkehrsgesellschaft Kreis Unna mbH 

Bank: Sparkasse Bergkamen-Bönen 

IBAN: DE77 4105 1845 0017 0217 00 

BIC: WELADED1BGK 

3. Gerät die Käuferin mit ihren Zahlungspflichten aus diesem Vertrag in Verzug, hat sie Ver-

zugszinsen mit einem Zinssatz gemäß § 288 Abs. 2 BGB zu leisten. Für die Rechtzeitig-

keit sämtlicher Zahlungen nach diesem Vertrag kommt es auf den Zeitpunkt des Eingangs 

des Kaufpreises auf das Konto der Verkäuferin und nicht der Veranlassung der Zahlung 

durch die Käuferin an. 

4. Die Parteien gehen übereinstimmend davon aus, dass der Verkauf der Geschäftsanteile 

nach § 4 Nr. 8 lit. f) UStG von der Umsatzsteuer befreit ist. Für den Fall, dass von Seiten 

der Finanzbehörde der Verkauf als umsatzsteuerpflichtig beurteilt wird, versteht sich der 

Kaufpreis zuzüglich der gesetzlichen Umsatzsteuer sowie zuzüglich eventueller diesbe-

züglicher Zinsen (sofern und soweit diese nach dem auf diese Steuer anwendbaren Recht 

anfallen). Die Käuferin ist verpflichtet, die betreffenden zusätzlichen Beträge (d. h. Um-

satzsteuer nebst eventueller Zinsen) binnen einer Woche nach Erhalt einer Kopie des 

Steuerbescheides, der die betreffende Steuerpflicht festsetzt, zu zahlen.  

 

§ 5 Garantien der Verkäuferin 

Die Verkäuferin garantiert hiermit gegenüber der Käuferin in Form eines selbstständigen Ga-

rantieversprechens gemäß § 311 Abs. 1 BGB und nach Maßgabe der Voraussetzungen und 

Beschränkungen von § 6, dass folgende Aussagen zum Unterzeichnungstag und zu dem Zeit-

punkt, an dem die Abtretung der verkauften Geschäftsanteile wirksam wird, vollständig, zutref-

fend und nicht irreführend sind:  



 

5 

a. Die Verkäuferin ist alleinige Inhaberin der verkauften Geschäftsanteile. Die Verkäuferin ist 

unbeschränkt berechtigt, über die verkauften Geschäftsanteile zu verfügen. Die verkauften 

Geschäftsanteile sind nicht mit Rechten Dritter belastet, insbesondere nicht mit Vorkaufs- 

oder sonstigen Erwerbsrechten Dritter, Nießbrauchrechten, Pfandrechten oder sonstigen Si-

cherungsrechten. Es bestehen im Hinblick auf die verkauften Geschäftsanteile keine Treu-

handvereinbarungen, Unterbeteiligungen o.ä. 

 

b. Die Stammeinlage auf die verkauften Geschäftsanteile wurde vollständig erbracht und weder 

offen noch verdeckt zurückgezahlt. 

 

 

§ 6 Rechtsfolgen von Garantieverletzungen 

1. Sollten eine oder mehrere Garantien der Verkäuferin in § 5 dieses Vertrages ganz oder 

teilweise unzutreffend sein, ist die Verkäuferin verpflichtet, innerhalb einer angemessenen 

Frist, jedoch spätestens bis drei Monate nach Zugang eines entsprechenden schriftlichen 

Verlangens der Käuferin, den Zustand herzustellen, der bestehen würde, wenn die be-

treffende(n) Garantie bzw. Garantien zutreffend wäre(n). Stellt die Verkäuferin innerhalb 

der gesetzten Frist nicht den vertragsgemäßen Zustand her oder ist die Herstellung des 

vertragsgemäßen Zustandes nicht möglich, sind die Rechte der Käuferin ausschließlich 

auf die Geltendmachung von Schadenersatz in Geld beschränkt. 

2. Die Haftung der Verkäuferin ist ausgeschlossen, sofern die Käuferin die Tatsachen und 

Umstände, auf die sie den geltend gemachten Anspruch stützt, bei Abschluss dieses Ver-

trages kannte. 

3. Der Käuferin stehen wegen der Verletzung von Garantiezusagen oder anderer Vertrags-

verletzungen der Verkäuferin ausschließlich die in diesem Vertrag bestimmten Ansprüche 

zu. Nicht ausgeschlossen sind Ansprüche wegen vorsätzlichen oder grob fahrlässigen 

Verhaltens. 

 

§ 7 Steuern und Abgaben der Gesellschaft 

1. Soweit sich insbesondere aufgrund von künftigen Betriebsprüfungen für Zeiträume bis 

zum Stichtag Nachzahlungen hinsichtlich Steuern, Sozialabgaben oder anderen öffentli-

chen Abgaben (jeweils einschließlich Zinsen, Strafen, Versäumniszuschläge und anderer 

Nebenleistungen) ergeben, die nicht in den für Zeiträume bis zum Stichtag aufgestellten 

Jahresabschlüssen der WVG bereits als Verbindlichkeiten oder Rückstellungen ausge-

wiesen sind, wird die Verkäuferin gemessen an ihrer ursprünglichen Beteiligungsquote 

entsprechend einen Betrag an die Käuferin zahlen. Die jeweiligen zu zahlenden Beträge 

sind 5 Tage vor Fälligkeit der jeweiligen Steuer oder sonstigen Abgabe zur Zahlung an 

die Käuferin fällig, frühestens jedoch 10 Tage, nachdem die Käuferin die Verkäuferin zur 

Zahlung aufgefordert und ihr den jeweiligen Bescheid, aus dem sich die Verpflichtung zur 

Zahlung der Steuer oder sonstigen Abgabe ergibt, vorgelegt hat. 
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2. Die Käuferin wird an die Verkäuferin, gemessen an der ursprünglichen Beteiligungsquote 

der Verkäuferin, alle von der WVG nach dem Stichtag erhaltenen Erstattungen von Steu-

ern, Sozialabgaben und anderen öffentlichen Abgaben zahlen, soweit sich diese auf Zeit-

räume bis zum Stichtag beziehen und nicht in den für Zeiträume bis zum Stichtag aufge-

stellten Jahresabschlüssen der WVG bereits als Forderungen ausgewiesen sind. Die 

Käuferin wird der Verkäuferin Erstattungen unverzüglich mitteilen und ihr den jeweiligen 

Betrag innerhalb von 10 Tagen nach Erhalt auf ein von der Verkäuferin zu benennendes 

Konto überweisen. 

3. Die Käuferin wird der Verkäuferin und ihren Beauftragten die Gelegenheit geben, an Be-

triebs- und sonstigen Außenprüfungen, die Zeiträume vor dem Stichtag betreffen, selbst 

oder durch ihre Beauftragten teilzunehmen. 

 

§ 8 Gesellschafterliste, Anzeige 

1. Der Notar wird unverzüglich nach Wirksamkeit der Abtretung eine aktuelle Gesellschaf-

terliste beim Registergericht einreichen (§ 40 Abs. 2 S. 1 GmbHG) sowie der WVG über-

mitteln. Auf die möglichen Folgen einer unrichtigen Liste wurden die Parteien hingewie-

sen, insbesondere auf die Unwirksamkeit von Gesellschafterhandlungen der Käuferin, 

solange die Gesellschafterliste noch nicht beim Handelsregister aufgenommen ist (§ 16 

Abs. 1 S. 1 GmbHG), sowie auf die Gefahr des gutgläubigen Erwerbs (§ 16 Abs. 3 

GmbHG). 

2. Die Parteien verpflichten sich, den Notar über etwaige Änderungen im Gesellschafter- 

bestand zu informieren.  

 

§ 9 Grundbesitz 

Die WVG hat Grundbesitz.  

Krögerweg 11, 48155 Münster (Dienstgebäude WVG). 

 

§ 11 Handelsregistereintragung 

Sofern es bei den notwendigen Handelsregistereintragungen zu Problemen oder Zeitverzöge-

rungen auf Grund gerichtlicher Beanstandungen kommen sollte, sind die Parteien verpflichtet, 

zeitnah für die Abstellung der gerügten Mängel zu sorgen und alles zu unternehmen, damit die 

Eintragungen in den Handelsregistern im Sinne dieses Vertrages zügig erfolgen. 
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§ 12 Steuern und Kosten der Parteien 

1. Die Kosten der notariellen Beurkundung dieses Vertrages trägt die Käuferin. Im Übrigen 

trägt jede Partei ihre eigenen Kosten und Auslagen im Zusammenhang mit der Vorberei-

tung, Verhandlung und Durchführung dieses Vertrages, einschließlich der Honorare, Kos-

ten und Auslagen ihrer jeweiligen Berater. 

2. Etwaige aufgrund des Abschlusses oder der Durchführung dieses Vertrages entstehende 

Steuern einer Partei sind von der jeweiligen Partei selbst zu tragen.  

 

§ 13 Vertraulichkeit, Salvatorische Klausel 

1. Der Inhalt dieses Vertrages sowie der Inhalt aller Verhandlungen sind von den Parteien 

vertraulich zu behandeln. Dies gilt nicht, sofern zur Erteilung entsprechender Auskünfte 

eine gesetzliche Verpflichtung besteht. Veröffentlichungen sind gegenseitig abzustim-

men. 

2. Dieser Vertrag enthält sämtliche Vereinbarungen der Parteien in Bezug auf den Vertrags-

gegenstand und ersetzt alle mündlichen oder schriftlichen Verhandlungen, Vereinbarun-

gen und Abreden, die zuvor zwischen den Parteien im Hinblick auf den Vertragsgegen-

stand geschlossen wurden. Nebenabreden zu diesem Vertrag bestehen nicht. 

3. Änderungen, Ergänzungen oder die Aufhebung dieses Vertrages einschließlich der Ab-

änderung dieser Bestimmungen selbst bedürfen der Schriftform, soweit nicht nach zwin-

gendem Recht eine strengere Form (z.B. notarielle Beurkundung) erforderlich ist. 

4. Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages ganz oder teilweise nichtig, unwirksam oder 

undurchsetzbar sein oder werden, wird die Wirksamkeit und Durchsetzbarkeit aller übri-

gen verbleibenden Bestimmungen davon nicht berührt. Die nichtige, unwirksame oder 

undurchsetzbare Bestimmung ist, soweit gesetzlich zulässig, als durch diejenige wirk-

same und durchsetzbare Bestimmung ersetzt anzusehen, die dem mit der nichtigen, un-

wirksamen oder nicht durchsetzbaren Bestimmung verfolgten Zweck am nächsten 

kommt. Entsprechendes gilt für die Füllung etwaiger Lücken in diesem Vertrag. 

5. Gerichtsstand ist Münster. 

6. Die Parteien verpflichten sich, sämtliche Handlungen vorzunehmen, die für eine reibungs-

lose Umsetzung dieses Vertrages zweckdienlich sind. 
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Münster, den _____________            Unna, den ____________ 

_______________________________ ________________________________________ 

Käuferin Verkäuferin 

- Notarielle Schlussformel-2 

 
2 Die notarielle Schlussformel wird vom Notar ergänzt. 



Synopse Gesellschaftsvertrag der Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH 
 
 

Alte Fassung (Stand 13.06.2022) Neue Fassung Kommentierung 
 

§ 1 

Firma und Sitz der Gesellschaft, Geschäftsjahr 

  

1. Die Firma der Gesellschaft lautet: 

Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH 

  

2. Sitz der Gesellschaft ist Münster.   

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.   

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 

 

1. Gegenstand des Unternehmens ist die Förderung 

und Verbesserung des öffentlichen Verkehrs im 

Sinne des § 107 Abs. 1 GO NRW in den Verkehrs-

gebieten der Gesellschafter sowie die Koordinie-

rung und Rationalisierung der operativ tätigen Ver-

kehrsunternehmen (im Folgenden nur Verkehrsun-

ternehmen genannt). Hierzu übernimmt das Unter-

nehmen als Servicegesellschaft die Geschäftsbe-

sorgung für kaufmännische und betriebliche Ma-

nagementaufgaben für die Verkehrsunter­ nehmen, 

d.h. die Regionalverkehr Münsterland GmbH 

(RVM), die Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH 

(RLG), die Verkehrsgesellschaft Kreis Unna mbH 

(VKU), die Westfälische Landes-Eisenbahn GmbH 

(WLE) sowie sämtliche Tochtergesellschaften, mit 

allen Rechten und Pflichten im Rahmen der gesetz-

lichen Bestimmungen und Anordnungen der Auf-

sichtsbehörden sowie im Namen und auf Rechnung 

eines jeden Unternehmens. Darüber hinaus kann 

sie jene Geschäftsbesorgung für weitere Verkehrs- 

1. Gegenstand des Unternehmens ist die Förderung 

und Verbesserung des öffentlichen Verkehrs im 

Sinne des § 107 Abs. 1 GO NRW in den Verkehrs-

gebieten der Gesellschafter sowie die Koordinie-

rung und Rationalisierung der operativ tätigen Ver-

kehrsunternehmen (im Folgenden nur Verkehrsun-

ternehmen genannt). Hierzu übernimmt das Unter-

nehmen als Servicegesellschaft die Geschäftsbe-

sorgung für kaufmännische und betriebliche Ma-

nagementaufgaben für die Verkehrsunternehmen, 

d.h. die Regionalverkehr Münsterland GmbH 

(RVM), die Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH 

(RLG), die Westfälische Landes-Eisenbahn GmbH 

(WLE) sowie sämtliche Tochtergesellschaften, mit 

allen Rechten und Pflichten im Rahmen der gesetz-

lichen Bestimmungen und Anordnungen der Auf-

sichtsbehörden sowie im Namen und auf Rechnung 

eines jeden Unternehmens. Darüber hinaus kann 

Die Verkehrsgesellschaft Kreis Unna mbH (VKU) hat 

zum 31.12.2025 den Betriebs- und Geschäftsführungs-

vertrag gekündigt und ihre Geschäftsanteile an die 

Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH (WVG) abge-

treten. Infolgedessen erbringt die WVG keine Service-

leistungen mehr für die VKU, weshalb diese aus dem 

Unternehmensgegenstand gestrichen wird. 

Ö  9Ö  9
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unternehmen übernehmen. sie jene Geschäftsbesorgung für weitere Verkehrs- 

unternehmen übernehmen. 

2. Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maß-

nahmen berechtigt, die den Gegenstand des Unter-

nehmens unmittelbar oder mittelbar zu fördern ge-

eignet sind. Sie darf zu diesem Zweck unter den 

Vorgaben des § 107 Abs. 3 GO NRW Zweignieder-

lassungen errichten, andere Unternehmen gleicher 

oder verwandter Art gründen, erwerben oder sich 

an diesen beteiligen und deren Geschäftsführung 

übernehmen, ferner Interessengemeinschaften ein-

gehen. 

  

3. Die Gesellschaft übt ihre Tätigkeit im Interesse der 

Bevölkerung in den Verkehrsgebieten der Gesell-

schafter nach kaufmännischen Grundsätzen aus. 

Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirt-

schaftsgrundsätzen im Sinne des § 108 Abs. 3 und 

§ 109 GO NRW zu verfahren. 

  

§ 3 

Gesellschaftskapital 

  

1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 

2.214.500 EUR. 

  

2. Die Geschäftsanteile müssen mindestens 1 EUR 

betragen und auf volle EUR lauten. 

  

3. Die Einziehung von Geschäftsanteilen ist zulässig.   

§ 4   
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Kosten der Gesellschaft 

Die Kosten der Gesellschaft für die Geschäftsbesorgung 

nach § 2 werden von den Verkehrsunternehmen getra-

gen. Einzelheiten hierzu werden jeweils in einem geson-

derten Geschäftsbesorgungsvertrag geregelt. 

  

§ 5 

Organe der Gesellschaft 

§ 5 

Organe der Gesellschaft 

 

Organe der Gesellschaft sind: 

1. Geschäftsführer, 

2. Aufsichtsrat, 

3. Gesellschafterversammlung. 

Organe der Gesellschaft sind: 

1. Geschäftsführung, 

2. Aufsichtsrat, 

3. Gesellschafterversammlung 

 

§ 6 

Geschäftsführer 

§ 6 

Geschäftsführung 

 

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Ge-

schäftsführer. Die Zahl der Geschäftsführer be-

stimmt die Gesellschafterversammlung. 

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Ge-

schäftsführer oder Geschäftsführerinnen. Die Zahl 

der Geschäftsführer oder Geschäftsführerinnen 

bestimmt die Gesellschafterversammlung. 

 

 

2. Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, vertritt er die 

Gesellschaft alleine. Sind mehrere Geschäftsführer 

bestellt, wird die Gesellschaft jeweils von zwei Ge-

schäftsführern gemeinsam oder von einem Ge-

schäftsführer gemeinsam mit einem Prokuristen 

vertreten. 

2. Ist nur ein Geschäftsführer oder eine Geschäftsfüh-

rerin bestellt, vertritt diese Person die Gesellschaft 

alleine. Sind mehrere Geschäftsführer oder Ge-

schäftsführerinnen bestellt, wird die Gesellschaft je-

weils von zwei Geschäftsführern oder Geschäfts-

führerinnen gemeinsam oder von einem Geschäfts-

führer oder einer Geschäftsführerin gemeinsam mit 

einem Prokuristen oder einer Prokuristin vertreten. 
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3. Die Gesellschafterversammlung kann einzelnen 

oder allen Geschäftsführern Einzelvertretungsbe-

fugnis erteilen und Befreiung von den Beschrän-

kungen des § 181 BGB. Gleiches gilt im Falle der 

Liquidation für die von der Gesellschafterversamm-

lung bestellten Liquidatoren. 

3. Die Gesellschafterversammlung kann einzelnen 

oder allen Geschäftsführern oder Geschäftsführe-

rinnen Einzelvertretungsbefugnis erteilen oder sie 

von den Beschränkungen des § 181 BGB befreien. 

Gleiches gilt im Falle der Liquidation für die von der 

Gesellschafterversammlung bestellten Liquidato-

ren. 

 

4. Den Geschäftsführern obliegen alle Pflichten und 

Rechte, die sich aus Gesetzen, Verordnungen, auf-

sichtsbehördlichen Anordnungen, diesem Gesell-

schaftsvertrag, einer Geschäftsordnung für die Ge-

schäftsführung oder Weisungen der Gesellschafter-

versammlung ergeben. 

4. Den Geschäftsführern und Geschäftsführerinnen ob-

liegen alle Pflichten und Rechte, die sich aus den Ge-

setzen, Verordnungen, aufsichtsbehördlichen Anord-

nungen, diesem Gesellschaftsvertrag, einer Ge-

schäftsordnung für die Geschäftsführung oder Wei-

sungen der Gesellschafterversammlung ergeben. 

 

§ 7 

Aufsichtsrat 

§ 7 

Aufsichtsrat 

 

1. Der Aufsichtsrat besteht aus 18 Mitgliedern.   

2. Sie sollen den Aufsichtsräten der Verkehrsunter-

nehmen angehören, die Repräsentanz der die Ge-

sellschafter tragenden Kreise gewährleisten und 

werden von den Gesellschaftern unter Beachtung 

des § 113 Abs. 2 GO NRW nach folgenden Maßga-

ben bestimmt: Die RVM erhält 5 Sitze, die RLG er-

hält 4 Sitze, die VKU erhält 2 Sitze und die WLE 

erhält 1 Sitz im Aufsichtsrat der Westfälische Ver-

kehrsgesellschaft mbH. 

2. Sie sollen den Aufsichtsräten der Verkehrsunter-

nehmen angehören, die Repräsentanz der die Ge-

sellschafter tragenden Kreise gewährleisten und 

werden von den Gesellschaftern unter Beachtung 

des § 113 Abs. 2 GO NRW bestimmt. Die RVM er-

hält 5 Sitze, die RLG erhält 4 Sitze, die WLE erhält 

1 Sitz und die WVG erhält 2 ruhende Sitze im Auf-

sichtsrat der Westfälische Verkehrsgesellschaft 

mbH. 

Durch den Abschluss des Kauf- und Abtretungsvertra-

ges über Geschäftsanteile der VKU an die WVG und da-

mit der Veräußerung und des Erwerbs der Geschäftsan-

teile von der VKU auf die WVG selbst gehen die Auf-

sichtsratsmandate der VKU auf die WVG über.  

Da die Rechte und Pflichten aus einem eigenen Ge-

schäftsanteil ruhen, können die Stimmrechte der beiden 

von der WVG übernommenen Aufsichtsratsmandate 

weder ausgeübt noch bei der Berechnung der Stimmen-

mehrheit berücksichtigt werden. 
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3. Sechs Aufsichtsratsmitglieder werden aus einer 

von den Arbeitnehmern gewählten Vorschlagsliste 

nach Maßgabe des § 108a GO NRW in seiner je-

weils gültigen Fassung in den Aufsichtsrat entsen-

det. Dabei ist zu berücksichtigen, dass zwei Man-

date mit WVG-Arbeitnehmern und jeweils ein Man-

dat mit Arbeitnehmern der Verkehrsunternehmen 

RVM, RLG, VKU und WLE besetzt werden. 

3. Sechs Aufsichtsratsmitglieder werden aus einer von 

den Arbeitnehmern und Arbeitnehmerinnen gewähl-

ten Vorschlagsliste nach Maßgabe des § 108a 

GO NRW in seiner jeweils gültigen Fassung in den 

Aufsichtsrat entsendet. Dabei ist zu berücksichtigen, 

dass zwei Mandate mit WVG-Arbeitnehmern und Ar-

beitnehmerinnen und jeweils ein Mandat mit Arbeit-

nehmern und Arbeitnehmerinnen der Verkehrsunter-

nehmen RVM, RLG und WLE besetzt werden. 

Bezugnahme auf die VKU bei der Aufzählung der zu be-

rücksichtigenden Verkehrsunternehmen für die Entsen-

dung von Arbeitnehmervertretern in den Aufsichtsrat 

entfällt.  

4. Den über die Verkehrsunternehmen beteiligten Ge-

bietskörperschaften wird das Recht eingeräumt, 

nach Maßgabe von Abs. 2 Mitglieder in den Auf- 

sichtsrat zu entsenden bzw. zur Entsendung durch 

die Verkehrsunternehmen vorzuschlagen. Diese 

unterliegen den Weisungen und Beschlüssen ihrer 

jeweiligen Vertretungskörperschaft. Für die Arbeit-

nehmervertreter gilt insoweit § 108a GO NRW in 

seiner jeweils gültigen Fassung. 

  

5. Die Amtszeit des Aufsichtsrates beginnt, wenn 

sämtliche Mitglieder entsandt sind. Die Vertre-

tungskörperschaft einer Gebietskörperschaft ist für 

den Gesellschafter berechtigt, alle oder einige der 

von ihr in den Aufsichtsrat entsandten Personen als 

Mitglieder des Aufsichtsrates jederzeit abzuberu-

fen, sofern gleichzeitig entsprechende neue Mit-

glieder in den Aufsichtsrat entsendet werden. Für 

die Arbeitnehmervertreter gilt insoweit § 108a 

GO NRW in seiner jeweils gültigen Fassung. 

  

6. Die Amtszeit eines entsandten Aufsichtsratsmit-

gliedes beginnt mit seiner Entsendung und endet 

  



Synopse Gesellschaftsvertrag der Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH 
 
 

Alte Fassung (Stand 13.06.2022) Neue Fassung Kommentierung 
 

mit dem Tag seiner Abberufung durch den entsen-

denden Gesellschafter, der Niederlegung des Am-

tes durch das jeweilige Aufsichtsratsmitglied oder 

dem Tod des Aufsichtsratsmitgliedes. 

7. Über die Regelungen gemäß Abs. 5 und 6 hinaus 

endet die Amtszeit eines Aufsichtsratsmitgliedes, 

das zur Zeit seiner Entsendung der Vertretungskör-

perschaft einer über die Verkehrsunternehmen be-

teiligten Gebietskörperschaft angehört hat, auch 

mit seinem Ausscheiden aus der Vertretungskör-

perschaft beziehungsweise dem Ende der Wahlpe-

riode der ihn bestellenden Vertretungskörper-

schaft. Die Amtsdauer der Arbeitnehmervertreter 

endet mit der Wahlperiode der sie bestellenden 

Vertretungskörperschaften. Das ausscheidende 

Aufsichtsratsmitglied führt die Geschäfte bis zur 

Entsendung des neuen Mitglieds fort. 

  

8. Der Aufsichtsrat wählt alle zwei Jahre einen neuen 

Vorsitzenden, der jeweils einem der die Verkehrs-

unternehmen tragenden Kreise angehört und rollie-

rend von den Gesellschaftern gestellt wird. Zudem 

wählt der Aufsichtsrat zwei Stellvertreter aus seiner 

Mitte. 

8. Der Aufsichtsrat wählt alle zwei Jahre einen neuen 

Vorsitzenden oder eine neue Vorsitzende, der oder 

die jeweils einem der die Verkehrsunternehmen tra-

genden Kreise angehört und in der Weise rollierend 

von den Gesellschaftern gestellt wird, dass jeweils 

der 1. Stellvertreter oder die 1. Stellvertreterin im Auf-

sichtsrat der WVG zum oder zur Vorsitzenden nach 

Ablauf der jeweiligen Wahlperiode aufrückt. Zudem 

wählt der Aufsichtsrat einen 1. und 2. Stellvertreter 

oder eine 1. und eine 2. Stellvertreterin aus seiner 

Mitte. 
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9. Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten zur Ab-

geltung der im Interesse der Gesellschaft gemach-

ten Aufwendungen eine pauschalierte Entschädi-

gung, die die Gesellschafterversammlung festlegt. 

Daneben werden die anfallenden Fahrtkosten er-

stattet. Die Auszahlung erfolgt unbar. 

  

§ 8 

Einberufung und Beschlussfassung 
im Aufsichtsrat 

  

1. Der Aufsichtsrat ist mindestens zweimal im Kalen-

derjahr unter Angabe der Tagesordnung in der Re-

gel unter Einhaltung einer Frist von mindestens 

14 Tagen, wobei der Tag der Einberufung und der 

Tag der Sitzung nicht mitgerechnet werden, von der 

Geschäftsführung im Einvernehmen mit dem Vor-

sitzenden des Aufsichtsrates durch Brief, Telefax 

oder E-Mail einzuberufen. In dringenden Fällen 

kann auch mit einer kürzeren Frist eingeladen wer-

den. Der Aufsichtsrat ist unverzüglich einzuberufen, 

wenn 6 Mitglieder es unter Angabe der Tagesord-

nung verlangen. 

  

2. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn die Mit-

glieder unter den zuletzt bekannten Kontaktdaten 

ordnungsgemäß nach Maßgabe von Abs. 1 einge-

laden wurden und mindestens die Hälfte – darunter 

der Vorsitzende oder einer seiner Stellvertreter – 

anwesend sind. Bei mangelnder Beschlussfähigkeit 

ist unverzüglich nach Maßgabe von Abs. 1 durch 
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die Geschäftsführung eine Folgesitzung einzuberu-

fen mit dem ausdrücklichen Hinweis, dass der Auf-

sichtsrat in jedem Fall beschlussfähig ist. 

3. Soweit das Gesetz oder dieser Gesellschaftsver-

trag nichts Abweichendes vorsehen, beschließt der 

Aufsichtsrat mit einfacher Mehrheit der abgegebe-

nen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag 

als abgelehnt. 

  

4. Beschlüsse im Aufsichtsrat werden grundsätzlich in 

der Aufsichtsratssitzung gefasst. Die Beschlüsse 

der Aufsichtsratsmitglieder können auch außerhalb 

der Aufsichtsratssitzung durch Einholung der 

Stimmabgabe im schriftlichen Verfahren oder durch 

den Einsatz von Telekommunikationseinrichtungen 

(E-Mail, Telefax und/oder Telefon) erfolgen, wenn 

sich alle Mitglieder mit dieser Art der Stimmabgabe 

einverstanden erklären. Eine kombinierte Be-

schlussfassung (z.B. mündliche und schriftliche/ 

textliche Stimmabgabe) ist zulässig. Die Zustim-

mung der einzelnen Aufsichtsratsmitglieder zu ei-

ner Beschlussfassung mittels Stimmabgabe im 

schriftlichen Verfahren bzw. durch Einsatz von Te-

lekommunikationseinrichtungen gilt als erteilt, wenn 

der jedem Aufsichtsratsmitglied übermittelten Be- 

schlussvorlage mit dem Hinweis auf die außerhalb 

der Aufsichtsratssitzung beabsichtigte Beschluss-

fassung nicht innerhalb von 10 Tagen nach Absen-

dung der Beschlussvorlage widersprochen wird. 
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5. Ein Aufsichtsratsmitglied, das verhindert ist an einer 

Sitzung des Aufsichtsrates teilzunehmen, ist be-

rechtigt, ein anderes Mitglied des Aufsichtsrates zur 

Stimmabgabe schriftlich oder elektronisch zu er-

mächtigen. Mit der Ermächtigung muss das Stimm-

verhalten festgelegt werden. Die Ermächtigung gilt 

nicht für Abstimmungen, für die das Stimmverhalten 

nicht festgelegt wurde. 

  

6. Über die Sitzung des Aufsichtsrates ist eine Nieder-

schrift zu fertigen, die sämtliche gefassten Be-

schlüsse mit ihrem Wortlaut enthalten muss. Die 

Niederschrift über die Aufsichtsratssitzung ist vom 

Vorsitzenden und einem Geschäftsführer zu unter-

schreiben. Die Niederschrift soll den Aufsichtsräten 

innerhalb von 6 Wochen nach der Sitzung bzw. der 

Beschlussfassung gemäß Abs. 4 durch Brief, Tele-

fax oder E-Mail übersandt werden. 

  

§ 9 

Aufgaben des Aufsichtsrates 

  

1. Der Aufsichtsrat berät und überwacht die Ge-

schäftsführung. 

  

2. Zu folgenden Angelegenheiten, gleichgültig, ob die 

Maßnahmen unmittelbar für und gegen die Gesell-

schaft selbst gelten sollen oder ob es sich um Maß-

nahmen handelt, die die Gesellschaft als Vertreterin 

für einen anderen treffen will oder soweit die Maß-

nahmen zur Umsetzung einer Handlung der Ge-

schäftsführung bedürfen, ist die vorherige Zustim-

mung des Aufsichtsrates erforderlich: 
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a) Erwerb, Veräußerung und Belastung von 

Grundstücken sowie Bauvorhaben, deren 

Wert 50.000 EUR überschreiten, 

  

b) Abschluss von Erbbaurechts-, Miet- und 

Pachtverträgen von erheblicher wirtschaftli-

cher Bedeutung, 

  

c) Aufnahme und Gewährung von Darlehen und 

Übernahme von Bürgschaften oder sonstigen 

Sicherheiten, soweit sie nicht mit dem Wirt-

schaftsplan genehmigt sind, sowie Abschluss 

aller Arten von Derivatgeschäften, 

  

d) Sonstige Rechtsgeschäfte, deren Wert je-

weils 50.000 EUR übersteigen, soweit sie 

nicht mit dem Wirtschaftsplan genehmigt sind, 

  

e) Gewährung dauerhafter außertariflicher Leis- 

tungen, soweit sie nicht mit dem Wirtschafts-

plan genehmigt sind. 

  

3. Der Aufsichtsrat kann weitere Maßnahmen bestim-

men, für die die Geschäftsführung seiner vorheri-

gen Zustimmung bedarf. 

  

§ 10 

Gesellschafterversammlung 

§ 10 

Gesellschafterversammlung 

 

1. Die Gesellschafterversammlung ist nach Bedarf 

oder auf Verlangen eines Gesellschafters, mindes-

tens jedoch zweimal im Kalenderjahr unter Angabe 

der Tagesordnung in der Regel mit einer Frist von 

1. Die Gesellschafterversammlung ist nach Bedarf oder 

auf Verlangen eines Gesellschafters, mindestens je-

doch zweimal im Kalenderjahr unter Angabe der Ta-

 



Synopse Gesellschaftsvertrag der Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH 
 
 

Alte Fassung (Stand 13.06.2022) Neue Fassung Kommentierung 
 

mindestens 14 Tagen, wobei der Tag der Einberu-

fung und der Tag der Versammlung nicht mitge-

rechnet werden, von der Geschäftsführung im Ein-

vernehmen mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsra-

tes durch Brief, Telefax oder E-Mail einzuberufen. 

In dringenden Fällen kann auch mit einer kürzeren 

Frist eingeladen werden. 

gesordnung in der Regel mit einer Frist von mindes-

tens 14 Tagen, wobei der Tag der Einberufung und 

der Tag der Versammlung nicht mitgerechnet wer-

den, von der Geschäftsführung im Einvernehmen mit 

dem oder der Vorsitzenden des Aufsichtsrates durch 

Brief, Telefax oder E-Mail einzuberufen. In dringen-

den Fällen kann auch mit einer kürzeren Frist einge-

laden werden. 

2. Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung hat 

der Vorsitzende des Aufsichtsrates bzw. einer der 

beiden Stellvertreter. 

2. Den Vorsitz in der Gesellschafterversammlung hat 

der oder die Vorsitzende des Aufsichtsrates bzw. ei-

ner der beiden Stellvertreter oder Stellvertreterinnen. 

 

3. Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, 

wenn ordnungsgemäß nach Maßgabe von Abs. 1 

eingeladen wurde und mindestens die Hälfte des 

Gesellschaftskapitals vertreten ist. Bei mangelnder 

Beschlussfähigkeit ist unverzüglich nach Maßgabe 

von Abs. 1 durch die Geschäftsführung eine Folge-

versammlung einzuberufen mit dem Hinweis, dass 

diese in jedem Fall beschlussfähig ist. 

  

4. Soweit das Gesetz oder dieser Gesellschaftsvertrag 

nichts Abweichendes vorsehen, beschließt die Ge-

sellschafterversammlung mit einfacher Mehrheit der 

abgegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt 

ein Antrag als abgelehnt. Je 1 EUR eines Ge-

schäftsanteils gewährt eine Stimme. Die Gesell-

schaftervertreter können ihre Stimmrechte nur ein-

heitlich ausüben. 

4. Soweit das Gesetz oder dieser Gesellschaftsvertrag 

nicht Abweichendes vorsehen, beschließt die Gesell-

schafterversammlung mit einfacher Mehrheit der ab-

gegebenen Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt ein 

Antrag als abgelehnt. Je 1 EUR eines Geschäftsan-

teils gewährt eine Stimme. Die Gesellschaftervertre-

ter oder Gesellschaftervertreterinnen können ihre 

Stimmrechte nur einheitlich ausüben. 
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5. Den über die Verkehrsunternehmen beteiligten Ge-

bietskörperschaften wird das Recht eingeräumt, Ge-

sellschaftervertreter in die Gesellschafterversamm-

lung zu entsenden bzw. zur Entsendung durch die 

Verkehrsunternehmen vorzuschlagen. Diese sind 

an die Weisungen und Beschlüsse ihrer jeweiligen 

Vertretungskörperschaft gebunden. Auf Beschluss 

der jeweiligen Vertretungskörperschaft haben sie ihr 

Amt jederzeit niederzulegen. 

5. Den über die Verkehrsunternehmen beteiligten Ge-

bietskörperschaften wird das Recht eingeräumt, Ge-

sellschaftervertreter oder Gesellschaftervertreterin-

nen in die Gesellschafterversammlung zu entsenden 

bzw. zur Entsendung durch die Verkehrsunterneh-

men vorzuschlagen. Diese sind an die Weisungen 

und Beschlüsse ihrer jeweiligen Vertretungskörper-

schaft gebunden. Auf Beschluss der jeweiligen Ver-

tretungskörperschaft haben sie ihr Amt jederzeit nie-

derzulegen. 

 

6. Ein Gesellschaftervertreter kann sich jederzeit 

durch eine mit schriftlicher Vollmacht versehene 

Person in der Gesellschafterversammlung vertreten 

lassen. Die Vollmacht ist dort zu hinterlegen. 

6. Ein Gesellschaftervertreter oder eine Gesellschafter-

vertreterin kann sich jederzeit durch eine mit schriftli-

cher Vollmacht versehene Person in der Gesellschaf-

terversammlung vertreten lassen. Die Vollmacht ist 

dort zu hinterlegen. 

 

7. Gesellschafterbeschlüsse werden grundsätzlich in 

der Gesellschafterversammlung gefasst. Die Be-

schlussfassung der Gesellschafter kann auch au-

ßerhalb der Gesellschafterversammlung durch Ein-

holung der Stimmabgabe im schriftlichen Verfahren 

oder durch den Einsatz von Telekommuni- 

kationseinrichtungen (E-Mail, Telefax und/oder Te-

lefon) erfolgen, wenn sich alle Gesellschafter mit 

dieser Art der Stimmabgabe einverstanden erklä-

ren. Eine kombinierte Beschlussfassung (z.B. 

mündliche und schriftliche/textliche Stimmabgabe) 

ist zulässig. Die Zustimmung der Gesellschafter zu 

einer Beschlussfassung mittels Stimmabgabe im 

schriftlichen Verfahren bzw. durch Einsatz von Te-

lekommunikationseinrichtungen gilt als erteilt, wenn 
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der jedem Gesellschafter schriftlich mittels Brief, Te-

lefax oder E-Mail übermittelten Beschlussvorlage 

mit dem Hinweis auf die außerhalb der Gesellschaf-

terversammlung beabsichtigte Beschlussfassung 

nicht innerhalb von 10 Tagen nach Absendung der 

Beschlussvorlage widersprochen wird. 

8. Über die Gesellschafterversammlung ist eine Nie-

derschrift zu fertigen, die sämtliche gefassten Be-

schlüsse mit ihrem Wortlaut enthalten muss. Die 

Niederschrift über die Gesellschafterversammlung 

ist vom Vorsitzenden und einem Geschäftsführer zu 

unterschreiben. Die Niederschrift soll den Gesell-

schaftervertretern innerhalb von 6 Wochen nach der 

Sitzung bzw. der Beschlussfassung gemäß Abs. 7 

durch Brief, Telefax oder E-Mail übersandt werden. 

8. Über die Gesellschafterversammlung ist eine Nieder-

schrift zu fertigen, die sämtliche gefassten Be-

schlüsse mit ihrem Wortlaut enthalten muss. Die Nie-

derschrift über die Gesellschafterversammlung ist 

vom Vorsitzenden oder der Vorsitzenden und einem 

Geschäftsführer oder einer Geschäftsführerin zu un-

terschreiben. Die Niederschrift soll den Gesellschaf-

tervertretern oder Gesellschaftervertreterinnen inner-

halb von 6 Wochen nach der Sitzung bzw. der Be-

schlussfassung gemäß Abs. 7 durch Brief, Telefax 

oder E-Mail übersandt werden. 

 

9. Die Gesellschaftervertreter erhalten zur Abgeltung 

der im Interesse der Gesellschaft gemachten Auf-

wendungen eine pauschalierte Entschädigung, die 

die Gesellschafterversammlung festlegt. Daneben 

werden anfallende Fahrtkosten erstattet. Die Aus- 

zahlung erfolgt unbar. 

9. Die Gesellschaftervertreter oder Gesellschaftervertre-

terinnen erhalten zur Abgeltung der im Interesse der 

Gesellschaft gemachten Aufwendungen eine pau-

schalierte Entschädigung, die die Gesellschafterver-

sammlung festlegt. Daneben werden anfallende 

Fahrtkosten erstattet. Die Auszahlung erfolgt unbar. 

 

10. Die Mitglieder des Aufsichtsrates haben das Recht, 

als Gäste ohne Stimmrecht an der Gesellschafter-

versammlung teilzunehmen. 

  

§ 11 

Aufgaben der Gesellschafterversammlung 

§ 11 

Aufgaben der Gesellschafterversammlung 
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1. Zu nachfolgenden Angelegenheiten, gleichgültig, 

ob die Maßnahmen unmittelbar für und gegen die 

Gesellschaft selbst gelten sollen oder ob es sich 

um Maßnahmen handelt, welche die Gesellschaft 

als Vertreterin für einen anderen treffen will oder 

soweit es sich um Maßnahmen handelt, zu deren 

Umsetzung es einer Handlung der Geschäftsfüh-

rung bedarf, ist die vorherige Zustimmung der Ge-

sellschafterversammlung erforderlich: 

  

a) Feststellung des Jahresabschlusses und Be-

schluss über die Verwendung des Ergebnis-

ses, 

  

b) Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates 

und der Geschäftsführer, 

  

c) Wahl des Abschlussprüfers,   

d) Genehmigung des Wirtschaftsplans,   

e) Aufteilung der Kosten der Gesellschaft gemäß 

§ 4, 

  

f) Änderung und Neufassung des Gesellschafts-

vertrages, 

  

g) Kapitalerhöhungen und -herabsetzungen,   

h) Erwerb, Belastung und Veräußerung von Un-

ternehmen und Beteiligungen oder Teilen da-

von, 
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i) Erwerb, Belastung und Veräußerung von Ge-

schäftsanteilen oder Teilen davon sowie Über-

gang von Geschäftsanteilen oder Teilen da-

von im Wege der Gesamtrechtsnachfolge 

nach dem Umwandlungsgesetz, 

  

j) Übertragung des Unternehmens an Dritte,   

k) Abschluss, Änderung, Aufhebung und Kündi-

gung von Unternehmensverträgen im Sinne 

der §§ 291 und 292 AktG, 

  

l) Auflösung der Gesellschaft,   

m) Fortsetzung der Gesellschaft nach Auflösung,   

n) Bestellung und Abberufung von Liquidatoren,   

o) Bestellung und Abberufung von Geschäftsfüh-

rern und Prokuristen, wobei möglichst Perso-

nenidentität zwischen diesen und den Ge-

schäftsführern und Prokuristen der ange-

schlossenen Verkehrsunternehmen zu wah-

ren ist,  

o) Bestellung und Abberufung von Geschäftsführern 

oder Geschäftsführerinnen und Prokuristen oder Pro-

kuristinnen, wobei möglichst Personenidentität zwi-

schen diesen und den Geschäftsführern oder Ge-

schäftsführerinnen und Prokuristen oder Prokuristin-

nen angeschlossenen Verkehrsunternehmen zu 

wahren ist, 

 

p) Erlass einer Geschäftsordnung für die Ge-

schäftsführer mit der Festlegung des Ge-

schäftsverteilungsplanes, 

  

q) Weisungen an die Geschäftsführung in Ge-

schäftsführungsangelegenheiten. 
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2. Für die Beschlussfassung zu den Angelegenheiten 

nach Ziff. 1 mit Ausnahme des Beschlusses über 

die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrates 

(Buchstabe b) 1. Var.) ist jeweils eine Mehrheit von 

90 % des vertretenen Gesellschaftskapitals erfor-

derlich. Über die Entlastung der Mitglieder des Auf-

sichtsrates beschließt die Gesellschafterversamm- 

lung mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim-

men. 

  

3. Die Gesellschafterversammlung kann weitere Maß-

nahmen bestimmen, für die die Geschäftsführung 

ihrer vorherigen Zustimmung bedarf. 

  

§ 12 

Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung und Ergeb-
nisverwendung, Transparenz, Planung 

§ 12 

Jahresabschluss, Lagebericht, Prüfung und Ergeb-

nisverwendung, Transparenz, Planung 

Gemäß dem Prüfungsbericht 2023 handelt es sich hier 

um eine mittelgroße Kapitalgesellschaft. 

1. Jahresabschluss und Lagebericht sind von der Ge-

schäftsführung innerhalb von 3 Monaten nach Ab-

lauf des Geschäftsjahres entsprechend den für 

große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften 

des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches auf-

zustellen und dem Abschlussprüfer vorzulegen. Im 

Lagebericht ist zur Einhaltung der öffentlichen 

Zwecksetzung und zur Zweckerreichung im Sinne 

von § 108 Abs. 3 GO NRW Stellung zu nehmen. 

1. Jahresabschluss und Lagebericht sind von der Ge-

schäftsführung innerhalb von 3 Monaten nach Ablauf 

des Geschäftsjahres in entsprechender Anwendung 

der Vorschriften des Dritten Buches des Handelsge-

setzbuches für Kapitalgesellschaften aufzustellen 

und der Abschlussprüferin bzw. dem Abschlussprü-

fer vorzulegen; § 286 Abs. 4 des Handelsgesetzbu-

ches ist nicht anzuwenden. Im Lagebericht oder im 

Zusammenhang damit ist zur Einhaltung der öffentli-

chen Zwecksetzung und zur Zweckerreichung Stel-

lung zu nehmen.  

Der Jahresabschluss und Lagebericht sind zukünftig 

nicht mehr zwingend nach den Vorschriften für große 

Kapitalgesellschaften aufzustellen. Wir haben den kon-

kreten Bezug auf Regelungen der GO NRW entfernt, um 

flexibler auf erneute Gesetzesänderungen reagieren zu 

können.  

2. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss, 

den Lagebericht und den Prüfungsbericht des Ab-
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schlussprüfers unverzüglich nach Eingang des Prü-

fungsberichtes dem Aufsichtsrat zur Prüfung vorzu-

legen. Der Bericht des Aufsichtsrates über das Er-

gebnis seiner Prüfung ist den Gesellschaftern 

ebenfalls unverzüglich vorzulegen. 

3. Die Gesellschafter haben bis spätestens zum Ab-

lauf der ersten 8 Monate des Geschäftsjahres über 

die Feststellung des Jahresabschlusses und die Er-

gebnisverwendung für das vorangegangene Ge-

schäftsjahr zu beschließen. Auf den Jahresab- 

schluss sind bei der Feststellung die für seine Auf-

stellung geltenden Vorschriften anzuwenden. 

  

4. Jahresabschluss und Lagebericht sind entspre-

chend den für große Kapitalgesellschaften gelten-

den Vorschriften des Dritten Buches des Handels-

gesetzbuches zu prüfen. Die Abschlussprüfung 

muss sich auch auf die Prüfungsgegenstände des 

§ 53 Abs. 1 Haushaltsgrundsätzegesetz erstre-

cken. Den Gesellschaftern stehen – unbeschadet 

der Rechte aus § 51 a GmbHG – die Befugnisse 

gemäß § 112 GO NRW zu. 

4. Der Jahresabschluss und Lagebericht sind in entspre-

chender Anwendung der Vorschriften des Dritten Bu-

ches des Handelsgesetzbuches für Kapitalgesellschaf-

ten zu prüfen; § 286 Abs. 4 des Handelsgesetzbuches 

ist nicht anzuwenden. Die Abschlussprüfung muss sich 

auch auf die Prüfungsgegenstände des § 53 Abs. 1 

Haushaltsgrundsätzegesetz erstrecken. Den Gesell-

schaftern stehen unbeschadet der Rechte aus § 51 a 

GmbHG die Befugnisse gemäß § 112 GO NRW zu.  

Bei der Aufstellung und Prüfung des Jahresabschlusses 

sowie des Lageberichts sind im Übrigen die in § 108 GO 

NRW (in der jeweils gültigen Fassung) festgelegten Vor-

gaben zu berücksichtigen, sofern diese vorliegend An-

wendung finden. In dem Bericht über die Prüfung des 

Jahresabschlusses und des Lageberichts ist zudem da-

rauf einzugehen, ob das von der Gemeinde zur Verfü-

gung gestellte Eigenkapital angemessen verzinst wird. 

Auch die Prüfung erfolgt zukünftig allgemein nach den 

Regelungen des Dritten Buches des Handelsgesetzbu-

ches für Kapitalgesellschaften.  

Streng genommen bezieht sich § 112 GO NRW auf die 

Rechte der Gemeinde und nicht der Gesellschafter.  

 

 

 

Der allgemeine Hinweis auf die Regelung von § 108 GO 

NRW lässt zukünftig einen flexibleren Umgang mit Ge-

setzesänderungen zu. 

Neu sieht § 108 Abs. 2 Nr. 3 GO NRW vor, dass auf die 

angemessene Verzinsung des von der Gemeinde zur 

Verfügung gestellten Eigenkapitals einzugehen ist.          

§ 108 Abs. 2 GO NRW stellt Anforderungen an die Auf- 

stellung des Wirtschaftsplanes, die Finanzplanung, Of- 
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fenlegung des Jahresabschlusses etc., sofern einer Ge- 

meinde mehr als 50 % der Anteile an einem Unterneh- 

men gehören. Dem Wortlaut nach umfasst § 108 Abs. 2 

GO NRW nur unmittelbare Beteiligungen. Gleichwohl 

wurden hier schon freiwillig weitere Regelungen von              

§ 108 Abs. 2 GO NRW wie z.B. der Wirtschaftsplan auf-

genommen, sodass wir hier davon ausgehen, dass un-

abhängig der rechtlichen Anwendbarkeit die Regelun-

gen von § 108 Abs. 2 GO NRW gelten sollen. 

5. Die Gesellschaft verpflichtet sich, den Gesellschaf-

tern alle Nachweise und Unterlagen, die zur Erstel-

lung eines Gesamtabschlusses gemäß § 116 

GO NRW benötigt werden, form- und frist- 

gerecht zur Verfügung zu stellen. Erforderliche 

Auskünfte werden erteilt. 

 Streng genommen bezieht sich die Regelung von § 116 

GO NRW auf die Gemeinden und nicht Gesellschafter.  

6. Die Offenlegung des Jahresabschlusses richtet 

sich nach den für mittelgroße Kapitalgesellschaften 

geltenden Vorschriften des Dritten Buches des 

Handelsgesetzbuches. Darüber hinaus gelten die 

Bekanntmachungs- und Auslegungsvorschriften 

des § 108 Abs. 3 Nr. 1 c GO NRW. 

6. Die Offenlegung richtet sich nach den für Kapitalge-

sellschaften geltenden Vorschriften des Handelsgesetz-

buches. Darüber hinaus gelten die Bekanntmachungs- 

und Offenlegungsvorschriften des § 108 GO NRW. 

Neben dem Jahresabschluss können auch noch weitere 

Unterlagen offenzulegen sein. Insofern haben wir den 

Wortlaut der Regelung offener formuliert. Auch haben 

wir den genauen Verweis auf den Absatz von § 108 GO 

NRW bezogen auf die Offenlegung entfernt, um zukünf-

tig flexibler auf Gesetzesänderungen reagieren zu kön-

nen. 

7. Die Gesellschaft weist im Anhang zum Jahresab-

schluss die Angaben gemäß § 108 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 9 GO NRW aus. 

Streichung Diese Regelung ist im Gesetz ersatzlos entfallen. 

8. Die Gesellschaft stellt für jedes Wirtschaftsjahr ei-

nen Wirtschaftsplan auf. Sie legt gemäß § 108 

Abs. 3 Nr. 1b GO NRW der Wirtschaftsführung eine 

7. Für jedes Wirtschaftsjahr ist ein Wirtschaftsplan auf-

zustellen. Der Wirtschaftsführung ist eine fünfjährige 

Finanzplanung zu Grunde zu legen und den Gesell-

schaftervertretern zur Kenntnis zu bringen. 

Der konkrete Verweis auf die GO NRW wurde entfernt, 

um zukünftig flexibler auf etwaige Gesetzesänderungen 

reagieren zu können. Gemäß § 108 Abs. 2 GO NRW 

finden auf den Wirtschaftsplan die für die Eigenbetriebe 
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fünfjährige Finanzplanung zugrunde und bringt 

diese den Gesellschaftervertretern zur Kenntnis. 

geltenden Vorschriften sinngemäß Anwendung. Hier 

kann diskutiert werden, ob dieser Zusatz noch in Nr. 8 

formuliert werden soll. Es ist aber zu beachten, dass 

u.E. § 108 Abs. 2 GO NRW dem Wortlaut nach nur für 

unmittelbare Mehrheitsbeteiligungen einer Gemeinde 

gilt. Der Meinungsstreit zur generellen Anwendbarkeit 

von § 108 Abs. 2 GO NRW ist m.E. obsolet, da hier in 

jedem Fall freiwillig schon ein Wirtschaftsplan aufgestellt 

wird und auch weitere Erfordernisse von § 108 Abs. 2 

GO NRW im Gesellschaftsvertrag Niederschlag gefun-

den haben. Da die Regelung zum Wirtschaftsplan m.E. 

nicht zwingend im Gesellschaftsvertrag Niederschlag 

finden muss, ist es aus meiner Sicht auch vertretbar den 

Zusatz „für die Eigenbetriebe geltenden Vorschriften“ 

wegzulassen. Vor allem weil der Gesellschaftsvertrag in 

seiner Ursprungsform schon der Kommunalaufsicht vor-

gelegt wurde, ist hinsichtlich angestrebter Änderungen 

eher vorsichtig umzugehen. Außerdem ist zu beachten, 

dass der Wirtschaftsplan streng genommen nicht den 

Gesellschaftern, sondern der Gemeinde zur Kenntnis 

gebracht (siehe § 108 Abs. 2 Nr. 1b) GO NRW). 

§ 13 

Gewinnverteilung 

  

Die Gewinnverteilung erfolgt gern. § 29 GmbH-Gesetz 

oder aufgrund eines anderslautenden Beschlusses 

der Gesellschafterversammlung. 

  

§ 14 

Gleichstellung 

§ 14 

Gleichstellung 
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Die Gesellschaft verpflichtet sich, die Vorschriften des 

LGG NRW zu beachten.Die Bezeichnungen in diesem 

Vertrag gelten sowohl für die weibliche als auch für die 

männliche Form. 

Die Gesellschaft verpflichtet sich, die Vorschriften des 

LGG NRW zu beachten 

Der bisherige Satz „Die Bezeichnung in diesem Vertrag 

gelten sowohl für die weibliche als auch für die männli-

chen Form.“ entfällt, da die sprachliche Gleichbehand-

lung der Geschlechter nun durchgängig durch die expli-

zite Nennung sowohl der weiblichen als auch der männ-

lichen Form sichergestellt wird. Die Gesellschaft kommt 

damit ihrer Verpflichtung nach, die Vorschriften des 

LGG NRW zu beachten und eine geschlechtergerechte 

Sprache im Gesellschaftsvertrag zu verwenden. 

§ 15 

Schlussbestimmungen 

  

1. Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirk-

sam oder undurchführbar sein oder werden oder 

der Vertrag eine an sich notwendige Regelung nicht 

enthalten, so berührt dies die Wirksamkeit des Ver-

trages im Übrigen nicht. Die Parteien verpflichten 

sich, zur Ersetzung einer unwirksamen oder un-

durchführbaren Bestimmung oder zur Ausfüllung 

der Regelungslücke eine rechtlich zulässige Be-

stimmung unter Beachtung der gebotenen Form 

und Mehrheitserfordernisse durch Gesellschafter-

beschluss herbeizuführen, die soweit wie möglich 

dem entspricht, was die Parteien gewollt haben 

oder nach dem Sinn und Zweck des Vertrages ge-

wollt hätten, wenn sie die Unwirksamkeit oder Un-

durchführbarkeit der betreffenden Bestimmung 

bzw. die Regelungslücke erkannt hätten. 

  

2. Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen, so-

weit gesetzlich vorgeschrieben, im elektronischen 
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Bundesanzeiger bzw. im Amtsblatt der Stadt Müns-

ter. 

 



 

 
 

 
Beschlussvorlage öffentlich 

 
 

Federführendes Amt Nr. 

Amt für Planung und Naturschutz 069/2025 
 
Betreff: 
 
Aufnahme der Verkehrsgesellschaft der Grevener Verkehrs GmbH (GVG) 
 

Beratungsfolge Termin 

 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung 22.05.2025 
Berichterstattung: KLD Martin Terwey   

Finanzausschuss 06.06.2025 

Berichterstattung: Kreisdirektor Dr. Stefan Funke   

Kreisausschuss 27.06.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

Kreistag 04.07.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

 
Finanzielle Auswirkungen:  ja  nein 
    

 
 
Beschlussvorschlag: 
 

1. Der Kreistag stimmt dem Verkauf von Gesellschaftsanteilen an der 
Regionalverkehr Münsterland GmbH (RVM) i. H. v. 2,502 % durch den Kreis 
Steinfurt an die Grevener Verkehrs GmbH (GVG), ein 100%iges 
Tochterunternehmen der Stadt Greven, zu. 

2. Dem Neuabschluss einer Kontrollvereinbarung gemäß Anlage 1 zwischen den 
Münsterlandkreisen und den Stadtverkehrsgesellschaften Verkehrsgesellschaft 
der Stadt Rheine mbH (VSR) und GVG wird zugestimmt. Die Verwaltung wird 
ermächtigt, die Kontrollvereinbarung entsprechend abzuschließen. 

3. Der Kreistag ermächtigt die Vertreter des Kreises in den Gremien der RVM, den 
zur Umsetzung der Anteilsübertragung erforderlichen Beschlüssen zuzustimmen 
und notwendige Maßnahmen zu ergreifen. 

4. Etwaigen Änderungen an dem vorgenannten Vertrag, die sich im Rahmen des 
Anzeigeverfahrens bei der Bezirksregierung nach § 115 Abs. 1 lit. c) GO ergeben, 
wird zugestimmt. 

Ö  10Ö  10
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Erläuterungen: 
 
Der Kreis Warendorf ist mit Gesellschaftsanteilen i. H. v. 18,8 % an der RVM beteiligt. 
Die RVM erbringt öffentliche Personenverkehrsdienste in den Gebieten der Kreise 
Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf und in der Stadt Münster einschließlich 
grenzüberschreitender Verkehre in benachbarte Verkehrsgebiete. 
 
Die Stadt Greven möchte bei der Durchführung des Stadtverkehrs die RVM als 
kommunales Verkehrsunternehmen einbinden; die RVM soll hierfür von der GVG mit der 
Erbringung der operativen Verkehrsleistungen im Stadtgebiet sowie hiermit 
zusammenhängenden Serviceleistungen beauftragt werden. Vor diesem Hintergrund 
möchte die Stadt Greven mittelbar über die GVG Gesellschaftsanteile an der RVM i. H. v. 
2,502% vom Kreis Steinfurt erwerben, um auf diese Weise ein Inhouse-Verhältnis mit der 
RVM zu begründen. 
 
Gemäß § 53 Abs. 1 KrO NRW i. V. m. § 111 Abs. 2 GO NRW bedarf es für eine 
Veräußerung eines entsprechenden Kreistagsbeschlusses, da an der RVM mehr als 
50% kommunale Beteiligung besteht. Es bedarf keiner Anpassung des 
Gesellschaftervertrages der RVM. Dieser ist bereits im Zuge des Gesellschafterbeitritts 
der VSR überarbeitet worden; er ist in dieser Fassung weiter passend auch bei weiterem 
Gesellschafterbeitritt der GVG. 
 
Der Unternehmensanteil von 2,502 % entspricht 191.920,00 € des Stammkapitals. 
Beabsichtigt ist, einen Verkaufspreis in Höhe von 2,502 % vom aktuellen Eigenkapital 
der RVM gemäß Jahresabschluss 2023 anzusetzen (Stand 31.12.2023: 2,502 % von 
8.730.807,66 € = 218.444,81 €). 
 
Eine Beteiligung der GVG an der RVM wird in der Gesamtschau aufgrund der geringen 
Höhe des angestrebten Gesellschaftsanteils nicht zu einer Gefährdung der Kontroll- bzw. 
Inhousemöglichkeiten der Münsterlandkreise über die RVM führen. 
 
Damit die GVG als zukünftige Gesellschafterin Inhouse-Vergaben an die RVM 
vornehmen kann, bedarf es einer Aufnahme der GVG in die Kontrollvereinbarung zur 
Abstimmung der gemeinsamen Kontrolle über die RVM und verschiedener Anpassungen 
dieser Vereinbarung in diesem Zusammenhang. In diesem Zuge sind zudem im 
Wesentlichen klarstellende Formulierungen zur Anwendbarkeit der Kontrollvereinbarung 
für weitere Verkehrsleistungen, wie insbesondere freigestellte Schülerverkehre sowie zu 
Vorabstimmungen im Hinblick auf Themen des Aufsichtsrats der RVM, in denen 
Stadtverkehrsgesellschaften nicht direkt vertreten sind, aufgenommen worden. Die 
Anpassungen sind auf das hierfür Erforderliche beschränkt. Die Neufassung der 
Kontrollvereinbarung kann der Anlage 1 entnommen werden. 
 
Abstimmungen zur internen Willensbildung in Bezug auf die gemeinsame Inhouse-
Vergabe der Münsterlandkreise an die RVM finden weiterhin ausschließlich zwischen 
den Münsterlandkreisen statt. 
 
Die Vertreter des Kreises Warendorf in den Gremien der RVM werden in die Lage 
versetzt, einer Umsetzung der hiesigen Beschlüsse in den RVM-Gremien zuzustimmen. 
 
Nach § 115 Abs. 1 lit. c) GO NRW ist die Anteilsübertragung der Bezirksregierung 
anzuzeigen. Sollten sich in diesem Zuge noch Änderungsbedarfe an dem vorgenannten 
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Vertrag ergeben, sind diese Änderungen von dem hiesigen Beschluss mit abgedeckt und 
von der Verwaltung bei der Ausfertigung des Vertrages entsprechend umzusetzen.  
 
 
 
Anlagen: 

250305_Anlage_1_Kontrollvereinbarung_RVM 
 



Entwurf, Stand: 05.03.2025 

 

 

Kontrollvereinbarung 

zwischen 

 

den Kreisen Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf 

- nachfolgend gemeinsam "Münsterlandkreise" genannt – 

 

und der Verkehrsgesellschaften der Stadt Rheine mbH (VSR) und der 

Grevener Verkehrs GmbH (GVG)  

- nachfolgend gemeinsam „Stadtverkehrsgesellschaften“ genannt - 

 

über die gemeinsame Kontrolle der Regionalverkehr Münsterland GmbH  

(nachfolgend auch „RVM“ genannt) 

durch die Münsterlandkreise und die Stadtverkehrsgesellschaften 

 

 

Präambel 

Die Münsterlandkreise sind als Aufgabenträger des öffentlichen Personennahverkehrs 

(ÖPNV) im Rahmen ihrer Leistungsfähigkeit verantwortlich für die Sicherstellung einer 

ausreichenden Verkehrsbedienung im ÖPNV als freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe 

im Bereich der Daseinsvorsorge. Sie sind hierbei zuständig für die Planung, Organisa-

tion und Ausgestaltung des ÖPNV gemäß § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW. Dies umfasst 

auch, bei Bedarf, ergänzende sowie alternative Mobilitätsangebote.  

Die Stadtverkehrsgesellschaften sind nach § 108 GWB i.V.m. Art. 5 Abs. 1 der Ver-

ordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23.10.2007 über öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und Straße (VO 

1370/2007) jeweils auf Basis eines öffentlichen Dienstleistungsauftrags durch die 

Stadt Rheine bzw. die Stadt Greven als nach § 3 Abs. 1 ÖPNVG NRW zuständigen 

ÖPNV-Aufgabenträger mit der Sicherstellung des Stadtverkehrs Rheine bzw. des 

Stadtverkehrs Greven betraut worden. Zugleich sind sie Inhaberinnen der erforderli-

chen PBefG-Genehmigungen und damit verantwortliches Verkehrsunternehmen für 

Ö  10Ö  10
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den jeweiligen Stadtverkehr. Die Stadtverkehrsgesellschaften sind zudem in dem je-

weils seitens der Stadt Rheine bzw. der Stadt Greven beauftragten Umfang für die 

Erbringung von freigestellten Beförderungsleistungen im Sinne der Freistellungs-Ver-

ordnung (z.B. Schülerverkehr) verantwortlich.  

Die Münsterlandkreise und die Stadtverkehrsgesellschaften sind, neben weiteren öf-

fentlichen Gesellschaftern, Gesellschafter der RVM. Sie haben bzw. werden die RVM 

im Wege der Inhouse-Vergabe mit der Durchführung von Verkehrsleistungen in ihren 

jeweiligen Gebieten beauftragt bzw. beauftragen. 

Die Münsterlandkreise und die Stadtverkehrsgesellschaften wollen mit dieser Verein-

barung ihre Zusammenarbeit sowie die Willensbildungs- und Abstimmungsprozesse 

bei der gemeinsamen Ausübung der Kontrolle der RVM zur Schaffung und Sicherung 

der Voraussetzungen für die Inhouse-Vergabe nach § 108 GWB festlegen.  

§ 1  Gegenstand der Vereinbarung 

Gegenstand der Vereinbarung ist die gemeinsame Ausübung der Kontrolle über die 

RVM durch die Münsterlandkreise und die Stadtverkehrsgesellschaften zur Schaffung 

und Sicherung der Voraussetzungen für eine Inhouse-Vergabe gemäß § 108 GWB 

sowie die hiermit verbundene Zusammenarbeit der Münsterlandkreise und der Stadt-

verkehrsgesellschaften. 

§ 2  Kontrollausübung und weitere Zusammenarbeit der Münsterlandkreise 

(1) Im Zusammenhang mit der gemeinsamen Inhouse-Vergabe eines öffentli-

chen Dienstleistungsauftrags und ggf. weiterer Inhouse-Vergaben für Ver-

kehrsleistungen der Münsterlandkreise an die RVM sowie der Inhouse-Verga-

ben von Nachunternehmeraufträgen über Verkehrsleistungen der Stadtver-

kehrsgesellschaften an die RVM stimmen sich die Münsterlandkreise und die 

Stadtverkehrsgesellschaften jeweils in ihrer Eigenschaft als RVM-Gesell-

schafter eng zur gemeinsamen Ausübung der Kontrolle über die RVM nach 

Maßgabe des § 3 zur Schaffung und Sicherung der Voraussetzungen für 

diese Inhouse-Vergaben nach § 108 GWB gemäß dieser Vereinbarung ab. 

(2) Im Zusammenhang mit ihrer gemeinsamen Inhouse-Vergabe eines öffentli-

chen Dienstleistungsauftrags an die RVM stimmen sich die Münsterland-

kreise in ihrer Funktion als ÖPNV-Aufgabenträger eng insbesondere zu den 

nachfolgenden Themen nach Maßgabe dieser Vereinbarung ab:   

1. Zusammenarbeit mit der Stadt Münster insbesondere auch im Zusam-

menhang mit der zwischen den Münsterlandkreisen und der Stadt 
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Münster abgeschlossenen öffentlich-rechtlichen Vereinbarung vom 

15.12.1995, mit dem Zweckverband SPNV Münsterland (ZVM) und 

dem Zweckverband Nahverkehr Westfalen-Lippe (NWL) oder deren 

Nachfolgeorganisation; 

2. Abstimmung der Nahverkehrsplanung der Münsterlandkreise; 

3. sonstige Angelegenheiten der Marktorganisation, die aufgrund der viel-

fältigen verkehrlichen Verflechtungen zwischen den Münsterlandkrei-

sen Auswirkungen, ggf. auch nur mittelbar, auf einzelne Münsterland-

kreise oder die Münsterlandkreise insgesamt haben bzw. haben kön-

nen. 

§ 3  Gemeinsame Kontrolle über die RVM  

(1) Die Münsterlandkreise und die Stadtverkehrsgesellschaften halten zusam-

men mehrheitlich das Stammkapital der RVM. Nach dem Gesellschaftsver-

trag der RVM in der am 17.12.2024 beschlossenen Fassung können sie mit 

der Mehrheit ihrer Stimmen Gesellschafterbeschlüsse in allen Angelegenhei-

ten fassen (vgl. § 10 Nr. 5 Unterabsätze 2 und des Gesellschaftsvertrags). 

Jeder der Münsterlandkreise sowie auch die Stadtverkehrsgesellschaften 

entsenden jeweils ein Mitglied in die Gesellschafterversammlung der RVM. 

Die grundsätzliche Möglichkeit der Münsterlandkreise und der Stadtverkehrs-

gesellschaften gemeinsam auf die wichtigen Entscheidungen sowie die stra-

tegischen Ziele der RVM ausschlaggebenden Einfluss zu nehmen, ist 

dadurch gegeben. 

(2) Die gemeinsame Kontrolle über die RVM stellen die Münsterlandkreise und 

die Stadtverkehrsgesellschaften durch eine abgestimmte, einheitliche Aus-

übung der Stimmrechte ihrer Vertreter in den Organen der RVM sicher. Die 

Willensbildung zwischen den Münsterlandkreisen und den Stadtverkehrsge-

sellschaften als Vorbereitung für Gesellschafterversammlungen und Auf-

sichtsratssitzungen der RVM erfolgt nach Maßgabe des § 4 dieser Vereinba-

rung. 

§ 4  Willensbildung  

(1) Bei der gemeinsamen Kontrolle über die RVM durch die Münsterlandkreise 

und die Stadtverkehrsgesellschaften (§ 2 Abs. 1) sowie der Wahrnehmung 

der Aufgaben der Münsterlandkreise als ÖPNV-Aufgabenträger (§ 2 Abs. 2) 
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sind die jeweiligen Beteiligten stets bemüht, einvernehmliche Entscheidun-

gen und Lösungen herbeizuführen. Sofern ein Konsens nicht erzielt werden 

kann, beschließen die Münsterlandkreise und die Stadtverkehrsgesellschaf-

ten die entsprechenden Maßnahmen nach den Grundsätzen der Absätze 3 

und 4. 

(2) Vor jeder Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung der RVM in Be-

zug auf kontrollrelevante Themen i. S. d. § 108 GWB i.V.m. § 2 Abs. 1 stim-

men sich die Münsterlandkreise und Stadtverkehrsgesellschaften über die 

Willensbildung untereinander verbindlich ab und beschließen zu jedem Ta-

gesordnungspunkt, wie das Stimmrecht im jeweiligen Organ der RVM ein-

heitlich ausgeübt werden soll (vorbereitende Beschlüsse gem. § 2 Abs. 1). 

Die vorbereitenden Beschlüsse werden nach den Grundsätzen der Absätze 

3 und 4 getroffen. Die Münsterlandkreise und die Stadtverkehrsgesellschaf-

ten verpflichten sich, ihre Stimmrechte in der Gesellschafterversammlung der 

RVM einheitlich nach Maßgabe der vorbereitenden Beschlüsse auszuüben. 

In Bezug auf Beschlussfassungen des Aufsichtsrats der RVM, in dem die 

Stadtverkehrsgesellschaften keinen eigenen Vertreter stellen, gilt Vorstehen-

des für die Abstimmung zwischen den Münsterlandkreisen entsprechend. 

Der Kreis Steinfurt stimmt sich zu den im Aufsichtsrat der RVM zu behan-

delnden kontrollrelevanten Themen im Vorfeld mit den Stadtverkehrsgesell-

schaften ab und nimmt das Ergebnis dieser Vorabstimmung in die gemein-

same Abstimmung mit den Münsterlandkreisen mit. 

Bei der Zusammenarbeit der Münsterlandkreise als ÖPNV-Aufgabenträger 

in Bezug auf Themen i. S. d. § 2 Abs. 2 findet eine entsprechende Abstim-

mung zur internen Willensbildung ausschließlich zwischen den Münsterland-

kreisen ebenfalls im Vorfeld zur Gesellschafterversammlung oder Aufsichts-

ratssitzung der RVM statt, auch wenn eine Beschlussfassung hierüber in dem 

jeweiligen Gremium nicht vorgesehen ist (vorbereitende Beschlüsse gem. 

§ 2 Abs. 2). Die Grundsätze des Abs. 4 gelten entsprechend.  

Die vorbereitenden Beschlüsse können unmittelbar vor Beginn einer Organ-

sitzung gefasst werden. 

(3) Bei der Willensbildung nach Abs. 1 zwischen den Münsterlandkreisen und 

den Stadtverkehrsgesellschaften bzw. innerhalb der Münsterlandkreise be-

sitzt jeder Beteiligte eine Stimme. Soweit nichts anderes bestimmt ist, bedür-

fen die jeweiligen Beschlüsse einer Mehrheit der Stimmen der Beteiligten. 

Können sich die jeweiligen Beteiligten nicht auf eine abgestimmte Position 

einigen (z.B. 3:3 Stimmen bei kontrollrelevanten Themen bzw. 2:2 Stimmen 

bei Aufgabenträgerthemen), ist der betreffende Beschlussvorschlag abge-

lehnt. 
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Bei der Willensbildung nach Abs. 1 in Bezug auf die Sicherstellung von Ver-

kehrsleistungen, mit denen die RVM durch die Münsterlandkreise im Wege 

einer Inhouse-Vergabe nach § 108 GWB betraut wurde oder eine solche 

Vergabe beabsichtigt ist, werden sich die Stadtverkehrsgesellschaften je-

weils der Mehrheit der Stimmen der Münsterlandkreise anschließen bzw. 

sich bei Stimmengleichheit enthalten. Die Münsterlandkreise werden die 

Stadtverkehrsgesellschaften im Gegenzug von allen aus dieser Inhouse-

Vergabe stammenden (mittelbaren/unmittelbaren) rechtlichen Risiken und fi-

nanziellen Belastungen im Innenverhältnis freihalten. 

Bei der Willensbildung nach Abs. 1 in Bezug auf Nachunternehmerleistungen 

über die operative Erbringung des jeweiligen Stadtverkehrs einschließlich 

Nebenleistungen und Freistellungsverkehren, mit der die RVM durch eine der 

Stadtverkehrsgesellschaften im Wege einer Inhouse-Vergabe nach § 108 

GWB beauftragt wurde oder eine solche Vergabe beabsichtigt ist, werden 

sich die Münsterlandkreise und die andere Stadtverkehrsgesellschaft jeweils 

der Stimme der beauftragenden Stadtverkehrsgesellschaft anschließen. Die 

beauftragende Stadtverkehrsgesellschaft wird im Gegenzug die Münster-

landkreise und die andere Stadtverkehrsgesellschaft von allen aus dieser In-

house-Vergabe stammenden (mittelbaren/unmittelbaren) rechtlichen Risiken 

und finanziellen Belastungen im Innenverhältnis freihalten. 

(4) Über sämtliche Angelegenheiten im Sinne von § 2 Abs. 2, die nur einen der 

Münsterlandkreise jenseits der Befugnisse nach § 2 Abs. 1 und § 3 betreffen, 

bestimmt der betreffende Kreis grundsätzlich autonom. Maßnahmen in die-

sen eigenen Angelegenheiten werden von dem jeweils veranlassenden Kreis 

den übrigen Münsterlandkreisen vor ihrem Vollzug mit ihren jeweiligen Aus-

wirkungen schriftlich zur Kenntnis gegeben.  

Auf Antrag eines Münsterlandkreises kann in einem Beschluss zu Entschei-

dungen eines anderen Münsterlandkreises gemäß Unterabs. 1 entschieden 

werden, dass der veranlassende Kreis seine geplanten Maßnahmen durch-

führen kann, auch wenn hierdurch in Befugnisse der übrigen Münsterland-

kreise eingegriffen wird. Dieser Beschluss kann mit Bedingungen versehen 

werden (z. B. Freistellung von wirtschaftlichen und/oder rechtlichen Risiken).  

Entscheidungen und Beschlüsse nach diesem Absatz haben keinerlei Aus-

wirkungen bzw. bedeuten keinerlei Vorfestlegungen im Hinblick auf eine ent-

sprechende Umsetzung durch die RVM; insoweit gelten die §§ 2 Abs. 1, 3 

und 4 Abs. 1 bis 3. 



 - 6 - 

§ 5  Kosten 

(1) Kosten der RVM, die auf der Grundlage von Beschlüssen einzelner oder aller 

Münsterlandkreise im Zusammenhang der Sicherstellung von Verkehrsleis-

tungen durch die RVM aufgrund einer Inhouse-Vergabe der Münsterland-

kreise nach § 108 GWB gemäß § 2 Abs. 1 und § 3 und/oder im Zusammen-

hang mit Aufgabenträgeraufgaben und -abstimmungen nach § 2 Abs. 2 und 

§ 3 entstehen, werden von den Münsterlandkreisen anteilig nach den im je-

weiligen Jahr im Verbund der Münsterlandkreise erbrachten Nutzwagenkilo-

metern getragen, die in dem betreffenden Jahr auf ihr Gebiet entfallen. 

(2) Kosten der RVM, die auf der Grundlage von Beschlüssen einer der Stadtver-

kehrsgesellschaften im Zusammenhang mit der operativen Erbringung des 

jeweiligen Stadtverkehrs einschließlich Nebenleistungen und Freistellungs-

verkehren durch die RVM im Wege einer Inhouse-Vergabe nach § 108 GWB 

gemäß § 2 Abs. 1 und § 3 entstehen, werden vollständig von der beauftra-

genden Stadtverkehrsgesellschaft getragen.  

(3) Kosten der RVM, die auf der Grundlage von gemeinsamen kontrollrelevanten 

Beschlüssen der Münsterlandkreise und der Stadtverkehrsgesellschaften ge-

mäß § 2 Abs. 1 und § 3 entstehen, die nicht in unmittelbarem Zusammenhang 

mit den jeweils im Wege der Inhouse-Vergabe erteilten öffentlichen Dienst-

leistungsaufträgen bzw. Nachunternehmeraufträgen stehen, werden von den 

Münsterlandkreisen und den Stadtverkehrsgesellschaften anteilig nach den 

ihnen jeweils zuzuordnenden Nutzwagenkilometern getragen. 

(4) Im Übrigen trägt jeder Beteiligte dieser Vereinbarung seine ihm entstehenden 

Kosten selbst. 

§ 6  Laufzeit der Vereinbarung 

(1) Die Vereinbarung tritt am 01.08.2025 in Kraft und läuft auf unbestimmte Zeit. 

Die Kontrollvereinbarung zwischen den Münsterlandkreisen vom 01.01.2025 

tritt zugleich außer Kraft.  

(2) Die Vereinbarung kann jeweils mit Auslaufen eines an die RVM durch die 

Münsterlandkreis direkt vergebenen öffentlichen Dienstleistungsauftrags 

(derzeit zum 31.12.2030) bzw. eines durch die VSR bzw. die GVG im Zu-

sammenhang mit der Sicherstellung des Stadtverkehrs Rheine bzw. des 

Stadtverkehrs Greven direkt vergebenen Nachunternehmerauftrags (voraus-

sichtliche Laufzeit bis zum 31.12.2035 bzw. bis zum 31.07.2035) von einem 

oder allen Beteiligten gekündigt oder einvernehmlich aufgehoben werden. 

Die Kündigung bzw. Aufhebung wird frühstens mit Auslaufen des jeweils im 
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Zeitpunkt der Kündigung bzw. Aufhebung länger laufenden öffentlichen 

Dienstleistungsauftrags bzw. Nachunternehmerauftrags wirksam. 

§ 7  Salvatorische Klausel 

Sollten einzelne Bestimmungen dieser Vereinbarung unwirksam sein oder werden o-

der aus tatsächlichen oder Rechtsgründen nicht durchgeführt werden können, ohne 

dass damit die Aufrechterhaltung dieser Vereinbarung für einen der Vertragspartner 

insgesamt unzumutbar wird, werden dadurch die übrigen Bestimmungen dieser Ver-

einbarung nicht berührt. Das Gleiche gilt, falls sich eine Regelungslücke zeigen sollte. 

Anstelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmungen oder zur Ausfüllung 

einer Regelungslücke ist eine Bestimmung zu vereinbaren, die dem von den Münster-

landkreisen und den Stadtverkehrsgesellschaften angestrebten Zweck am nächsten 

kommt. 

§ 8  Schlussbestimmungen 

(1) Änderungen und Ergänzungen sowie Nebenabreden zu dieser Vereinbarung 

können nur im Einvernehmen aller Beteiligten vorgenommen werden und be-

dürfen der Schriftform. Dies gilt auch für die Änderung dieser Klausel. 

(2) Diese Vereinbarung wird sechsfach ausgefertigt. Jede Vertragspartei erhält 

eine Ausfertigung. 

 

 

 

 

...., den 

 

Für den Kreis Borken: 

Der Landrat 

................................................. ......................................... 

 

..., den  
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Für den Kreis Coesfeld: 

Der Landrat 

................................................ ......................................... 

 

...., den 

 

Für den Kreis Steinfurt:  

Der Landrat 

................................................. ......................................... 

 

..., den  

 

Für den Kreis Warendorf: 

Der Landrat 

................................................ ......................................... 

 

..., den  

 

Für die Verkehrsgesellschaft der Stadt Rheine mbH 

Die Geschäftsführung 

................................................ ......................................... 

 

..., den  

Für die Grevener Verkehrs GmbH 

Die Geschäftsführung 

................................................ ......................................... 

 



 

 
 

 
Beschlussvorlage öffentlich 

 
 

Federführendes Amt Nr. 

Amt für Umweltschutz und Straßenbau 057/2025 
 
 
Betreff: 
 
Änderung der Gesellschaftsverträge des ECOWEST VERBUNDES und des MVA HAMM 
VERBUNDES 
 
 

Beratungsfolge Termin 

 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung 22.05.2025 
Berichterstattung: Ltd. KBD André Hackelbusch   

Finanzausschuss 06.06.2025 

Berichterstattung: KD Dr. Stefan Funke und Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt 
Michael Ottmann  

 

Kreisausschuss 27.06.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

Kreistag 04.07.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
 

1. Der Kreistag stimmt den in der Anlage 1 vorgeschlagenen Änderungen des 
Gesellschaftsvertrages der Abfallwirtschaftsgesellschaft des Kreises Warendorf 
mbH (AWG), ggf. mit noch redaktionellen Änderungen, zu. 

 
2. Der Kreistag stimmt den in der Anlage 2 vorgeschlagenen Änderungen des 

Gesellschaftsvertrages der Kommunalen Abfallwirtschaftsgesellschaft des Kreises 
Warendorf mbH, ggf. mit noch redaktionellen Änderungen, zu. 

 
3. Der Kreistag stimmt den in der Anlage 3 vorgeschlagenen Änderungen des 

Gesellschaftsvertrages ECOWEST Entsorgungsverbund Westfalen GmbH, ggf. 
mit noch redaktionellen Änderungen, zu. 
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4. Der Kreistag stimmt den in der Anlage 4 vorgeschlagenen Änderungen des 
Gesellschaftsvertrages der ECOWEST LOGISTIK GmbH, ggf. mit noch 
redaktionellen Änderungen, zu. 

 
5. Der Kreistag stimmt den in der Anlage 5 vorgeschlagenen Änderungen des 

Gesellschaftsvertrages der Kompostwerk Warendorf GmbH, ggf. mit noch 
redaktionellen Änderungen, zu. 

 
6. Der Kreistag stimmt den in der Anlage 6 vorgeschlagenen Änderungen des 

Gesellschaftsvertrages der MVA Hamm Eigentümer-GmbH, ggf. mit noch 
redaktionellen Änderungen, zu. 

 
7. Der Kreistag stimmt den in der Anlage 7 vorgeschlagenen Änderungen des 

Gesellschaftsvertrages der MHB Hamm Betriebsführungsgesellschaft mbH, ggf. 
mit noch redaktionellen Änderungen, zu. 

 
8. Die Vertreter des Kreises in den vorgenannten Gremien der Gesellschaften 

werden beauftragt, den Änderungen der Gesellschaftsverträge, ggf. mit noch 
erforderlichen redaktionellen Änderungen, zuzustimmen. Die jeweiligen 
Geschäftsführungen der Gesellschaften werden ermächtigt und angewiesen, alles 
Erforderliche und Förderliche zur Umsetzung dieser Beschlüsse zu veranlassen.  

 
9. Etwaigen Änderungen an den vorgenannten Gesellschaftsverträgen, die sich im 

Rahmen der Anzeigeverfahren nach § 115 GO NRW ergeben, wird zugestimmt. 
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Erläuterungen: 
 
Unternehmen und Einrichtungen sind verpflichtet, neben detaillierten Angaben zur 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage (Jahresabschluss) auch weitergehende 
Erläuterungen über die wirtschaftliche Lage und strategische Ausrichtung des 
Unternehmens zu veröffentlichen (Lagebericht).  
 
Nun sollen alle Unternehmen und Einrichtungen in privater und öffentlich-rechtlicher 
Rechtsform erstmalig für das Geschäftsjahr 2025 einen Nachhaltigkeitsbericht 
entsprechend der EU-seitigen Vorgaben in den Lagebericht aufnehmen.  
In dem Nachhaltigkeitsbericht als Teil des Lageberichts müssen umfangreiche Angaben, 
die für die Auswirkungen der Tätigkeiten des Unternehmens auf Nachhaltigkeitsaspekte 
sowie für das Verständnis der Auswirkungen von Nachhaltigkeitsaspekten auf 
Geschäftsverlauf, Geschäftsergebnis und Lage des Unternehmens erforderlich sind, 
enthalten sein. Der Nachhaltigkeitsbericht ist mittels der europäischen 
Nachhaltigkeitsberichterstattungsstandards (ESRS), die von der EU-Kommission als 
delegierte Rechtsakte erlassen werden und dann unmittelbare Geltung auch für die 
Unternehmen in Deutschland haben, zu erstellen. Zudem müssen Angaben gemacht 
werden, wie und in welchem Umfang die Tätigkeiten des Unternehmens mit 
Wirtschaftstätigkeiten verbunden sind, die als ökologisch nachhaltige 
Wirtschaftstätigkeiten nach der Taxonomie-Verordnung (EU) 2020/852 einzustufen sind. 
 
Hintergrund für die Erstellung der Nachhaltigkeitsberichterstattung ist, dass am 5. Januar 
2023 die Corporate Sustainability Reporting Directive-Richtlinie (CSRD-Richtlinie) auf 
EU-Ebene in Kraft trat und Deutschland sowie die weiteren EU-Staaten verpflichtet sind, 
die CSRD in nationales Recht umzusetzen. 
 
Dies Richtlinie betrifft grundsätzlich auch öffentliche Unternehmen in NRW. Die 
nordrhein-westfälische Landesregierung hat dies erkannt und das Dritte Gesetz zur 
Weiterentwicklung des Neuen Kommunalen Finanzmanagements im Land NRW (3. 
NKF-Weiterentwicklungsgesetz) im Februar 2024 verabschiedet und daraus folgend die 
Gemeindeordnung NRW geändert. 
 
Die Aufstellungs- und Prüfpflichten für den Jahresabschluss erfolgen demnach zukünftig 
abgestuft und angepasst je nach Größe eines Unternehmens (§ 108 Absatz 1 Nr. 8 GO 
NRW). 
Danach soll die Verpflichtung zur Nachhaltigkeitsberichterstattung nur noch große 
Kapitalgesellschaften sowie große Eigenbetriebe und Anstalten öffentlichen Rechts i. S. 
d. § 267 HGB treffen. Mittlere oder Kleine Kapitalgesellschaften müssen demnach keine 
Nachhaltigkeitsberichterstattung mehr in den Lagebericht aufnehmen.  
 
Problematisch ist, dass in den Gesellschaftsverträgen der  
 

 Abfallwirtschaftsgesellschaft des Kreises Warendorf mbH (AWG) 

 Kommunalen Abfallwirtschaftsgesellschaft des Kreises Warendorf mbH 

 ECOWEST Entsorgungsverbund Westfalen GmbH 

 ECOWEST LOGISTIK GmbH  

 Kompostwerk Warendorf GmbH 

 MVA Hamm Eigentümer-GmbH 

 MHB Hamm Betriebsführungsgesellschaft mbH 
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der Verweis der Aufstellungspflichten nach großen Kapitalgesellschaften enthalten ist. 
Danach muss der Jahresabschluss dieser Gesellschaften nach den Vorschriften für 
große Kapitalgesellschaften aufgestellt und geprüft werden. Sie müsste dann eine 
umfangreiche Nachhaltigkeitsberichterstattung einschl. Prüfungspflicht durchführen. Wie 
oben bereits ausgeführt, würde zu einem erheblichen Aufwand führen, der der Größe der 
Gesellschaft nicht mehr angemessen ist.  
 
Die Gesellschaftsverträge sollen daher angepasst werden.  
 
Die Abfallwirtschaftsgesellschaft im Kreis Warendorf mbH (AWG), an der der Kreis 
Warendorf mit 67% beteiligt ist, ist an den aufgeführten Gesellschaften wie folgt beteiligt. 
Sie ist jeweils mit 51 % direkt an der Kompostwerk Warendorf GmbH und an der 
ECOWEST Entsorgungsverbund Westfalen GmbH beteiligt. Zudem ist die AWG mit 5,05 
% an der MVA Hamm Eigentümer-GmbH beteiligt (weitere Gesellschaften sind die 
Kreise Unna und Soest sowie die Städte Hamm und Dortmund). Die MVA Hamm 
Eigentümer-GmbH ist Eigentümerin der Gebäude, Maschinen und des Inventars. Das 
operative Geschäft dagegen erfolgt über die MHB Betriebsführung GmbH, an der die 
Kommunal Abfallwirtschaftsgesellschaft des Kreises Warendorf mbH (AWG Kommunal) 
mit 5,05 % beteiligt ist. Alleiniger Gesellschafter der AWG Kommunal ist der Kreis 
Warendorf. Die ECOWEST Logistik GmbH ist eine 100%ige Tochtergesellschaft der 
AWG Kommunal. 
 
Die Pflicht zur Erstellung eines Jahresabschlusses und des Lageberichts, die Prüfung 
durch einen Abschlussprüfer sowie die entsprechende Veröffentlichung bleiben erhalten. 
Insofern ändert sich an der bisherigen Vorgehensweise nichts. 
 
Darüber hinaus wurden die Gesellschaftsverträge der o. g. Gesellschaften in Gänze 
überprüft, überarbeitet und an die aktuelle Rechtslage angepasst.  
 
Der Gesellschaftsvertrag der MVA Hamm Eigentümer-GmbH und MHB Hamm 
Betriebsführungsgesellschaft mbH wurden nur in Bezug auf die 
Nachhaltigkeitsberichterstattungsproblematik angepasst, da eine Überarbeitung der 
Gesellschaftsverträge letztmalig in 2023 erfolgt ist. 
 
Die entsprechenden Änderungen sind in den Anlagen beigefügten Synopsen dargestellt 
und erläutert. 
 
Der Kreistag des Kreises Warendorf hat bereits am 27.09.2024 beschlossen, 
Änderungen der Gesellschaftsverträge der Unternehmen, an denen der Kreis Warendorf 
beteiligt ist, gem. § 108 Abs. 1 Nr. 8 GO NRW im Grundsatz zuzustimmen 
(Sitzungsvorlage Nr. 144/2024). 
 
Die Anpassung der Gesellschaftsverträge ist eine wesentliche Entscheidung, die der 
Zustimmung der Gesellschaftsgremien und des Kreistages bedarf. 
 
Gem. § 115 Absatz 1 a) GO NRW ist eine wesentliche Änderung der 
Gesellschaftsverträge der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. 
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Anlagen: 

Anlage 1 - Synopse Abfallwirtschaftsgesellschaft des Kreis Warendorf mbH 
Anlage 2 - Synopse AWG Kommunal 
Anlage 3 - Synopse ECOWEST Entsorgungsverbund Westfalen GmbH 
Anlage 4 - Synopse ECOWEST Logistik 
Anlage 5 - Synopse Kompostwerk Warendorf GmbH 
Anlage 6 - Synopse MHB Hamm Betriebsführungsgesellschaft mbH 
Anlage 7 - Synopse MVA Hamm Eigentümer-GmbH 
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Synopse zur Satzungsänderung  

der Abfallwirtschaftsgesellschaft des Kreises Warendorf mbH 

 

Alte Fassung Neue Fassung Bemerkung 

 
§ 1 

Firma, Sitz und Dauer der Gesellschaft 
 
1. Die Gesellschaft führt die Firma „Abfallwirtschaftsgesellschaft 
des Kreises Warendorf mbH". 
 
2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Ennigerloh. 
 
3. Die Gesellschaft ist auf unbestimmt Zeit errichtet. 
 

 
 

unverändert 

 

  
§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 
 

1. Die Gesellschaft nimmt Aufgaben wahr, die dem Kreis Warendorf 
aufgrund der Abfallgesetze obliegen. Dazu gehören insbesondere 
Geschäfte, die der Umsetzung des Abfallwirtschaftskonzeptes 
dienen. Die Gesellschaft kann weitere Behandlungs-, Verwertungs- 
und Entsorgungsleistungen, z.B. im Rahmen des Dualen Systems, 
erbringen. 
 
2. Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte einzugehen, die 
der Erreichung oder Förderung des Unternehmensgegenstandes 
unmittelbar oder mittelbar dienen. Sie kann sich hierbei anderer 
Unternehmen bedienen, sich an ihnen beteiligen oder solche 
Unternehmen sowie Hilfs- und Nebenbetriebe errichten, erwerben 
oder pachten. 
 

 
 

unverändert 

 

 
§ 3 

Stammkapital, Stammeinlagen 
 

1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 2.592.000,00 €. 
 
2. Gesellschafter sind der Kreis Warendorf und die Firmen 
Remondis GmbH & Co. KG und Lanwehr GmbH & Co. KG. Die 

 
§ 3 

Stammkapital, Stammeinlagen 
 

1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 2.592.000,00 €. 
 
2. Gesellschafter sind der Kreis Warendorf und die Firmen 
Remondis GmbH & Co. KG -Region West- und Eiffage Infra-West 

 
§ 3 wurde aktualisiert.  
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Gesellschafter haben auf das Stammkapital folgende 
Stammeinlage übernommen: 
 
a) Kreis Warendorf 1.736.650,00 € 
 
b) REMONDIS GmbH & Co. KG - Region West - Dieselstr. 3, Bochum 
725.750,00 € 
 
c) Lanwehr Asphalt-Umwelttechnik GmbH & Co. KG 
Südstr. 16, Warendorf 129.600,00 €. 
 
3. Die Stammeinlage in Höhe von 3.265.000,00 DM wird nicht in 
bar, sondern durch Einbringung des Betriebsgrundstückes der 
Zentralen Abfalldeponie in Ennigerloh, das der Kreis Warendorf mit 
notariellem Grundstückskaufvertrag vom 24. Mal 1991 erworben 
hat, erbracht. Das Nähere regelt ein Einbringungsvertrag. 
 
Die weiteren Gesellschafter erbringen ihre Stammeinlage in bar. 
 
Die Firmen Rethmann Entsorgungswirtschaft GmbH & Co. KG und 
VEW Umwelt GmbH haben auf ihre Stammeinlage jeweils einen 
Betrag in Höhe von 743,600,00 DM und die Firma Lanwehr GmbH 
& Co. KG einen Betrag in Höhe von 169.000,00 DM vor Anmeldung 
der Kapitalerhöhung einzuzahlen. 
 
Ein weiterer Teilbetrag in Höhe von jeweils 328.900,00 DM für die 
Firmen Rethmann und VEW Umwelt und in Höhe von 74.750,00 
DM für Lanwehr ist am 31. Dezember 1993 einzuzahlen. Die letzten 
Teilbeträge in Höhe von 357.500,00 DM für Rethmann und VEW 
Umwelt und 81.250,00 DM für Lanwehr sind zum 31. Dezember 
1996 einzuzahlen. 
 
 
4. Die Partner sind sich darüber einig, dass eine Eigenkapitalquote 
der Gesellschaft von etwa 15 % anzustreben ist. Sie verpflichten 
sich, das Stammkapital entsprechen zu erhöhen, sobald dies zur 
Durchführung der von der Gesellschaft zu übernehmenden 
Aufgaben erforderlich ist, um neue Stammeinlagen entsprechend 
dem Verhältnis ihrer bisherigen Stammeinlagen zueinander zu 
übernehmen. 
 
Darüber hinaus besteht für den Gesellschafter keine 
Nachschusspflicht. 
 

GmbH. Die Gesellschafter haben auf das Stammkapital folgende 
Stammeinlage übernommen: 
 
a) Kreis Warendorf 1.736.650,00 € 
 
b) REMONDIS GmbH & Co. KG -Region West- Dieselstr. 3, 
Bochum 725.750,00 € 
 
c) Eiffage Infra-West GmbH, Neumühlenallee 32, Borken 
129.600,00 €. 
 
3. Die Stammeinlage in Höhe von 3.265.000,00 DM wird nicht in 
bar, sondern durch Einbringung des Betriebsgrundstückes der 
Zentralen Abfalldeponie in Ennigerloh, das der Kreis Warendorf 
mit notariellem Grundstückskaufvertrag vom 24. Mal 1991 
erworben hat, erbracht. Das Nähere regelt ein 
Einbringungsvertrag. 
 
Die weiteren Gesellschafter erbringen ihre Stammeinlage in bar. 
 
Die Firmen Rethmann Entsorgungswirtschaft GmbH & Co. KG 
und VEW Umwelt GmbH haben auf ihre Stammeinlage jeweils 
einen Betrag in Höhe von 743,600,00 DM und die Firma 
Lanwehr GmbH & Co. KG einen Betrag in Höhe von 169.000,00 
DM vor Anmeldung der Kapitalerhöhung einzuzahlen. 
 
Ein weiterer Teilbetrag in Höhe von jeweils 328.900,00 DM für 
die Firmen Rethmann und VEW Umwelt und in Höhe von 
74.750,00 DM für Lanwehr ist am 31. Dezember 1993 
einzuzahlen. Die letzten Teilbeträge in Höhe von 357.500,00 DM 
für Rethmann und VEW Umwelt und 81.250,00 DM für Lanwehr 
sind zum 31. Dezember 1996 einzuzahlen. 
 
2. Die Gesellschafter sind sich darüber einig, dass eine 
Eigenkapitalquote der Gesellschaft von etwa 15 % anzustreben 
ist. Sie verpflichten sich, das Stammkapital entsprechen zu 
erhöhen, sobald dies zur Durchführung der von der Gesellschaft 
zu übernehmenden Aufgaben erforderlich ist, um neue 
Stammeinlagen entsprechend dem Verhältnis ihrer bisherigen 
Stammeinlagen zueinander zu übernehmen. 
 
Darüber hinaus besteht für den Gesellschafter keine 
Nachschusspflicht. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der Streichung der Absätze 2 und 3 erhält dieser Absatz eine neue 
Nummerierung 
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§ 4 

Organe der Gesellschaft 
 
Die Organe der Gesellschaft sind: 
 
a) die Gesellschafterversammlung, 
b) der Aufsichtsrat, 
c) die Geschäftsführung. 
 

 
 

unverändert 

 

 
 

§ 5 
Gesellschafterversammlung und -beschlüsse 

 
1. Jeder Gesellschafter ist mit einem Vertreter in der 
Gesellschafterversammlung vertreten. 
 
2. Die ordentliche Gesellschafterversammlung findet alljährlich 
innerhalb der ersten sechs Monate nach Ablauf eines 
Geschäftsjahres statt. Eine außerordentliche 
Gesellschafterversammlung findet statt, wenn dies im Interesse 
der Gesellschaft erforderlich ist und ein Gesellschafter oder die 
Geschäftsführung dies unter Angabe der Gründe verlangt. 
 
3. Beschlüsse der Gesellschafter werden grundsätzlich in 
Gesellschafterversammlungen gefasst. Sie können jedoch auch 
außerhalb einer Gesellschafterversammlung im Wege schriftlicher 
oder fernschriftlicher Abstimmung gefasst werden, wenn kein 
Gesellschafter diesem Verfahren widerspricht; die Teilnahme an 
der Beschlussfassung gilt als Zustimmung zu dem Verfahren. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

§ 5 
Gesellschafterversammlung und -beschlüsse 

 
1. Jeder Gesellschafter ist mit einem Vertreter in der 
Gesellschafterversammlung vertreten. 
 
 
 
 
 
 

 

3. Beschlüsse der Gesellschaft werden grundsätzlich in 
Gesellschafterversammlungen in Präsenz gefasst. Sie können 
aber auch gem. § 48 Abs. 1 GmbHG oder gem. § 48 Abs. 2 
GmbHG oder durch eine kombinierte Beschlussfassung gefasst 
werden. Dabei legt die Geschäftsführung die Art der Sitzung 
fest. In Fällen des § 48 Abs. 1 S. 2 GmbHG oder durch eine 
kombinierte Beschlussfassung haben sich Gesellschafter mit 
der Beschlussfassung in der betreffenden Form in Textform 
einverstanden zu erklären. Soweit nicht zwingende 
Formvorschriften bestehen, können die Beschlüsse der 
Gesellschaft auf andere Art gefasst werden, vor allem: 

 
a. Außerhalb der Gesellschafterversammlung, insbesondere im 
Umlaufverfahren in schriftlicher Form, mündlich oder per 
Telefon, Telefax oder E-Mail 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 3 wurde neu gefasst, um die Durchführung der Sitzungen flexibler zu 
gestalten und Beschlussfassungen zu erleichtern 
 
 
 
 
 
 
bestimmte Beschlüsse unterliegen bestimmten Formvorschriften (zumeist 
notarielle Beurkundung). 
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4. Je 10,00 € eines Geschäftsanteils gewähren eine Stimme. Die 
Stimmabgabe eines Gesellschafters in der 
Gesellschafterversammlung kann nur einheitlich erfolgen. 
 
5. Beschlüsse der Gesellschafterversammlung werden mit 
einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit das 
Gesetz oder der Gesellschaftsvertrag nicht anderes bestimmen, 
jedoch bedürfen Beschlüsse nach § 7 Abs, 1 lit. a), b) und m) einer 
½-Mehrheit sowie Beschlüsse nach § 7 Abs. 1 lit. e) und f) einer 
Mehrheit von 75 % der abgegebenen Stimmen. 
 
6. Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn alle 
Gesellschafter ordnungsgemäß eingeladen und vertreten sind. Ist 
trotz ordnungsgemäßer Einberufung ein Gesellschafter abwesend, 
so ist die Einberufung nach Maßgabe des § 6 unter Einhaltung einer 
Frist von zwei Wochen mit derselben Tagesordnung zu 
wiederholen. Ist dieser Gesellschafter auch in der zweiten Sitzung 
abwesend, so ist die Gesellschafterversammlung dennoch 
beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung gesondert hinzuweisen. 
 
 
7. Die Gesellschafterversammlung wird vom Vorsitzenden geleitet. 
Den Vorsitz führt der Vorsitzende des Aufsichtsrates, im 
Verhinderungsfall sein Stellvertreter. 
 
8. Über die Gesellschafterversammlung ist eine Niederschrift zu 
fertigen, die der Vorsitzende zu unterzeichnen hat. In der 
Niederschrift sind Ort und Zeit der Versammlung, die Namen der 
Versammlungsteilnehmer sowie der Wortlaut der 
Gesellschafterbeschlüsse aufzunehmen. Jedem Gesellschafter ist 
unverzüglich eine Abschrift der Niederschrift zu übersenden. Die 
Niederschrift gilt als genehmigt, wenn keiner der an der 
Beschlussfassung beteiligten Gesellschafter innerhalb von einem 
Monat nach Absendung der Niederschrift widersprochen hat. Die 
unwidersprochene oder berichtigte und/oder ergänzte 
Niederschrift hat die Vermutung der Richtigkeit und Vollständigkeit 
in sich. 
 
 

b. In kombinierten Verfahren, insbesondere durch 
Kombination einer Versammlung einzelner Gesellschafter mit 
einer – vorherigen, gleichzeitigen oder nachträglichen – 
Stimmabgabe anderer Gesellschafter im Sinne von a) sowie 
durch eine Kombination verschiedener Stimmabgaben im 
Sinne von a) (z.B. teils schriftlich, teils per E-Mail, etc.).  
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. Die Gesellschafterversammlung ist beschlussfähig, wenn alle 
Gesellschafter ordnungsgemäß eingeladen und vertreten sind. 
Sind trotz ordnungsgemäßer Einberufung ein oder mehrere 
Gesellschafter abwesend, so ist die Einberufung nach Maßgabe 
des § 6 unter Einhaltung einer Frist von zwei Wochen mit 
derselben Tagesordnung zu wiederholen. Sind der bzw. die 
Gesellschafter auch in der zweiten Sitzung abwesend, so ist die 
Gesellschafterversammlung dennoch beschlussfähig. Hierauf ist 
in der Einladung gesondert hinzuweisen. 
 
 
 
 
 
8. Über den Verlauf der Gesellschafterversammlung ist 
unverzüglich eine Niederschrift anzufertigen, in welcher Ort und 
Tag der Sitzung, die Teilnehmer, Gegenstände der 
Tagesordnung, die Ergebnisse der Verhandlungen und die 
Beschlüsse der Gesellschafter anzugeben sind. Die Niederschrift 
ist vom Vorsitzenden zu unterzeichnen. Jedem Gesellschafter ist 
eine Abschrift der Niederschrift unverzüglich per E-Mail oder 
per Brief zu übersenden. Alternativ kann die Niederschrift auch 
in einem zentralen Informationsportal hinterlegt werden. In 
diesem Fall werden die Gesellschafter per Brief oder E-Mail über 
das Hinterlegen der Niederschrift im zentralen 
Informationsportal informiert und erhalten vorab 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 6 wurde konkretisiert 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Protokoll soll per Mail verschickt werden dürfen. Zudem soll den Mitgliedern 
ein Gremieninformationssystem zur Verfügung gestellt werden können; dies 
ermöglicht eine papierlose Handhabung sowie den Zugriff auf alle dort hinterlegten 
Dokumente der Vergangenheit.   
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9. Beschlüsse außerhalb einer Gesellschafterversammlung sind in 
einer besonderen Niederschrift unter Angabe der Stimmabgaben 
der einzelnen Gesellschafter und des Abstimmungsergebnisses 
festzuhalten. 
 

entsprechende Zugangsmöglichkeiten. Bleibt sie innerhalb 
einer Frist von einem Monat nach Zusendung oder Zusendung 
der berichtigten Fassung unwidersprochen, trägt sie die 
Vermutung der Vollständigkeit und Richtigkeit in sich. 
 
9. Beschlüsse außerhalb einer Gesellschafterversammlung sind 
in einer besonderen Niederschrift unter Angabe der 
Stimmabgaben der einzelnen Gesellschafter und des 
Abstimmungsergebnisses festzuhalten und den 
Gesellschaftern in Textform zu übermitteln. 
 

 
 
 
Absatz 9 wurde ergänzt, z.B. ist eine E-Mail-Übermittlung zulässig 

 
§ 6 

Einberufung der Gesellschafterversammlung 
 
1. Die Einberufung der Gesellschafterversammlung erfolgt durch 
Einladung der Gesellschafter seitens der Geschäftsführung mit 
eingeschriebenem Brief unter Angabe von Ort, Zeit und unter 
Mitteilung der Tagesordnung.  
 
 
 
 
2. Die Einberufung hat mit einer Frist von mindestens vier Wochen 
zu erfolgen. Die Frist beginnt mit dem Tage der Aufgabe des 
Einladungsschreibens zur Post. Der Tag der Versammlung wird bei 
der Berechnung der First nicht mitgerechnet. 
 
 
 
3.In dringenden Fällen kann die Einberufung auch mündlich, 
fernmündlich oder fernschriftlich unter Einhaltung einer Frist von 
einer Woche erfolgen. 
 
4. Ein nicht ordnungsgemäß einberufene 
Gesellschafterversammlung kann Beschlüsse nur fassen, wenn 
sämtliche Gesellschafter vertreten sind und kein Widerspruch 
gegen die Beschlussfassung erhoben wird. 
 

 
§ 6 

Einberufung der Gesellschafterversammlung 
 
1. Die Einberufung der Gesellschafterversammlung erfolgt 
durch Einladung der Gesellschafter seitens der 
Geschäftsführung in Textform unter Angabe von Ort, Zeit und 
unter Mitteilung der Tagesordnung. Wird die 
Gesellschafterversammlung ganz oder teilweise als 
Videokonferenz abgehalten, sind die Einwahldaten für die 
Videokonferenz separat (neben der Einladung) zu übermitteln.  
 
2. Die Einberufung hat mit einer Frist von mindestens zwei 
Wochen zu erfolgen. Der Tag der Einberufung und der Tag der 
Sitzung werden hierbei nicht mitgerechnet. In dringenden 
Fällen kann die Ladungsfrist angemessen verkürzt und eine 
andere Form der Einladung gewählt werden  

 
 
 
 
Abs. 1 wurde allgemeiner formuliert in Bezug auf die Einberufung; dies erspart die 
Aufzählung der verschiedenen Varianten. 
Bei Videokonferenzen sind anstelle der Örtlichkeit die Einwahldaten zu nennen. 
 
 
 
 
 
Abs. 2 wurde abgeändert. Es wurde eine allgemeinere und kürzere Formulierung 
gewählt. Ladungsfrist wurde auf übliche 2 Wochen verkürzt. 

 
§ 7 

Aufgaben der Gesellschafterversammlung 
 

1. Unbeschadet gesetzlicher Regelungen oder weitergehender 
Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages unterliegen der 
Beschlussfassung durch die Gesellschafterversammlung: 

 
§ 7 

Aufgaben der Gesellschafterversammlung 
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a) der Wirtschaftsplan mit fünfjähriger Finanzplanung, Feststellung 
des Jahresabschlusses, Genehmigung des Lageberichts, Deckung 
des Jahresverlustes und Verwendung des Ergebnisses, 
 
b) Abschluss, Kündigung oder Änderung von Verträgen der 
Gesellschaft mit ihren Gesellschaftern, insbesondere des 
Entsorgungsvertrages mit dem Kreis Warendorf, 
 
c) Rechtsgeschäfte und Maßnahmen im Rahmen des genehmigten 
Vermögensplans, zu deren Vornahme die 
Gesellschafterversammlung sich die separate Zustimmung 
ausdrücklich vorbehalten hat, 
 
d) Wahl des Abschlussprüfers für den Jahresabschluss des 
kommenden Geschäftsjahres auf Vorschlag des Aufsichtsrats, 
 
e) Auflösung, Verschmelzung oder Umwandlung der Gesellschaft, 
 
f) Änderung des Gesellschaftsvertrages, 
 
g) Einziehung von Geschäftsanteilen, 
 
h) Entlastung der Mitglieder der Geschäftsführung und des 
Aufsichtsrats, 
 
i) Festlegung der Aufwandsentschädigung der 
Aufsichtsratsmitglieder, 
 
j) die Ausübung des Wahlrechts nach § 16 Abs. 4, 
 
 
 
k) den Abschluss und die Änderung von Unternehmensverträgen 
im Sinne der §§ 291 und 292 Abs. 1 des Aktiengesetzes, 
 
1) die Gründung, den Erwerb und die Veräußerung von 
Unternehmen und Beteiligungen, insbesondere 
Tochtergesellschaften, 
 
m) die Bestellung der Geschäftsführer, der Abschluss und die 
Änderung ihrer Anstellungsverträge sowie die Abberufung. 
 
2. Die Gesellschafterversammlung kann im Einzelfall weitere 
Gegenstände von ihrer Beschlussfassung abhängig machen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
j) die Ausübung des Wahlrechts nach § 16 Abs. 4, 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 16 Abs. 4 (heutige Fassung) gibt vor, dass die Einziehung durch den GF nach 
vorherigen Gesellschafterbeschluss erklärt wird. Lit. j macht keinen Sinn. 
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§ 8 

Aufsichtsrat 
 
1. Der Aufsichtsrat besteht aus 15 Mitgliedern. Der Kreis Warendorf 
entsendet zehn Mitglieder, die Firma Rethmann GmbH & Co. KG 
vier Mitglieder und die Firma Lanwehr Asphalt-Umwelttechnik 
GmbH & Co. KG ein Mitglied in den Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat 
kann mit Einverständnis des Landrates Mitarbeiter der 
Kreisverwaltung Warendorf als Berater zu den Sitzungen 
hinzuziehen.  
 
 
Den vom Kreis Warendorf entsendeten Mitgliedern können vom 
Kreistag Weisungen erteilt werden. 
 
 
2. Jeder Gesellschafter ist berechtigt, für jedes ordentliche 
Aufsichtsratsmitglied einen Stellvertreter zu bestellen, durch den 
es im Falle einer Verhinderung vertreten wird. 
 
3. Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte den Vorsitzenden. Dieser 
soll vom Kreis Warendorf entsandt sein. 
 
4. Der Aufsichtsrat tritt auf Verlangen der Geschäftsführung oder 
auf Wunsch eines Aufsichtsratsmitgliedes zusammen, sobald es die 
Geschäfte erfordern. Der Vorsitzende, im Verhinderungsfall sein 
Stellvertreter, beruft mindestens 14 Tage vor dem Sitzungstermin 
mit eingeschriebenem Brief die Sitzung unter Angabe von Ort und 
Zeit und unter Vorlage der Tagesordnung ein. 
 
 
 
 
5. In dringenden Fällen kann die Einberufung auch mündlich, 
fernmündlich oder fernschriftlich erfolgen; auf die Einhaltung einer 
Frist kann mit Einverständnis der Aufsichtsratsmitglieder verzichtet 
werden. 
 
6. Der Aufsichtsrat beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit, 
jedoch bedürfen Beschlüsse nach § 9 Abs. 5 lit. a), Abs. 6 lit. c), e) 
und j) einer 2/3-Mehrheit. 
 
 
7. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als 2/3 der 
Mitglieder anwesend sind. Ist der Aufsichtsrat nicht beschlussfähig, 

 
§ 8 

Aufsichtsrat 
 
1. Der Aufsichtsrat besteht aus 15 Mitgliedern. Der Kreis 
Warendorf entsendet zehn Mitglieder, die Remondis GmbH & 
Co KG – Region West - vier Mitglieder und die Eiffage Infra-West 
GmbH ein Mitglied in den Aufsichtsrat. Der Aufsichtsrat kann 
mit Einverständnis des Landrates Mitarbeiter der 
Kreisverwaltung Warendorf als Berater zu den Sitzungen 
hinzuziehen.  
 
 
Den vom Kreis Warendorf entsendeten Mitgliedern können 
vom Kreistag Weisungen erteilt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Der Aufsichtsrat tritt auf Verlangen der Geschäftsführung 
oder auf Wunsch eines Aufsichtsratsmitgliedes zusammen, 
sobald es die Geschäfte erfordern. Der Vorsitzende, im 
Verhinderungsfall sein Stellvertreter, beruft mindestens 14 
Tage vor dem Sitzungstermin in Textform die Sitzung unter 
Angabe von Ort und Zeit und unter Vorlage der Tagesordnung 
ein. Wird die Aufsichtsratssitzung ganz oder teilweise als 
Videokonferenz abgehalten, sind die Einwahldaten für die 
Videokonferenz separat (neben der Einladung) zu übermitteln.  
 
 
 
 
 
 
6. Der Aufsichtsrat beschließt mit einfacher Stimmenmehrheit, 
jedoch bedürfen Beschlüsse nach § 9 Abs. 5 lit. a), Abs. 6 lit. c), 
e) und j) einer 2/3-Mehrheit. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Einladung z.B. per E-Mail soll möglich sein 
 
 
 
 
 
Bei Videokonferenzen sind anstelle der Örtlichkeit die Einwahldaten zu nennen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nur klarstellend: lit. c ist bereits gestrichen worden 
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so hat unverzüglich die Einberufung zu einem anderen Termin zu 
erfolgen. Sind auch in dieser zweiten Sitzung weniger als 2/3 der 
Mitglieder anwesend, so ist der Aufsichtsrat dennoch 
beschlussfähig. Hierauf ist in der Einladung gesondert hinzuweisen. 
 
8. Die Beschlussfassung kann auch außerhalb einer 
Aufsichtsratssitzung im schriftlichen Verfahren erfolgen, wenn kein 
Mitglied diesem Verfahren widerspricht; die Teilnahme an der 
Beschlussfassung gilt als Zustimmung zu diesem Verfahren. 
 
 
 
 
 
9. Über die Aufsichtsratssitzung ist eine Niederschrift zu fertigen, 
die der Vorsitzende zu unterzeichnen hat. Die Regelungen des § 5 
Abs. 8 und 9 gelten entsprechend. 
 

 
 
 
 
 
8. Die Beschlussfassung kann auch außerhalb einer 
Aufsichtsratssitzung in Textform, Telefon- oder Videokonferenz 
erfolgen, wenn kein Mitglied diesem Verfahren widerspricht; 
die Teilnahme an der Beschlussfassung gilt als Zustimmung zu 
diesem Verfahren. Die Regelungen des § 5 Abs. 3 gelten 
entsprechend, jedoch mit der Maßgabe, dass bei 
Aufsichtsratssitzungen der Vorsitzende der Versammlung die 
Art der Sitzung festlegt. 
 
 
 

 
 
 
 
 
Siehe Kommentierung zu § 5 

 
§ 9 

Aufgaben des Aufsichtsrats 
 
1. Der Aufsichtsrat berät und überwacht die Geschäftsführung. 
 
2. Er kann die Bücher und Schriften der Gesellschaft einsehen und 
prüfen oder einzelne Mitglieder oder Sachverständige mit der 
Prüfung beauftragen. Nach Maßgabe des § 90 Abs. 3 bis 5 des 
Aktiengesetzes kann er von der Geschäftsführung jederzeit 
Berichterstattung verlangen. 
 
3. Gegenüber der Geschäftsführung vertritt der Aufsichtsrat die 
Gesellschaft gerichtlich und außergerichtlich. 
 
4. (gestrichen) 
 
 
6. Die Geschäftsführung bedarf der vorherigen Zustimmung des 
Aufsichtsrates 
 
 
a) zur Aufnahme neuer Geschäftszweige im Rahmen des 
Unternehmensgegenstandes oder zur Aufgabe von 
Tätigkeitsgebieten, 
 
b) zur Änderung der Organisationsstruktur der Gesellschaft sowie 
zu wesentlichen Änderungen des Personalbestands, 

 
§ 9 

Aufgaben des Aufsichtsrats 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
6. Die Geschäftsführung bedarf der vorherigen Zustimmung des 
Aufsichtsrates 
 
 
a) zur Aufnahme neuer Geschäftszweige im Rahmen des 
Unternehmensgegenstandes oder zur Aufgabe von 
Tätigkeitsgebieten, 
 
b) zur Änderung der Organisationsstruktur der Gesellschaft 
sowie zu wesentlichen Änderungen des Personalbestands, 
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c) (gestrichen) 
 
d) zur Einleitung von Planfeststellungsverfahren, 
 
e) zum Abschluss und zur Änderung von Entsorgungsverträgen mit 
Gebietskörperschaften, soweit nicht die 
Gesellschafterversammlung zuständig ist; 
 
f) zum Erwerb und zur Veräußerung sowie Belastung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, 
 
g) zum Abschluss von Verträgen mit erheblicher wirtschaftlicher 
Bedeutung, 
 
h) zur Erteilung von Prokura und Handlungsvollmachten sowie zu 
deren Widerruf, 
 
i)  zur Aufnahme von Darlehen, die einen Betrag von 50.000,-- DM 
übersteigen, Übernahme von Bürgschaften und Verpflichtungen 
aus Gewährverträgen sowie Bestellung sonstiger Sicherheiten, 
 
 
j) zum Erlass und zur Änderung einer Entgeltordnung für private 
Direkt- und Drittanlieferer, 
 
k) zur Erteilung von betrieblichen Altersversorgungszusagen für die 
Geschäftsführung. 
 
In Fällen besonderer Dringlichkeit ist die Geschäftsführung 
gemeinsam mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats berechtigt, 
zustimmungspflichtige Maßnahmen zu ergreifen, ohne die 
Zustimmung des Aufsichtsrats zuvor einzuholen; der Aufsichtsrat 
ist unverzüglich zu informieren. 
 
In den Fällen der Buchstaben f) und i) ist der Aufsichtsrat nur 
zuständig, soweit die Maßnahmen nicht im genehmigten 
Wirtschaftsplan enthalten sind und ein von der 
Gesellschafterversammlung festzulegender Wert überschritten 
wird. 
 
7. Der Aufsichtsrat prüft den Jahresabschluss, den Lagebericht und 
den Vorschlag für die Verwendung des Ergebnisses und berichtet 
der Gesellschafterversammlung schriftlich über das Ergebnis der 
Prüfung. Für den Inhalt des Berichtes gilt § 171 Abs, 2 des 
Aktiengesetzes. 

 
c) (gestrichen) 
 
d) zur Einleitung von Planfeststellungsverfahren, 
 
e) zum Abschluss und zur Änderung von Entsorgungsverträgen 
mit Gebietskörperschaften, soweit nicht die 
Gesellschafterversammlung zuständig ist; 
 
f) zum Erwerb und zur Veräußerung sowie Belastung von 
Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten, 
 
g) zum Abschluss von Verträgen mit erheblicher wirtschaftlicher 
Bedeutung, 
 
h) zur Erteilung von Prokura und Handlungsvollmachten sowie 
zu deren Widerruf, 
 
i)  zur Aufnahme von Darlehen, die einen Betrag von 50.000,-- 
Euro übersteigen, Übernahme von Bürgschaften und 
Verpflichtungen aus Gewährverträgen sowie Bestellung 
sonstiger Sicherheiten, 
 
j) zum Erlass und zur Änderung einer Entgeltordnung für private 
Direkt- und Drittanlieferer, 
 
k) zur Erteilung von betrieblichen Altersversorgungszusagen für 
die Geschäftsführung. 
 
In Fällen besonderer Dringlichkeit ist die Geschäftsführung 
gemeinsam mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats berechtigt, 
zustimmungspflichtige Maßnahmen zu ergreifen, ohne die 
Zustimmung des Aufsichtsrats zuvor einzuholen; der 
Aufsichtsrat ist unverzüglich zu informieren. 
 
In den Fällen der Buchstaben f) und i) ist der Aufsichtsrat nur 
zuständig, soweit die Maßnahmen nicht im genehmigten 
Wirtschaftsplan enthalten sind und ein von der 
Gesellschafterversammlung festzulegender Wert überschritten 
wird. 
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8. Der Aufsichtsrat macht einen Vorschlag zur Wahl des 
Abschlussprüfers. 
  

 
§ 10 

Geschäftsführung 
 

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. 
 
2. Die Gesellschaft wird durch einen Geschäftsführer oder - wenn 
mehr als ein Geschäftsführer bestellt ist - durch zwei 
Geschäftsführer bzw. durch einen Geschäftsführer und einen 
Prokuristen gemeinsam vertreten. 
 
 
 
 
 
 
3. Die Geschäftsführung gibt sich eine Geschäftsordnung, die der 
Zustimmung des Aufsichtsrates bedarf. 
 
4. Die Geschäftsführung hat den Aufsichtsrat über den Gang der 
Geschäfte, insbesondere den Umsatz und die Lage der Gesellschaft, 
unter Beifügung einer Erfolgsrechnung in Drei-Monats-Abständen 
schriftlich zu unterrichten. 
 
5. Die Geschäftsführer sind an diesen Gesellschaftsvertrag, die 
Beschlüsse des Aufsichtsrats und der Gesellschafterversammlung 
sowie an die Geschäftsordnung gebunden. 
 
6. Die Gesellschafterversammlung kann einzelne Geschäftsführer 
oder alle Geschäftsführer von den Beschränkungen des§ 181 BGB 
befreien. 
 

 
§ 10 

Geschäftsführung 
 
 
 
2. Die Gesellschaft wird durch einen Geschäftsführer oder - 
wenn mehr als ein Geschäftsführer bestellt ist - durch zwei 
Geschäftsführer bzw. durch einen Geschäftsführer und einen 
Prokuristen gemeinsam vertreten. 
 
Vorstehende Regelung gilt auch für Liquidatoren. Wird die 
Gesellschaft nach § 66 Abs. 1 GmbHG von den bisherigen 
Geschäftsführern liquidiert, so besteht deren konkrete 
Vertretungsbefugnis auch als Liquidatoren fort. 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 2 wurde ergänzt. Fehlt diese Regelung, wären in der Regel 2 Liquidatoren zu 
stellen. 

 
§ 11 

Wirtschaftsplan, Jahresabschluss und Lagebericht 
 
1. Die Geschäftsführung hat jeweils bis zum 15. Oktober einen 
Wirtschaftsplan für das folgende Geschäftsjahr aufzustellen, der 
die zu erwartenden Aufwendungen, Erträge und Investitionen 
berücksichtigt, hierauf jedoch nicht beschränkt ist. Außerdem ist 
eine fünfjährige Finanzplanung zu erstellen. Die Pläne sind der 

 
§ 11 

Wirtschaftsplan, Jahresabschluss und Lagebericht 
 
1. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss (Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) sowie den 
Lagebericht in Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches 
des Handelsgesetzbuches für Kapitalgesellschaften nach Ablauf 
des Geschäftsjahres aufzustellen und von dem durch 

 
 
 
 
§ 11 wurde aufgrund der Änderungen in § 108 GO NRW angepasst. § 108 GO NW 
schreibt nicht mehr zwingend die Prüfung für große Kapitalgesellschaften vor. 
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Gesellschafterversammlung unverzüglich zur Beschlussfassung 
vorzulegen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- 
und Verlustrechnung und Anhang) sowie den Lagebericht nach 
Maßgabe der für große Kapitalgesellschaften geltenden 
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches 
innerhalb von drei Monaten nach Ablauf des Geschäftsjahres zu 
erstellen und. Nach Prüfung durch den Abschlussprüfer sind 
Jahresabschluss und Lagebericht zusammen mit dem 
Prüfungsbericht unverzüglich dem Aufsichtsrat zur Prüfung nach § 
9 Abs. 7 und der Gesellschafterversammlunq zur Feststellung des 
Jahresabschlusses vorzulegen. 
 
 
 
3. Dem Kreis Warendorf werden die Befugnisse nach §§53 und 54 
Haushaltsgrundsätzegesetz eingeräumt. 
 

Gesellschafterbeschluss bestellten Abschlussprüfer prüfen zu 
lassen. 
Im Lagebericht oder im Zusammenhang damit muss zur 
Einhaltung der öffentlichen Zwecksetzung und 
Zweckerreichung Stellung genommen werden. Nach Prüfung 
durch den Abschlussprüfer sind Jahresabschluss und Lage-
bericht zusammen mit dem Prüfungsbericht unverzüglich der 
Gesellschafterversammlung zur Prüfung vorzulegen, die den 
Jahresabschluss prüft und ggf. feststellt. 
 
Die Offenlegung des Jahresabschlusses richtet sich nach den 
maßgeblichen Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches. Im Rahmen der Geltung des § 108 Abs. 2 
Nr. 1 c GO NRW ist die Feststellung des Jahresabschlusses, die 
Verwendung des Ergebnisses sowie das Ergebnis der Prüfung 
des Jahresabschlusses unbeschadet der bestehenden 
gesetzlichen Offenlegungspflichten öffentlich bekannt zu 
machen und der Jahresabschluss bis zur Feststellung des 
folgenden Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu 
halten. 
 
2. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss (Bilanz, 
Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) sowie den 
Lagebericht nach Maßgabe der für große Kapitalgesellschaften 
geltenden Vorschriften des Dritten Buches des 
Handelsgesetzbuches innerhalb von drei Monaten nach Ablauf 
des Geschäftsjahres zu erstellen und. Nach Prüfung durch den 
Abschlussprüfer sind Jahresabschluss und Lagebericht 
zusammen mit dem Prüfungsbericht unverzüglich dem 
Aufsichtsrat zur Prüfung nach § 9 Abs. 7 und der 
Gesellschafterversammlunq zur Feststellung des 
Jahresabschlusses vorzulegen 
 
 
2. Dem Kreis Warendorf werden die Befugnisse nach §§ 53 und 
54 Haushaltsgrundsätzegesetz eingeräumt. 
 
3. Die Gesellschaft verpflichtet sich, dem Gesellschafter alle 
Nachweise und Unterlagen, die zur Erstellung eines 
Gesamtabschlusses benötigt werden, form- und fristgerecht zur 
Verfügung zu stellen. Erforderliche Auskünfte sind zu erteilen. 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 2 ist zu streichen, da durch den neuen Absatz 1 bereits abgedeckt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der Streichung des Abs. 2 erhält dieser Absatz eine neue Nummerierung 
 
 
§ 116 Abs. 6 GO NRW wurde berücksichtigt. 
 
 

 
§ 12 

 
§ 12 
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Gewinnabrede 
 

Die Erwirtschaftung einer Verzinsung der eingezahlten 
Stammeinlagen von mindestens 8,32 % netto nach Steuern ist 

sicherzustellen. Dabei wird es als hinreichend angesehen, wenn 
sich diese als Durchschnittwert über einen Zeitraum von fünf 

Jahren ergibt. 
 
Der vorstehende Zinssatz gilt bis zum 31. Dezember 1997. Für die 
Folgezeit ist die angestrebte Verzinsung der eingezahlten 
Stammeinlagen von der Gesellschafterversammlung mit einer 
Mehrheit von 75 % der abgegebenen Stimmen neu festzusetzen. 
 

Gewinnabrede 
 

Eine angemessene Eigenkapitalverzinsung ist sicherzustellen. 

 
 
Es wurde eine neue Regelung festgelegt. Diese entspricht § 108 Abs. 2 Nr. 3 GO 
NRW 

 
 

§ 13 
Gewinnverteilung 

 
1. Am Gewinn sowie an der Ausschüttung eines Liquidationserlöses 
sind die Gesellschafter im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile 
zueinander beteiligt, soweit sie nicht einstimmig eine andere 
Verteilung beschließen. 
 
2, Der ausgewiesene Gewinn steht den Gesellschaftern 
entsprechend ihren Geschäftsanteilen zu, es sei denn, es wird mit 
einer Mehrheit von 75 % etwas anderes beschlossen. 
 

 
 

 
unverändert 

 

 
§ 14 

Geschäftsanteile 
 

1. Die Verfügung über Geschäftsanteile oder über Teile eines 
Geschäftsanteils bedarf der vorherigen schriftlichen Zustimmung 
der anderen Gesellschafter. Die Gesellschafter sind allerdings 
berechtigt, ohne Zustimmung der anderen Gesellschafter ihren 
Anteil ganz oder teilweise auf eine Gesellschaft zu übertragen, an 
der sie mit mehr als 50 % des Stammkapitals beteiligt sind. 
 
2. Die Verpfändung oder anderweitige Belastung von 
Geschäftsanteilen mit Rechten Dritter ist nur mit Einwilligung aller 
Gesellschafter zulässig. 
 
3. Die Genehmigung der Gesellschaft nach § 17 Abs, 1 GmbHG 
bleibt unberührt. 
 

 
§ 14 

Geschäftsanteile 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Die Genehmigung der Gesellschaft nach § 17 Abs, 1 GmbHG 
bleibt unberührt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 3 ist zu streichen, weil § 17 GmbHG nicht mehr existiert. 
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§ 15 

Vorkaufsrecht 
 

1. Für den Fall des Verkaufs eines Geschäftsanteils oder eines Teiles 
eines Geschäftsanteils durch einen Gesellschafter sind die anderen 
Gesellschafter – außer im Falle des§ 14 Abs. 1 Satz 1 - (im Verhältnis 
ihrer Geschäftsanteile) zum Vorkauf berechtigt. 
 
 
 
2. Abs. 1 gilt entsprechend für jede sonstige Art von Verfügung über 
Geschäftsanteile oder der Abtretung von Geschäftsanteilen mit der 
Maßgabe, dass bei einem Tausch der Vorkaufsberechtigte 
berechtigt ist, anstelle der vereinbarten Gegenleistung eine in 
ihrem wirtschaftlichen Gehalt gleichwertige Gegenleistung zu 
erbringen. 
 
3. Der Verkäufer hat den Inhalt des mit dem Käufer geschlossenen 
Vertrages den anderen Gesellschaftern unverzüglich schriftlich 
mitzuteilen. Das Vorkaufsrecht kann nur bis zum Ablauf von vier 
Monaten seit Empfang dieser Mitteilung und nur durch schriftliche 
Erklärung gegenüber dem Verkäufer ausgeübt werden. 
 

 
 

 
§ 15 

Verfügungen über Geschäftsanteile – Ankaufsrecht 
 

1. Jede Verfügung über einen Geschäftsanteil oder Teil eines 
Geschäftsanteils, insbesondere auch seine Belastung mit einem 
Pfand- oder Nießbrauchrecht, bedarf der einstimmigen 
Zustimmung der Gesellschafterversammlung. Entsprechendes 
gilt für die Begründung eines Treuhandverhältnisses und 
entsprechende Verpflichtungsgeschäfte. 
 
2. Will ein Gesellschafter seinen Geschäftsanteil abtreten, so 
hat er ihn zunächst den übrigen Gesellschaftern zum Kauf 
anzubieten. Für die Ausübung dieses Ankaufsrechts gelten 
sodann die gesetzlichen Bestimmungen über das Vorkaufsrecht 
sinngemäß, jedoch mit der Maßgabe, dass die Frist zur 
Ausübung des Ankaufsrechts vier Monate beträgt und dass 
mehreren ankaufsberechtigten Gesellschaftern das 
Ankaufsrecht im Verhältnis der Höhe ihrer Geschäftsanteile 
zusteht; dabei kommt der Verzicht eines oder einzelner 
Gesellschafter den übrigen Gesellschaftern zugute. Macht 
keiner der Gesellschafter von seinem Ankaufsrecht Gebrauch 
oder verzichten alle Gesellschafter auf ihr Ankaufsrecht, so ist 
der Geschäftsanteil weiterhin der Gesellschaft selbst oder 
einem von ihr zu benennenden Dritten zum Kauf anzubieten; für 
dieses Ankaufsrecht gelten die vorstehenden Bestimmungen 
über das Ankaufsrecht der Gesellschafter entsprechend. Erst 
wenn auch dieses Ankaufsrecht durch Fristablauf oder Verzicht 
erloschen ist, kann der Geschäftsanteil anderweitig abgetreten 
werden; in diesem Fall gilt die Zustimmung der übrigen 
Gesellschafter als erteilt. 
 
3. Das Zustimmungserfordernis nach § 46 Nr. 4 GmbHG bleibt 
unberührt. 
 
 

 
 
 
§ 15 wurde neu gefasst. Hier bestand Regelungsbedarf, da das Vorkaufsrecht bisher 
nicht hinreichend geregelt war.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilung, Zusammenlegung und Einziehung bedarf immer der Zustimmung der 
Gesellschafterversammlung.  

 
§ 16 

Einziehung von Geschäftsanteilen 
 
1. Die Einziehung von Geschäftsanteilen ist mit Zustimmung des 
jeweiligen Gesellschafters jederzeit zulässig. 
 

 
§ 16 

Einziehung von Geschäftsanteilen 
 
 

 
 

 
§ 16 wurde konkretisiert 
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2. Die Einziehung von Geschäftsanteilen eines Gesellschafters ohne 
dessen Zustimmung ist zulässig, wenn 
 
 
 
a) der Geschäftsanteil von einem Gläubiger des Gesellschafters 
gepfändet oder sonst in diesen vollstreckt wird und die 
Vollstreckungsmaßnahme nicht innerhalb von zwei Monaten 
aufgehoben wird, 
 
b) über das Vermögen des Gesellschafters das Konkurs- oder 
Vergleichsverfahren eröffnet oder die Eröffnung eines solchen 
Verfahrens mangels Masse abgelehnt wird oder der Gesellschafter 
die Richtigkeit seines Vermögensverzeichnisses an Eides Statt zu 
versichern hat, 
 
c) in der Person des Gesellschafters ein seine Ausschließung 
rechtfertigender Grund vorliegt, 
 
d) der Gesellschafter Auflösungsklage erhebt. 
 
3. Steht ein Geschäftsanteil mehreren Gesellschaftern 
gemeinschaftlich zu, so genügt es, wenn ein Einziehungsgrund in 
der Person eines der Mitgesellschafter vorliegt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. Der Geschäftsanteil eines Mitglieds der Gesellschaft kann 
ohne dessen Zustimmung durch Beschluss der Mitglieder der 
Gesellschaft, der mit mindestens 2/3 der abgegebenen 
Stimmen zu fassen ist, eingezogen werden, wenn 
 
a) der Geschäftsanteil von einem Gläubiger des Gesellschafters 
gepfändet oder sonst in diesen vollstreckt wird und die 
Vollstreckungsmaßnahme nicht innerhalb von zwei Monaten 
aufgehoben wird, 

 
b) über das Vermögen des Gesellschafters das 
Insolvenzverfahren eröffnet oder die Eröffnung eines solchen 
Verfahrens mangels Masse abgelehnt wird oder der 
Gesellschafter die Richtigkeit seines Vermögensverzeichnisses 
an Eides Statt zu versichern hat, 

 
c) in der Person des Gesellschafters ein seine Ausschließung 
rechtfertigender Grund vorliegt, 

 
d) der Gesellschafter Auflösungsklage erhebt. 
 
3. Steht ein Geschäftsanteil mehreren juristischen Personen 
gemeinschaftlich zu, kann gegenüber diesen Personen auch 
dann nach Absatz 1 verfahren werden, wenn die 
Voraussetzungen des Abs. 1 nur in der Person einer 
mitberechtigten Person vorliegen, es sei denn, diejenige Person, 
bei der die Voraussetzungen des Absatz 1 erfüllt sind, scheidet 
vor der Beschlussfassung (nach Abs. 1) aus der Gemeinschaft 
hinsichtlich des Geschäftsanteiles aus. 

 
4. Das betroffene Mitglied der Gesellschaft hat kein Stimmrecht. 

 
5. In allen Fällen, in denen nach diesem Vertrag die Einziehung 
der Geschäftsanteile vorgesehen ist, können die verbleibenden 
Mitglieder der Gesellschaft anstelle der Einziehung die 
wirksame Übertragung des Geschäftsanteiles des betroffenen 
Gesellschafters beschließen, und zwar auf die Gesellschaft, die 
verbleibenden Mitglieder der Gesellschaft oder einen oder 
mehrere dritte Personen, sofern die Person, die die Abtretung 
empfängt, spätestens im Zeitpunkt der Beschlussfassung sein 
Einverständnis zur Übernahme des Geschäftsanteiles erklärt. 
Der Beschluss muss mit der Mehrheit beschlossen werden, die 
gemäß Absatze 2 für die Beschlussfassung über die Einziehung 
erforderlich gewesen wäre. Beschlussfassung und 
Einverständniserklärung der übernehmenden Person bedürfen 
der notariellen Beurkundung. Der übernehmenden Person 
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4. Die Einziehung wird durch den Geschäftsführer aufgrund eines 
vorherigen Beschlusses der Gesellschafterversammlung erklärt. 
 

obliegt die Abfindungslast nach Maßgabe dieses 
Gesellschaftsvertrages. 
 
6. Die Einziehung und der Erwerb durch die Gesellschaft sind 
ausnahmslos nur zulässig, wenn die Abfindung gezahlt werden 
kann, ohne das Stammkapital an-zugreifen.  
 
7. Die Einziehung wird durch die Geschäftsführung im Sinne des 
§ 35 GmbHG erklärt. 
 

 
 

 
§ 17 

Kündigung der Beteiligung 
 

1. Jeder Gesellschafter kann seine Beteiligung unter Einhaltung 
einer Frist von einem Jahr zum Ende eines Geschäftsjahres, 
erstmals jedoch zum 31. Dezember 2007 und danach wieder 
jeweils zum Ablauf von weiteren fünf Geschäftsjahren, durch 
eingeschriebenen Brief gegenüber den anderen Gesellschaftern 
kündigen. 
 
2. Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 
Ein wichtiger Grund ist insbesondere in der Beendigung des 
Entsorgungsvertrages mit dem Kreis Warendorf zu sehen. 
 
3. Durch die Kündigung wird die Gesellschaft nicht aufgelöst. Der 
kündigende Gesellschafter scheidet mit dem Kündigungstermin aus 
der Gesellschaft aus, die von den verbleibenden Gesellschaftern 
fortgesetzt wird, sofern die Gesellschafterversammlung nicht die 
Auflösung beschließt. 
 
4. Der ausscheidende Gesellschafter ist verpflichtet, nach Wahl der 
Gesellschaft seinen Anteil auf die Gesellschaft selbst, auf die 
anderen Gesellschafter oder auf einen Dritten zu übertragen. 
 

 
 

unverändert 

 
 
 

 
§ 18 

Vergütung für Geschäftsanteile 
 

1. Scheidet ein Gesellschafter durch Kündigung aus oder wird sein 
Geschäftsanteil eingezogen, so ist die Vergütung für seinen 
Geschäftsanteil aufgrund einer auf den Tag des Ausscheidens 
aufzustellenden Anteilsbewertung festzustellen. 
 
2. Für die Anteilsbewertung ist das Sachanlagevermögen der 
Gesellschaft mit dem Sachzeitwert anzusetzen, soweit 

 
§ 18 

Vergütung für Geschäftsanteile 
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Gegenstände des Sachanlagevermögens allerdings zur Erfüllung 
von Entsorgungspflichtaufgaben eingesetzt wurden, höchstens mit 
dem Wert, den die Gesellschaft bei der Entgeltkalkulation als 
Abschreibungsbasis zugrunde zu legen hatte, vermindert um die 
hierbei bislang tatsächlich in Ansatz gebrachten Abschreibungen 
einschließlich Sonderabschreibungen und Wertberichtigungen. Ein 
Firmenwert bleibt insoweit außer Ansatz. 
3. Das sich ergebende Abfindungsguthaben ist vom Tage des 
Ausscheidens an bis zum Tage der Auszahlung mit 2 % p.a. über 
dem jeweiligen Diskontsatz der Deutschen Bundesbank zu 
verzinsen. Es ist in fünf gleichen Jahresraten auszuzahlen. Die erste 
Jahresrate ist fällig sechs Monate nach dem Tag des Ausscheidens. 
 
4. Die Auszahlungsbeträge können jederzeit vor Fälligkeit ganz oder 
teilweise geleistet werden. Vorzeitige Zahlungen sind auf die 
letzten fälligen Raten zu verrechnen. 
 
5. Bei der Anteilsbewertung ist auf Verlangen eines Gesellschafters 
auf dessen Kosten ein Sachverständiger hinzuzuziehen. Kann man 
sich über dessen Person nicht einigen, so bestimmt ihn der 
Präsident der Industrie- und Handelskammer in 
Münster/Westfalen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
3. Das sich ergebende Abfindungsguthaben ist vom Tage des 
Ausscheidens an bis zum Tage der Auszahlung mit 2 % p.a. über 
dem Basiszinssatz nach § 247 BGB zu verzinsen. Es ist in fünf 
gleichen Jahresraten auszuzahlen. Die erste Jahresrate ist fällig 
sechs Monate nach dem Tag des Ausscheidens. 
 

 
 
 
 
 
 
 
Absatz 3 wurde angepasst. Nach BGB ist seit 2002 der Basiszins idR maßgeblich für 
eine Verzinsung. 

 
§ 19 

Geschäftsjahr 
 

Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr 
beginnt mit der Eintragung der Gesellschaft in das Handelsregister 
und endet am nächstfolgenden 31. Dezember. 
 

 
 

unverändert 

 

 
 

§ 20 
Kooperationsversprechen 

 
1. Die Gesellschafter verpflichten sich, der Gesellschaft ihr 
Erfahrungswissen (das Erfahrungswissen ihrer Gesellschafter und 
verbundener Unternehmen) bei Planung, Bau, Finanzierung und 
Betrieb von Anlagen zur stofflichen Verwertung und Behandlung 
von Abfällen sowie sonstigen vom Abfallwirtschaftskonzept 
vorgesehenen Aufgaben zu marktüblichen Konditionen zur 
Verfügung zu stellen.  
 
2. Die Gesellschaft beschafft die erforderlichen Finanzmittel in 
geeigneter Weise, wobei die Gesellschafter sich im Rahmen ihrer 

 
 

§ 20 
Kooperationsversprechen 
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Möglichkeiten - zumindest im Verhältnis ihrer Beteiligung - 
bemühen werden, der Gesellschaft optimale 
Finanzierungsvoraussetzungen zu verschaffen. 
 
3. Projektgebundene Finanzierungshilfen wie Zuschüsse (z.B. 
Bundes-, Landes- und EG-Mittel) und zinsbegünstigte Darlehen hat 
jeder Gesellschafter der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen. 
 
 

 
 
 
 
3. Projektgebundene Finanzierungshilfen wie Zuschüsse (z.B. 
Bundes-, Landes- und EU-Mittel) und zinsbegünstigte Darlehen 
hat jeder Gesellschafter der Gesellschaft zur Verfügung zu 
stellen. 
 
 

 
 
 
 
Absatz 3 wurde auf den aktuellen Stand gebracht 

 
§ 21 

Schlussbestimmungen 
 

1. Sollten einzelne Bestimmungen des Gesellschaftsvertrages 
rechtsunwirksam sein oder werden, so wird hierdurch die 
Rechtswirksamkeit des Gesellschaftsvertrages im Übrigen nicht 
berührt. Die Gesellschafter sind in diesem Falle verpflichtet, darin 
mitzuwirken, dass der mit der betreffenden Bestimmung verfolgte 
Zweck im Rahmen des gesetzlich Möglichen erreicht und die 
rechtsunwirksame Bestimmung, ggf. rückwirkend, durch eine 
rechtswirksame ersetzt wird. Ergibt sich bei der Durchführung 
dieses Gesellschaftsvertrages eine regelungsbedürftige Lücke, ist 
entsprechend zu verfahren. 
 
2. Die Vertragspartner verpflichten sich, die Durchführung dieser 
Vereinbarung nach Kräften zu fördern und alles zu unterlassen, was 
dieses Ziel sowie den beabsichtigten Gegenstand der Gesellschaft 
negativ beeinflussen könnte. 
 
3. Soweit dieser Gesellschaftsvertrag keine abweichenden 
Regelungen enthält, findet das GmbH-Gesetz Anwendung. 
 
4. Die Veröffentlichungen der Gesellschaft erfolgen im 
Bundesanzeiger und in dem für die Veröffentlichungen des 
Handelsregisters in Ennigerloh vorgeschriebenen amtlichen 
Mitteilungsblatt, und zwar in dem an erster Stelle genannten Blatt 
sowie im Amtsblatt des Kreises Warendorf. 
 

 
§ 21 

Schlussbestimmungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Die Veröffentlichungen der Gesellschaft erfolgen im 
elektronischen Bundeanzeiger sowie im Amtsblatt des Kreises 
Warendorf. 
 
 
 
5. Im Sinne einer besseren Lesbarkeit des Textes wurde auf eine 
alle Geschlechter erfassende Darstellung 
geschlechtsspezifischer, personenbezogener Hauptwörter 
verzichtet. Alle Personen sind unabhängig von ihrem Geschlecht 
von den Inhalten dieses Gesellschaftsvertrages gleichermaßen 
angesprochen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 4 wurde angepasst. Die örtliche Bekanntmachung (z.B. in der Zeitung) ist 
nach GmbHG nicht mehr geschuldet. 
 
 
 
 
Es wurde ein neuer Absatz 5 ergänzt, um allen Personen unabhängig von ihrem 
Geschlecht gerecht zu werden. 
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§ 22 

Schiedsgericht 
 
Alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag werden unter Ausschluss der 
staatlichen Gerichte durch ein Schiedsgericht entschieden. Die 
Einzelheiten regelt die anliegende Schiedsgerichtsvereinbarung 

 

 
§ 22 

Schiedsgericht 
 
Alle Streitigkeiten aus diesem Vertrag werden unter Ausschluss 
der staatlichen Gerichte durch ein Schiedsgericht entschieden. 
Die Einzelheiten regelt die Schiedsgerichtsordnung der 
Deutschen Institution für Schiedsgerichtsbarkeit (DIS) in der 
jeweils gültigen Fassung. 
 

 
Eine Schiedsgerichtsvereinbarung ist nicht benannt gewesen. Daher wurde nun auf 
die bewährte Schiedsgerichtsordnung der Deutschen Institution für 
Schiedsgerichtsbarkeit (DIS) in der jeweils gültigen Fassung Bezug genommen.  
Link zur Schiedsgerichtordnung: 
https://www.disarb.org/fileadmin/user_upload/Werkzeuge_und_Tools/2018_DIS-
Schiedsgerichtsordnung.pdf 
 

 
§ 23 

Kosten 
 

Die mit der Erweiterung des Gesellschafterbestandes verbundenen 
Kosten tragen die Gesellschafter im Verhältnis ihrer 
Stammeinlagen zueinander. 
 

 
unverändert 

 
 

 

 

 

https://www.disarb.org/fileadmin/user_upload/Werkzeuge_und_Tools/2018_DIS-Schiedsgerichtsordnung.pdf
https://www.disarb.org/fileadmin/user_upload/Werkzeuge_und_Tools/2018_DIS-Schiedsgerichtsordnung.pdf
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Synopse zur Satzungsänderung der 

Kommunale Abfallwirtschaftsgesellschaft des Kreises Warendorf mbH (AWG Kommunal) 

 

Alte Fassung Neue Fassung Bemerkung 

 
1. Firma und Sitz der Gesellschaft  
 
1.1 Die Gesellschaft führt die Firma „Kommunale Abfallwirtschaftsge-
sellschaft des Kreises Warendorf mbH (AWG kommunal)." 
 
1.2 Sitz der Gesellschaft ist Ennigerloh 
 

 
unverändert 

 

 
2. Gegenstand des Unternehmens 
 
2.1 Gegenstand des Unternehmens ist die Abfallentsorgung (Durch-
führung von Verwertungs- und Beseitigungsverfahren, einschließlich 
der Vorbereitung vor der Verwertung und Beseitigung, wie die Vorbe-
reitung zur Wiederverwendung und das Recycling), die Sammlung und 
Beförderung von Abfällen sowie die Abfallberatung einschließlich der 
Wahrnehmung aller dazugehörigen Aufgaben. Eine Betätigung außer-
halb des Gebietes des Kreises Warendorf erfolgt nur im Rahmen öf-
fentlich-rechtlicher Vereinbarungen gemäß GkG NRW. 
 
2.2 Die Gesellschaft darf im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften und 
der Bestimmungen dieses Gesellschaftsvertrages alle Geschäfte und 
sonstigen Maßnahmen vornehmen, die dem unter Ziffer 2.1 genann-
ten Unternehmensqegenstand unmittelbar und mittelbar dienlich 
sind. Die Gesellschaft darf im Rahmen ihres Unternehmensgegenstan-
des gern. Ziff. 2.1 nach vorheriger Entscheidung des Kreistages andere 
Unternehmen gründen, übernehmen oder sich an ihnen beteiligen. 
 
2.3 Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirtschaftsgrundsätzen 
im Sinne des § 109 GO NRW zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so 
zu führen, dass der öffentliche Zweck nachhaltig erfüllt wird. 
 

 
unverändert 

 

 
3. Geschäftsjahr und Beginn der Gesellschaft 
 
3.1 Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 

 
unverändert 

 

Ö  11Ö  11
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3.2 Die Gesellschaft beginnt mit ihrer Gründung und ist auf unbe-
stimmte Zeit errichtet. 
 

 
4. Stammkapital 
 
4.1 Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt EUR 250.000,00 (in 
Worten: Euro Zweihundertfünfzigtausend). 
 
Darauf übernimmt eine Stammeinlage in derselben Höhe der Kreis 
Warendorf. 
 
4.2 Die Stammeinlagen des Gesellschafters wurden mit 25.000 € in bar 
geleistet und 225.000 € stammen aus Eigenmitteln. Die Stammeinlage 
ist angemessen zu verzinsen. 
 

 
unverändert 

 

 
5. Gesellschafterversammlung 
 
5.1 Die Gesellschafterversammlung wird nach Bedarf, mindestens je-
doch einmal im Geschäftsjahr als ordentliche Gesellschafterversamm-
lung, durch die Geschäftsführung schriftlich durch normalen Brief un-
ter Mitteilung der Tagesordnung und Übersendung der dazugehörigen 
Unterlagen einberufen. Zwischen dem Tag der Aufgabe dieses Briefs 
zur Post und dem Versammlungstag müssen mindestens 14 Kalender-
tage liegen. Für die Berechnung der Frist ist der Tag der Absendung der 
Einladung maßgebend. In dringenden Fällen kann auch mit einer kür-
zeren Frist eingeladen werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
5.2 Der Kreis Warendorf wird in der Gesellschafterversammlung durch 
jeweils einen Vertreter jeder Kreistagsfraktion sowie den Landrat oder 
einer/einem von ihm vorgeschlagenen Bediensteten des Kreises Wa-
rendorf vertreten. Die Vertreter des Kreises Warendorf in der Gesell-
schafterversammlung haben die Interessen des Kreises zu verfolgen. 
Die Gesellschaftervertreter können ihre Stimme nur einheitlich abge-
ben. Die Vertreter sind an Beschlüsse des Kreistages und seiner Aus-
schüsse gebunden. Sie haben den Kreistag über alle Angelegenheiten 

 
5. Gesellschafterversammlung 
 
5.1 Die Einberufung der Gesellschafterversammlung erfolgt durch Ein-
ladung in Textform der Gesellschafter durch die Geschäftsführung i.S 
d. § 35 GmbHG unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung. Wird 
die Gesellschafterversammlung ganz oder teilweise als Videokonfe-
renz abgehalten, sind die Einwahldaten für die Videokonferenz separat 
(neben der Einladung) zu übermitteln.  
 
Die Einberufung hat mit einer Frist von mindestens zwei Wochen zu 
erfolgen. Der Tag der Einberufung und der Tag der Sitzung werden 
hierbei nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann die Ladungsfrist 
angemessen verkürzt und eine andere Form der Einladung gewählt 
werden. 
 
Die Gesellschafterversammlung wird nach Bedarf, mindestens jedoch 
einmal im Geschäftsjahr nach Ablauf des Geschäftsjahres als ordentli-
che Gesellschafterversammlung einberufen. 
 
 
 
5.2 Der Kreis Warendorf wird in der Gesellschafterversammlung durch 
jeweils einen Vertreter jeder Kreistagsfraktion sowie den Landrat oder 
einer/einem von ihm vorgeschlagenen Bediensteten des Kreises Wa-
rendorf vertreten. Er gilt als ordnungsgemäß vertreten unabhängig 
von der Anzahl der für ihn erschienenen Vertreter. Die Vertreter des 
Kreises Warendorf in der Gesellschafterversammlung haben die Inte-
ressen des Kreises zu verfolgen. Die Gesellschaftervertreter können 
ihre Stimme nur einheitlich abgeben. Die Stimmabgabe erfolgt durch 

 
 
 
Ziffer 5. 1 wurde neu gefasst. die Einberufung soll flexibler gestaltet 
werden 
 
Bei Videokonferenzen sind anstelle der Örtlichkeit die Einwahldaten 
zu nennen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wurde zur Klarstellung ergänzt. 
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von besonderer Bedeutung frühzeitig zu unterrichten. Auf Beschluss 
des Kreistages haben die Vertreter ihr Amt jederzeit niederzulegen. 
Die Gesellschafterversammlung kann mit Einverständnis des Landrates 
Mitarbeiter der Kreisverwaltung Warendorf als Berater zu den Sitzun-
gen hinzuziehen. 
 
 
 
5.3. Über die Verhandlungen und Beschlüsse der Gesellschafterver-
sammlung ist eine Niederschrift zu fertigen, die - soweit nicht eine no-
tarielle Beurkundung erforderlich ist - vom Vorsitzenden und dem Pro-
tokollführer der Sitzung zu unterzeichnen 
und an die Teilnehmer in einfacher Kopie zu übersenden ist (im 
Folgenden „Protokoll"). Das Protokoll gilt als genehmigt, wenn nicht 
innerhalb von 2 Wochen nach Absendung des Protokolls der Ge-
schäftsführung ein schriftlicher Widerspruch mittels eingeschriebenen 
Briefs zugegangen ist. 
 

den Landrat oder dem/den von ihm bestimmten Bediensteten. Die 
Vertreter sind an Beschlüsse des Kreistages und seiner Ausschüsse ge-
bunden. Sie haben den Kreistag über alle Angelegenheiten von beson-
derer Bedeutung frühzeitig zu unterrichten. Auf Beschluss des Kreista-
ges haben die Vertreter ihr Amt jederzeit niederzulegen. Die Gesell-
schafterversammlung kann mit Einverständnis des Landrates Mitarbei-
ter der Kreisverwaltung Warendorf als Berater zu den Sitzungen hinzu-
ziehen. 
 
5.3 Beschlüsse der Gesellschaft werden grundsätzlich in Gesellschaf-
terversammlungen in Präsenz gefasst. Sie können aber auch gem. § 48 
Abs. 1 GmbHG oder gem. § 48 Abs. 2 GmbHG oder durch eine kombi-
nierte Beschlussfassung gefasst werden. Dabei legt die Geschäftsfüh-
rung die Art der Sitzung fest. In Fällen des § 48 Abs. 1 S. 2 GmbHG oder 
durch eine kombinierte Beschlussfassung haben sich Gesellschafter 
mit der Beschlussfassung in der betreffenden Form in Textform einver-
standen zu erklären. Soweit nicht zwingende Formvorschriften beste-
hen, können die Beschlüsse der Gesellschaft auf andere Art gefasst 
werden, vor allem: 

 
a) außerhalb der Gesellschafterversammlung, insbesondere im 

Umlaufverfahren in schriftlicher Form, mündlich oder per Tele-
fon, Telefax oder E-Mail 
 

b) in kombinierten Verfahren, insbesondere durch Kombination ei-
ner Versammlung einzelner Gesellschafter mit einer – vorheri-
gen, gleichzeitigen oder nachträglichen – Stimmabgabe anderer 
Gesellschafter im Sinne von a) sowie durch eine Kombination ver-
schiedener Stimmabgaben im Sinne von a) (z.B. teils schriftlich, 
teils per E-Mail, etc.).  

 
Die Gesellschafterversammlung wählt einen Vorsitzenden, der die Ver-
sammlung leitet. Über den Verlauf der Gesellschafterversammlung ist 
unverzüglich eine Niederschrift anzufertigen, in welcher Ort und Tag 
der Sitzung, die Teilnehmer, Gegenstände der Tagesordnung, die Er-
gebnisse der Verhandlungen und die Beschlüsse der Gesellschafter an-
zugeben sind. Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden zu unterzeich-
nen. Jedem Gesellschafter ist eine Abschrift der Niederschrift unver-
züglich per E-Mail oder per Brief zu übersenden. Alternativ kann die 
Niederschrift auch in einem zentralen Informationsportal hinterlegt 
werden. In diesem Fall werden die Gesellschafter per Brief oder E-Mail 
über das Hinterlegen der Niederschrift im zentralen Informationspor-
tal informiert und erhalten vorab entsprechende Zugangsmöglichkei-
ten. Bleibt sie innerhalb einer Frist von einem Monat nach Zusendung 
oder Zusendung der berichtigten Fassung unwidersprochen, trägt sie 
die Vermutung der Vollständigkeit und Richtigkeit in sich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ziffer 5.3 wurde neu gefasst, um die Durchführung der Sitzungen fle-
xibler zu gestalten und Beschlussfassungen zu erleichtern 
 
 
 
Best. Beschlüsse unterliegen bestimmten Formvorschriften (zumeist 
notarieller Beurkundung) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Da die Einberufung der Sitzung digital möglich sein soll, soll auch das 
Protokoll per Mail verschickt werden dürfen. Zudem soll den Mitglie-
dern ein Gremieninformationssystem zur Verfügung gestellt werden 
können; dies ermöglicht eine papierlose Handhabung sowie den Zu-
griff auf alle dort hinterlegten Dokumente der Vergangenheit.   
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6. Aufgaben der Gesellschafterversammlung 
 
6.1 Der Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung unterliegen 
insbesondere folgende Angelegenheiten, gleichgültig ob die nachfol-
genden Maßnahmen unmittelbar für und gegen die Gesellschaft selbst 
gelten sollen oder ob es sich um Maßnahmen handelt, die die Gesell-
schaft als Vertreterin für einen anderen treffen will:  
 
(a} Änderungen des Gesellschaftsvertrages einschließlich Kapitalerhö-
hungen und -herabsetzungen, 
(b) die Auflösung der Gesellschaft; 
(c) Feststellung des Wirtschaftsplans; 
(d) die Feststellung des Jahresabschlusses; 
(e) die Verwendung des Ergebnisses; 
(f) die Bestellung und Abberufung der Geschäftsführer; 
(g) der Erwerb und die Veräußerung von Unternehmen und Beteiligun-
gen; und 
(h) Abschluss und Änderung von Unternehmensverträgen i.S.d. §§ 291 
und 292 AktG 
(i) Wahl des Abschlussprüfers 
(j) Abschluss, Änderung oder Beendigung von Verträgen zwischen der 
Gesellschaft und Dritten, wenn diese Verträge von wesentlicher Be-
deutung für die Gesellschaft sind; es handelt sich insbesondere, aber 
nicht ausschließlich dann um Verträge von wesentlicher Bedeutung für 
die Gesellschaft, wenn die Laufzeit fünf Jahre übersteigt und/oder im 
Vertrag für die Gesellschaft finanzielle Verpflichtungen von mehr als € 
100.000,00 vorgesehen sind. 
 
6.2 Die Gesellschafterversammlung hat bei der Ausübung ihrer Aufga-
ben alle Vorgaben des KrWG zu beachten. 
 

 
 
 

unverändert 

 

  
7. Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft 
 
7.1 Die Gesellschaft hat eine/-n oder mehrere Geschäftsführer/-innen. 
Die Geschäftsführer werden durch die Gesellschafterversammlung be-
stellt und abberufen. Die Abberufung erfolgt durch Gesellschafterbe-
schluss. 
 
7.2 Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, vertritt er die Gesellschaft al-
leine. Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft 

 
7. Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft 
 
 
 
 
 
 
7.2 Ist nur ein Geschäftsführer bestellt, vertritt er die Gesellschaft al-
leine. Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft 
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jeweils von zwei Geschäftsführern gemeinsam oder von einem Ge-
schäftsführer gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten. Bei Vor-
handensein mehrerer Geschäftsführer kann die Gesellschafterver-
sammlung einem oder mehreren Geschäftsführern Einzelvertretungs-
befugnis erteilen und im Einzelfall Befreiung von den Beschränkungen 
des§ 181 BGB. 
 
 
 
 
 
 
7.3 Die Gesellschafterversammlung kann einen Katalog von Geschäf-
ten aufstellen, welche der Geschäftsführer nur mit ausdrücklicher vor-
heriger. Zustimmung der Gesellschafterversammlung vornehmen darf. 
Das kann auch in einer Geschäftsordnung für die Geschäftsführung ge-
schehen. 
 

jeweils von zwei Geschäftsführern gemeinsam oder von einem Ge-
schäftsführer gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten. Bei Vor-
handensein mehrerer Geschäftsführer kann die Gesellschafterver-
sammlung einem oder mehreren Geschäftsführern Einzelvertretungs-
befugnis erteilen und im Einzelfall Befreiung von den Beschränkungen 
des § 181 BGB. 
 
Vorstehende Regelung gilt auch für Liquidatoren. Wird die Gesellschaft 
nach § 66 Abs. 1 GmbHG von den bisherigen Geschäftsführern liqui-
diert, so besteht deren konkrete Vertretungsbefugnis auch als Liquida-
toren fort. 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Ziffer 7.2 wurde ergänzt. Fehlt diese Regelung, wären in der Regel 2 
Liquidatoren zu stellen. 

 
8. Aufgaben und Zuständigkeit der Geschäftsführung 
 
8.1.Die Geschäftsführer führen die Geschäfte der Gesellschaft eigen-
verantwortlich und mit der Sorgfalt eines ordentlichen Geschäftsman-
nes, ihre Rechte und Pflichten ergeben sich aus dem Gesetz, dem Ge-
sellschaftsvertrag, den Beschlüssen der Gesellschafterversammlung, 
dem Wirtschaftsplan der Gesellschaft und aus dem Geschäftsführer-
anstellungsvertrag sowie der Geschäftsordnung für die Geschäftsfüh-
rung. 
 
8.2 Unbeschadet der im Außenverhältnis unbeschränkten Vertre-
tungsbefugnis sind die Geschäftsführer in ihrer Geschäftsführung an 
die Weisungen der Gesellschafterversammlung gebunden. Der Gesell-
schafter erteilt seine Weisungen unter Berücksichtigung der Vorgaben 
des KrWG. 
 

 
unverändert 

 

 
9. Wirtschaftsplan 
 
9.1 Für jedes Geschäftsjahr ist ein Wirtschaftsplan aufzustellen. Der 
Wirtschaftsplan beinhaltet den Erfolgs- und Finanzplan. Darüber hin-
aus ist eine fünfjährige Finanzplanung zu erstellen und dem Kreis Wa-
rendorf zur Kenntnis zu bringen. Hierzu gehört insbesondere, dass im 
Lagebericht zur Einhaltung der öffentlichen Zwecksetzung und zur 
Zweckerreichung Stellung genommen wird. 
 

 
unverändert 
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9.2 Die Geschäftsführung hat so rechtzeitig einen Wirtschaftsplan auf-
zustellen, dass die Gesellschafterversammlung noch vor Beginn des 
Geschäftsjahres über den Wirtschaftsplan entscheiden kann. 
 
 

 
10. Jahresabschluss und Lagebericht 
 
10.1 Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind von der Geschäfts-
führung entsprechend den Vorschriften des Handelsgesetzbuches für 
große Kapitalgesellschaften aufzustellen. In dem Lagebericht ist auf die 
Einhaltung der öffentlichen Zwecksetzung und die Zweckerreichung 
entsprechend§ 108 Abs. 2 Ziffer 2 GO NRW einzugehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10.2 Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind vor der Feststellung 
des Jahresabschlusses nach den handelsrechtlichen Vorschriften für 
große Kapitalgesellschaften durch einen/eine Wirtschaftsprüfer/-in 
bzw. durch eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu prüfen. Der/die 
Abschlussprüfer/-in hat auch die Prüfung nach § 53 des Haus-
haltsqrundsätzeqesetzes (HGrG} vorzunehmen. 
 
10.3 Auch § 54 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) findet Anwendung.  
 
 
10.4 Die Gesellschafterversammlung hat innerhalb von acht Monaten 
nach Abschluss des Geschäftsjahres über die Feststellung des Jahres-
abschlusses und die Ergebnisverwendung zu beschließen. 
 

 
10. Jahresabschluss und Lagebericht 
 
10.1 Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- 
und Verlustrechnung und Anhang) sowie den Lagebericht in entspre-
chender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handels-
gesetzbuches für Kapitalgesellschaften nach Ablauf des Geschäftsjah-
res aufzustellen und von dem durch Gesellschafterbeschluss bestellten 
Abschlussprüfer prüfen zu lassen.  
 
Im Lagebericht oder im Zusammenhang damit muss zur Einhaltung der 
öffentlichen Zwecksetzung und Zweckerreichung Stellung genommen 
werden. Nach Prüfung durch den Abschlussprüfer sind Jahresabschluss 
und Lagebericht zusammen mit dem Prüfungsbericht unverzüglich der 
Gesellschafterversammlung zur Prüfung vorzulegen, die den Jahresab-
schluss prüft und ggf. feststellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
10.2 Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind vor der Feststellung 
des Jahresabschlusses nach den handelsrechtlichen Vorschriften für 
große Kapitalgesellschaften durch einen/eine Wirtschaftsprüfer/-in 
bzw. durch eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu prüfen. Der/die 
Abschlussprüfer/-in hat auch die Prüfung nach § 53 des Haus-
haltsqrundsätzeqesetzes (HGrG} vorzunehmen. 
 
10.2 Dem Kreis Warendorf werden die Befugnisse nach §§ 53, 54 Haus-
haltsgrundsätzegesetz eingeräumt. 
 
10.3 Die Gesellschafterversammlung hat innerhalb von acht Monaten 
nach Abschluss des Geschäftsjahres über die Feststellung des Jahres-
abschlusses und die Ergebnisverwendung zu beschließen. 
 

 
 
 
Ziffer 10.1 wurde aufgrund der Änderungen in § 108 GO NRW ange-
passt. § 108 GO NW schreibt nicht mehr die Prüfung für Große Kapi-
talgesellschaften vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Ziffer 10. 2 kann gestrichen werden, da dieser durch die neue Ziffer 
10.1 und 10.2 ersetzt wird. Dadurch ändern sich auch die nachfolgen-
den Nummerierungen. 
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10.5 Dem Gesellschafter stehen - unbeschadet der Rechte nach § 51 a 
GmbHG die Befugnisse gemäß §112 GO NRW zu. 
 
10.6 Die Gesellschaft weist im Anhang zum Jahresabschluss die Anga-
ben gemäß § 108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 GO NRW aus. Dies gilt erstmals für 
den Anhang des Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr 2012. 
 
10.7 Die Gesellschaft verpflichtet sich, dem Gesellschafter alle Nach-
weise und Unterlagen, die zur Erstellung eines Gesamtabschlusses 
gem. §116 GO NRW benötigt werden, form- und fristgerecht zur Ver-
fügung zu stellen. Erforderliche Auskünfte werden erteilt. 
 

10.4 Dem Gesellschafter stehen - unbeschadet der Rechte nach § 51 a 
GmbHG die Befugnisse gemäß § 112 GO NRW zu. 
 
10.6 Die Gesellschaft weist im Anhang zum Jahresabschluss die Anga-
ben gemäß § 108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 GO NRW aus. Dies gilt erstmals für 
den Anhang des Jahresabschlusses für das Geschäftsjahr 2012. 
 
10.5 Die Gesellschaft verpflichtet sich, dem Gesellschafter alle Nach-
weise und Unterlagen, die zur Erstellung des Gesamtabschlusses gem. 
§116 GO NRW benötigt werden, form- und fristgerecht zur Verfügung 
zu stellen. Erforderliche Auskünfte werden erteilt. 
 

 
 
 
Ziffer 10.6 wurde gestrichen. § 108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 GO NRW bezieht 
sich heute ausschließlich auf Unternehmen der Telekommunikation 
 
 
Aufgrund der Streichung der Ziffer 10.6 erhält dieser Absatz  eine neue 
Nummerierung 
 
 

 
11. Offenlegung 
 
Die Offenlegung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes richtet 
sich nach den maßgeblichen Vorschriften des Dritten Buches des Han-
delsgesetzbuches. Im Rahmen der Geltung des § 108 Abs. 2 Nr. 1 c GO 
NRW ist die Feststellung des Jahresabschlusses, die Verwendung des 
Ergebnisses sowie das Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses und 
des Lageberichts unbeschadet der bestehenden gesetzlichen Offenle-
gungspflichten öffentlich bekannt zu machen und der Jahresabschluss 
und der Lagebericht bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlus-
ses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten. 
 

 
11. Offenlegung 
 
Die Offenlegung des Jahresabschlusses richtet sich nach den maßgeb-
lichen Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches. Im 
Rahmen der Geltung des § 108 Abs. 2 Nr. 1 c GO NRW ist die Feststel-
lung des Jahresabschlusses, die Verwendung des Ergebnisses sowie 
das Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses unbeschadet der be-
stehenden gesetzlichen Offenlegungspflichten öffentlich bekannt zu 
machen und der Jahresabschluss bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten. 

 
 
 
Ziffer 11 wurde aufgrund der Änderungen in § 108 GO NRW angepasst 

 
12. Leistungsverkehr mit dem Gesellschafter 
 
12.1 Der Leistungsverkehr zwischen der Gesellschaft und dem Gesell-
schafter sowie diesen nahestehenden Personen hat sich bei sämtli-
chen Rechtsgeschäften nach den steuerlichen Grundsätzen über die 
Angemessenheit von Leistung und Gegenleistung zu richten. 
12.2 Verstoßen Rechtsgeschäfte oder Rechtshandlungen gegen Ziff. 
12.1, so sind sie insoweit unwirksam, als den dort genannten Personen 
ein Vorteil gewährt wird. Der/die Begünstigte ist verpflichtet, der Ge-
sellschaft Wertersatz in Höhe des ihm/ihr zugewandten Vorteils zu 
leisten. 
12.3 Besteht aus Rechtsgründen gegen einen dem Gesellschafter na-
hestehenden Dritten kein Ausgleichsanspruch oder Ist er rechtlich 
nicht durchsetzbar, so richtet sich der Anspruch gegen den Gesell-
schafter. 
12.4 Ob und in welcher Höhe ein geldwerter Vorteil entgegen der Be-
stimmung des Ziff. 12.1 gewährt worden ist, steht mit den Rechtsfol-
gen der Ziff. 12.2 nach einer rechtskräftigen Feststellung der Finanzbe-
hörde oder eines Finanzgerichts für die Beteiligten fest. 
 

 
unverändert 
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13. Schlussbestimmungen 
 
13.1 Die Gesellschaft verpflichtet sich, die Vorschriften des Gesetzes 
zur Gleichstellung von Frauen und Männern NRW (Landesgleichstel-
lungsgesetz -LGG) - anzuwenden. 
 
 
 
 
 
 
 
13.2 Sollte eine Bestimmung dieses Gesellschaftsvertrages unwirksam 
oder undurchführbar sein oder werden oder sollte dieser Gesell-
schaftsvertrag Lücken enthalten, wird die Gültigkeit der übrigen Best-
immungen hierdurch nicht berührt. In einem solchen Fall gilt anstelle 
der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung oder zur Aus-
füllung der Lücke eine Regelung, die, soweit rechtlich zulässig, dem am 
nächsten kommt, was die Vertragschließenden gewollt haben oder 
nach dem Sinn und Zweck des Gesellschaftsvertrages gewollt hätten, 
wenn sie den Punkt bedacht hätten. 
 
13.3 Die gesetzlich vorgeschriebenen Bekanntmachungen der Gesell-
schaft erfolgen ausschließlich im elektronischen Bundesanzeiger. 
 
 
 
13.4 Den gesellschaftsrechtlichen Gründungsaufwand bis zu einer 
Höhe von 1.500 Euro, insbesondere Notar- und Gerichtskosten (Beur-
kundung, Anmeldung, Eintragung, Bekanntmachung, Grundbuchein-
tragung oder -berichtigung), trägt die Gesellschaft. 
 

 
13. Schlussbestimmungen 
 
13.1 Die Gesellschaft verpflichtet sich, die Vorschriften des Gesetzes 
zur Gleichstellung von Frauen und Männern NRW (Landesgleichstel-
lungsgesetz - LGG)  anzuwenden. 
 
Im Sinne einer besseren Lesbarkeit des Textes wurde auf eine alle Ge-
schlechter erfassende Darstellung geschlechtsspezifischer, personen-
bezogener Hauptwörter verzichtet. Alle Personen sind unabhängig von 
ihrem Geschlecht von den Inhalten dieses Gesellschaftsvertrages 
gleichermaßen angesprochen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
13.3 Die gesetzlich vorgeschriebenen Bekanntmachungen der Gesell-
schaft erfolgen ausschließlich im elektronischen Bundesanzeiger. 
 
 
 
13.3 Den gesellschaftsrechtlichen Gründungsaufwand bis zu einer 
Höhe von 1.500 Euro, insbesondere Notar- und Gerichtskosten (Beur-
kundung, Anmeldung, Eintragung, Bekanntmachung, Grundbuchein-
tragung oder -berichtigung), trägt die Gesellschaft. 
 

 
 
 
Ziffer 13 wurde ergänzt, um allen Personen unabhängig von ihrem Ge-
schlecht gerecht zu werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Zur Vermeidung von Irritationen wird Ziffer 13.3 gestrichen. 
 
 
 
 
Aufgrund der Streichung der Ziffer 13.3 erhält dieser Absatz  eine neue 
Nummerierung 
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Synopse zur Satzungsänderung der 
 ECOWEST Entsorgungsverbund Westfalen GmbH 

 
 

Alte Fassung Neue Fassung Bemerkung 

 
§ 1 

Name, Sitz und Dauer der Gesellschaft/ 
Geschäftsjahr/Bekanntmachungen 

 
1. Die Gesellschaft führt die Firma ECOWEST Entsorgungsverbund Westfa-

len GmbH 
 

2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Ennigerloh. 
 

3. Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 
 

4. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  
 
5. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen - soweit gesetzlich vor-

geschrieben - ausschließlich im elektronischen Bundesanzeiger. 
 

 
 

unverändert 

 

 
§ 2 

Gegenstand der Gesellschaft 
 

1. Gegenstand der Gesellschaft ist die Aufbereitung von Abfällen zu Sekun-
därbrennstoffen (SBS) und Ersatzbrennstoffen (EBS). Dazu gehören auch 
die Verwertung, insbesondere im Sinne einer Vermarktung des SBS und 
EBS sowie der sonstigen anfallenden Wertstoffe und die Vermittlung von 
Abfallverbringung. In Erfüllung dieser Aufgaben nimmt die Gesellschaft 
Aufgaben nach den abfallrechtlichen Bestimmungen wahr. Die Gesell-
schaft kann darüber hinaus Aufgaben der Gewerbeabfallentsorgung 
übernehmen bzw. durchführen sowie die Hausmüllentsorgung in den 
Kreisen Warendorf und Gütersloh durchführen. Sie kann Nachsorgemaß-
nahmen sowie Bewirtschaftung von Abfallentsorgungsanlagen durchfüh-
ren. 
 

2. Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte einzugehen, die geeignet 
sind, den Gesellschaftszweck zu fördern. Die Gesellschaft darf andere Un-
ternehmen gleicher oder ähnlicher Art übernehmen, sich an ihnen betei-
ligen und ihre Geschäfte führen. Sie ist zur Errichtung von Zweignieder-
lassungen befugt. 

 

 
 

unverändert 
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3. Die Gesellschaft ist verpflichtet, nach den Wirtschaftsgrundsätzen im 
Sinne des § 109 GO NRW zu verfahren. Dabei ist die Gesellschaft so zu 
führen, dass der öffentliche Zweck nachhaltig erfüllt wird. 

 

 
§ 3 

Stammkapital/Stammeinlagen 
 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 1.000.000,00 € (in Worten: eine Million 
Euro). 
 
Am Stammkapital sind beteiligt: 
 

 die Abfallwirtschaftsgesellschaft des Kreises Warendorf mbH 
mit einem Geschäftsanteil Nr. 1 i.H.v. 127.500,00 € und mit einem Ge-
schäftsanteil Nr. 3 i.H.v. 382.500,00 € (= 51 %) 

 

 die Gesellschaft zur Entsorgung von Abfällen Kreis Gütersloh mbH (GEG-
mbH) 
mit einem Geschäftsanteil Nr. 2 i.H.v. 122.500,00 € und mit einem Ge-
schäftsanteil Nr. 4 i.H.v. 367.500,00 € (= 49 %). 

 
Die Mitglieder der Gesellschaft leisten ihre Stammeinlagen in bar. 
 

 
 

unverändert 

 

 
§ 4 

Organe der Gesellschaft 
 
Die Organe der Gesellschaft sind: 
 

a)   die Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft, 
b)   die Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG 

 
 

 
 

unverändert 

 

 
§ 5 

Nachschüsse 
 

1. Die Mitglieder der Gesellschaft können mit zwei Dritteln der vorhandenen 
Stimmen die Einzahlung von Nachschüssen beschließen, wenn alle Stammein-
lagen voll eingezahlt sind. Die Nachschusspflicht jedes Mitglieds der Gesell-
schaft ist insgesamt auf einen Betrag von 200 % der von ihm übernommenen 
Stammeinlagen beschränkt. 
 

2. Die eingeforderten Nachschüsse sind binnen zwei Monaten nach der Be-
schlussfassung einzuzahlen. 

 
 

unverändert 
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§ 6 

Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft und Beschlüsse 
 

1. Beschlüsse der Gesellschaft werden in einer Versammlung der Mitglieder der 
Gesellschaft oder gem. § 48 Abs. 2 GmbHG oder durch eine kombinierte Be-
schlussfassung gefasst, soweit alle Mitglieder der Gesellschaft in der betreffen-
den Form mit der Beschlussfassung einverstanden sind. Soweit nicht zwin-
gende Formvorschriften bestehen, können die Beschlüsse der Gesellschaft auf 
andere Art gefasst werden, vor allem: 

 
 
 
 
 
a) außerhalb von Versammlungen der Mitglieder der Gesellschaft, insbesondere 

im Rundum-Verfahren in schriftlicher Form, mündlich oder per Telefon, Telefax 
oder E-Mail; 

 
b) in kombinierten Verfahren, insbesondere durch Kombination einer Versamm-

lung einzelner Mitglieder der Gesellschaft mit einer – vorherigen, gleichzeitigen 
oder nachträglichen – Stimmabgabe anderer Mitglieder der Gesellschaft im 
Sinne von a) sowie durch eine Kombination verschiedener Stimmabgaben im 
Sinne von a) (z.B. teils schriftlich, teils per E-Mail etc.). 

 
Die Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft wird nach Bedarf, mindestens 
jedoch einmal im Geschäftsjahr nach Ablauf des Geschäftsjahres als ordentliche 
Mitgliedsversammlung einberufen. 
 

2. Die Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft ist beschlussfähig, wenn min-
destens 75 % des Stammkapitals vertreten sind. Ist die Versammlung der Mit-
glieder der Gesellschaft nicht beschlussfähig, so kann mit einer Frist von min-
destens 14 Tagen eine neue Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft mit 
derselben Tagesordnung einberufen werden, die ohne Rücksicht auf die Höhe 
des vertretenen Stammkapitals beschlussfähig ist. Hierauf ist in der Einladung 
hinzuweisen. 

 
3. Je 1,00 Euro eines Geschäftsanteils gewähren eine Stimme. 

 
4. Beschlüsse in der Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft werden - so-

weit dieser Vertrag oder das Gesetz nicht etwas anderes vorschreibt - mit ein-
facher Stimmenmehrheit gefasst. Beschlüsse nach § 8 Absatz 2 Buchstaben a) 
- l) bedürfen einer Mehrheit von 2/3 der abgegebenen Stimmen. 

 

 
§ 6 

Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft und Beschlüsse 

1. Beschlüsse der Gesellschaft werden grundsätzlich in Versammlungen der 
Mitglieder der Gesellschaft in Präsenz gefasst. Sie können aber auch gem. 
§ 48 Abs. 1 GmbHG oder gem. § 48 Abs. 2 GmbHG oder durch eine kom-
binierte Beschlussfassung gefasst werden. Dabei legt die Person der Ge-
schäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG die Art der Sitzung fest. In Fäl-
len des § 48 Abs. 1 S. 2 GmbHG oder durch eine kombinierte Beschluss-
fassung haben sich alle Mitglieder der Gesellschaft mit der Beschlussfas-
sung in der betreffenden Form in Textform einverstanden zu erklären. So-
weit nicht zwingende Formvorschriften bestehen, können die Beschlüsse 
der Gesellschaft auf andere Art gefasst werden, vor allem: 
 

a) außerhalb von Versammlungen der Mitglieder der Gesellschaft, insbeson-
dere im Umlaufverfahren in schriftlicher Form, mündlich oder per Tele-
fon, Telefax oder E-Mail; 
 

b) in kombinierten Verfahren, insbesondere durch Kombination einer Ver-
sammlung einzelner Mitglieder der Gesellschaft mit einer – vorherigen, 
gleichzeitigen oder nachträglichen – Stimmabgabe anderer Mitglieder der 
Gesellschaft im Sinne von a) sowie durch eine Kombination verschiedener 
Stimmabgaben im Sinne von a) (z.B. teils schriftlich, teils per E-Mail, etc.).  

 
Die Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft wird nach Bedarf, min-
destens jedoch einmal im Geschäftsjahr nach Ablauf des Geschäftsjahres 
als ordentliche Mitgliederversammlung einberufen. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
Absatz 1 wurde neu gefasst, um die Durch-
führung der Sitzungen flexibler zu gestalten 
und Beschlussfassung zu erleichtern  
 
 
 
Best. Beschlüsse unterliegen bestimmter 
Formvorschriften (zumeist notarieller Beur-
kundung) 
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5. Jedes Mitglied der Gesellschaft kann aufgrund entsprechender Kreistagsbe-
schlüsse zwei Personen zur Vertretung in die Versammlung der Mitglieder der 
Gesellschaft entsenden. Diese Personen können sich jeweils gegenseitig ver-
treten. Daneben vertritt stets mindestens eine Person der Geschäftsführung im 
Sinne des § 35 GmbHG von ggfs. mehreren das jeweilige Mitglied der Gesell-
schaft in der Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft. Alle zur Vertretung 
des Mitglieds der Gesellschaft bestellten Personen können nur einheitlich ab-
stimmen. 

 
6. Zur Umsetzung der Bestimmungen des § 113 Absatz 2 GO NRW können die Or-

gane der Mitglieder der Gesellschaft durch entsprechende Kreistagsbeschlüsse 
ermächtigt werden, die Aufgabe der von den Kreistagen zur Vertretung bestell-
ten Personen zu übernehmen. 

 
7. Die Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft wählt eine Person zum Vor-

sitz, die die Versammlung leitet. Über den Verlauf der Versammlung der Mit-
glieder der Gesellschaft ist unverzüglich eine Niederschrift anzufertigen, in wel-
cher Ort und Tag der Sitzung, die Teilnehmer, Gegenstände der Tagesordnung, 
die Ergebnisse der Verhandlungen und die Beschlüsse der Mitglieder der Ge-
sellschaft anzugeben sind. Die Niederschrift ist von der Person des Vorsitzes zu 
unterzeichnen. Jedem Mitglied der Gesellschaft ist eine Abschrift der Nieder-
schrift unverzüglich zu übersenden. Bleibt sie innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach Zusendung oder Zusendung der berichtigten Fassung unwider-
sprochen, trägt sie die Vermutung der Vollständigkeit und Richtigkeit in sich. 

 
 
 
 
 
 

 
8. Die Vertretung der beiden Kreise in der Versammlung der Mitglieder der Ge-

sellschaft haben die Interessen der Kreise zu verfolgen. Die Vertretung ist an 
Beschlüsse des Kreistages und seiner Ausschüsse gebunden. Sie hat den Kreis-
tag über alle Angelegenheiten von besonderer Bedeutung frühzeitig zu unter-
richten. Auf Beschluss des Kreistages haben die Personen der Vertretung ihr 
Amt jederzeit niederzulegen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 

 

7. Die Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft wählt eine Person zum 
Vorsitz, die die Versammlung leitet. Über den Verlauf der Versammlung 
der Mitglieder der Gesellschaft ist unverzüglich eine Niederschrift anzu-
fertigen, in welcher Ort und Tag der Sitzung, die Teilnehmer, Gegen-
stände der Tagesordnung, die Ergebnisse der Verhandlungen und die Be-
schlüsse der Mitglieder der Gesellschaft anzugeben sind. Die Nieder-
schrift ist von der Person des Vorsitzes zu unterzeichnen. Jedem Mitglied 
der Gesellschaft ist eine Abschrift der Niederschrift unverzüglich per E-
Mail oder per Brief zu übersenden. Alternativ kann die Niederschrift auch 
in einem zentralen Informationsportal hinterlegt werden. In diesem Fall 
werden die Mitglieder der Gesellschaft per Brief oder E-Mail über das 
Hinterlegen der Niederschrift im zentralen Informationsportal informiert 
und erhalten vorab entsprechende Zugangsmöglichkeiten. Bleibt sie in-
nerhalb einer Frist von einem Monat nach Zusendung oder Zusendung 
der berichtigten Fassung unwidersprochen, trägt sie die Vermutung der 
Vollständigkeit und Richtigkeit in sich. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 7 wurde ergänzt. Da die Einberufung 
der Sitzung bereits digital möglich ist, soll 
auch das Protokoll per Mail verschickt wer-
den dürfen. Zudem soll den Mitgliedern ein 
Gremieninformationssystem zur Verfügung 
gestellt werden können; dies ermöglicht 
eine papierlose Handhabung sowie den Zu-
griff auf alle dort hinterlegten Dokumente 
der Vergangenheit.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 7 

Einberufung der Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft 
 

1. Die Einberufung der Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft erfolgt mittels 
eingeschriebenen Briefes, Telefax oder E-Mail an die Mitglieder der Gesellschaft 
seitens der Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG unter Angabe von Ort, 

 
§ 7 

Einberufung der Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft 
 

1. Die Einberufung der Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft erfolgt 
durch Einladung in Textform der Mitglieder der Gesellschaft seitens der 
Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG unter Angabe von Ort, Zeit 

 
 
 
 
 
Abs. 1 wurde in Bezug auf die Einberufung 
allgemeiner formuliert; dies erspart die Auf-
zählung der verschiedenen Varianten. 
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Zeit und Tagesordnung. Grundsätzlich sollen die Versammlungen der Mitglieder 
der Gesellschaft am Sitz der Gesellschaft stattfinden. 
 
 

 
 
 

2. Die Einberufung hat mit einer Frist von mindestens zwei Wochen zu erfolgen. 
Der Lauf der Frist beginnt mit dem der Aufgabe des Einladungsschreibens zur 
Post folgenden Tag bzw. dem Tag nach Absendung des Faxes oder der E-Mail. 
Der Tag der Versammlung wird bei der Berechnung der Frist nicht mitgezählt. In 
dringenden Fällen kann die Ladungsfrist angemessen verkürzt und eine andere 
Form der Einladung gewählt werden. 

 
3. Eine nicht ordnungsgemäß einberufene Versammlung der Mitglieder der Gesell-

schaft kann Beschlüsse nur fassen, wenn sämtliche Mitglieder der Gesellschaft 
vertreten sind und kein Widerspruch gegen die Beschlussfassung erhoben wird. 
Soweit zwingende Vorschriften nicht entgegenstehen, ist ein Verzicht auf alle 
satzungsmäßigen und gesetzlichen Vorschriften über Form und Frist der Ladung 
zulässig. 

 

und Tagesordnung. Wird die Gesellschafterversammlung ganz oder teil-
weise als Videokonferenz abgehalten, sind die Einwahldaten für die Vide-
okonferenz separat (neben der Einladung) zu übermitteln 
 
 
 
 

2. Die Einberufung hat mit einer Frist von mindestens zwei Wochen zu erfol-
gen. Der Tag der Einberufung und der Tag der Sitzung werden hierbei nicht 
mitgerechnet. In dringenden Fällen kann die Ladungsfrist angemessen ver-
kürzt und eine andere Form der Einladung gewählt werden. 

Bei Videokonferenzen sind anstelle der Ört-
lichkeit die Einwahldaten zu nennen. 
 
 
 
 
 
Abs. 2 wurde abgeändert. Es wurde eine all-
gemeinere und kürzere Formulierung ge-
wählt. 

 
§ 8 

Aufgaben der Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft 
 

1. Die Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft nimmt alle ihr durch Gesetz 
oder durch diesen Gesellschaftsvertrag zugewiesenen Aufgaben wahr. Sie ent-
scheidet insbesondere über die Grundsätze der Unternehmenspolitik und 
kann der Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG Weisungen erteilen. 
 

2. Der Beschlussfassung durch die Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft 
unterliegen insbesondere: 

a) der Wirtschaftsplan mit fünfjähriger Finanzplanung, die Feststellung des Jah-
resabschlusses, die Verwendung des Ergebnisses; Investitionen in der Größen-
ordnung ab 100.000,- Euro. 

b) Bestellung, Abberufung und Entlastung der Personen der Geschäftsführung im 
Sinne des § 35 GmbHG; Abschluss, Änderung und Beendigung der Anstellungs-
verträge der Personen der Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG ,  

c) Wahl der Person der Abschlussprüfung im Sinne des § 318 HGB,  

d) Auflösung, Fusion oder Umwandlung der Gesellschaft, 

e) Änderungen des Gesellschaftsvertrages, Kapitalmaßnahmen, 

f) Aufnahme neuer Geschäftszweige oder Aufgabe von Tätigkeitsgebieten, 

 
 

unverändert 
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g) Abschluss, Änderung oder Beendigung von Unternehmensverträgen im Sinne 
der  
§§ 291 und 292 Abs. 1 des Aktiengesetzes, 

h) Kreditverträge mit einer Laufzeit von mehr als einem Jahr sowie wesentliche 
Rechtsgeschäfte, die entweder eine Laufzeit von mehr als vier Jahren haben 
oder durch die die Gesellschaft Verpflichtungen übernimmt, deren Betrag o-
der Wert eine von der Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft festzule-
gende Wertgrenze überschreitet,  

i) Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken und Erbbaurechten,  

j) Gründung und Veräußerung von Gesellschaften, Erwerb und Veräußerung von 
Unternehmen, Betrieben, Teilbetrieben und Beteiligungen; Errichtung und 
Auflösung von Zweigniederlassungen sowie die Übernahme der persönlichen 
Haftung für andere Unternehmen,  

k) jede Gewährung von Darlehen oder anderen geldwerten Leistungen ohne ent-
sprechende Gegenleistungen an Personen der Geschäftsführung im Sinne des 
§ 35 GmbHG, Mitglieder der Gesellschaft oder ihnen nahestehende Personen, 
im Übrigen jede Gewährung von Darlehen, die einen Betrag von Euro 25.000,- 
im Einzelfall oder insgesamt überschreiten, 

l) die Übertragung der Betriebsführung der SBS-/EBS-Anlage auf eine dritte Per-
son,  

m) Erteilung von Prokuren, Bestellung einer General- oder Handlungsbevollmäch-
tigten Person sowie Befreiung einer Person der Geschäftsführung im Sinne des 
§ 35 GmbHG von den Beschränkungen des § 181 BGB, 

n) Übernahme von Bürgschaften und Garantien sowie Eingehen von Wechselver-
bindlichkeiten, sofern eine von der Versammlung der Mitglieder der Gesell-
schaft festzulegende Weilgrenze überschritten wird, 

o) Erwerb von Lizenzen und Unterlizenzen, 

p) Ausübung von Rechten aus Beteiligungen der Gesellschaft, insbesondere im 
Hinblick auf die Verwendung der Gewinne der Beteiligungsgesellschaften und 
im Hinblick auf die vorstehend unter a) bis n) erwähnten Maßnahmen und 
Rechtsgeschäfte, 

q) alle Geschäfte außerhalb des üblichen Geschäftsumfangs. 
 

3. Die Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft kann weitere Gegenstände 
von ihrer Beschlussfassung abhängig machen, insbesondere eine Geschäfts-
ordnung für die Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG erlassen. 
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§ 9 

Geschäftsführung 
 

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Personen zur Geschäftsführung im 
Sinne des § 35 GmbHG. Sie wird vertreten,  
a) wenn nur eine Person der Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG vor-
handen ist, durch diese allein,  
b) wenn mehrere Personen zur Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG 
vorhanden sind, durch zwei Personen der Geschäftsführung im Sinne des § 35 
GmbHG gemeinsam oder durch eine Person der Geschäftsführung im Sinne 
des § 35 GmbHG in Gemeinschaft mit einer Person mit Prokura im Sinne des 
§ 49 HGB. 
 
 
 
 
 
 

2. Die Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG hat die Geschäfte der Gesell-
schaft nach dem Gesetz, insbesondere nach den Vorschriften der §§ 107 ff. GO 
NRW, diesem Gesellschaftsvertrag und den Beschlüssen der Versammlung der 
Mitglieder der Gesellschaft zu führen. 
 

3. Durch Beschluss der Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft kann allen 
oder einzelnen Personen der Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG Ein-
zelvertretungsbefugnis und Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB 
erteilt werden. Dies gilt auch, wenn sich alle Geschäftsanteile in der Hand eines 
Mitglieds der Gesellschaft vereinigen. 

 
4. Die Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft erlässt eine Geschäftsord-

nung für die Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG. 
 

 
§ 9 

Geschäftsführung 

1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Personen zur Geschäftsführung 
im Sinne des § 35 GmbHG. Sie wird vertreten,  
a) wenn nur eine Person der Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG 
vorhanden ist, durch diese allein,  
b) wenn mehrere Personen zur Geschäftsführung im Sinne des § 35 
GmbHG vorhanden sind, durch zwei Personen der Geschäftsführung im 
Sinne des § 35 GmbHG gemeinsam oder durch eine Person der Geschäfts-
führung im Sinne des § 35 GmbHG in Gemeinschaft mit einer Person mit 
Prokura im Sinne des § 49 HGB. 

 
Vorstehende Regelung gilt auch für Liquidatoren. Wird die Gesellschaft 
nach § 66 Abs. 1 GmbHG von den bisherigen Personen der Geschäftsfüh-
rung liquidiert, so besteht deren konkrete Vertretungsbefugnis auch als Li-
quidatoren fort. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 1 wurde ergänzt. Fehlt diese Rege-
lung, wären in der Regel 2 Liquidatoren zu 
stellen. 

 
§ 10 

Wirtschaftsplanung, Berichtswesen, 
Jahresabschluss und Lagebericht 

 
1. Die Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG hat für die Gesellschaft bis 

spätestens zum 31. Oktober eines jeden Geschäftsjahres einen Wirtschafts-
plan für das kommende Geschäftsjahr aufzustellen, der die zu erwartenden 
Aufwendungen, Erträge und Investitionen berücksichtigt, hierauf jedoch nicht 
beschränkt ist. Außerdem ist eine fünfjährige Finanzplanung zu erstellen. Die 
Pläne sind der Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft unverzüglich zur 
Beschlussfassung vorzulegen.  

 

 
§ 10 

Wirtschaftsplanung, Berichtswesen, 
Jahresabschluss und Lagebericht 
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2. Die Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG hat den Jahresabschluss (Bi-
lanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) sowie den Lagebericht nach 
Maßgabe der für große Kapitalgesellschaften geltenden Vorschriften nach Ab-
lauf des Geschäftsjahres aufzustellen und von dem durch Beschluss der Mit-
glieder der Gesellschaft bestellten Person zur Abschlussprüfung prüfen zu las-
sen. In dem Lagebericht wird zur Einhaltung der öffentlichen Zwecksetzung 
und zur Zweckerreichung Stellung genommen. Nach Prüfung durch die Person 
der Abschlussprüfung sind Jahresabschluss und Lagebericht zusammen mit 
dem Prüfungsbericht unverzüglich der Versammlung der Mitglieder der Ge-
sellschaft zur Prüfung vorzulegen, die den Jahresabschluss prüft und ggf. fest-
stellt. 

 
 
 
 

 
 

3. Den Kreisen Warendorf und Gütersloh werden die Befugnisse nach §§ 53, 54 
Haushaltsgrundsätzegesetz eingeräumt.  

 
4. In der Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft, die über den Jahresab-

schluss beschließt, ist auch darüber ein Beschluss zu fassen, ob die Geschäfts-
führung im Sinne des § 35 GmbHG entlastet wird. 

 
5. Die Verpflichtung gem. § 108 Abs. 1 Nr. 9 GO NRW (individualisierte Auswei-

sungspflicht) im Anhang zu Jahresabschluss ist einzuhalten. Die Offenlegung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts richtet sich nach den maßgebli-
chen Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches. Im Rahmen 
der Geltung des § 108 Abs. 3 Nr. 1 c GO NRW ist die Feststellung des Jahres-
abschlusses, die Verwendung des Ergebnisses sowie das Ergebnis der Prüfung 
des Jahresabschlusses und des Lageberichts unbeschadet der bestehenden 
gesetzlichen Offenlegungspflichten öffentlich bekannt zu machen und der Jah-
resabschluss und der Lagebericht bis zur Feststellung des folgenden Jahresab-
schlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten.  

 
6. Den Mitgliedern der Gesellschaft stehen – unbeschadet der Rechte nach § 51 

a GmbHG – die Befugnisse gemäß § 112 GO NRW zu. Die Gesellschaft ver-
pflichtet sich, den Mitgliedern der Gesellschaft alle Nachweise und Unterla-
gen, die zur Erstellung eines Gesamtabschlusses gem. § 116 GO NRW benötigt 
werden, form- und fristgerecht zur Verfügung zu stellen und erforderliche 
Auskünfte zu erteilen. 

 

2. Die Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG hat den Jahresabschluss 
(Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung und Anhang) sowie den Lagebe-
richt in entsprechender Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches 
des Handelsgesetzbuches für Kapitalgesellschaften nach Ablauf des Ge-
schäftsjahres aufzustellen und von dem durch Beschluss der Mitglieder 
der Gesellschaft bestellten Person zur Abschlussprüfung prüfen zu lassen. 
 
In dem Lagebericht wird zur Einhaltung der öffentlichen Zwecksetzung 
und zur Zweckerreichung Stellung genommen. Nach Prüfung durch die 
Person der Abschlussprüfung sind Jahresabschluss und Lagebericht zu-
sammen mit dem Prüfungsbericht unverzüglich der Versammlung der 
Mitglieder der Gesellschaft zur Prüfung vorzulegen, die den Jahresab-
schluss prüft und ggf. feststellt. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

5. Die Offenlegung des Jahresabschlusses richtet sich nach den maßgeb-
lichen Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches. Im 
Rahmen der Geltung des § 108 Abs. 2 Nr. 1 c GO NRW ist die Feststel-
lung des Jahresabschlusses, die Verwendung des Ergebnisses sowie 
das Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses unbeschadet der be-
stehenden gesetzlichen Offenlegungspflichten öffentlich bekannt zu 
machen und der Jahresabschluss bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten.  

 
 
 
 

Absatz 2 wurde aufgrund der Änderungen in 
§ 108 GO NRW angepasst. § 108 GO NW 
schreibt nicht mehr zwingend die Prüfung 
für Große Kapitalgesellschaften vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 5 wurde aufgrund der Änderungen in 
§ 108 GO NRW angepasst 
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§ 11 
Ergebnisverwendung und Gewinnverteilung 

 
Die Aufteilung der Gewinne sowie die Ausschüttung eines Liquidationserlöses erfol-
gen entsprechend dem Verhältnis der Stammeinlagen zueinander. 

 

 
unverändert 

 
§ 12 

Einziehung von Geschäftsanteilen 
 
1. Die Einziehung von Geschäftsanteilen ist mit Zustimmung des jeweiligen Mit-

glieds der Gesellschaft jederzeit zulässig. 
 

2. Der Geschäftsanteil eines Mitglieds der Gesellschaft kann ohne dessen Zustim-
mung durch Beschluss der Mitglieder der Gesellschaft, der mit mindestens 2/3 
der abgegebenen Stimmen zu fassen ist, eingezogen werden, 

a) wenn in der Person ein wichtiger Grund vorliegt, der die Ausschlie-
ßung aus der Gesellschaft rechtfertigt. Ein wichtiger Grund liegt ins-
besondere vor, wenn ein Mitglied der Gesellschaft nachweislich 
dreimal oder öfter innerhalb von drei Monaten aufgrund seines Lie-
fervertrages mit der Gesellschaft Abfälle anliefert, die die Gesell-
schaft etwa wegen ihres Schadstoffgehaltes nach ihrem Lieferver-
trag mit dem Mitglied der Gesellschaft nicht annehmen muss. Der 
Nachweis der nicht vertragsgemäßen Lieferung als Voraussetzung 
für die fristlose Kündigung ist schon dann erbracht, wenn die nach 
dem Liefervertrag bestellte Person zur Begutachtung die Lieferung 
als nicht vertragsgemäß einstuft. Ein wichtiger Grund liegt auch vor, 
wenn die AWG nicht mehr öffentlich beherrscht ist oder eine Gesell-
schaft, auf die der Kreis Gütersloh seinen Geschäftsanteil an der 
ECOWEST übertragen hat, nicht mehr ausschließlich den Kreis Gü-
tersloh oder Städte oder Gemeinden des Kreises Gütersloh als Mit-
glieder der Gesellschaft hat. Ein wichtiger Grund liegt weiter vor, 
wenn der Entsorgungsvertrag, eines Mitglieds der Gesellschaft mit 
der ECOWEST aus welchen Gründen auch immer endet. 

b) über das Vermögen des Mitglieds der Gesellschaft das Insolvenzver-
fahren eröffnet worden ist und nicht innerhalb von 3 Monaten seit 
der Eröffnung - ausgenommen mangels Masse - eingestellt wird. Die 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens steht hier der Nichteröffnung 
mangels Masse gleich, 

c) der Geschäftsanteil im Wege der Zwangsvollstreckung oder im In-
solvenzverfahren über das Vermögen des Mitglieds der Gesellschaft 
an eine dritte Person gelangt ist, 

d) der Geschäftsanteil des Mitglieds der Gesellschaft gepfändet und 
die Pfändung nicht innerhalb von 3 Monaten wieder aufgehoben 
wird. 

 

 
 

unverändert 
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3. Steht ein Geschäftsanteil mehreren natürlichen oder juristischen Personen ge-
meinschaftlich zu, kann gegenüber diesen Personen auch dann nach Absatz 1 
verfahren werden, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nur in der Person ei-
ner mitberechtigten Person vorliegen, es sei denn diejenige Person, bei der die 
Voraussetzungen des Absatz 1 erfüllt sind, scheidet vor der Beschlussfassung 
(nach Abs. 1) aus der Gemeinschaft hinsichtlich des Geschäftsanteiles aus. 
 

4. Das betroffene Mitglied der Gesellschaft hat kein Stimmrecht. 
 

5. In allen Fällen, in denen nach diesem Vertrag die Einziehung der Geschäftsan-
teile vorgesehen ist, kann das verbleibende Mitglied der Gesellschaft anstelle 
der Einziehung die wirksame Übertragung des Geschäftsanteiles des betroffe-
nen Mitglieds der Gesellschaft beschließen, und zwar auf die Gesellschaft, das 
verbleibende Mitglied der Gesellschaft oder einen oder mehrere dritte Perso-
nen, sofern die Person, die die Abtretung empfängt, spätestens im Zeitpunkt 
der Beschlussfassung sein Einverständnis zur Übernahme des Geschäftsantei-
les erklärt. Der Beschluss muss mit der Mehrheit beschlossen werden, die ge-
mäß der Absätze 1 und 2 für die Beschlussfassung über die Einziehung erfor-
derlich gewesen wäre. Beschlussfassung und Einverständniserklärung der 
übernehmenden Person bedürfen der notariellen Beurkundung. Der überneh-
menden Person obliegt die Abfindungslast nach Maßgabe dieses Gesellschafts-
vertrages. 

 
6. Die Einziehung und der Erwerb durch die Gesellschaft sind ausnahmslos nur 

zulässig, wenn die Abfindung gezahlt werden kann, ohne das Stammkapital an-
zugreifen.  

 
7. Die Einziehung wird durch die Personen der Geschäftsführung im Sinne des § 

35 GmbHG erklärt. 
 

 
§ 13 

Kündigung 
 
1. Jedes Mitglied der Gesellschaft kann das Gesellschaftsverhältnis mit einer Frist 

von 12 Monaten zum Ende eines Geschäftsjahres, erstmals jedoch zum 
31.12.2022, mittels eingeschriebenem Brief an die Gesellschaft kündigen. Das 
Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Ein wichtiger 
Grund liegt insbesondere in der Beendigung des Entsorgungsvertrages, der zwi-
schen der ECOWEST und dem die Kündigung aussprechenden Mitglieds der Ge-
sellschaft besteht. 
 

2. Durch die Kündigung wird die Gesellschaft nicht aufgelöst. Das kündigende Mit-
glied der Gesellschaft hat seinen Geschäftsanteil nach Verlangen auf das ver-
bleibende Mitglied der Gesellschaft gegen Abfindung durch diesen im Verhält-

 
 

unverändert 
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nis seiner Stammeinlage oder nach Wahl der Gesellschaft auf diese zu übertra-
gen oder die Einziehung zu dulden. Soweit davon kein Gebrauch gemacht wird, 
kann die Übertragung an eine noch zu benennende dritte Person verlangt wer-
den.  
 

3. Das verbleibende Mitglied der Gesellschaft kann stattdessen einstimmig in ent-
sprechender Anwendung von § 12 Abs. 4 die sofort wirksame Übertragung des 
Geschäftsanteiles beschließen. 
 

4. Abweichend von den Regelungen gemäß Abs. 2 kann das verbleibende Mitglied 
der Gesellschaft entscheiden, ob die Gesellschaft aufgelöst werden soll. Im 
Falle der ordentlichen Kündigung kann diese Entscheidung zur Auflösung der 
Gesellschaft nur bis zum Ablauf der Kündigungsfrist und im Falle der außeror-
dentlichen Kündigung nur innerhalb von 3 Monaten nach Zugang der Kündi-
gungserklärung getroffen werden. Wird die Auflösung beschlossen, so nimmt 
das kündigende Mitglied der Gesellschaft an der Liquidation der Gesellschaft 
teil, als wenn er nicht gekündigt hätte oder ausgeschieden wäre. 

 
 

 
§ 14 

Verfügung über Geschäftsanteile 
 
1. Die Verfügung über einen Geschäftsanteil oder Teile eines Geschäftsanteiles 

bedarf der einstimmigen Zustimmung der Versammlung der Mitglieder der Ge-
sellschaft. Dasselbe gilt für entsprechende Verpflichtungsgeschäfte. Einer Zu-
stimmung der Mitglieder der Gesellschaft bedarf nicht, wenn die AWG ihren 
Geschäftsanteil an den Kreis Warendorf übertragen will; ferner bedarf es kei-
ner Zustimmung, wenn die GEG ihren Geschäftsanteil auf den Kreis Gütersloh 
überträgt. 
 
 

 
 

2. Bei Abtretung an Nichtmitglieder der Gesellschaft steht den verbleibenden Mit-
gliedern der Gesellschaft ein Vorkaufsrecht zu. Dies gilt nicht in den Fällen des 
Abs. 1 Satz 2. Das Vorkaufsrecht kann nur innerhalb eines Monats von dem 
Zeitpunkt an ausgeübt werden, zu dem der mit dem Nichtmitglied der Gesell-
schaft abgeschlossene Kaufvertrag der Gesellschaft zur Prüfung der Ausübung 
des Vorkaufsrechts vorgelegt wird. Die Vorlage hat durch eingeschriebenen 
Brief an die Gesellschaft zu erfolgen. Macht das verbleibende Mitglied der Ge-
sellschaft davon nicht innerhalb der bestimmten Frist Gebrauch, geht das Recht 
wiederum auf die Gesellschaft über. Der Erwerb durch vorkaufsberechtigte 
Personen unterliegt nicht der Zustimmung der Mitglieder der Gesellschaft nach 
Abs. 1. 

 

 
§ 14 

Verfügung über Geschäftsanteile 
 

1. Jede Verfügung über einen Geschäftsanteil oder Teil eines Geschäftsan-
teils, insbesondere auch seine Belastung mit einem Pfand- oder Nieß-
brauchrecht, bedarf der einstimmigen Zustimmung der Versammlung der 
Mitglieder der Gesellschaft. Entsprechendes gilt für die Begründung eines 
Treuhandverhältnisses und entsprechende Verpflichtungsgeschäfte. Einer 
Zustimmung der Mitglieder der Gesellschaft bedarf nicht, wenn die AWG 
ihren Geschäftsanteil an den Kreis Warendorf übertragen will; ferner be-
darf es keiner Zustimmung, wenn die GEG ihren Geschäftsanteil auf den 
Kreis Gütersloh überträgt. 
 

2. Will ein Mitglied der Gesellschaft seinen Geschäftsanteil abtreten, so hat 
er ihn zunächst den übrigen Mitgliedern der Gesellschaft zum Kauf anzu-
bieten. Dies gilt nicht in den Fällen des Abs. 1 Satz 2. Für die Ausübung 
dieses Ankaufsrechts gelten sodann die gesetzlichen Bestimmungen über 
das Vorkaufsrecht sinngemäß, jedoch mit der Maßgabe, dass die Frist zur 
Ausübung des Ankaufsrechts vier Monate beträgt und dass mehreren an-
kaufsberechtigten Mitgliedern der Gesellschaft das Ankaufsrecht im Ver-
hältnis der Höhe ihrer Geschäftsanteile zusteht; dabei kommt der Ver-
zicht eines oder einzelner Mitglieder der Gesellschaft den übrigen Mit-
gliedern zugute. Macht keiner der Mitglieder der Gesellschaft von seinem 
Ankaufsrecht Gebrauch oder verzichten alle Mitglieder der Gesellschaft 
auf ihr Ankaufsrecht, so ist der Geschäftsanteil weiterhin der Gesellschaft 

 
§ 14 wurde neu zur Klarstellung neu gefasst. 
Jede Beeinträchtigung der freien Verfü-
gungsbefugnis ist genehmigungspflichtig 
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selbst oder einem von ihr zu benennende dritte Person zum Kauf anzu-
bieten; für dieses Ankaufsrecht gelten die vorstehenden Bestimmungen 
über das Ankaufsrecht der Mitglieder der Gesellschaft entsprechend. Erst 
wenn auch dieses Ankaufsrecht durch Fristablauf oder Verzicht erloschen 
ist, kann der Geschäftsanteil anderweitig abgetreten werden; in diesem 
Fall gilt die Zustimmung der übrigen Mitglieder der Gesellschaft als er-
teilt. 
 

3. Das Zustimmungserfordernis nach § 46 Nr. 4 GmbHG bleibt unberührt 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
Teilung, Zusammenlegung und Einziehung 
bedarf immer der Zustimmung der Gesell-
schafterversammlung  

 
§ 15 

Abfindung ausscheidender Mitglieder der Gesellschaft 
 

1. Scheidet ein Mitglied der Gesellschaft - gleich aus welchem Grunde - aus der 
Gesellschaft aus, so erhält es eine Abfindung der Gesellschaft. 
 

2. Beschließt die Gesellschaft anstelle der Einziehung die sofort wirksame Über-
tragung der Geschäftsanteile eines Mitglieds der Gesellschaft, schuldet die Per-
son des Erwerbers die Abfindung; erwerben mehrere Personen, so schuldet 
jede Person, die erwirbt, dem ausgeschiedenen Mitglied der Gesellschaft nur 
den Teil des Gegenwertes, der auf den von ihr erworbenen Teilgeschäftsanteil 
bzw. Bruchteil oder Gesamthandsanteil in den Fällen des § 18 GmbHG entfällt. 
 

3. Das Abfindungsguthaben ermittelt sich wie folgt: 
a) Auszugehen ist von dem Jahresabschluss für das letzte vor dem Stichtag 

des Ausscheidens abgeschlossenen Geschäftsjahr. Fällt der Stichtag des 
Ausscheidens auf das Ende eines Geschäftsjahres, so ist der Jahresab-
schluss dieses Geschäftsjahres maßgebend. 

b)  Die Abfindung berechnet sich auf der Grundlage der Steuerbilanz zum 
Ende des Wirtschaftsjahres, das dem Tag des Ausscheidens vorangeht o-
der mit diesem zusammenfällt. Das Abfindungsguthaben ist gleich dem 
Buchwert des Geschäfts- oder Teilgeschäftsanteils, der sich aus der Höhe 
des Eigenkapitals ergibt. Dabei sind alle Rücklagen, die offen ausgewiesen 
sind, sowie etwaige Gewinn- oder Verlustvorträge dem Eigenkapital an-
teilig zuzurechnen oder von ihm abzuziehen. Stille Reserven oder ein et-
waiger Firmenwert bleiben bei der Berechnung des Abfindungsguthabens 
außer Ansatz. Zwischenzeitliche Gewinnausschüttungen sind zu berück-
sichtigen. 
Soweit gesetzlich ein höherer Wert vorgeschrieben ist, wird dieser ge-
schuldet. 

c) Die Abfindung ist auszuzahlen in 5 gleichen Halbjahresraten. Die erste 
Rate ist fällig und zahlbar spätestens 1 Jahr nach Ausscheiden des be-
troffenen Mitglieds der Gesellschaft. Eine vorzeitige Auszahlung des ge-
samten Abfindungsbetrages oder einzelner Raten ist zulässig. 

 
 

unverändert 
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d) Der jeweils noch ausstehende Restbetrag der Abfindung ist mit 2 Prozent-
punkten über dem jeweiligen Basiszinssatz der EZB zu verzinsen. 

 

 
§ 16 

Geschäftsbeziehungen zwischen 
der Gesellschaft und den Mitgliedern der Gesellschaft 

 
1. Alle Geschäfte zwischen den Mitgliedern der Gesellschaft und der Gesellschaft 

sowie zwischen der Gesellschaft und Unternehmen, die mit den Mitgliedern 
der Gesellschaft i. S. d. § 15 AktG verbunden sind, werden dergestalt abgewi-
ckelt, dass keiner Partei handelsunübliche, unangemessene, nicht genehmigte 
oder steuerlich nicht anerkannte Vorteile gewährt werden. 
 

2. Verstoßen Rechtsgeschäfte gegen Abs. 1, so sind sie insoweit unwirksam, als 
den dort genannten Personen ein Vorteil gewährt wird. Die begünstigte Person 
ist verpflichtet, der Gesellschaft Wertersatz in Höhe des zugewendeten Vorteils 
zu leisten. Besteht aus Rechtsgründen gegen eine den Mitgliedern der Gesell-
schaft nahestehende dritte Person kein Ausgleichsanspruch oder ist er recht-
lich nicht durchsetzbar, so richtet sich der Anspruch gegen das der dritten Per-
son nahestehenden Mitglied der Gesellschaft. 
 

3. Die Kosten der Gründung der Gesellschaft trägt die Gesellschaft. 
 

 
 

unverändert 

 

 
§ 17 

Schlussbestimmungen 
 

1. Soweit dieser Vertrag keine abweichenden Regelungen enthält, findet das 
GmbH-Gesetz Anwendung. 

 
2. Das Gesellschaftsverhältnis betreffende Abreden der Mitglieder der Gesell-

schaft untereinander oder mit der Gesellschaft bedürfen zu ihrer Rechtswirk-
samkeit der Schriftform. Dasselbe gilt für Änderungen des Schriftformerforder-
nisses. Soweit, nach zwingender gesetzlicher Vorschrift eine andere Form er-
forderlich ist, bleibt diese unberührt. 

 
3. Sollten Einzelbestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder undurchführbar 

sein oder werden, so wird die Rechtsgültigkeit der übrigen Bestimmungen 
dadurch nicht berührt. Die betreffende Bestimmung ist durch eine wirksame 
oder durchführbare zu ersetzen, die dem angestrebten wirtschaftlichen Zweck 
möglichst nahekommt. Gleiches gilt, sofern sich bei Durchführung eine ergän-
zungsbedürftige Lücke ergibt. 

 

 
 

unverändert 

 



14 
 

4. Bei Abschluss des Gesellschaftsvertrages können nicht alle Möglichkeiten, die 
sich aus der künftigen Entwicklung oder aus Änderungen gesetzlicher Bestim-
mungen oder sonstiger vertragswesentlicher Umstände ergeben könnten, vo-
rausgesehen und erschöpfend geregelt werden. Die Mitglieder der Gesellschaft 
sind sich darüber einig, dass für ihre Zusammenarbeit die Grundsätze der kauf-
männischen Loyalität gelten. 

 
5. Die Gesellschaft verpflichtet sich, die Vorschriften des Gesetzes zur Gleichstel-

lung von Frauen und Männern NRW – Landesgleichstellungsgesetz (LGG) anzu-
wenden. 

 
 

 
§ 18 

Wettbewerbsverbot 
 
Die Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft kann durch Beschluss Mitglieder 
der Gesellschaft sowie Personen der Geschäftsführung im Sinne des § 35 GmbHG 
von gesetzlichen und vertraglichen Wettbewerbsverboten befreien, insbesondere 
die Betätigung in oder für andere Gesellschaften zulassen. 
 
 

 

 
 

unverändert 

 

 
§ 19 

Gerichtsstand 
 
Gerichtsstand für alle Streitigkeiten aus dem Gesellschaftsvertrag ist der Sitz der Ge-
sellschaft. 
 

 

 
 

unverändert 
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Synopse zur Satzungsänderung  

der ECOWEST Logistik GmbH 

 

alte Fassung neue Fassung Bemerkung 

 
§ 1 Name, Sitz 

 
1. Die Gesellschaft führt die Firma ECOWEST Logistik GmbH 
 
2. Sitz der Gesellschaft ist Oelde. 
 

 
 

unverändert 

 

 
§ 2 Gegenstand der Gesellschaft 

 
1. Gegenstand der Gesellschaft ist die Erfassung und der Transport von 
überlassungspflichtigen Abfällen und Gewerbeabfällen im und aus 
dem Gebiet der Kreise Warendorf und Gütersloh einschließlich damit 
zusammenhängender Leistungen. In Erfüllung dieser Aufgaben nimmt 
die Gesellschaft Aufgaben nach den abfallrechtlichen Bestimmungen 
wahr. 
 
2. Die Gesellschaft ist berechtigt, alle Geschäfte einzugehen, die geeig-
net sind, den Gegenstand des Unternehmens zu fördern. Die Gesell-
schaft darf andere Unternehmen gleicher oder ähnlicher Art überneh-
men, sich an ihnen beteiligen und ihre Geschäfte führen. Sie ist zur Er-
richtung von Zweigniederlassungen befugt, 
 

 
unverändert 

 

 
§ 3 Dauer der Gesellschaft, Geschäftsjahr 

 
1. Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. 
 
2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. Das erste Geschäftsjahr der 
Gesellschaft ist ein Rumpfgeschäftsjahr. Es beginnt mit Eintragung der 
Gesellschaft und endet mit Ablauf des darauf folgenden 31.12. 
 

 
unverändert 

 

 
§ 4 Stammkapital 

 
Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt 50.000 EURO (in Worten: 
fünfzigtausend EURO). Das Stammkapital ist in voller Höhe eingezahlt. 
 

 
unverändert 
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§ 5 Gesellschaftsorgane 

 
Organe der Gesellschaft sind 
1., die Gesellschafterversammlung, 
2. die Geschäftsführung. 
 

 
unverändert 

 

 
§ 6 Gesellschafterversammlung 

 
1. Eine ordentliche Gesellschafterversammlung findet jährlich bis spä-
testens Ende Mai statt. Eine außerordentliche Gesellschafterversamm-
lung muss von der Geschäftsführung unverzüglich einberufen werden, 
wenn dies im Interesse der Gesellschaft geboten ist. 
 
 
 
2. Die Gesellschafterversammlungen werden durch die Geschäftsfüh-
rung einberufen. Die Geschäftsführung ist zur Einberufung verpflich-
tet, wenn ein Gesellschafter dies verlangt. Die Einberufung muss 
schriftlich mittels eingeschriebenen Briefes unter Mitteilung von Ort, 
Tag, Zeit und der Tagesordnung mit einer Frist von mindestens zwei 
Wochen bei ordentlichen Gesellschafterversammlungen erfolgen. In 
dringenden Fällen kann die Ladungsfrist angemessen verkürzt werden. 
Der Lauf der Frist beginnt erst mit dem der Aufgabe zur Post folgenden 
Tag. Der Tag der Versammlung wird bei Berechnung der Frist nicht mit-
gezählt. 
 
 
 
 
 
 
3. Sind sämtliche Gesellschafter anwesend oder vertreten und mit der 
Beschlussfassung einverstanden, so können Beschlüsse auch dann ge-
fasst werden, wenn die für die Ankündigung und Einberufung gelten-
den gesetzlichen und gesellschaftsvertraglichen Vorschriften nicht ein-
gehalten sind. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 6 Gesellschafterversammlung 

 
1. Die Gesellschafterversammlung wird nach Bedarf, mindestens je-
doch einmal im Geschäftsjahr nach Ablauf des Geschäftsjahres als or-
dentliche Gesellschafterversammlung einberufen. Eine außerordentli-
che Gesellschafterversammlung muss von der Geschäftsführung un-
verzüglich einberufen werden, wenn dies im Interesse der Gesellschaft 
geboten ist. 
 
2. Die Gesellschafterversammlungen werden durch die Geschäftsfüh-
rung einberufen, Die Geschäftsführung ist zur Einberufung verpflich-
tet, wenn ein Gesellschafter dies verlangt. Die Einberufung der Gesell-
schafterversammlung erfolgt durch Einladung in Textform der Gesell-
schafter durch die Geschäftsführung i.S.d. § 35 GmbHG unter Angabe 
von Ort, Zeit und Tagesordnung. Wird die Gesellschafterversammlung 
ganz oder teilweise als Videokonferenz abgehalten, sind die Einwahl-
daten für die Videokonferenz separat (neben der Einladung) zu über-
mitteln. 
 
Die Einberufung hat mit einer Frist von mindestens zwei Wochen zu 
erfolgen. Der Tag der Einberufung und der Tag der Sitzung werden 
hierbei nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann die Ladungsfrist 
angemessen verkürzt und eine andere Form der Einladung gewählt 
werden. 
 
3. Beschlüsse der Gesellschaft werden grundsätzlich in Gesellschafter-
versammlungen in Präsenz gefasst Sie können aber auch gem. § 48 
Abs. 1 GmbHG oder gem. § 48 Abs. 2 GmbHG oder durch eine kombi-
nierte Beschlussfassung gefasst werden. Dabei legt die Geschäftsfüh-
rung der Versammlung die Art der Sitzung fest. In Fällen des § 48 Abs. 
1 Satz 2 GmbHG oder durch eine kombinierte Beschlussfassung haben 
sich Gesellschafter mit der Beschlussfassung in der betreffenden Form 
in Textform einverstanden zu erklären. Soweit nicht zwingende Form-
vorschriften bestehen, können die Beschlüsse der Gesellschaft auf an-
dere Art gefasst werden, vor allem: 
 

 
 
 
Regelung wurde verallgemeinert. 
 
 
 
 
 
 
Abs. 2 wurde abgeändert. Die Einberufung soll flexibler gestaltet wer-
den können. 
 
 
 
 
Bei Videokonferenzen sind anstelle der Örtlichkeit die Einwahldaten 
zu nennen. 
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4. Gesellschafterversammlungen finden möglichst am Sitz der Gesell-
schaft statt. Den Vorsitz der Gesellschafterversammlung übernimmt 
ein Vertreter der AWG kommunal. Die Gesellschafterversammlung be-
stimmt einen Protokollführer. 
 
 
5. Die Beschlüsse der Gesellschafter werden in der Gesellschafterver-
sammlung gefasst. Außerhalb von Versammlungen können sie, soweit 
nicht zwingendes Recht entgegensteht, durch schriftliche, fernschrift-
liche, fernmündliche, telegrafische Abstimmung oder durch Abstim-
mung per Telefax gefasst werden, falls alle Gesellschafter einverstan-
den sind und an der Abstimmung teilnehmen. 
 
6. Eine Gesellschafterversammlung ist nur beschlussfähig, wenn min-
destens 50 des Stammkapitals anwesend oder ordnungsgemäß vertre-
ten ist. Ist dies nicht der Fall, so ist unter Beachtung des Absatzes 2 
unverzüglich eine neue Gesellschafterversammlung mit gleicher Ta-
gesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf das vertretene 
Stammkapital beschlussfähig, falls hier- auf in der Einberufung hinge-
wiesen wurde. 
 
7. Jeder Gesellschafter entsendet bis zu zwei Vertreter in die Gesell-
schafterversammlung. Werden zwei Vertreter entsandt, können diese 
nur einheitlich ihre Stimme abgeben. Ferner kann sich jeder Gesell-
schafter in der Gesellschafterversammlung durch einen Mitgesell-
schafter oder einen zur Berufsverschwiegenheit verpflichteten sach-
verständigen Dritten vertreten lassen. Die Vollmacht bedarf der 
Schriftform und wird bei der Gesellschaft hinterlegt. Die Vertreter des 
Kreises Warendorf in der Gesellschafterversammlung haben die Inte-
ressen des Kreises zu verfolgen. Die Vertreter sind an Beschlüsse des 
Kreistages und seiner Ausschüsse gebunden. Sie haben den Kreistag 
über alle Angelegenheiten von besonderer Bedeutung frühzeitig zu un-
terrichten. Auf Beschluss des Kreistages haben die Vertreter ihr Amt 
jederzeit niederzulegen. 
 

a) Außerhalb der Gesellschafterversammlung, insbesondere im Um-
laufverfahren in schriftlicher Form, mündlich oder per Telefon, Telefax 
oder E-Mail 
 
b) In kombinierten Verfahren, insbesondere durch Kombination einer 
Versammlung einzelner Gesellschafter mit einer – vorherigen, gleich-
zeitigen oder nachträglichen – Stimmabgabe anderer Gesellschafter 
im Sinne von a) sowie durch eine Kombination verschiedener Stimm-
abgaben im Sinne von a) (z.B. teils schriftlich, teils per E-Mail, etc.). 
 
 
 
 
 
 
 
5. Die Beschlüsse der Gesellschafter werden in der Gesellschafterver-
sammlung gefasst. Außerhalb von Versammlungen können sie, soweit 
nicht zwingendes Recht entgegensteht, durch schriftliche, fernschrift-
liche, fernmündliche, telegrafische Abstimmung oder durch Abstim-
mung per Telefax gefasst werden, falls alle Gesellschafter einverstan-
den sind und an der Abstimmung teilnehmen 
 
5. Eine Gesellschafterversammlung ist nur beschlussfähig, wenn min-
destens 50 % des Stammkapitals anwesend oder ordnungsgemäß ver-
treten ist. Ist dies nicht der Fall, so ist unter Beachtung des Absatzes 2 
unverzüglich eine neue Gesellschafterversammlung mit gleicher Ta-
gesordnung einzuberufen. Diese ist ohne Rücksicht auf das vertretene 
Stammkapital beschlussfähig, falls hierauf in der Einberufung hinge-
wiesen wurde. 
 
6. Jeder Gesellschafter entsendet bis zu zwei Vertreter in die Gesell-
schafterversammlung. Werden zwei Vertreter entsandt, können diese 
nur einheitlich ihre Stimme abgeben. Ferner kann sich jeder Gesell-
schafter in der Gesellschafterversammlung durch einen Mitgesell-
schafter oder einen zur Berufsverschwiegenheit verpflichteten sach-
verständigen Dritten vertreten lassen. Die Vollmacht bedarf der 
Schriftform und wird bei der Gesellschaft hinterlegt. Die Vertreter des 
Kreises Warendorf in der Gesellschafterversammlung haben die Inte-
ressen des Kreises zu verfolgen. Die Vertreter sind an Beschlüsse des 
Kreistages und seiner Ausschüsse gebunden. Sie haben den Kreistag 
über alle Angelegenheiten von besonderer Bedeutung frühzeitig zu un-
terrichten. Auf Beschluss des Kreistages haben die Vertreter ihr Amt 
jederzeit niederzulegen. 
 
 

 
Absatz 3 wurde neu gefasst um die Durchführung der Sitzungen fle-
xibler zu gestalten und Beschlussfassungen deutlich zu erleichtern 
 
 
Best. Beschlüsse unterliegen bestimmten Formvorschriften (zumeist 
notarieller Beurkundung) 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 5 wurde gestrichen, da der Inhalt jetzt durch Absatz 3 abge-
deckt wird 
 
 
 
 
 
Aufgrund der Streichung des Absatzes 5 erhält dieser Absatz  eine neue 
Nummerierung sowie Ergänzung des Prozentzeichens, das fehlte. 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der Streichung der Absatzes 5 erhält dieser Absatz  eine neue 
Nummerierung 
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8. Soweit über Verhandlungen der Gesellschafterversammlung nicht 
eine notarielle Niederschrift aufgenommen wird, ist über den Verlauf 
der Versammlung zu Beweiszwecken eine Niederschrift anzufertigen, 
in welcher Ort und Tag der Sitzung, die Teilnehmer, Gegenstände der 
Tagesordnung, das wesentliche Ergebnis der Verhandlungen und die 
Beschlüsse der Gesellschafter anzugeben sind. Die Niederschrift trägt 
die Vermutung der Vollständigkeit und Richtigkeit in sich. Die Nieder-
schrift ist vom Vorsitzenden und dem Protokollführer zu unterzeich-
nen, Jedem Gesellschafter ist unverzüglich eine Abschrift der Nieder-
schrift zu übersenden. Entsprechendes gilt für Beschlüsse, die außer-
halb von Gesellschafterversammlungen gemäß Absatz 5 gefasst wer-
den. 
 
 
 
 
 
9. Gesellschafterbeschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gefasst, soweit nicht das Gesetz oder dieser Vertrag 
eine größere Mehrheit vorsieht. Je 50,- EURO Stammkapital gewähren 
eine Stimme. Stimmenthaltungen zählen als Nein-Stimmen. 
 
10. Das Recht des Gesellschafters zur Anfechtung eines Beschlusses 
der Gesellschafter einschließlich Wahlen ist verwirkt, wenn er in der 
Gesellschafterversammlung, in der der anfechtbare Beschluss gefasst 
worden ist, anwesend oder rechtsgültig vertreten war und er oder sein 
Vertreter in der Gesellschafterversammlung dem Beschluss nicht aus-
drücklich widersprochen hat. Sein Anfechtungsrecht ist im Übrigen 
verwirkt, wenn er nicht innerhalb eines Monats nach Kenntnis des kon-
kreten Beschlusses Klage auf Anfechtung des Beschlusses erhoben hat. 
Es wird vermutet, dass der nach diesem Gesellschaftsvertrag ord-
nungsgemäß eingeladene Gesellschafter von dem in der Gesellschaf-
terversammlung gefassten Beschluss Kenntnis hat, den er anfechten 
will. 
 

7. Über den Verlauf der Gesellschafterversammlung ist unverzüglich 
eine Niederschrift anzufertigen, in welcher Ort und Tag der Sitzung, die 
Teilnehmer, Gegenstände der Tagesordnung, die Ergebnisse der Ver-
handlungen und die Beschlüsse der Gesellschafter anzugeben sind. Die 
Niederschrift ist vom Vorsitzenden zu unterzeichnen. Jedem Gesell-
schafter ist eine Abschrift der Niederschrift unverzüglich per E-Mail o-
der per Brief zu übersenden. Alternativ kann die Niederschrift auch in 
einem zentralen Informationsportal hinterlegt werden. In diesem Fall 
werden die Gesellschafter per Brief oder E-Mail über das Hinterlegen 
der Niederschrift im zentralen Informationsportal informiert und er-
halten vorab entsprechende Zugangsmöglichkeiten. Bleibt sie inner-
halb einer Frist von einem Monat nach Zusendung oder Zusendung der 
berichtigten Fassung unwidersprochen, trägt sie die Vermutung der 
Vollständigkeit und Richtigkeit in sich. 
 
 
 
8. Gesellschafterbeschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen gefasst, soweit nicht das Gesetz oder dieser Vertrag 
eine größere Mehrheit vorsieht. Je 50,- EURO Stammkapital gewähren 
eine Stimme. Stimmenthaltungen zählen als Nein-Stimmen. 
 
9. Das Recht des Gesellschafters zur Anfechtung eines Beschlusses der 
Gesellschafter einschließlich Wahlen ist verwirkt, wenn er in der Ge-
sellschafterversammlung, in der der anfechtbare Beschluss gefasst 
worden ist, anwesend oder rechtsgültig vertreten war und er oder sein 
Vertreter in der Gesellschafterversammlung dem Beschluss nicht aus-
drücklich widersprochen hat. Sein Anfechtungsrecht ist im Übrigen 
verwirkt, wenn er nicht innerhalb eines Monats nach Kenntnis des kon-
kreten Beschlusses Klage auf Anfechtung des Beschlusses erhoben hat. 
Es wird vermutet, dass der nach diesem Gesellschaftsvertrag ord-
nungsgemäß eingeladene Gesellschafter von dem in der Gesellschaf-
terversammlung gefassten Beschluss Kenntnis hat, den er anfechten 
will. 
 

Aufgrund der Streichung der Absatzes 5 erhält dieser Absatz  eine neue 
Nummerierung 
Absatz 7 wurde zudem neu gefasst. Da die Einberufung der Sitzung 
bereits digital möglich sein soll, soll auch das Protokoll per Mail ver-
schickt werden dürfen. Zudem soll den Mitgliedern ein Gremieninfor-
mationssystem zur Verfügung gestellt werden können; dies ermög-
licht eine papierlose Handhabung sowie den Zugriff auf alle dort hin-
terlegten Dokumente der Vergangenheit.   
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der Streichung der Absatzes 5 erhält dieser Absatz  eine neue 
Nummerierung 
 
 
 
Aufgrund der Streichung der Absatzes 5 erhält dieser Absatz  eine neue 
Nummerierung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 7 Beschlussfassung der Gesellschafterversammlung 

 
1. Die Gesellschafterversammlung beschließt insbesondere über fol-
gende Angelegenheiten: 
a) die Feststellung des Wirtschaftsplans und des Jahresabschlusses so-
wie die Verwendung 
des Ergebnisses, 
b) die Einforderung von Einzahlungen auf die Stammeinlagen, 
c) die Rückzahlung von Nachschüssen, 
d) die Teilung sowie die Einziehung von Geschäftsanteilen 

 
unverändert 
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e) die Bestellung und Abberufung von Geschäftsführern sowie die Ent-
lastung derselben und der Abschluss, die Änderung und Aufhebung 
von Anstellungsverträgen 
f) die Bestellung und Abberufung von Prokuristen und Handlungsbe-
vollmächtigten zum gesamten Geschäftsbetrieb, 
g) die Geltendmachung von Ersatzansprüchen, welche der Gesellschaft 
aus der Gründung oder Geschäftsführung gegen Geschäftsführer oder 
Gesellschafter zustehen, 
h) sämtliche Grundstücksgeschäfte der Gesellschaft/ insbesondere 
Verfügungen über Grundstücke, über Rechte an einem Grundstück o-
der Rechte an einem Grundstücksteil sowie die Verpflichtungen zu der-
artigen Verfügungen, soweit diese Geschäfte eine Größenordnung von 
50.000 EURO übersteigen, 
i) die Vornahme oder der Betrieb baulicher Maßnahmen, einschließlich 
Umbauten, soweit sie nicht von dem jährlich zu erstellenden Wirt-
schaftsplan genehmigt sind und einen Wert von 50.000 EURO überstei-
gen, 
j) die Anschaffung von Anlagen und Gegenständen, soweit sie nicht 
von dem jährlich zu erstellenden Wirtschaftsplan genehmigt sind und 
einen Wert von 50.000 EURO übersteigen, 
k) der Abschluss, die Änderung oder die Kündigung von Verträgen über 
Dienst- oder Werkleistungen der Gesellschaft mit einem Auftragswert 
von mehr als 50.000 EURO, sofern nicht der beschlossene Wirtschafts-
plan Abschluss, Änderung oder Kündigung genehmigt, 
l) über die Einleitung und Erledigung von Rechtsstreitigkeiten der Ge-
sellschaft, an denen ein Gesellschafter oder ein mit diesem verbunde-
nes Unternehmen beteiligt ist, 
m) die Bestellung des Abschlussprüfers, 
n) die Gründung, den Erwerb und die Veräußerung von Unternehmen 
und Beteiligungen, insbesondere Tochtergesellschaften 
o) Abschluss und Änderung von Unternehmensverträgen i.S.d. 55 291, 
292 AktG. 
 
2. Die Gesellschafterversammlung kann allen oder einzelnen Ge-
schäftsführern mit einfacher Mehrheit Weisungen erteilen. Der AWG 
kommunal steht daneben ohne Einberufung einer Gesellschafterver-
sammlung ein unmittelbares Weisungsrecht gegenüber dem bzw. den 
Geschäftsführern und Prokuristen sowie gegenüber sonstigen Hand-
lungsbevollmächtigten zu. 
 
3. Die AWG kommunal unterliegt in den Fällen des § 47 Abs. 4 GmbHG 
keinem Stimmverbot, es sei denn, ein Beschlussthema zielt darauf ab, 
das Verhalten der AWG kommunal bzw. ihre Funktion in der Gesell-
schaft zu missbilligen, insbesondere bei der Frage der Ausschließung 
der AWG kommunal aus der Gesellschaft aus wichtigem Grund. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



6 
 

 
 

 
§ 8 Geschäftsführung und Vertretung 

 
1. Die Gesellschaft hat mindestens zwei oder mehrere Geschäftsfüh-
rer. Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft 
von zwei Geschäftsführern gemeinschaftlich oder von einem Ge-
schäftsführer in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Die 
Gesellschafterversammlung kann durch Mehrheitsbeschluss bestim-
men, dass einer, mehrere oder alle Geschäftsführer von den Beschrän-
kungen des § 181 BGB befreit werden können. Jedem Geschäftsführer 
kann auch Alleinvertretungsbefugnis erteilt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
2. Die Geschäftsführer haben die gesetzlichen Bestimmungen, diesen 
Gesellschaftsvertrag und Beschlüsse der Gesellschafterversammlung 
zu beachten. 
 
3. Die Geschäftsführer geben sich eine Geschäftsordnung, die der Zu-
stimmung der Gesellschafterversammlung bedarf. 
 

 
§ 8 Geschäftsführung und Vertretung 

 
1. Die Gesellschaft hat einen. zwei oder mehrere Geschäftsführer. Ist 
nur ein Geschäftsführer bestellt, so vertritt er die Gesellschaft allein. 
Sind mehrere Geschäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft von 
zwei Geschäftsführern gemeinschaftlich oder von einem Geschäftsfüh-
rer in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. Die Gesellschaf-
terversammlung kann durch Mehrheitsbeschluss bestimmen, dass ei-
ner, mehrere oder alle Geschäftsführer von den Beschränkungen des 
§ 181 BGB befreit werden können. Jedem Geschäftsführer kann auch 
Alleinvertretungsbefugnis erteilt werden. 
 
Vorstehende Regelung gilt auch für Liquidatoren. Wird die Gesellschaft 
nach § 66 Abs. 1 GmbHG von den bisherigen Geschäftsführern liqui-
diert, so besteht deren konkrete Vertretungsbefugnis auch als Liquida-
toren fort. 

 
 
 
Geschäftsführerregelung wurde geändert. Es soll auch die Möglichkeit 
bestehen, nur einen Geschäftsführer zu bestellen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 1 wurde ergänzt. Fehlt diese Regelung, wären in der Regel 2 
Liquidatoren zu stellen. 

 
§ 9 Wirtschaftsplan, Berichtspflicht 

 
1. Die Geschäftsführung hat in angemessener Zeit vor Beginn eines je-
den Geschäftsjahres, spätestens bis zum 30. November eines jeden 
Vorjahres, einen jährlichen Wirtschaftsplan aufzustellen und der Ge-
sellschafterversammlung zur Beschlussfassung vorzulegen. Der Wirt-
schaftsplan beinhaltet den Erfolgs- und Finanzplan. 
 
2. Die Geschäftsführung hat zusätzlich eine fünfjährige Finanzplanung 
aufzustellen bzw. fortzuschreiben, die der Wirtschaftsführung zu-
grunde gelegt werden soll und dem Kreis Warendorf zur Kenntnis zu 
bringen ist. Hierzu gehört insbesondere, dass im Lagebericht zur Ein-
haltung der öffentlichen Zwecksetzung und zur Zweckerreichung Stel-
lung genommen wird. 
 

 
unverändert 
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§ 10 Jahresabschluss 

 
1. Die Geschäftsführer haben innerhalb von drei Monaten nach Ablauf 
des Geschäftsjahres den Jahresabschluss mit Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung und den Anhang sowie einen Lagebericht nach den Vor-
schriften für große Kapitalgesellschaften gem.§§ 264 ff. HGB aufzustel-
len und gemäß §§ 316 ff. HGB prüfen zu lassen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Gem. § 53 Abs. 1 Nr. 1 und 2 HGrG haben sich die Prüfung und die 
Berichterstattung des Wirtschaftsprüfers auf die Ordnungsmäßigkeit 
der Geschäftsführung und die wirtschaftlich bedeutsamen Sachver-
halte zu erstrecken. In der Prüfung und der Berichterstattung ist zum 
öffentlichen Zweck der Geschäftstätigkeit Stellung zu nehmen. 
 
3. Auch § 54 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) findet Anwendung. 
 
4. Die Gesellschaft weist im Anhang zum Jahresabschluss die Angaben 
gemäß § 108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 GO NRW aus. Dies gilt erstmals für das 
Geschäftsjahr 2017. Die Offenlegung des Jahresabschlusses und des 
Lageberichtes richtet sich nach den maßgeblichen Vorschriften des 
Dritten Buches des HGB. Im Rahmen der Geltung des 108 Abs. 2 Nr. 1 
c GO NRW ist die Feststellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-
richtes unbeschadet der bestehenden gesetzlichen Offenlegungs-
pflichten öffentlich bekannt zu machen und der Jahresabschluss und 
der Lagebericht bis zur Feststellung des folgenden Jahresabschlusses 
zur Einsichtnahme verfügbar zu halten. 
 
5. Nach der Prüfung gem. Abs. 2 ist der Jahresabschluss zusammen mit 
dem Prüfungsbericht und dem Lagebericht unverzüglich der Gesell-
schafterversammlung zur Feststellung innerhalb der ersten 8 Monate 
des Geschäftsjahres vorzulegen und den Gesellschaftern zu übersen-
den. 
 
6. In der Gesellschafterversammlung, die über den Jahresabschluss be-
schließt, ist auch darüber ein Beschluss zu fassen, ob der/die Ge-
schäftsführer entlastet wird/werden. 

 
§ 10 Jahresabschluss 

 
1. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und 
Verlustrechnung und Anhang) sowie den Lagebericht in entsprechen-
der Anwendung der Vorschriften des Dritten Buches des Handelsge-
setzbuches für Kapitalgesellschaften nach Ablauf des Geschäftsjahres 
aufzustellen und von dem durch Gesellschafterbeschluss bestellten 
Abschlussprüfer prüfen zu lassen.  
 
Im Lagebericht oder im Zusammenhang damit muss zur Einhaltung der 
öffentlichen Zwecksetzung und Zweckerreichung Stellung genommen 
werden. Nach Prüfung durch den Abschlussprüfer sind Jahresabschluss 
und Lagebericht zusammen mit dem Prüfungsbericht unverzüglich der 
Gesellschafterversammlung zur Prüfung vorzulegen, die den Jahresab-
schluss prüft und ggf. feststellt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Die Offenlegung des Jahresabschlusses richtet sich nach den maß-
geblichen Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches. 
Im Rahmen der Geltung des § 108 Abs. 2 Nr. 1 c GO NRW ist die Fest-
stellung des Jahresabschlusses, die Verwendung des Ergebnisses sowie 
das Ergebnis der Prüfung des Jahresabschlusses unbeschadet der be-
stehenden gesetzlichen Offenlegungspflichten öffentlich bekannt zu 
machen und der Jahresabschluss bis zur Feststellung des folgenden 
Jahresabschlusses zur Einsichtnahme verfügbar zu halten. 
 
 
. 
 
 

 
 
 
Absatz 1 wurde aufgrund der Änderungen in § 108 GO NRW ange-
passt. § 108 GO NW schreibt nicht mehr zwingend die Prüfung für 
Große Kapitalgesellschaften vor. 
Je nach Größenklasse der GmbH (Bilanzsumme) kann nun bestimmt 
werden, wie der Jahresabschluss auszusehen hat.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 4 wurde aufgrund der Änderungen in § 108 GO NRW angepasst. 
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7. Den Gesellschaftern stehen unbeschadet der Rechte nach § 51 a 
GmbHG die Befugnisse gemäß § 112 GO NRW zu. 
 
 
8. Die Gesellschaft verpflichtet sich, den Gesellschaftern alle Nach-
weise und Unterlagen die zur Erstellung eines Gesamtabschlusses 
gem. § 116 GO NRW benötigt werden, form- und fristgerecht zur Ver-
fügung zu stellen. Erforderliche Auskünfte werden erteilt. 
 

 
§ 11 Einziehen von Geschäftsanteilen 

 
1.  Mit Zustimmung der betroffenen Gesellschafter können voll einge-
zahlte Geschäftsanteile jederzeit durch Gesellschafterbeschluss einge-
zogen werden. 
 
2. Auch ohne Zustimmung der betroffenen Gesellschafter können voll 
eingezahlte Geschäftsanteile durch Gesellschafterbeschluss eingezo-
gen werden, 
 
a) wenn der betreffende Geschäftsanteil gepfändet worden oder über 
das Vermögen des betreffenden Gesellschafters das Insolvenzverfah-
ren eröffnet worden ist und nicht innerhalb von 3 Monaten seit Eröff-
nung - ausgenommen mangels Masse eingestellt wird. Die Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens steht hier nicht der Nichteröffnung mangels 
Masse nach § 26 InsO gleich. Das gleiche gilt, wenn die Pfändung nicht 
innerhalb von 3 Monaten aufgehoben worden ist; 
 
b) wenn über ein Geschäftsanteil die Zwangsvollstreckung betrieben 
und nicht innerhalb von 3 Monaten abgewickelt wird sowie 
 
c) wenn in der Person des Inhabers des Geschäftsanteils ein Grund ge-
geben ist, der seine Ausschließung aus der Gesellschaft rechtfertigt. 
Ein solcher ist insbesondere dann gegeben, wenn ein weiteres Verblei-
ben des Inhabers des Geschäftsanteils der Gesellschaft nicht mehr zu-
mutbar wäre, so z. B. wenn er nachhaltig gegen die Pflichten als Ge-
sellschafter oder gegen die Interessen der Gesellschaft oder einer ihrer 
Beteiligungsgesellschaften gehandelt hat; der betroffene Gesellschaf-
ter hat kein Stimmrecht. 
 
3. Die Einziehung des Anteils durch die Gesellschaft ist ausnahmslos 
nur zulässig, wenn die Abfindung gezahlt werden kann, ohne das 
Stammkapital anzugreifen. 
 

 
unverändert 
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4. In allen Fällen, in denen nach diesem Vertrag die Einziehung von Ge-
schäftsanteilen vorgesehen ist, können die übrigen Gesellschafter an 
Steile der Einziehung die sofort wirksame Übertragung des Geschäfts-
anteiles des betroffenen Gesellschafters beschließen, und zwar auf die 
Gesellschaft, einen oder mehrere Gesellschafter oder einen oder meh-
rere Dritte, sofern der Abtretungsempfänger spätestens im Zeitpunkt 
der Beschlussfassung sein Einverständnis zur Übernahme des Ge-
schäftsanteiles erklärt. Der Beschluss muss mit der Mehrheit beschlos-
sen werden, die für die Beschlussfassung über die Einziehung erforder-
lich gewesen wäre. Beschlussfassung und Einverständniserklärung des 
Übernehmers bedürfen der notariellen Beurkundung. Dem Abtre-
tungsempfänger obliegt die Abfindungslast nach Maßgabe dieses Ge-
sellschaftsvertrages. 
 
5. Steht ein Geschäftsanteil mehreren natürlichen oder juristischen 
Personen gemeinschaftlich zur so kann gegenüber diesen Personen 
auch dann das Einziehungsverfahren nach Maßgabe dieses Vertrages 
durchgeführt werden, wenn die Voraussetzungen nur in einer Person 
eines Mitberechtigten vorliegen, es sei denn, diejenige Person, bei der 
die Voraussetzungen erfüllt sind, scheidet vor der Beschlussfassung 
aus der Gemeinschaft hinsichtlich des Geschäftsanteils aus. 
 
6. Für die Abfindung gilt § 15 entsprechend. 
 

 
§ 12 Dauer der Gesellschaft, Kündigung 

 
1. Jeder Gesellschafter kann das Gesellschaftsverhältnis mit einjähriger 
Frist am Ende eines Geschäftsjahres mit eingeschriebenem Brief an die 
Gesellschaft kündigen, frühestens jedoch zum 31.12.2012. 
 
2. Durch die Kündigung wird die Gesellschaft nicht aufgelöst. Vielmehr 
scheidet der Gesellschafter zum Ende des betreffenden Geschäftsjah-
res aus der Gesellschaft aus. Mit Ende des betreffenden Geschäftsjah-
res ruhen alle Gesellschaftsrechte des ausscheidenden Gesellschaf-
ters. 
 
3. Der kündigende Gesellschafter hat seinen Geschäftsanteil auf die 
übrigen Gesellschafter gegen Abfindung durch diese im Verhältnis ih-
rer Stammeinlagen oder nach Wahl der Gesellschaft auf diese zu über-
tragen oder die Einziehung zu dulden, Soweit davon kein Gebrauch ge-
macht wird, kann die Übertragung an einen noch zu benennenden 
Dritten verlangt werden. 
 

 
unverändert 
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4, Die übrigen Gesellschafter können stattdessen in entsprechender 
Anwendung von § 11 die sofort wirksame Übertragung des Geschäfts-
anteils beschließen. 
  
5. Abweichend von Absatz 2 können die verbleibenden Gesellschafter 
entscheiden, ob die Gesellschaft aufgelöst werden soll. Im Falle der or-
dentlichen Kündigung kann diese Entscheidung zur Auflösung der Ge-
sellschaft nur bis zum Ablauf der Kündigungsfrist und im Falle der au-
ßerordentlichen Kündigung nur innerhalb von 3 Monaten nach Zugang 
der Kündigungserklärung getroffen werden. Wird die Auflösung be-
schlossen, so nimmt der kündigende Gesellschafter an der Liquidation 
der Gesellschaft teil, als wenn er nicht gekündigt hätte oder ausge-
schieden wäre. 
 
6. Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unberührt. 
 
7. Jede Kündigung ist gegenüber der Geschäftsführung schriftlich aus-
zusprechen. 
 

 
§ 13 gestrichen 

 

 
unverändert (bleibt gestrichen) 

 

 
§ 14 Nachschüsse 

 
1. Die Gesellschafter können nur einstimmig die Einzahlung von Nach-
schüssen beschließen, wenn alle Stammeinlagen voll eingezahlt sind. 
Die Nachschusspflicht jedes Gesellschafters ist insgesamt auf einen Be-
trag von 300 % der von ihm übernommenen Stammeinlagen be-
schränkt. 
 
2. Die eingeforderten Nachschüsse sind binnen zwei Monaten nach der 
Beschlussfassung einzuzahlen. 
 

 
unverändert 

 

 
§ 15 Abfindung ausscheidender Gesellschafter 

 
1. Scheidet ein Gesellschafter- gleich aus welchem Grunde - aus der 
Gesellschaft aus, so erhält er eine Abfindung von der Gesellschaft. 
 
2. Beschließt die Gesellschafterversammlung an Stelle der Einziehung 
die sofort wirksame Übertragung der Geschäftsanteile eines Gesell-
schafters, schuldet der Erwerber die Abfindung; erwerben mehrere 
Personen, so schuldet jeder Erwerber dem ausgeschiedenen Gesell-

 
unverändert 
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schafter nur den Teil des Gegenwertes, der auf den von ihm erworbe-
nen Teilgeschäftsanteil bzw. Bruchteil oder Gesamtheitsanteil in den 
Fällen des § 18 GmbHG entfällt. 
 
3. Das Abfindungsguthaben richtet sich nach der Handelsbilanz zum 
Ende des Wirtschaftsjahres, das dem Tag des Ausscheidens vorangeht 
oder mit diesem zusammenfällt. Das Abfindungsguthaben ist gleich 
mit dem Verkehrswert des anteiligen Eigenkapitals, der sich aus der 
zugrunde zu legenden Handelsbilanz ergibt. Sollten in der handels-
rechtliehen Gewinn- und Verlustrechnung statt linearer Abschreibun-
gen degressive Abschreibungen oder andere steuerliche Sonderab-
schreibungen verrechnet worden sein, so ist das Eigenkapital um die 
Differenz zwischen den linearen Abschreibungen und den steuerlichen 
Abschreibungen zu verändern. Zwischenzeitliche Gewinnausschüttun-
gen sind zu berücksichtigen. Soweit gesetzlich ein höherer Wert vor-
geschrieben ist, wird dieser geschuldet. Stille Reserven und ein etwai-
ger Firmenwert bleiben bei der Berechnung des Abfindungsguthabens 
außer Betracht. 
 
4. Die Abfindung ist auszuzahlen in fünf gleichen Halbjahresraten Die 
erste Rate ist fällig und zahlbar spätestens 1 Jahr nach Ausscheiden des 
betreffenden Gesellschafters. Eine vorzeitige Auszahlung des gesam-
ten Abfindungsbetrages oder einzelner Raten ist zulässig. Der jeweils 
noch ausstehende Restbetrag der Abfindung ist mit 2 % über dem Ba-
siszinssatz nach § 1 des Diskontsatz-Überleitungsgesetzes vom 
09.06.1998 bzw. nach der zum maßgeblichen Zeitpunkt geltenden Vor-
schrift zu verzinsen. 
 

  
§ 16 Bekanntmachungen/Kosten 

 
1. Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im Bundesan-
zeiger, soweit eine Veröffentlichung gesetzlich zwingend vorgeschrie-
ben ist. 
  
2, Die Kosten der Gründung der Gesellschaft trägt die Gesellschaft bis 
zu einem Betrag von EURO 5.000. 
 

 
unverändert 

 

 
§ 17 Geschäftsbeziehungen zwischen Gesellschaft  

und Gesellschaftern 
 
1. Alle Geschäfte zwischen den Gesellschaftern und der Gesellschaft 
sowie zwischen der Gesellschaft und Unternehmen, die mit den Ge-
sellschaftern im Sinne des § 15 AktG verbundenen sind, werden der-

  
unverändert 
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gestalt abgewickelt, dass keiner Partei handelsunübliche, unangemes-
sene, nicht genehmigte oder steuerlich nicht anerkannte Vorteile ge-
währt werden. 
 
2. Verstoßen Rechtsgeschäfte gegen Absatz 1, so sind sie insoweit un-
wirksam, als den dort genannten Personen ein Vorteil gewährt wird. 
Der Begünstigte ist verpflichtet, der Gesellschaft Wertersatz im Sinne 
des zugewendeten Vorteils zu leisten. Besteht aus Rechtsgründen ge-
gen einen den Gesellschaftern nahestehenden dritten kein Ausgleichs-
anspruch oder ist er rechtlich nicht durchsetzbar, so richtet sich der 
Anspruch gegen den dem Dritten nahestehenden Gesellschafter. 
 
3. Die Gesellschafterversammlung kann durch Beschluss Gesellschaf-
ter sowie Geschäftsführer von gesetzlichen und vertraglichen Wettbe-
werbsverboten befreien, insbesondere die Betätigung in oder für an-
dere Gesellschaften zulassen. 

 
§ 18 Schlussbestimmungen 

  
1. Die Gesellschaft verpflichtet sich, die Vorschriften des Gesetzes zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern NRW (Landesgleichstellungs-
gesetz - LGG) - anzuwenden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Soweit dieser Vertrag keine abweichenden Regelungen enthält, fin-
det das GmbHG Anwendung. Soweit landesgesetzliche Regelungen im 
Gesellschaftsvertrag genannt sind und diese sich ändern, gilt der Ge-
sellschaftsvertrag in- soweit als der geänderten Rechtslage angepasst. 
  
3. Das Gesellschaftsverhältnis betreffende Abreden der Gesellschafter 
untereinander oder mit der Gesellschaft bedürfen zu ihrer Rechtswirk-
samkeit der Schriftform, ebenso der Verzicht auf das Schriftformerfor-
dernis. Soweit nach zwingender gesetzlicher Vorschrift eine andere 
Form erforderlich ist/ bleibt dies unberührt. 
 
4. Sollten Einzelbestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder un-
durchführbar sein oder werden, so wird die Rechtsgültigkeit der übri-
gen Bestimmungen dadurch nicht berührt. Die betreffende Bestim-
mung ist durch eine wirksame oder durchführbare zu ersetzen, die 
dem angestrebten wirtschaftlichen Zweck möglichst nahe kommt. 

 
§ 18 Schlussbestimmungen 

 
1. Die Gesellschaft verpflichtet sich, die Vorschriften des Gesetzes zur 
Gleichstellung von Frauen und Männern NRW (Landesgleichstellungs-
gesetz - LGG) anzuwenden. 
 
Im Sinne einer besseren Lesbarkeit des Textes wurde auf eine alle Ge-
schlechter erfassende Darstellung geschlechtsspezifischer, personen-
bezogener Hauptwörter verzichtet. Alle Personen sind unabhängig von 
ihrem Geschlecht von den Inhalten dieses Gesellschaftsvertrages 
gleichermaßen angesprochen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
Absatz 1 wurde ergänzt, um allen Personen unabhängig von ihrem Ge-
schlecht gerecht zu werden. 
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Gleiches gilt, sofern sich bei Durchführung eine ergänzungsbedürftige 
Lücke ergibt. 
 
5. Gerichtsstand für alle aus/und oder im Zusammenhang mit diesem 
Vertrag etwa in Zukunft zwischen den Gesellschaften auftretenden 
Auseinandersetzungen jedweder Art ist - soweit sich nicht aus zwin-
genden gesetzlichen Bestimmungen abweichendes ergibt Oelde. 
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Synopse zur Satzungsänderung 
der Kompostwerk Warendorf GmbH 

 

Alte Fassung Neue Fassung Bemerkung 

 
§ 1 

Firma und Sitz 
 
1. Die Firma lautet: Kompostwerk Warendorf GmbH. 
 
2. Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Ennigerloh. 
 

 
 

unverändert 

 

 
§ 2 

Gegenstand des Unternehmens 
 

1. Gegenstand des Unternehmens ist der Bau und Betrieb eines Kompostwerkes in 
Ennigerloh. 
 
2. Die Gesellschaft darf alle sonstigen Geschäfte betreiben, die ihrem Hauptzweck 
zu dienen geeignet sind. 
 
3. Sie kann sich insbesondere auch an anderen Unternehmen beteiligen oder sol-
che erwerben und Zweigniederlassungen betreiben. 
 

 
 

unverändert 

 

 
§ 3 

Dauer der Gesellschaft 
 
Die Gesellschaft wird zunächst für die Laufzeit des Bau- und Betreibervertrages er-
richtet. Bei einer Verlängerung der Laufzeit des Bau- und Betreibervertrages wird 
die Dauer der Gesellschaft entsprechend angepaßt. 
 

 
 

unverändert 
 
 

 
 
 
 

 
§ 4 

Geschäftsjahr 
 

Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr. Es beginnt mit der Grün-
dung der Gesellschaft und endet am darauffolgenden 31. Dezember. 
 
 

 
 

unverändert 
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§ 5 

Stammkapital und Stammeinlagen 
 

1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt: 500.000,-- DM  
(in Worten: fünfhunderttausend Deutsche Mark). 
 
2. Die Stammeinlage in Höhe von 255.000,--DM wird von der Firma Rethmann Ent-
sorgungswirtschaft GmbH & Co, KG, Region West, mit Sitz in Selm übernommen.  
 
Die weitere Stammeinlage von 245.000,-- DM übernimmt die Abfallwirtschaftsge-
sellschaft des Kreises Warendorf mbH. 
 
3. Das Stammkapital ist von den Gesellschaftern zu 50 % bei Gründung der Gesell-
schaft in bar zu zahlen. Die ausstehenden Stammeinlagen werden durch Gesell-
schafterbeschluß zur Zahlung fällig. 
 
 

 
§ 5 

Stammkapital und Stammeinlagen 
 
1. Das Stammkapital der Gesellschaft beträgt: 256.000,00 Euro (in Worten: zwei-
hundertsechsundfünfzigtausend Euro). 
 
2. Die Stammeinlage in Höhe von 255.000,--DM wird von der Firma Rethmann Ent-
sorgungswirtschaft GmbH & Co, KG, Region West, mit Sitz in Selm übernommen. 
Die weitere Stammeinlage von 245.000,-- DM übernimmt die Abfallwirtschaftsge-
sellschaft des Kreises Warendorf mbH. 
 
 
3. Das Stammkapital ist von den Gesellschaftern zu 50 % bei Gründung der Gesell-
schaft in bar zu zahlen. Die ausstehenden Stammeinlagen werden durch Gesell-
schafterbeschluß zur Zahlung fällig. 
 

 
 
 
 
Absatz 1 wurde ergänzt 
 
 
Absatz 2 ist zu streichen, zumal eine andere 
Gesellschafterstruktur vorliegt.  
 
Die in diesem Paragraphen benannten Anteile 
sind nicht korrekt. Nach hinterlegter Liste beim 
Registergericht, datiert vom 15.02.20212,  hat 
die Fa. Remondis Kommunale Dienste West 
GmbH  einen Geschäftsanteil in Höhe von 
125.440,00 € und die AWG  einen Geschäftsan-
teil in Höhe von 125.440 € sowie  einen Ge-
schäftsanteil in Höhe von 5.120,00€.  

 
§ 6 

Nachschußkapital 
 
Die Gesellschafter können jederzeit durch einen qualifizierten Mehrheitsbeschluß 
(75 % der abgegebenen Stimmen) die Einforderung von weiteren Einzahlungen 
(Nachschüssen) beschließen. Die Nachschußpflicht richtet sich nach den anwend-
baren Vorschriften des GmbH-Gesetzes; wobei die Gesellschafter einstimmig von 
der Vorschrift des § 26 Abs. 2 GmbH-Gesetz abweichen können. 
 
 

 
 

unverändert 

 

 
 § 7 

Kapitalerhöhungen 
 

1. Im Falle einer Erhöhung des Stammkapitals haben die Gesellschafter ein Über-
nahmerecht im Verhältnis ihrer Geschäftsanteile. 
 
2. Mit qualifizierter Mehrheit (75 % der Geschäftsanteile) können die Gesellschaf-
ter jederzeit neue Gesellschafter zur Übernahme zulassen. 
 

 

 
 

unverändert 

 

 
§ 8 

Einziehung von Geschäftsanteilen, Kapitalherabsetzung 
 
1. Mit Zustimmung der betroffenen Gesellschafter können voll eingezahlte Ge-
schäftsanteile jederzeit durch Gesellschafterbeschluß eingezogen werden. 

§ 8 
Einziehung von Geschäftsanteilen, Kapitalherabsetzung 

 
 
1. Die Einziehung von Geschäftsanteilen ist mit Zustimmung des jeweiligen Gesell-
schafters jederzeit zulässig. 

 
§ 8 wurde komplett überarbeitet 
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2. Auch ohne Zustimmung der betroffenen Gesellschafter können voll eingezahlte 
Geschäftsanteile durch Gesellschafterbeschluß eingezogen werden, 
 
a) wenn der betreffende Geschäftsanteil gepfändet worden oder der betreffende 
Gesellschafter in Konkurs gefallen ist und die Pfändung oder der Konkurs nicht bis 
zur Beschlußfassung wieder aufgehoben worden sind; 
 
b) wenn in der Person des Inhabers des Geschäftsanteils ein Grund gegeben ist, 
der seine Ausschließung aus der Gesellschaft rechtfertigt. Ein solcher ist insbeson-
dere dann gegeben, wenn ein weiteres Verbleiben des Inhabers des Geschäftsan-
teiles der Gesellschaft nicht mehr zumutbar wäre, so z.B., wenn er böswillig gegen 
die Pflichten als Gesellschafter oder 
gegen die Interessen der Gesellschaft oder einer ihrer Beteiligungsgesellschaften 
gehandelt hat. 
Die Einziehung muß von den übrigen Gesellschaftern beschlossen werden. Der be-
troffene Gesellschafter hat dabei kein Stimmrecht. 
 
Die übrigen Gesellschafter können verlangen, daß statt der Einziehung durch die 
Gesellschaft der Geschäftsanteil auf einen oder mehrere Dritte gegen Übernahme 
der Abfindungslast durch den Erwerber übertragen wird. In diesem Fall haftet die 
Gesellschaft neben dem Erwerber für das Entgelt als Gesamtschuldner. 
 
3. Die Einziehung und der Erwerb durch die Gesellschaft sind nur dann zulässig, 
wenn die Abfindung gezahlt werden kann, ohne das Stammkapital anzugreifen. 
 
 
 
 
 
4. Für die Abfindung gilt § 15 entsprechend 
 
5. Die Gesellschafter können jederzeit mit einer Mehrheit von 75 % der abgegebe-
nen Stimmen beschließen, daß das Stammkapital der Gesellschaft herabgesetzt 
wird. § 30 GmbH-Gesetz bleibt unberührt. 
 
 

 
2. Der Geschäftsanteil eines Gesellschafters kann ohne dessen Zustimmung durch 
Gesellschafterbeschluss, der mit mindestens 2/3 der abgegebenen Stimmen zu 
fassen ist, eingezogen werden, wenn 
 
a) in seiner Person ein wichtiger Grund vorliegt, 
 
b) die Voraussetzungen für Kündigung nach dem Gesellschaftsvertrag vorliegen, 
 
c) über sein Vermögen das Insolvenzverfahren eröffnet worden ist und nicht inner-
halb von 3 Monaten seit der Eröffnung – ausgenommen mangels Masse - einge-
stellt wird. Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens steht hier der Nichteröffnung 
mangels Masse gleich, 
 
d) sein Geschäftsanteil im Wege der Zwangsvollstreckung oder im Insolvenzverfah-
ren eines Gesellschafters an einen Dritten gelangt ist, 
 
e) sein Geschäftsanteil gepfändet und die Pfändung nicht innerhalb von 3 Monaten 
wieder aufgehoben wird. 
 
 
 
 
3. Steht ein Geschäftsanteil mehreren natürlichen oder juristischen Personen ge-
meinschaftlich zu, kann gegenüber diesen Personen auch dann nach Absatz 1 ver-
fahren werden, wenn die Voraussetzungen des Abs. 1 nur in der Person eines Mit-
berechtigten vorliegen, es sei denn diejenige Person, bei der die Voraussetzungen 
des Absatz 1 erfüllt sind, scheidet vor der Beschlussfassung (nach Absatz 1) aus der 
Gemeinschaft hinsichtlich des Geschäftsanteiles aus. 
 
4. Der betroffene Gesellschafter hat kein Stimmrecht. 
 
5. In allen Fällen, in denen nach diesem Vertrag die Einziehung der Geschäftsan-
teile vorgesehen ist, können die übrigen Gesellschafter anstelle der Einziehung die 
wirksame Übertragung des Geschäftsanteiles des betroffenen Gesellschafters be-
schließen, und zwar auf die Gesellschaft, einen oder mehrere Gesellschafter oder 
einen oder mehrere Dritte, sofern der Abtretungsempfänger spätestens im Zeit-
punkt der Beschlussfassung sein Einverständnis zur Übernahme des Geschäftsan-
teiles erklärt. Der Beschluss muss mit der Mehrheit beschlossen werden, die ge-
mäß Absatz 1 bis 3 für die Beschlussfassung über die Einziehung erforderlich ge-
wesen wäre. Beschlussfassung und Einverständniserklärung des Übernehmers be-
dürfen der notariellen Beurkundung. Dem Abtretungsempfänger obliegt die Abfin-
dungslast nach Maßgabe dieses Gesellschaftsvertrages. 
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6. Die Einziehung und der Erwerb durch die Gesellschaft sind ausnahmslos nur zu-
lässig, wenn die Abfindung gezahlt werden kann, ohne das Stammkapital anzugrei-
fen. 
 
7. Die Einziehung wird durch die Geschäftsführer erklärt. 
 

  
§ 9 

Übertragung von Geschäftsanteilen 
 

1. Für den Fall des Verkaufs eines Geschäftsanteils oder eines Anteils hieran, steht 
den übrigen Gesellschaftern im Verhältnis ihrer Beteiligung ein Vorkaufsrecht zu. 
Macht ein Gesellschafter davon nicht innerhalb eines Monats durch schriftliche 
Erklärung Gebrauch, geht das Recht wiederum anteilig auf die verbleibenden Ge-
sellschafter und schließlich auf die Gesellschaft über. 
 
2. Eine Übertragung oder Verpfändung von Geschäftsanteilen zwischen Rethmann 
und einer mit ihm verbundenen Gesellschaft ist nur mit Zustimmung der AWG 
möglich. Dies gilt nicht, wenn Rethmann alleiniger Gesellschafter der mit ihm ver-
bundenen Gesellschaft ist. In dem Fall der Übertragung auf eine Gesellschaft, de-
ren alleiniger Gesellschaft.er Rethmann ist, haben die übrigen Gesellschafter auch 
kein Vorkaufsrecht. 
 
3. Sollte ein Gesellschafter seine Geschäftsanteile oder Teile davon ohne die erfor-
derliche Zustimmung abtreten oder verpfänden, kann die Gesellschafterversamm-
lung in entsprechender Anwendung von § 8 dieses Gesellschaftsvertrages die Ein-
ziehung dieser Geschäftsanteile beschließen. 
 

 
§ 9 

Übertragung von Geschäftsanteilen 
 
1. Jede Verfügung über einen Geschäftsanteil oder Teil eines Geschäftsanteils, 

insbesondere auch seine Belastung mit einem Pfand- oder Nießbrauchrecht, be-

darf der einstimmigen Zustimmung er Gesellschafterversammlung. Entsprechen-

des gilt für die Begründung eines Treuhandverhältnisses und entsprechende Ver-

pflichtungsgeschäfte. Der Kreis Gütersloh kann über seinen Anteil frei verfügen. 

2. Will ein Gesellschafter seinen Geschäftsanteil abtreten, so hat er ihn zunächst 

den übrigen Gesellschaftern zum Kauf anzubieten. Für die Ausübung dieses An-

kaufsrechts gelten sodann die gesetzlichen Bestimmungen über das Vorkaufs-

recht sinngemäß, jedoch mit der Maßgabe, dass die Frist zur Ausübung des An-

kaufsrechts vier Monate beträgt und dass mehreren ankaufsberechtigten Gesell-

schaftern das Ankaufsrecht im Verhältnis der Höhe ihrer Geschäftsanteile zu-

steht; dabei kommt der Verzicht eines oder einzelner Gesellschafter den übrigen 

Gesellschaftern zugute. Macht keiner der Gesellschafter von seinem Ankaufs-

recht Gebrauch oder verzichten alle Gesellschafter auf ihr Ankaufsrecht, so ist 

der Geschäftsanteil weiterhin der Gesellschaft selbst oder einem von ihr zu be-

nennenden Dritten zum Kauf anzubieten; für dieses Ankaufsrecht gelten die vor-

stehenden Bestimmungen über das Ankaufsrecht der Gesellschafter entspre-

chend. Erst wenn auch dieses Ankaufsrecht durch Fristablauf oder Verzicht erlo-

schen ist, kann der Geschäftsanteil anderweitig abgetreten werden; in diesem 

Fall gilt die Zustimmung der übrigen Gesellschafter als erteilt. 

3. Das Zustimmungserfordernis nach § 46 Nr. 4 GmbHG bleibt unberührt  
 

 
§ 9 wurde zur Klarstellung neu gefasst. 
Jede Beeinträchtigung der freien Verfügungs-
befugnis ist genehmigungspflichtig. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Teilung, Zusammenlegung und Einziehung be-
darf immer der Zustimmung der Gesellschaf-
terversammlung 
 

 
 
 
 
 
 

§ 10 
Gesellschafterversammlungen 

 

 
 
 
 
 
 

§ 10 
Gesellschafterversammlungen 
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1. Die Geschäftsführer berufen die Gesellschafterversammlung an den Sitz der Ge-
sellschaft ein. Jeder Gesellschafter wird einzeln durch eingeschriebenen Brief ge-
laden. Die Einberufung enthält die Tagesordnung Der Tag der Versammlung soll 
nicht früher als 3 Wochen nach Absendung der letzten Einberufung liegen. 
 
 
 
 
 
 
 
2. Die Gesellschafter oder deren Vertreter können auf alle Förmlichkeiten hinsicht-
lich Zeit, Einberufung, Ort und Gegenstand der Gesellschafterversammlung ver-
zichten, wenn alle Gesellschafter dem zustimmen. 
 
3. Die jährliche ordentliche Gesellschafterversammlung beschließt insbesondere 
über die Feststellung des Jahresabschlusses, die Verwendung des Reingewinns, die 
Deckung der Verluste und die Entlastung der Geschäftsführer. 
 
4. Gesellschafterversammlungen sind außer in den gesetzlich vorgeschriebenen 
Fällen unverzüglich einzuberufen, 
 
a) wenn ein Gesellschafter, dessen Geschäftsanteile zusammen mindestens dem 
20. Teil des Stammkapitals entsprechen, dieses unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe von den Geschäftsführern verlangen, 
 
b) wenn immer es im Interesse der Gesellschaft geboten ist. 
 
5. Jeder Gesellschafter kann entweder einen anderen Gesellschafter oder aber 
jede dritte Person schriftlich zu seinem Vertreter in der Gesellschafterversamm-
lung und bei der Stimmabgabe bestellen, soweit diese dritte Person zur Berufsver-
schwiegenheit verpflichtet ist Die Vollmachtsurkunde ist von der Gesellschaft zu 
verwahren. 

 

1. Die Einberufung der Gesellschafterversammlung erfolgt durch Einladung in 
Textform der Gesellschafter durch die Geschäftsführung i.S.d. § 35 GmbHG unter 
Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung. Wird die Gesellschafterversammlung 
ganz oder teilweise als Videokonferenz abgehalten sind die Einwahldaten für die 
Videokonferenz separat (neben der Einladung) zu übermitteln.  
 
Die Einberufung hat mit einer Frist von mindestens zwei Wochen zu erfolgen. Der 
Tag der Einberufung und der Tag der Sitzung werden hierbei nicht mitgerechnet. 
In dringenden Fällen kann die Ladungsfrist angemessen verkürzt und eine andere 
Form der Einladung gewählt werden. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
6. Der Vorsitzenden, der die Versammlungen leitet, wird vom Mehrheitsgesell-
schafter gestellt. Über den Verlauf der Versammlung der Mitglieder der Gesell-
schaft ist unverzüglich eine Niederschrift anzufertigen, in welcher Ort und Tag 
der Sitzung, die Teilnehmer, Gegenstände der Tagesordnung, die Ergebnisse der 
Verhandlungen und die Beschlüsse der Mitglieder der Gesellschaft anzugeben 
sind. Die Niederschrift ist Vorsitzenden zu unterzeichnen. Jedem Gesellschafts-
mitglied ist eine Abschrift der Niederschrift unverzüglich per E-Mail oder per Brief 
zu übersenden. Alternativ kann die Niederschrift auch in einem zentralen Infor-
mationsportal hinterlegt werden. In diesem Fall werden die Gesellschaftsmitglie-
der per Brief oder E-Mail über das Hinterlegen der Niederschrift im zentralen In-
formationsportal informiert und erhalten vorab entsprechende Zugangsmöglich-

Die Einberufung soll auf verschiedenste Weise 
möglich sein, z.B. ist eine E-Mail-Übermittlung 
zulässig. 
Bei Videokonferenzen sind anstelle der Ört-
lichkeit die Einwahldaten zu nennen. 
 
Ladungsfrist wurde auf übliche 2 Wochen ver-
kürzt. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Eine Regelung zum Vorsitzenden und zur Nie-
derschrift hat es bisher nicht gegeben. 
Da die Einberufung der Sitzung digital möglich 
sein soll, soll auch das Protokoll per Mail ver-
schickt werden dürfen. Zudem soll den Mit-
gliedern ein Gremieninformationssystem zur 
Verfügung gestellt werden können; dies er-
möglicht eine papierlose Handhabung sowie 
den Zugriff auf alle dort hinterlegten Doku-
mente der Vergangenheit.   
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keiten. Bleibt sie innerhalb einer Frist von einem Monat nach Zusendung oder Zu-
sendung der berichtigten Fassung unwidersprochen, trägt sie die Vermutung der 
Vollständigkeit und Richtigkeit in sich. 
 

 
 

 
§ 11 

Beschlußfassung 
 

1. Die Gesellschafterversammlung beschließt mit einfacher Mehrheit, sofern nicht 
das GmbH-Gesetz oder dieser Vertrag eine andere Regelung vorsehen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
2. Bei Beschlüssen der Gesellschafter gewähren je volle 10,00 € (in Worten: zehn 
Euro) der Kapitalanteile eine Stimme. 
 
3. Die Gesellschafterversammlung ist beschlußfähig, wenn die anwesenden oder 
vertretenen Gesellschafter mindestens 75 % der Geschäftsanteile der Gesellschaft 
halten, sofern die Vorschriften von § 10 Abs. 1 und 2 beachtet wurden. 
 
Ist die Versammlung nach den genannten Kriterien nicht beschlußfähig, ist unver-
züglich eine neue Gesellschafterversammlung unter gleichen Formvorschriften, 
frühestens auf einen Zeitpunkt von zwei Wochen nach der ersten Versammlung, 
einzuberufen. Diese zweite Gesellschafterversammlung ist ohne Rücksicht auf die 
Höhe der vertretenen Stimmen beschlußfähig, wenn darauf in der Einladung hin-
gewiesen ist. 
 
4. Mit Ausnahme von Änderungen dieses Gesellschaftsvertrages können die Ge-
sellschafter Beschlüsse schriftlich, fernschriftlich oder telegraphisch fassen, wenn 

 
§ 11 

Beschlußfassung 
 
1. Beschlüsse der Gesellschaft werden grundsätzlich in Gesellschafterversamm-
lungen in Präsenz gefasst. Sie können aber auch gem. § 48 Abs. 1 GmbHG oder 
gem. § 48 Abs. 2 GmbHG oder durch eine kombinierte Beschlussfassung gefasst 
werden. Dabei legt die Geschäftsführung die Art der Sitzung fest. In Fällen des § 
48 Abs. 1 S. 2 GmbHG oder durch eine kombinierte Beschlussfassung haben sich 
Gesellschafter mit der Beschlussfassung in der betreffenden Form in Textform 
einverstanden zu erklären. Soweit nicht zwingende Formvorschriften bestehen, 
können die Beschlüsse der Gesellschaft auf andere Art gefasst werden, vor allem: 
 
a) außerhalb der Gesellschafterversammlung, insbesondere im Umlaufverfahren 
in schriftlicher Form, mündlich oder per Telefon, Telefax o-der E-Mail; 
 
b) in kombinierten Verfahren, insbesondere durch Kombination einer Versamm-
lung einzelner Gesellschafter mit einer – vorherigen, gleichzeitigen oder nach-
träglichen – Stimmabgabe anderer Gesellschafter im Sinne von a) sowie durch 
eine Kombination verschiedener Stimmabgaben im Sinne von a) (z.B. teils schrift-
lich, teils per E-Mail, etc.).  
 
Die Versammlung der Mitglieder der Gesellschaft wird nach Bedarf, mindestens 
jedoch einmal im Geschäftsjahr nach Ablauf des Geschäftsjahres als ordentliche 
Gesellschafterversammlung einberufen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
4. Mit Ausnahme von Änderungen dieses Gesellschaftsvertrages können die Ge-
sellschafter Beschlüsse schriftlich, fernschriftlich oder telegraphisch fassen, wenn 

 
 
 
 
Absatz 1 wurde neu gefasst, um die Durchfüh-
rung der Sitzungen flexibler zu  gestalten kann 
und Beschlussfassung zu erleichtern. 
 
 
bestimmte Beschlüsse unterliegen bestimm-
ten Formvorschriften (zumeist notarielle Beur-
kundung). 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abs. 4 wurde gestrichen, da dieser durch den 
neuen Absatz 1 ersetzt wurde 
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kein Gesellschafter einer Abstimmung innerhalb der Frist von einer Woche wider-
spricht. Stimmen, die innerhalb dieser Frist nicht eingegangen sind, gelten als Ent-
haltung. 
 
5. Die Gesellschafterversammlung beschließt in folgenden Angelegenheiten mit 
qualifizierter Mehrheit von 75 % der Geschäftsanteile der Gesellschaft: 
 
 
 
- die Übertragung oder Verpfändung von Geschäftsanteilen oder Teilen davon 
 
- die Feststellung des Jahresabschlusses, die Verwendung des Ergebnisses, 
 
 
- die Entlastung der Geschäftsführung, 
 
 
 
 
 
- Wahl des Abschlußprüfers, Festlegung des Prüfungsauftrages, 
 
- Auflösung, Verschmelzung oder Umwandlung der Gesellschaft, 
 
- die Änderung des Gesellschaftsvertrages, 
 
- die Genehmigung einer Veräußerung von Teilen eines Geschäftsanteils, 
 
- die Einziehung von Geschäftsanteilen, 
 
- die Gründung und Veräußerung von Tochtergesellschaften, Erwerb und Veräuße-
rung von. Beteiligungen,  
 
- Ernennung und Abberufung von Liquidatoren, 
 
- die Erstellung und Änderung der Geschäftsordnung der Gesellschaft, 
 
- alle Verfügungen über Grundstücke, Rechte an einem Grundstück oder Rechte an 
einem Grundstücksrecht, die Verpflichtung zur Vornahme derartiger Verfügungen; 
 
- die Einstellung und Entlassung von Arbeitnehmern mit Jahresgehältern über 
32.500,00 Euro, außerdem die Gewährung von Versorgungszusagen, 
 
 
- die Aufnahme und Beendigung von Planfeststellungs- bzw. Genehmigungsverfah-
ren, 

kein Gesellschafter einer Abstimmung innerhalb der Frist von einer Woche wider-
spricht. Stimmen, die innerhalb dieser Frist nicht eingegangen sind, gelten als Ent-
haltung. 
 
4. Die Gesellschafterversammlung beschließt mit einfacher Mehrheit, sofern 
nicht das GmbH-Gesetz oder dieser Vertrag eine andere Regelung vorsehen. 
Folgenden Angelegenheiten beschließt die Gesellschafterversammlung mit quali-
fizierter Mehrheit von 75 % der Geschäftsanteile der Gesellschaft: 
 
- die Übertragung oder Verpfändung von Geschäftsanteilen oder Teilen davon 
 
- die Feststellung des Jahresabschlusses und des Wirtschaftsplans, die Verwen-
dung des Ergebnisses, 
 
- die Entlastung, Bestellung und Abberufung der Geschäftsführung, 
 
 
-Abschluss und Änderung von Unternehmensverträgen i.S.d. §§ 291 
und 292 AktG 
 
- Wahl des Abschlußprüfers, Festlegung des Prüfungsauftrages, 
 
- Auflösung, Verschmelzung oder Umwandlung der Gesellschaft, 
 
- die Änderung des Gesellschaftsvertrages, 
 
- die Genehmigung einer Veräußerung von Teilen eines Geschäftsanteils, 
 
- die Einziehung von Geschäftsanteilen, 
 
- die Gründung und Veräußerung von Tochtergesellschaften, Erwerb und Veräuße-
rung von. Beteiligungen,  
 
- Ernennung und Abberufung von Liquidatoren, 
 
- die Erstellung und Änderung der Geschäftsordnung der Gesellschaft, 
 
- alle Verfügungen über Grundstücke, Rechte an einem Grundstück oder Rechte an 
einem Grundstücksrecht, die Verpflichtung zur Vornahme derartiger Verfügungen; 
 
die Einstellung und Entlassung von Arbeitnehmern mit Jahresgehältern über  der 
Vergütungsgruppe 10 max. des Regionalen Entgelttarifvertrages Nordrhein-West-
falen, außerdem die Gewährung von Versorgungszusagen 
 
- die Aufnahme und Beendigung von Planfeststellungs- bzw. Genehmigungsverfah-
ren, 

 
 
 
 
Aufgrund der Streichung des Abs. 4 erhält der 
nächste Absatz eine neue Nummerierung 
Zudem wurde der Inhalt des alten Absatz 1 in 
den neuen Absatz 4 verschoben 
 
 
 
Wurde ergänzt aufgrund § 108 Absatz 4 Nr. 1 
c) GO NRW 
 
Wurde ergänzt aufgrund § 108 Absatz 4 Nr. 1 
d) GO NRW 
 
Wurde ergänzt aufgrund § 108 Absatz 4 Nr. 1 
a) GO NRW 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der Inflation bietet es sich an, hier 
nun angepasste Beträge zu nennen. 
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- die Erteilung von Prokura und deren Widerruf, 
 
- die Übernahme von kompostierbaren Stoffen anderer Gebietskörperschaften, 
hierzu bedarf es des Weiteren der Zustimmung des Kreises Warendorf gemäß § 1 
Absatz 4 des Entsorgungsvertrages zwischen der AWG und dem Kreis Warendorf, 
 
- die Gewährung von Sicherheiten jeglicher Art, die Bewilligung von Krediten, so-
wie Übernahme fremder Verbindlichkeiten über einen höheren Betrag als 
50.000,00 Euro 
 
- die Vornahme von baulichen Maßnahmen, einschließlich Umhauten, die Anschaf-
fung von Anlagegegenständen, mit einem Wert von 50.000,00 Euro, 
 
- Die Änderung des Gegenstandes des Unternehmens die Betätigung in neuen 
Sparten, die Errichtung von Zweigniederlassungen, Sitzverlegung, Erwerb neuer 
Unternehmen, die Veräußerung des Unternehmens im ganzen oder zum Teil, Be-
teiligung an anderen Unternehmen, der Abschluß und die Kündigung insbesondere 
von Dienstleistungs-, Miet- und Pachtverträgen mit einem jährlichen Aufwand von 
mehr als 5.000,00 Euro  im Einzelfall bzw. 25.000,00 Euro insgesamt oder mit einer 
Laufzeit von mehr als drei Jahren, 
 
- wesentliche Änderungen im Aufbau und der Struktur des hergebrachten Betrie-
bes und der Dienstleistung oder des Vertriebes, 
 
- die Einleitung von Rechtsstreitigkeiten mit einem Wert von über 5.000,00 Euro, 
 
- die Vornahme jeglicher Geschäfte mit spekulativem Charakter, 
 
- die Wahrnehmung des Stimmrechts der Gesellschaft bei Beteiligungs- oder Toch-
tergesellschaften, 
 
- unentgeltliche Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäfte, ausgenommen Spen-
den im üblichen Rahmen, 
 
- der Abschluß von Rechtsgeschäften mit nahen Angehörigen i.S. von § 15 AO; 
 
- Vereinbarungen mit dem Betriebsrat oder sonstigen Personalvertretungen mit 
wesentlichen finanziellen Auswirkungen; 
 
- Erwerb und Vergabe von Schutzrechten oder Lizenzen. 
 

 
- die Erteilung von Prokura und deren Widerruf, 
 
- die Übernahme von kompostierbaren Stoffen anderer Gebietskörperschaften, 
hierzu bedarf es des Weiteren der Zustimmung des Kreises Warendorf gemäß § 1 
Absatz 4 des Entsorgungsvertrages zwischen der AWG und dem Kreis Warendorf, 
 
-  die Gewährung von Sicherheiten jeglicher Art, die Bewilligung von Krediten, so-
wie Übernahme fremder Verbindlichkeiten über einen höheren Betrag als 
100.000,00 Euro 
 
- die Vornahme von baulichen Maßnahmen, einschließlich Umhauten, die An-
schaffung von Anlagegegenständen, mit einem Wert von 100.000,00 Euro, 
 
- Die Änderung des Gegenstandes des Unternehmens die Betätigung in neuen 
Sparten, die Errichtung von Zweigniederlassungen, Sitzverlegung, Erwerb neuer 
Unternehmen, die Veräußerung des Unternehmens im ganzen oder zum Teil, Be-
teiligung an anderen Unternehmen, der Abschluß und die Kündigung insbeson-
dere von Dienstleistungs-, Miet- und Pachtverträgen mit einem jährlichen Auf-
wand von mehr als 10.000,00 Euro im Einzelfall bzw. 50.000,00 Euro insgesamt 
oder mit einer Laufzeit von mehr als drei Jahren, 
 
- wesentliche Änderungen im Aufbau und der Struktur des hergebrachten Betrie-
bes und der Dienstleistung oder des Vertriebes, 
 
- die Einleitung von Rechtsstreitigkeiten mit einem Wert von über 5.000,00 Euro 
 
- die Vornahme jeglicher Geschäfte mit spekulativem Charakter, 
 
- die Wahrnehmung des Stimmrechts der Gesellschaft bei Beteiligungs- oder Toch-
tergesellschaften, 
 
- unentgeltliche Verpflichtungs- und Verfügungsgeschäfte, ausgenommen Spen-
den im üblichen Rahmen, 
 
- der Abschluß von Rechtsgeschäften mit nahen Angehörigen i.S. von § 15 AO; 
 
- Vereinbarungen mit dem Betriebsrat oder sonstigen Personalvertretungen mit 
wesentlichen finanziellen Auswirkungen; 
 
- Erwerb und Vergabe von Schutzrechten oder Lizenzen. 

 
 
 
 
 
 
 
Aufgrund der Inflation bietet es sich an, hier 
nun angepasste Beträge zu nennen 
 
 
Aufgrund der Inflation bietet es sich an, hier 
nun angepasste Beträge zu nennen 
 
Aufgrund der Inflation bietet es sich an, hier 
nun angepasste Beträge zu nennen 

 
 
 

§ 12 

 
 

unverändert 
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Verwirkung des Rechts zur Anfechtung  
von Gesellschafterbeschlüssen 

 
Soweit es sich um verzichtbare Rechte handelt, ist das Recht des Gesellschafters 
zur Anfechtung eines Beschlusses der Gesellschafter einschließlich Wahlen ver-
wirkt, wenn er in der Gesellschafterversammlung, in der der anzufechtende Be-
schluß gefaßt worden war, anwesend oder rechtsgültig vertreten war, er oder sein 
Vertreter aber in derselben den Beschluß nicht ausdrücklich widersprochen haben, 
sowie wenn er die Klage der Anfechtung des Beschlusses gegen die Gesellschaft 
nicht innerhalb von einem Monat danach erhoben hat, oder er in der vorbezeich-
neten Gesellschafterversammlung weder anwesend noch rechtsgültig vertreten 
war, die Klage auf Anfechtung des Beschlusses gegen die Gesellschaft aber nicht 
innerhalb von einem Monat nach Kenntnisnahme davon erhoben hat, wobei der 
Zeitpunkt seiner Kenntnisnahme von ihm nachzuweisen ist. 
 

 
§ 13 

Geschäftsführung und Vertretung 
 
1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Ist nur ein Geschäfts-
führerbestellt, vertritt dieser die Gesellschaft allein. Sind mehrere Geschäftsführer 
bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschäftsführer gemeinsam oder 
durch einen Geschäftsführer zusammen mit einem Prokuristen vertreten. 
 
 
 
 
 
 
2. Bei Geschäften zwischen der GmbH und Gesellschaften, an denen die GmbH als 
persönlich haftende Gesellschafterin beteiligt ist, sind die Geschäftsführer von den 
Beschränkungen des § 181 BGB befreit. Im Übrigen dürfen sie Rechtsgeschäfte im 
Rahmen der Bestimmungen des § 181 BGB nur vornehmen, wenn die Gesellschaf-
terversammlung diesem zugestimmt hat. 
 
3. Die Geschäftsführer sind verpflichtet, die Geschäfte der Gesellschaft unter Be-
achtung der Bestimmungen dieses Vertrages, der Geschäftsordnung für die Ge-
schäftsführung und des mit ihnen geschlossenen Geschäftsführervertrages mit der 
Sorgfalt ordentlicher Kaufleute zu führen. Die Geschäftsordnung und die Anstel-
lungsverträge bedürfen eines Gesellschafterbeschlusses Entsprechendes gilt für 
Änderungen oder Kündigungen von 
Anstellungsverträgen. 
 
4. Die Geschäftsführung ist verpflichtet, jedem Gesellschafter auf Anfrage Aus-
kunft über die Betriebsergebnisse und die laufenden Geschäfte zu erteilen. 
 

 
§ 13 

Geschäftsführung und Vertretung 
 
 
1. Die Gesellschaft hat einen oder mehrere Geschäftsführer. Ist nur ein Ge-
schäftsführerbestellt, vertritt dieser die Gesellschaft allein. Sind mehrere Ge-
schäftsführer bestellt, so wird die Gesellschaft durch zwei Geschäfts-führer ge-
meinsam oder durch einen Geschäftsführer zusammen mit einem Prokuristen 
vertreten. 
 
Vorstehende Regelung gilt auch für Liquidatoren. Wird die Gesellschaft nach § 66 
Abs. 1 GmbHG von den bisherigen Geschäftsführern liquidiert, so besteht deren 
konkrete Vertretungsbefugnis auch als Liquidatoren fort. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Absatz 1 wurde ergänzt. Fehlt diese Regelung, 
wären in der Regel 2 Liquidatoren zu stellen. 
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5. Jeder Gesellschafter ist berechtigt, die Gesellschaft sowie die Geschäftsführung 
jederzeit durch einen von ihm bestellten Wirtschaftsprüfer prüfen zulassen. 
 
6.  
Die Geschäftsführer sind an die Weisungen der Gesellschafterversammlung ge-
bunden. Unbeschadet der Vertretungsberechtigung gegenüber Dritten haben die 
Geschäftsführer die vorherige Zustimmung der Gesellschafterversammlung für die 
Vornahme. Von Geschäften, die gemäß § 11 Absatz 5 dieses Vertrages von der Ge-
sellschafterversammlung mit qualifizierter Mehrheit zu beschließen sind, einzuho-
len. 
 
In Fällen besonderer Dringlichkeit ist die Geschäftsführung gemeinsam mit dem 
Vorsitzenden der Aufsichtsräte der Gesellschafter berechtigt, zustimmungspflich-
tige Maßnahmen zu ergreifen, ohne die Zustimmung der Gesellschafterversamm-
lung einzuholen; die Gesellschafterversammlung ist unverzüglich zu informieren. 
 

 
 
 
 
6.  
Die Geschäftsführer sind an die Weisungen der Gesellschafterversammlung ge-
bunden. Unbeschadet der Vertretungsberechtigung gegenüber Dritten haben die 
Geschäftsführer die vorherige Zustimmung der Gesellschafterversammlung für die 
Vornahme. Von Geschäften, die gemäß § 11 Absatz 5 dieses Vertrages von der Ge-
sellschafterversammlung mit qualifizierter Mehrheit zu beschließen sind, einzuho-
len. 
 
In Fällen besonderer Dringlichkeit ist die Geschäftsführung gemeinsam mit dem 
Vorsitzenden der Gesellschafterversammlung berechtigt, zustimmungspflichtige 
Maßnahmen zu ergreifen, ohne die Zustimmung der Gesellschafterversammlung 
einzuholen; die Gesellschafterversammlung ist unverzüglich zu informieren. 
 

 
 

§ 14 
Jahresabschluß 

 
1. Innerhalb der jeweils gesetzlich vorgesehen Frist nach Abschluß eines jeden Ge-
schäftsjahres haben die Geschäftsführer den Jahresabschluß (Bilanz und Gewinn- 
und Verlustrechnung) und einen Geschäftsbericht aufzustellen, die - falls so be-
schlossen oder gesetzlich vorgesehen in geprüfter Form - der ordentlichen Gesell-
schafterversammlung vorzulegen sind. 
 
 
 
 
 
 
 
2. Der Jahresabschluß ist so zu erstellen, daß er die geringste Steuerbelastung für 
die Gesellschaft erbringt. Bei Bewertungswahlrechten ist der für die Gesellschaft 
steuerlich sinnvollste Bilanzansatz zu wählen. 
 
3. Die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes hat entsprechend den 
Vorschriften des dritten Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesell-
schaften zu erfolgen. Die Abschlußprüfung muß sich auch auf die Prüfungsgegen-
stände des § 53 Absatz l des Haushaltsgrundsätze-Gesetzes erstrecken. 
 

 
§ 14 

Jahresabschluß 
 
 
1. Die Geschäftsführung hat den Jahresabschluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-
nung und Anhang) sowie den Lagebericht in entsprechender Anwendung der Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches für Kapitalgesellschaften 
nach Ablauf des Geschäftsjahres aufzustellen und von dem durch Gesellschafter-
beschluss bestellten Abschlussprüfer prüfen zu lassen.  
 
Im Lagebericht oder im Zusammenhang damit muss zur Einhaltung der öffentli-

chen Zwecksetzung und Zweckerreichung Stellung genommen werden. Nach Prü-

fung durch den Abschlussprüfer sind Jahresabschluss und Lagebericht zusammen 

mit dem Prüfungsbericht unverzüglich der Gesellschafterversammlung zur Prüfung 

vorzulegen, die den Jahresabschluss prüft und ggf. feststellt. 

 
 
 
 
3. Die Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes hat entsprechend den 
Vorschriften des dritten Buches des Handelsgesetzbuches für große Kapitalgesell-
schaften zu erfolgen. Die Abschlußprüfung muß sich auch auf die Prüfungsgegen-
stände des § 53 Absatz l des Haushaltsgrundsätze-Gesetzes erstrecken. Dem Kreis 
Warendorf werden die Befugnisse nach §§ 53 und 54 Haushaltsgrundsätzegesetz 
eingeräumt. 
 

 
 
 
 
 
Absatz 1 wurde aufgrund der Änderungen in § 
108 GO NRW angepasst.  § 108 GO NW 
schreibt nicht mehr zwingend die Prüfung für 
Große Kapitalgesellschaften vor. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Abs. 3 wird neu gefasst, da der Inhalt in der 
Neuregelung des Abs. 1 enthalten ist. § 112 
GO NRW (Informations- und Prüfrecht) wurde 
berücksichtigt) 
 
 
 
Es wird ein neuer Absatz 4 eingefügt: 
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4. Die Gesellschaft verpflichtet sich, dem Gesellschafter alle Nachweise und Un-
terlagen, die zur Erstellung eines Gesamtabschlusses  benötigt werden, form- und 
fristgerecht zur Verfügung zu stellen. Erforderliche Auskünfte sind zu erteilen. 
 

§ 116 Abs. 6 GO NRW wurde berücksichtigt. 
 

 
§ 15 

Abfindung von Gesellschaftern 
 

1. Im Falle der Einziehung eines Geschäftsanteiles, der Kündigung oder des Aus-
scheidens aus einem anderen Grunde ist dem ausscheidenden Gesellschafter 
höchstens der im § 16 Abs. 4 genannte Wert seines Geschäftsanteils zum Ende des 
Geschäftsjahres, das seinem Ausscheiden vorausgeht, zu erstatten. Dies gilt nicht, 
wenn die Beteiligung von einem Dritten übernommen wird und dieser die Ge-
schäftsanteile entweder unentgeltlich oder aufgrund der Regelung des§ 16 Abs. 3 
dieses Vertrages übernimmt.  
 
Sollten durch eine Änderung der Rechtsprechung oder durch Änderung der Ge-
setzgebung für die Festlegung der Vergütung, die an den ausscheidenden Gesell-
schafter zu zahlen ist, andere Grundsätze zwingend vorgeschrieben werden, so soll 
dem ausscheidenden Gesellschafter nur die im Rahmen dieser Grundsätze festge-
legte Mindestvergütung zu zahlen sein. Die Zahlungen an den Gesellschafter sollen 
in drei gleichen Jahresraten zinslos erfolgen. Abweichungen hiervon kann die Ge-
sellschafterversammlung nur einstimmig beschließen. 
 
2. Streitigkeiten über die Höhe der Vergütung werden von einem durch das Institut 
der Wirtschaftsprüfer in Düsseldorf zu benennenden Wirtschaftsprüfer als 
Schiedsgutachter, der auch über die Kosten seiner Inanspruchnahme entscheidet, 
für alle Beteiligten endgültig entschieden. 
 

 
 

unverändert 

 

 
§ 16 

Kündigung der Beteiligung/ Ausscheiden eines Gesellschafters 
 
1. Jeder Gesellschafter kann seine Beteiligung unter Einhaltung einer Frist von ei-
nem Jahr zum Ende eines Geschäftsjahres, erstmals jedoch zum 31.12.2006 und 
danach wieder jeweils zum Ablauf von 5 weiteren Geschäftsjahren, durch einge-
schriebenen Brief gegenüber den anderen Gesellschaftern kündigen. Die Kündi-
gung hat durch eingeschriebenen Brief zu erfolgen. Sie wird erst wirksam, wenn 
sie allen übrigen Gesellschaftern zugegangen ist. Der kündigende Gesellschafter 
hat außerdem die Geschäftsführung von der Kündigung unverzüglich zu unterrich-
ten. 
 
2. Die Kündigung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt. Ein wichtiger 
Grund ist in der Beendigung des Bau- und Betreibervertrages, der mit der Abfall-
wirtschaftsgesellschaft des Kreises Warendorf mbH abgeschlossen ist, zu sehen. 
 

 
§ 16 

Kündigung der Beteiligung/ Ausscheiden eines Gesellschafters 
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3. Durch die Kündigung oder das Ausscheiden aus anderem Grund wird die Gesell-
schaft nicht aufgelöst. Der kündigende Gesellschafter scheidet mit dem Kündi-
gungstermin aus der Gesellschaft aus, die von den verbleibenden Gesellschaftern 
fortgesetzt wird, sofern die Gesellschafterversammlung nicht die Auflösung be-
schließt. Im Falle des Ausscheidens der AWG infolge ihrer Liquidation kann der 
Kreis Warendorf an deren Stelle in die Gesellschaft eintreten oder einen Dritten 
benennen, der in die Gesellschaft an Stelle der AWG eintritt. 
 
 
4. Die Übernahme der Geschäftsanteile erfolgt auf der Grundlage einer auf den 
Tag des Ausscheidens aufzustellenden Anteilsbewertung. Für die Anteilsbewer-
tung ist das Sach- Anlagevermögen der Gesellschaft mit dem Sachzeitwert vermin-
dert um etwaige Sonderabschreibungen und Sonderwertberichtigungen anzuset-
zen. Ein Firmenwert bleibt insoweit außer Ansatz. 
 
5. Bei der Anteilsbewertung ist auf Verlangen eines Gesellschafters auf dessen Kos-
ten ein Sachverständiger hinzuzuziehen. Kann man sich über dessen Person nicht 
einigen, so bestimmt ihn der Präsident der Industrie- und Handelskammer in 
Münster/ Westfalen. 
 

3. Durch die Kündigung oder das Ausscheiden aus anderem Grund wird die Gesell-
schaft nicht aufgelöst. Der kündigende Gesellschafter scheidet mit dem Kündi-
gungstermin aus der Gesellschaft aus, die von den verbleiben-den Gesellschaftern 
fortgesetzt wird, sofern die Gesellschafterversammlung nicht die Auflösung be-
schließt. Im Falle des Ausscheidens der Abfallwirtschaftsgesellschaft des Kreises 
Warendorf GmbH (AWG) oder ihrer Rechtsnachfolgerin infolge ihrer Liquidation 
kann der Kreis Warendorf an deren Stelle in die Gesellschaft eintreten oder einen 
Dritten benennen, der in die Gesellschaft an Stelle der AWG eintritt. 
 
 

Hier wurde nur der vollständige Name der 
AWG berücksichtigt und die Rechtsnachfolge 
ergänzt 

 
§ 17 

Beendigung der Gesellschaft 
 

1. Die Gesellschaft kann durch Beschluß der Gesellschafter mit einer Mehrheit von 
75 % des Stammkapitals aufgelöst werden. 
 
2. Im Falle einer Beendigung der Gesellschaft bestimmen die Gesellschafter mit 
qualifizierter Mehrheit (75 % der Geschäftsanteile) einen oder mehrere Liquidato-
ren. 
 
3. Bei Beendigung der Gesellschaft übernimmt die AWG das Kompostwerk. Maß-
geblich für die Höhe des Entgelts sind die in § 16 Absatz 3 und 4 aufgestellten 
Grundsätze. Diese gelten insoweit entsprechend. 
 

 
 

unverändert 

 

 
§ 18 

Teilnichtigkeit 
 
Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein oder werden oder sollte 
sich in dem Vertrag eine ergänzungsbedürftige Lücke herausstellen, wird die Gül-
tigkeit der übrigen Bestimmungen des Vertrages hiervon nicht berührt. Es soll in-
soweit eine Regelung gelten, die im Rahmen des rechtlich Möglichen dem am 
nächsten kommt, was die Vertragschließenden gewollt haben würden, sofern sie 
den Punkt bedacht hätten. 
 

 
 

unverändert 
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§ 19 

Bekanntmachungen 
 
Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen nur im Bundesanzeiger. 
 

 
 

unverändert 

 

 
§ 20 

Schlußbestimmungen 
 

1. Die Kosten dieser Urkunde, ihres Vollzuges im Handelsregister, der Eintragung 
und der Bekanntmachung, sowie anfallende Steuern und Gebühren trägt die Ge-
sellschaft bis zu einem Betrag von DM 4.000,--. 
 
2. Soweit vorstehend nichts vereinbart ist, gelten ergänzend die gesetzlichen Best-
immungen des GmbH-Gesetzes. 
 

 
§ 20 

Schlußbestimmungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
3. Im Sinne einer besseren Lesbarkeit des Textes wurde auf eine alle Geschlechter 
erfassende Darstellung geschlechtsspezifischer, personenbezogener Hauptwörter 
verzichtet. Alle Personen sind unabhängig von ihrem Geschlecht von den Inhalten 
dieses Gesellschaftsvertrages gleichermaßen angesprochen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Es wurde ein neuer Absatz 3 ergänzt, um allen 
Personen unabhängig von ihrem Geschlecht 
gerecht zu werden. 
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Gesellschaftsvertrag  

der  

MHB Hamm Betriebsführungsgesellschaft mbH  

 

Ausgangsvertrag Änderungen Erläuterungen 

§ 9 
Wirtschaftsplanung, Berichtswesen, Jahres-

abschluss und Lagebericht 

§ 9 
Wirtschaftsplanung, Berichtswesen, Jah-

resabschluss und Lagebericht 

 

1. Die Geschäftsführung hat bis spätestens 

zum 30.11. eines jeden Geschäftsjahres ei-

nen Wirtschaftsplan für das kommende Jahr 

aufzustellen, der den Investitions-, den Fi-

nanz-, den Erfolgsplan und eine Stellenüber-

sicht sowie eine konsolidierte Mittelfristpla-

nung enthält, die einen Zeitraum von fünf 

Jahren umfasst und jährlich fortgeschrieben 

wird. Sie legt diese Planungen der Gesell-

schafterversammlung rechtszeitig vor Beginn 

 Abs. 1 bleibt unberührt  

Ö  11Ö  11
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des Geschäftsjahres vor. 

2. Die Geschäftsführung hat den Jahresab-

schluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-

nung und Anhang) und den Lagebericht 

nach Maßgabe der für große Kapitalgesell-

schaften geltenden gesetzlichen Vorschriften 

innerhalb der ersten drei Monate nach Ab-

lauf des Geschäftsjahres zu erstellen und 

von dem durch Gesellschafterbeschluss be-

stellten Abschlussprüfer entsprechend prü-

fen zu lassen. In dem Lagebericht muss zur 

Einhaltung der öffentlichen Zwecksetzung 

und zur Zweckerreichung Stellung genom-

men werden. Die Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts erfolgt in 

entsprechender Anwendung der Vorschriften 

des Dritten Buches des Handelsgesetzbu-

ches für große Kapitalgesellschaften.  

2. Die Geschäftsführung hat den Jahresab-

schluss und den Lagebericht in ent-

sprechender Anwendung der für Kapi-

talgesellschaften geltenden gesetzli-

chen Vorschriften des Dritten Buches 

des Handelsgesetzbuches zu erstellen 

und prüfen zu lassen. Unabhängig von 

der Größe der Gesellschaft im Sinne des 

§ 267 HGB gilt jedoch, dass die Bilanz, 

die Gewinn- und Verlustrechnung nebst 

Lagebericht und Anhang in jedem Fall 

zu erstellen sind und ein Wirtschaftsprü-

fer den Jahresabschluss zu prüfen hat. 

      § 286 Absatz 4 des Handelsgesetzbu-

ches ist nicht anzuwenden. 

      Die Anwendung der Erleichterungsvor-

schriften gemäß § 264 Abs. 3 HGB bleibt 

unberührt. Zur Einhaltung der öffentli-

chen Zwecksetzung und zur Zwecker-

Abs. 2 wird geändert und neu 

gefasst 
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reichung ist Stellung zu nehmen.  

3. Die Geschäftsführung hat den Gesellschaf-

tern den Jahresabschluss und den Lagebe-

richt gemeinsam mit dem schriftlichen Prü-

fungsbericht des Abschlussprüfers unver-

züglich mit ihren Vorschlägen zur Ergebnis-

verwendung zur Beschlussfassung vorzule-

gen.  

3. Die Geschäftsführung hat den Gesell-

schaftern den Jahresabschluss und den 

Lagebericht gemeinsam mit dem schrift-

lichen Prüfungsbericht des Abschluss-

prüfers unverzüglich mit ihren Vor-

schlägen zur Ergebnisverwendung zur 

Beschlussfassung vorzulegen. 

Abs. 3 wird ersatzlos gestri-

chen, um Dopplungen zu ver-

meiden. Eine Regelung befin-

det sich bereits in Absatz 3 

(alter Absatz 4) . 

 

Aufgrund der Streichung des 

Abs. 3 erhalten die nachfol-

genden Absätze eine neue 

Nummerierung, 

4. Die Gesellschafterversammlung hat inner-

halb der gesetzlichen Fristen über die Fest-

stellung des Jahresabschlusses und über die 

Verwendung des Ergebnisses zu beschlie-

ßen.  

3. Die Gesellschafterversammlung hat in-

nerhalb der gesetzlichen Fristen (mög-

lichst innerhalb von sechs Monaten 

nach Abschluss des Geschäftsjahres) 

über die Feststellung des Jahresab-

schlusses und über die Verwendung des 

Ergebnisses zu beschließen. 

Die Frist für die Beschlussfas-

sung zum Jahresabschluss 

soll wie dargestellt angepasst 

werden. 

5. Den Städten Hamm und Dortmund sowie 

den Kreisen Soest, Unna und Warendorf 

4. Den Städten Hamm und Dortmund sowie 

den Kreisen Soest, Unna und Warendorf   

 

Streichung wegen Wegfalls 
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werden jeweils die Befugnisse nach §§ 53 

und 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes 

eingeräumt. Zudem wird ihnen jeweils ge-

mäß § 118 GO NW das Recht eingeräumt, 

von der Gesellschaft Aufklärung und Nach-

weise zu verlangen, die die Aufstellung des 

Gesamtabschlusses (§ 116 GO NW) erfor-

dern.  

werden die Befugnisse nach §§ 53 und 

54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes 

eingeräumt. Zudem wird ihnen jeweils 

gemäß § 118 GO NW das Recht einge-

räumt, von der Gesellschaft Aufklärung 

und Nachweise zu verlangen, die die 

Aufstellung des Gesamtabschlusses (§ 

116 GO NW) erfordern.  

des § 118 GO NRW 

 

6. Für die Gesellschaft und ihre Beteiligungen 

gelten die gesetzlichen Offenlegungspflich-

ten. Die Feststellung des Jahresabschlus-

ses, die Verwendung des Ergebnisses sowie 

das Ergebnis der Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts werden 

ortsüblich bekannt gemacht. Die Verpflich-

tung gemäß § 108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 GO 

NW (individualisierte Ausweispflicht) im An-

hang zum Jahresabschluss ist einzuhalten.  

5. Für die Gesellschaft und ihre Beteiligun-

gen gelten die gesetzlichen Offenle-

gungspflichten. Darüber hinaus sind die 

Feststellung des Jahresabschlusses, die 

Verwendung des Ergebnisses sowie das 

Ergebnis der Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts öffent-

lich bekannt zu machen. Ferner sind der 

Jahresabschluss und der Lagebericht bis 

zur Feststellung des folgenden Jahresab-

schlusses zur Einsichtnahme verfügbar 

zu halten. Die öffentlichen Bekanntma-

chungen erfolgen in den jeweiligen „Be-

 

Abs. 5 (neu) wird geändert 

und neu gefasst 
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Gesellschaftsvertrag  

der  

MVA Hamm Eigentümer-GmbH  

 

Ausgangsvertrag Änderungen Erläuterungen 

§ 11 
Wirtschaftsplanung, Berichtswesen, Jahres-

abschluss und Lagebericht 

§ 11 
Wirtschaftsplanung, Berichtswesen, Jah-

resabschluss und Lagebericht 

 

1. Die Geschäftsführung hat bis spätestens 

zum 30.11. eines jeden Geschäftsjahres ei-

nen Wirtschaftsplan für das kommende Ge-

schäftsjahr aufzustellen, der den Investiti-

ons-, den Finanz-, den Erfolgsplan und eine 

Stellenübersicht sowie eine konsolidierte Mit-

telfristplanung enthält, die einen Zeitraum 

von 5 Jahren umfasst und jährlich fortge-

schrieben wird. Sie legt diese Planungen der 

Gesellschafterversammlung rechtszeitig vor 

 Abs. 1 bleibt unberührt 

Ö  11Ö  11



_______________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 
C:\Users\Kalthoff\AppData\Local\somacos\00148276.doc        

Seite 2 von 5 

Beginn des Geschäftsjahres vor. 

2. Die Geschäftsführung informiert die Gesell-

schafter durch vierteljährliche Berichte über 

den Gang der Geschäfte, insbesondere über 

Umsätze, Aufwendungen, Erträge, Investiti-

onen, über den Personalstand sowie über 

sonstige wichtige Geschäftsvorfälle. 

 Abs. 2 bleibt unberührt 

3. Die Geschäftsführung hat den Jahresab-

schluss (Bilanz, Gewinn- und Verlustrech-

nung und Anhang) und den Lagebericht 

nach Maßgabe der für große Kapitalgesell-

schaften geltenden gesetzlichen Vorschriften 

innerhalb der ersten drei Monate nach Ab-

lauf des Geschäftsjahres zu erstellen und 

von dem durch Gesellschafterbeschluss be-

stellten Abschlussprüfer entsprechend prü-

fen zu lassen. In dem Lagebericht muss zur 

Einhaltung der öffentlichen Zwecksetzung 

und zur Zweckerreichung Stellung genom-

men werden. Die Prüfung des Jahresab-

3. Die Geschäftsführung hat den Jahresab-

schluss und den Lagebericht in ent-

sprechender Anwendung der für Kapi-

talgesellschaften geltenden gesetzli-

chen Vorschriften des Dritten Buches 

des Handelsgesetzbuches zu erstellen 

und prüfen zu lassen. Unabhängig von 

der Größe der Gesellschaft im Sinne des 

§ 267 HGB gilt jedoch, dass die Bilanz, 

die Gewinn- und Verlustrechnung nebst 

Lagebericht und Anhang in jedem Fall 

zu erstellen sind und ein Wirtschafts-

prüfer den Jahresabschluss zu prüfen 

Abs. 3 wird geändert und neu 

gefasst 



_______________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 
C:\Users\Kalthoff\AppData\Local\somacos\00148276.doc        

Seite 3 von 5 

schlusses und des Lageberichts erfolgt in 

entsprechender Anwendung der Vorschriften 

des Dritten Buches des Handelsgesetzbu-

ches für große Kapitalgesellschaften.  

hat. 

      § 286 Absatz 4 des Handelsgesetzbu-

ches ist nicht anzuwenden. Die Anwen-

dung der Erleichterungsvorschriften 

gemäß § 264 Abs. 3 HGB bleibt unbe-

rührt.  Zur Einhaltung der öffentlichen 

Zwecksetzung und zur Zweckerreichung 

ist Stellung zu nehmen.  

4. Die Geschäftsführung hat den Gesellschaf-

tern den Jahresabschluss und den Lagebe-

richt gemeinsam mit dem schriftlichen Prü-

fungsbericht des Abschlussprüfers unverzüg-

lich mit ihren Vorschlägen zur Ergebnisver-

wendung zur Beschlussfassung vorzulegen.

  

4. Die Geschäftsführung hat den Gesell-

schafter den Jahresabschluss und den 

Lagebericht gemeinsam mit dem schrift-

lichen Prüfungsbericht des Abschluss-

prüfers unverzüglich mit ihren Vor-

schlägen zur Ergebnisverwendung zur 

Beschlussfassung vorzulegen. 

Abs. 4 wird ersatzlos gestri-

chen, um Dopplungen zu ver-

meiden. Eine Regelung befin-

det sich bereits in Absatz 4 

(alter Absatz 5).  

 

Aufgrund der Streichung des 

Abs. 4 erhalten die nachfol-

genden Absätze eine neue 

Nummerierung. 

5. Die Gesellschafterversammlung hat inner-

halb der gesetzlichen Fristen über die Fest-

stellung des Jahresabschlusses und über die 

4. Die Gesellschafterversammlung hat in-

nerhalb der gesetzlichen Fristen (mög-

lichst innerhalb von sechs Monaten 

Die Frist für die Beschlussfas-

sung zum Jahresabschluss 

soll wie dargestellt angepasst 
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Verwendung des Ergebnisses zu beschlie-

ßen.  

nach Abschluss des Geschäftsjahres) 

über die Feststellung des Jahresab-

schlusses und über die Verwendung 

des Ergebnisses zu beschließen. 

werden. 

6. Den Städten Hamm und Dortmund sowie 

den Kreisen Soest, Unna und Warendorf 

werden jeweils die Befugnisse nach §§ 53 

und 54 des Haushaltsgrundsätzegesetzes 

eingeräumt. Zudem wird ihnen jeweils ge-

mäß § 118 GO NW das Recht eingeräumt, 

von der Gesellschaft Aufklärung und Nach-

weise zu verlangen, die die Aufstellung des 

Gesamtabschlusses (§ 116 GO NW) erfor-

dern.  

5. Den Städten Hamm und Dortmund sowie 

den Kreisen Soest, Unna und Warendorf 

werden jeweils die Befugnisse nach §§ 

53 und 54 des Haushaltsgrundsätzege-

setzes eingeräumt. Zudem wird ihnen 

jeweils gemäß § 118 GO NW das Recht 

eingeräumt, von der Gesellschaft Auf-

klärung und Nachweise zu verlangen, 

die die Aufstellung des Gesamtab-

schlusses (§ 116 GO NW) erfordern.  

Streichung wegen Wegfall des 

§ 118 GO NRW 

7. Für die Gesellschaft und ihre Beteiligungen 

gelten die gesetzlichen Offenlegungspflich-

ten. Die Feststellung des Jahresabschlus-

ses, die Verwendung des Ergebnisses sowie 

das Ergebnis der Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts werden 

ortsüblich bekannt gemacht. Die Verpflich-

6. Für die Gesellschaft und ihre Beteiligun-

gen gelten die gesetzlichen Offenle-

gungspflichten. Darüber hinaus sind die 

Feststellung des Jahresabschlusses, die 

Verwendung des Ergebnisses sowie das 

Ergebnis der Prüfung des Jahresab-

schlusses und des Lageberichts öffent-

Abs. 6 (neu) wird geändert 

und neu gefasst 
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tung gemäß § 108 Abs. 1 Satz 1 Nr. 9 GO 

NW (individualisierte Ausweispflicht) im An-

hang zum Jahresabschluss ist einzuhalten.  

lich bekannt zu machen. Ferner sind der 

Jahresabschluss und der Lagebericht bis 

zur Feststellung des folgenden Jahres-

abschlusses zur Einsichtnahme verfüg-

bar zu halten. Die öffentlichen Bekannt-

machungen erfolgen in den jeweiligen 

„Bekanntmachungen“ der Stadt Dort-

mund.  

 



 

 
 

 
Beschlussvorlage öffentlich 

 
 

Federführendes Amt Nr. 

Amt für Umweltschutz und Straßenbau 058/2025 
 
 
Betreff: 
 
Fortführung des Entsorgungsvertrages der AWG KOMMUNAL mit dem Kreis Warendorf 
 
 

Beratungsfolge Termin 

 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung 22.05.2025 
Berichterstattung: Ltd. KBD André Hackelbusch   

Kreisausschuss 27.06.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

Kreistag 04.07.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreistag des Kreises Warendorf stimmt zu, dass der Kreis Warendorf auf sein 
Kündigungsrecht gem. § 7 Absatz 1 des o. g. Entsorgungsvertrages bis zum 31. 
Dezember 2036 einschließlich verzichtet. 
 
 

Ö  12Ö  12
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Erläuterungen: 
 
Mit Wirkung vom 29. August 2012 ist die Vereinbarung (im Weiteren Entsorgungsvertrag) 
zwischen dem Kreis Warendorf und der Entsorgungskooperationsgesellschaft des 
Kreises Warendorf mbH (ECOWAF) in Kraft getreten.  
 
Mit diesem Entsorgungsvertrag hat der Kreis die AWG KOMMUNAL als Dritten im Sinne 
von § 22 Abs. 1 KrWG (damals § 16 Abs. 1 KrW-/AbfG) mit der Durchführung der 
Sammlung und Beförderung von Abfällen, der Abfallentsorgung sowie der Abfallberatung 
beauftragt. 
 
Die Firmierung ECOWAF konnte sich nicht ausreichend etablieren, weshalb die 
Gesellschaft in AWG KOMMUNAL umbenannt wurde. 
 
Dieser Vertrag hat gem. Nachtrag vom 18.12.2019 eine feste Laufzeit bis zum 31. 
Dezember 2032 und verlängert sich automatisch um jeweils fünf Jahre, wenn er nicht 
spätestens ein Jahr vor seinem Auslaufen von einem der Vertragspartner schriftlich 
gekündigt wird. Das wäre zum 31. Dezember 2031 der Fall. 
 
Im Weiteren soll die Laufzeit des Entsorgungsvertrages bis zum 31. Dezember 2042 
angepasst werden. Hintergrund dieses Vorschlages ist, dass die AWG KOMMUNAL 
Investitions- und Planungssicherheit benötigt und der Kreis sich weiterhin der Leistungen 
der AWG KOMMUNAL in gewohntem/notwendigem Umfang bedienen kann. 
 
Die AWG KOMMUNAL ist an der MHB Hamm Betriebsführungsgesellschaft mbH 
beteiligt. Zudem hat diese einen langfristigen Verbrennungsvertrag mit der MHB Hamm 
Betriebsführungsgesellschaft mbH geschlossen. Aufgrund von geplanten Investitionen in 
der MVA Hamm wird eine Verlängerung der Zusammenarbeit bis 2042 diskutiert. So wird 
die Rauchgasreinigung der Müllverbrennungsanlage erneuert und die entsprechenden 
Finanzierungspläne laufen bis zum 31.12.2042. 
 
Der Aufgabenbereich und der Geschäftsbetrieb der AWG KOMMUNAL machen es 
erforderlich, Investitionsentscheidungen (z. B. Anschaffung von Lkw und 
Sammelbehältern) zu treffen und Verbindlichkeiten einzugehen, die im Rahmen 
kaufmännischer Sorgfalt auf Dauer über das Jahr 2032 angelegt sein müssen. So ist u. 
a. die AWG KOMMUNAL erst seit Anfang 2021 100 %-ige Gesellschafterin der 
ECOWEST LOGISTIK GmbH und baut den logistischen Bereich durch langfristige 
Investitionen aus.  
 
Der Kreis Warendorf ist als öffentlich-rechtlicher Entsorgungsträger im Bereich der 
überlassungspflichtigen Abfälle nach den Vorgaben des Abfallrechts grundsätzlich zur 
Gewährleistung einer langfristigen Entsorgungssicherheit verpflichtet. Diese 
Entsorgungspflicht kann nur einhergehend mit den erforderlichen, langfristig angelegten 
Investitionen erfüllt werden. Es ist daher erforderlich, durch die vertraglichen 
Rahmenbedingungen die langfristig angelegte Aufgaben-wahrnehmung durch die AWG 
KOMMUNAL zu sichern. Andernfalls müssten das Einsammeln und das Befördern von 
einzelnen Abfallfraktionen sowie die Abfallberatung, Öffentlichkeits- und Bildungsarbeit 
auf den Kreis Warendorf zurück übertragen werden. 
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Unter Berücksichtigung der bestehenden Vertragslaufzeiten und der 
Abschreibungszeiten sowie zur Absicherung und Aufrechterhaltung der 
Entsorgungssicherheit wird deshalb vorgeschlagen, die Laufzeit des 
Entsorgungsvertrages bis zum 31. Dezember 2042 zu fortzuführen. 
 
Die Gesellschafterversammlung der AWG KOMMUNAL hat am 05.05.2025 die 
Fortführung des Entsorgungsvertrages beschlossen.  
 
 
 
 
 
 
 
  
 



 

 
 

 
Beschlussvorlage öffentlich 

 
 

Federführendes Amt Nr. 

Amt für Umweltschutz und Straßenbau 065/2025 
 
 
Betreff: 
 
Fortführung des Entsorgungsvertrages der AWG mit dem Kreis Warendorf 
 
 

Beratungsfolge Termin 

 

Ausschuss für Umwelt, Klimaschutz, Mobilität und Planung 22.05.2025 
Berichterstattung: Ltd. KBD André Hackelbusch   

Kreisausschuss 27.06.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

Kreistag 04.07.2025 

Berichterstattung: Dezernent für Bauen, Planung und Umwelt Michael Ottmann   

 
 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Kreistag des Kreises Warendorf stimmt zu, dass der Kreis Warendorf auf sein 
Kündigungsrecht gem. § 8 Absatz 1 des o. g. Entsorgungsvertrages bis zum 31. 
Dezember 2036 einschließlich verzichtet. 
 
 

Ö  13Ö  13
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Erläuterungen: 
 
Mit Wirkung vom 1. Januar 1993 ist der Entsorgungsvertrag zwischen dem Kreis 
Warendorf und der Abfallwirtschaftsgesellschaft des Kreises Warendorf mbH (AWG) in 
Kraft getreten. Mit diesem Entsorgungsvertrag hat der Kreis die AWG als Dritten im 
Sinne von § 22 Abs. 1 KrWG (damals § 3 Abs. 2 Satz 2 Abfallgesetz) mit der 
Durchführung der Maßnahmen zur Vermeidung, Verwertung und Behandlung der jeweils 
seiner Entsorgungspflicht unterliegenden Abfälle einschließlich der Vermarktung der 
gewonnenen Sekundärrohstoffe sowie der Restabfallentsorgung beauftragt. 
 
Seit dieser Zeit hat die AWG u. a. den Deponiebetrieb der Zentraldeponie Ennigerloh, 
den Betrieb der Recyclinghöfe sowie die Durchführung der Nachsorgeaufgaben für die 
Altdeponien in Ennigerloh, Beckum und Neubeckum übernommen. 
 
Dieser Vertrag wurde bereits zweimal angepasst. Aufgrund eines Kündigungsverzichts, 
der in der Aufsichtsratssitzung und der Gesellschafterversammlung am 13. November 
2019 und im Kreistag Warendorf am 11. Oktober 2019 positiv beschlossen wurde, hat 
der Entsorgungsvertrag eine Laufzeit bis zum 31. Dezember 2032 und verlängert sich 
automatisch um jeweils fünf Jahre, wenn er nicht spätestens ein Jahr vor seinem 
Auslaufen von einem der Vertragspartner schriftlich gekündigt wird. Das wäre zum 31. 
Dezember 2031 der Fall. 
 
Die Kreisverwaltung und die AWG schlagen nun vor, dass der Entsorgungsvertrag in der 
Fassung der Änderung vom 28. Juni 2001 in den Jahren 2031 und 2036 wiederum nicht 
gekündigt werden soll, sodass dessen Laufzeit bis zum 31. Dezember 2042 fortdauert. 
 
Hintergrund dieses Vorschlages ist, dass die AWG Investitions- und Planungssicherheit 
benötigt und der Kreis sich weiterhin der Leistungen der AWG in 
gewohntem/notwendigem Umfang bedienen kann. 
 
Die Zentraldeponie (DK II Deponie) hat nur noch ein Restverfüllvolumen von etwa 1 Mio. 
m³. Der Betrieb ist genehmigungsrechtlich nur bis zum Jahre 2032 zugelassen. Um auch 
weiterhin eine Entsorgungsmöglichkeit für die Kreise Warendorf und Gütersloh zu 
gewährleisten, soll die Deponie um ca. 8 ha erweitert werden. Dies bringt ein 
zusätzliches Volumen von ca. 1,5 Mio. m³ und damit eine Verlängerung der Laufzeit um 
ca. 15 Jahre. Hierzu wurden bereits neue Grundstücksflächen erworben und die 
Plangenehmigung wird vorbereitet.  
 
Aufgrund einer Deponiebedarfsanalyse aus dem Jahr 2019 ist im Weiteren eine Deponie 
der Deponieklasse I in Planung. Die Deponieaufstandsfläche bietet mit ca. 17,9 ha ein 
Verfüllvolumen von ca. 4,0 Mio. m³. Die Entsorgungsmöglichkeiten über beide Deponien 
sind damit mindestens bis 2042 und darüber hinaus gesichert.  
  
Zudem hält die AWG eine gesellschaftliche Beteiligung an der MVA Hamm Eigentümer 
GmbH. Wie bereits in vorherigen Sitzungen mitgeteilt, wird die Rauchgasreinigung der 
Müllverbrennungsanlage erneuert. Die Erneuerung wird durch einen Kredit, 
aufgenommen durch den MVA Hamm Verbund und durch Bürgschaften seitens der 
Städte Dortmund und Hamm sowie den Kreis Unna finanziert. Diese 
Finanzierungsverträge haben Laufzeiten bis zum 31.12.2042. Die Verträge mit den 
Gesellschaftern und dem MVA Hamm Verbund laufen jedoch nur bis zum 31.12.2032, 
weshalb die Kooperation bis 2042 verlängert werden soll.  
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Auch ist die AWG mit 51 % an der Kompostwerk Warendorf GmbH, die für die Bio- und 
Grünabfallentsorgung im Kreis Warendorf zuständig ist, beteiligt. Erst in 2016 und 2017 
wurde die Anlage vollständig modernisiert.  
 
Bereits im Jahr 2000 hatte die AWG die Tochtergesellschaft ECOWEST mit der 
Entsorgung von Abfällen (Hausmüll) durch „Vertrag über die Entsorgung von Abfällen in 
der Anlage zur Aufbereitung von Sekundärbrennstoffen“ beauftragt. Hier stehen 
Ersatzinvestitionen in Anlagentechnik, Arbeitsmaschinen, aber auch im Schwarz/Weiß-
Bereich/Sanitärbereich an.  
 
Zudem hat die AWG die ortsnahen Entsorgungsmöglichkeiten für die Bürger ausgebaut. 
So wurde in 2020 der Recyclinghof in Telgte und in 2021 der Entsorgungspunkt in 
Ennigerloh neu errichtet. Auch wurde erst in 2020 der neue außerschulische Lernort, die 
Wertstoffwerkstatt, erbaut. Die Abschreibungszeiträume für diese Anlagen liegen bei ca. 
20 Jahren. 
 
Der Aufgabenbereich und der Geschäftsbetrieb der AWG machen es erforderlich, 
Investitionsentscheidungen zu treffen und Verbindlichkeiten einzugehen, die im Rahmen 
kaufmännischer Sorgfalt und Wirtschaftlichkeit auf Dauer über das Jahr 2032 hinaus 
angelegt sein müssen. Der Kreis Warendorf ist als öffentlich-rechtlicher 
Entsorgungsträger im Bereich der überlassungspflichtigen Abfälle nach den Vorgaben 
des Abfallrechts grundsätzlich zur Gewährleistung einer langfristigen 
Entsorgungssicherheit verpflichtet, die aktuell unterschritten wird. Diese 
Entsorgungspflicht kann nur einhergehend mit den erforderlichen, langfristig angelegten 
Investitionen erfüllt werden. Es ist daher erforderlich, durch die vertraglichen 
Rahmenbedingungen die langfristig angelegte Aufgabenwahrnehmung durch die AWG 
zu sichern. Andernfalls müssten die Hausmüllentsorgung, das Einsammeln und das 
Befördern von einzelnen Abfallfraktionen sowie die Nachsorgeverpflichtungen auf den 
Kreis Warendorf zurück übertragen werden. 
 
Unter Berücksichtigung der bestehenden Vertragslaufzeiten und der 
Abschreibungszeiten sowie zur Absicherung und Aufrechterhaltung der 
Entsorgungssicherheit wird deshalb vorgeschlagen, von dem beidseitig bestehenden 
Kündigungsrecht im Jahr 2031 sowie 2036 keinen Gebrauch zu machen, sodass die 
Laufzeit des Entsorgungsvertrages bis zum 31. Dezember 2042 fortdauern würde. 
 
Der Aufsichtsrat der AWG hat dem Kündigungsverzicht bereits am 13.03.2025 
zugestimmt. Die Gesellschafterversammlung der AWG wird am 12.06.2025 darüber 
beschließen. 
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